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VORREDE. 



Indem ich den zweiten und letzten Band der „Ar- 
beitergilden der Gegenwart" der Oeffentlichkeit übergebe, 
muss ich einige Worte der Entschuldigung beifügen wegen 
der Verzögerung seines Erscheinens. Als ich die Vorrede 
des ersten Bandes schrieb, hatte ich das zur Ausarbeitung 
dieses Bandes nöthige Material bereits gesammelt und zum 
grossem Theile gesichtet. Ich hoffte deshalb den zweiten 
Band dem ersten in wenigen Monaten folgen lassen zu 
können. Allein einmal wurde ich in der Bearbeitung durch 
meine inzwischen erfolgte Habilitation an der berliner Uni- 
versität aufgehalten. Sodann und hauptsächlich zeigte sich, 
dass zur Erledigung der mir gestellten Aufgabe ein Ein- 
gehen in eine Reihe von Detailfragen nothwendig sei, und 
dass die realistische Behandlung der Letztern, welche ich 
für die einzig richtige halte, mehr Zeit und Mühe erforderte,- 
als ich erwartet hatte. Endlich war es nöthig vor Ab- 
schluss des Kapitels über die Arbeitskammern noch einmal 
nach England zu gehen, um mich persönlich zu vergewissern, 
ob die Bewegung für Arbeitskammem daselbst in dem 
Maasse fortgeschritten sei, als sie während meines Aufent- 
halts in England im Jahre 1869 fortzuschreiten versprach. 
Die auf die Arbeitskammern bezüglichen Resultate 
meiner letzten Reise finden sich in dem vierten Kapitel 
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I 

dieses Bandes niedergelegt, und ich erwähne derselben nur, 
um Gelegenheit zu nehmen, den Herren Mundella und 
Kettle für die mir bei meinen Nachforschungen gewährte 
Unterstützung » meinen Dank auszusprechen. Andere ge- 
sammelte Notizen über die neueste englische Arbeiterbe- 
wegung vorzüglich über die Neunstundenbewegung, konnte 
ich, da der Abschnitt „Die englischen Gewerkvereine und 
der Arbeitstag" bereits fertig gedruckt war, nur mehr in 
den AnmerkHmgen benutzen. 

Was den Standpunkt angeht, von dem ich bei Bear- 
beitung dieses Bandes ausging, so verweise ich auf das in 
der Vorrede zum ersten Bande Gesagte. Nur eine kurze 
Bemerkxmg niöchte ich, um Missverständnissen vorzubeugen, 
dem dort Gesagten noch beifügen. In der letzten Zeit ist 
ein Streit zwischen Anhängern der sogenannten „deutschen 
Freihandelsschule" und Angehörigen der realistischen Schule 
der deutschen Volkswirthe entbrannt. Ich selbst sah mich 
veranlasst, mich an demselben zu betheiligen und gegen- 
über Entstellungen den wahren Standpunkt der realistischen 
Volkswirthe klarzustellen. Und, da die Anhänger der 
„deutschen Freihandelsschule" ihre Bezeichnung als Man- 
chesterschule perhorrescirten, wenn sie auch den „Innern 
Zusammenhang" beider Schulen nicht leugneten, so habe 
ich beide, die Manchesterschule und die „deutsche Freihandels- 
schule" im Gegensatze zu den realistischen Volkswirthen als die 
abstracte Schule bezeichnet. Ich that dies indess nicht um 
der sogenannten „deutschen Freihandelsschule" einen andern 
als den von ihr selbst gewählten Namen zu geben. Im 
Gegentheile: in demselben Aufsatze habe ich erklärt, dass 
„die realistischen Volkswirthe gewiss gerne bereit sein 
würden, ihre Gegner bei jedem Namen zu nennen, den 
diese sich selbst beilegen würden, vorausgesetzt, dass die- 
selben damit nicht beanspruchten, allein Volkswirthe zu 
sein." Allein trotz dieser Erklärung wurde meine Absicht 
missverstanden. Man wies die Bezeichnung als „abstracte 
Schule" mit Entschiedenheit zurück, als ob ich damit der so- 
genannten „deutschen Freihandelsschule" einen Namen hätte 
beilegen wollen. Und da in diesem Bande nicht selten von 
einer abstracten ökonomischen Schule die Rede ist, bemerke 
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ich, um neuen Missverständnissen vorzubeugen, im Voraus aus- 
drücklich, dass diese Bezeichnung rein sachlich und nur mit 
Rücksicht auf die abstracte englische Schule gebraucht ist. 
Sollte ich dagegen fernerhin Gelegenheit haben der sogenann- 
ten „deutschen Freihandelsschule" zu erwähnen, so werde ich 
sie mit dem von ihr selbst gewählten Namen bezeichnen. Aller- 
dings ist derselbe irreleitend. Es scheint nämlich danach, 
als ob die realistischen Volkswirthe nicht Freihändler wären, 
während weder meine Gesinnungsgenossen noch ich gegen 
Freihandel mit andern Waaren als Arbeit je Einwendungen 
erhoben. Allein ich halte es für die erste Bedingung einer 
ehrlichen, sachlichen und anständigen Polemik, die Gegner 
nur bei dem Namen zu nennen, den diese .selbst sich bei- 
legen. 



Berlin, den 3. April 1872. 



L. Brentano, 
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Vor dem Lesen bittet der Verfasser nachstehende Fehler zu berichtigen. 



S. 58 Z. 4 V. o. lies: Parteien, welche, obwohl sie die religiöse und po- 
litische Freiheit zum Losungswort nehmen, doch zum Schutze dieser Freiheit 
bestrebt sind, die Anhänger der Tyrannei in der Freiheit, sie der Knecht- 
schaft zu überliefern, zu beschränken. 
S. 232 Z. 13 V. o. lies: Kenner statt Kennern. 
S. 240 Z. 13 V. o. lies: der als am tiefsten stehend bekannten etc. 
Zu S. 232. Für die Auswanderung gerade der besten englischen Arbeiter 
nach America und Neu-Seeland, wenn sie daselbst höhern Lohn und gün- 
stigere sonstige Arbeitsbedingungen erlangen können, vgl. auch noch qu. 
419, 420. 
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Vorrede; pp. V— VIL 

ERSTES KAPITEL. 
DER ZWECK DER ENGLISCHEN GEWERKVEREINE, 

* 

Zusammenhang der Frage, ob die Arbeit eine Waare sei, mit der Ge- 
werkvereinsfrage, pp. i — 3. i. Was ist die Arbeit? pp. 3—5. 2. Unter- 
schied zwischen der Arbeit und allen andern Waaren, pp. 5 — 7. 3. Be» 
sondere Eigenthümlichkeit des Arbeiters als "Waarenverkäufer, pp. 7 fF. 
Zurückweisung der Lehre, dass, wo es an einer Opposition der Arbeiter 
fehle, die Lohnhöhe willkürlich durch die Verbindung der Arbeitgeber fest- 
gesetzt werde, pp. 9 — ii. 4. Wirkungen der besondem Eigenschaften der 
Arbeit als Waare und des Arbeiters als Waarenverkäuferj pp. 11. 5. In 
Folge der Untre nnbarkeit der Waare Arbeit von der Person ihres Verkäufers 
bestimmt derjenige, der die Verkaufsbedingungen der Arbeit bestimmt gleich- 
zeitig über das gesammte physische, intellectuelle , moralische und sociale 
Dasein der Arbeiter, pp. 11 — 15. 6. Dabei entziehen die Eigenthümlich- 
keiten der Arbeit als Waare und des Arbeiters als Waarenverkäufer dem 
einzelnen Arbeiter jeglichen Einfluss auf diese Bedingungen, pp. 15 — 19. 

7. Die Nothwendigkeit einer besondern Behandlung der Arbeit in Folge 
dieser Eigenthümlichkeiten wurde in den meisten Zeiten von der Gesetz- 
gebung anerkannt, pp. 19 fF. Ersetzung der Maassregeln der Gesetzgebung durch 
Coalitiouen, pp. 20, 21. 8. Einwände der Arbeitgeber gegen Coalitionen, 
pp. 21 — 26. 9. Zweck der Gewerkvereine, p. 26. 10. Zurückweisung irriger 
Angaben über diesen Zweck, insbesondere der Angabe Thornton's, der 
Zweck der Gewerkvereine sei, den Arbeitern die Dictatur zu verschaffen, 
pp. 27 — 31, II, Nachweis, dass nicht der in jedem Augenblicke höchst- 
mögliche Lohn, sondern ein genügendes aber stetiges Einkommen das Streben 
der englischen Gewerkvereine sei, pp. 31 — 38. 12. Stetigkeit des Lohns der 
Gewerkvereinler, pp. 39, 40. 13. Die englischen Gewerkvereine sind keines- 
wegs von nichts Anderem, als von dem Streben nach dem höchstmöglichen 
Lohne beseelt, pp. 40, 41. 14. Würdigung des Standpunkts und der Me- 
thode Thornton's, pp. 31, 41 — 3. Welcl;ie Art der Behandlung der Ge- 
werkvereinsfrage nothwendig ist, p. 43. 

ZWEITES KAPITEL. 
DIE GEWERKVEREINSPOLITIK. 
I. Einleitendes, pp. 44 — 59. 
I. Die englischen Geweikvereine und die Arbeiter der ein- 
zelnen Gewerbe, pp. 44 — 50. Der englische Gewerkverein nichts Andres 
als die Organisation der Arbeiter eines Gewerbes, p. 40. Dies zeigt einmal 
die Verschiedenheit des sittlichen Charakters der verschiedenen Gewerk- 
vereine je nach dem sittlichen Charakter der Arbeiter der verschiedenen 
Gewerbe, p. 45; sodann die Uebereinstimmung der verschiedenen, von ein- 
zelnen Gewerkvereinen erstrebten Maassregeln mit den Bestrebungen der 
Masse der Arbeiter der verschiedenen Gewerbe, pp. 46 — 48; femer der Um- 
stand dass die englischen Gewerkvereine auch im wirklichen Leben die 
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Masse dieser Arbeiter repräsentiren, pp. 48, 49; endlich die Thatsache, dass 
die Wirkung ihrer Thätigkeit sich auf die Gesammtheit der Arbeiter er- 
streckt, pp. 49, 50. — 2. Der Grundzug der Gewerkvereinspolitik, 
pp. 50 — 55. Die gesammte Gewerkvereinspolitik ist berechnet jfur den Mittel' 
schlag, p. 5a Ge werk vereine zeigen sich hierin als Ergänzung der National- 
ökonomie auf Grundlage voUkommner Freiheit, pp. 50, 51. Diesem Grund- 
zuge entspricht der Charakter der Bestandtheile der Gewerkvereine, pp. 51, 
52. Gewerkvereine haben ausgezeichnete Arbeiter nicht in ihrer Entwicklung 
gehindert, pp. 53, 54. Ohne ihre Politik würde die grosse Masse der Ar- 
beiter nicht einmal das Mittelmaass erreichen, pp. 54, 55. — 3. Die eng- 
lischen Gewerkvereine und die Nichtgewerkvereinler, pp. 56 — 59. 
IL Directe Maassnahmen zur Regelung der Arbeits- 
bedingungen, pp. 59 — 130. 

I. Die englischen Gewerkvereine und der Zeitlohn, pp. 60 — 72. 
a) Ihr Verhalten rücksichtlich der Summe, die der einzelne Arbeiter erhält, 
pp. 60—67. Sie überlassen die Festsetzung derselben dem individuellen 
Vertrage zwischen Arbeitgeber und Arbeiter, p. 60. Sie verlangen von 
ihren Mitgliedern, dass sie das Lohnminimum d. h. den an einem bestimmten 
Orte zu einer bestimmten Zeit herrschenden allgemeinen Lohnsatz verdienen, 
p. 61. Grund: Furcht vor Herabdrückung des Lohnes, p. 6u Klagen über 
dieses Verlangen der Gewerkvereine und ihre Berechtigung, pp. 61 — 65. 
Art und Weise, wie die Gewerkvereine dies Verlangen geltend machen, 
p. 65. Ausgleichung des innerhalb eines Landes bestehenden Lohnsatzes 
durch die Gewerkvereine, p. 66. Urtheil über diese Bestrebungen, p, 67. 
— b) Verhalten der Gewerkvereine rücksichtlich des Quantums der von dem 
Arbeiter für eine bestimmte Summe geleisteten Arbeit, pp. 67 — 72. Sie be- 
schränken dieses Quantum nicht, p. 68. Dies thun nur gewisse Zweige der 
Baugewerbe, pp. 68, 69. Ungerechte Anschuldigungen, p, 69. Verbot des 
„Jagens" in gewissen Zweigen der Baugewerbe, p. 70, 71. — 2. Verhalten 
der englischen Gewerkvereine gegenüber Contractarbeit, pp. 
72 — 80. Ihr Abscheu vor Mittelspersonen, pp. 72 — 74. Verbot der Maurer 
unter einer Mittelsperson zu arbeiten, p.*74. Verhalten der Arbeiter der 
Eisenindustrie gegenüber Mittelspersonen*, pp. 74, 75. Die Maschinenbauer 
verlangen die Betheiligung der unter denselben Arbeitenden an ihrem Ge- 
winne, pp. 75, 76. Gruppenaccordarbeit bei den londoner Schiffbauern, pp. 
76 — 79. Urtheil, p. 79. — 3. Verhalten der englischen Gewerk- 
vereine gegenüber Stücklöhnung, pp. 80 — 85. Der Vorwurf, dass 
die Gewerkvereine gegen Stücklöhnung seien, ist unbegründet, p. 80, Grund, 
warum die Gewerkvereine der Neueinführung der Stücklöhnung widerstreben, 
pp. 8r, 82. Gewerkvereine verlangen Stücklöhnung nach feststehender, ge- 
meinsam geregelter Preisliste, pp. 83 — 5. — 4. Die englischen Gewer k- 
vereine und der Arbeitstag, pp. 85—102. — a) Grund des Bestrebens 
denselben zu kürzen, Fürsorge für Gesundheit und Bildung, p. 86. Zweck- 
mässigkeit der Berechnung des Lohns nach Stunden, pp. 87 — 9. — b) Ur- 
sachen, welche dieses Bestreben hervorriefen, pp. 89—90. Geschichte des 
englischen Arbeitstags und der englischen Arbeitsgesetzgebung, pp. 89 — 92, 
Die Gewerkvereinsbewegung um Kürzung des Arbeitstags ist die die Thätig- 
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keit der Gesetzgebung ergänzende Thätigkeit der Selbsthülfe, p. 92. Die Ge- 
werkvereinsbewegung, einmal in Fluss gerathen, ging weiter als die Gesetz, 
gebung, p. 93. Ihr Ziel der achtstündige Arbeitstag, pp. 93, 94. — c) Recht- 
fertigung des Strebens den Arbeitstag zu kürzen und Beseitigung der Ein- 
wendungen dagegen, pp. 94 — 99. — d) Gleichzeitig mit Kürzung des Arbeits- 
tags wird vermehrte Fürsorge für geistiges "Wohl der Arbeiter nöthig, p. 99. 
In wieweit diesem Bedürfhisse genügt wird, pp. 99 — 102. — 5. Die eng- 
lischen Gewerkvereine und Uebcfrzeitarbeiten, pp. 102 — 107. 
Systematisches Ueberzeitarbeiten ; Beweggründe der Fabrikanten dazu ; Gründe 
der Arbeiter dagegen, pp. 103 — 6. Berechtigtes Ueberzeitarbeiten und 
Stellung der Gewerkvereine dazu, pp. 106, 107. — 6. Die englischen 
Gewerkvereine und die Entlassung von Arbeitern, pp. 107 — 109. 
Miethsdauer, pp. 107, 108. Kündigung, p. 108. Entlassung von Arbeitern, 
weil sie thätige Mitglieder des Gewerkvereins, pp. 108, 109. — 7. Die 
englischen Gewerkvereine und die Bezahlung des Arbeiters, 
pp. 109 — 123. Lohnconfiscationen , pp. iio — 113. In Hütten- und Walz- 
werken, pp. HO, III. In der Töpferei, p. in. In den Kohlengruben, 
III, 112. Schlechtes Wiegen, p. 113. Unrichtige Wägeinstrumente, p. 114. 
Bezahlung der Arbeiter in Schenken, p. 115. Das Trucksystem, p. 116 — 20. 
Truckgesetzgebung, pp. 116, 117, Umgehung derselben, bes. mit Hülfe 
langer Zahlungstermine, pp. 117 — 9. Wirkung der Gewerkvereine auf Be- 
seitigung des Trucks, pp. 119, 120. Das Cottagesystem , pp. 120—3. — 
8. Die englischen Gewerkvereine und der Schutz der Person des 
Arbeiters bei seiner Arbeit, pp. 123 — 128. Die Gewerkvereine und 
der Mangel an Ventilation in den Bergwerken, pp. 123, 124. Sorge für 
gesunde Arbeitsstätten in andern Gewerben, p. 125. Verbannung der Weiber 
aus den Bergwerken, p. 125. Verlangen, dass die Weiber nicht an den 
Schachtmündungen beschäftigt würden, p. 126. Ein americanischer Hütten- 
besitzer über Kinder- und Frauenarbeit, pp. 127, 128. Weigerung der 
Gewerkvereinler mit anrüchigen Arbeitern zusammen zu arbeiten, p. 128. 
— 9. Die englischen Gewerkvereine und der Schutz der Arbeiter 
gegenüber ihren Vorgesetzten, pp. 128 — 130. Zu Aufsehern und 
Beamten, pp. 128, 129. Das Livrtt, pp. 129, 130. Schutz der Arbeiter bei 
Nichterfüllung des Arbeitsvertrags seitens der Arbeitgeber, p. 130. 

III. Die Regelung des Angebotes der Arbeit, pp. 130 — 188. 
I. Die englischen Gewerkvereine und das Angebot von Ar- 
beit in einem gegebenen Augenblicke, pp. 130 — 142. Der Gewerk- 
verein giebt dem Arbeiter erst die Möglichkeit gleich einem andern Waaren- 
verkäufer seine Waare vom Markte zurückzuziehen, p. 131. Nur er ermög- 
licht den englischen Arbeitern ihren Standard of Life hochzuhalten, p. 132. 
Die Volkswirthschaftslehre billigt diese Zurückziehung, p. 133. Sie ist 
jedoch im Unrecht, wenn sie glaubt, das Selbstinteresse jedes Einzelnen 
werde derartige Zurückziehung veranlassen, pp. 133 — 6. Dies ist nicht 
einmal immer für die vereinzelten Verkäufer andrer Waaren als Arbeit 
zutreffend, pp. 133 — 5; noch weniger aber für die vereinzelt stehenden Ar- 
beiter, pp 135, 136. Stehen die Arbeiter vereinzelt, so hat ein Sinken des 
Lohns statt einer Minderung stets eine Vermehrung des Angebots von Arbeit 
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und weiteres Sinken des Lohns zur Folge, pp. 136 — 8. Nur durch Gewerk- 
vereine wird dies verhindert, pp. 138, 139. Ausgleichung des Angebots der 
Arbeit durch die Gewerkvereine, pp. 139 — 142. — 2. Die englischen 
Gewerkvereine und die Befugniss zum Gewerbbetriebe, pp. 142 
— 170. Regelung des zukünftigen Angebots von Arbeit erfordert und durch 
die Gewerkvereine ermöglicht durch directe und indirecte Beschränkungen 
des Angebots, p. 142. Die Gewerkvereine verlangen die erlangte Voll, 
kommenheit in dem zu betreibenden Gewerbe, p. 142. Eigentliche Gewerk- 
vereine nur unter gelernten Arbeitern möglich, p. 143. — a)Die englischen 
Gewerkvereine und die Heranbildung zu einem Gewerbe, pp, 
142 — 155. Sie fordern Zurücklegung einer bestimmten Lehrzeit oder sonstigen 
Nachweis der erlangten Geschicklichkeit, pp. 143, 144. Adam Smith's 
Einwendungen gegen Lehrzeit, p. 144. Erwiderung der Vertheidiger der 
Lehrzeit, pp. 145 — 8. Die Ge werk vereine wünschen die Abschliessung eines 
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ERSTES KAPITEL. 

DER ZWECK DER ENGLISCHEN GEWERKVEREINE. 

Erörterungen über Fragen des öffentlichen Lebens durch eine 
begriffliche Untersuchung einzuleiten, ist heutzutage ein Wagstück. 
Der Spitzfindeleien über Begriffe müde verlangen wir nach exacter 
Durchforschung concreten Materials, und zuverlässige Thatsachen, 
aus denen wir allgemeine Sätze induciren können, sind uns, selbst 
unverarbeitet, ofl lieber als die geistreichsten Deductionen aus 
willkürlichen allgemeinen Principien. Dieser Widerwille gegen Unter- 
suchungen über Natur und Wesen einer Erscheinung lässt sich aber 
besonders auf wirthschaftlichem Gebiete begreifen. Denn statt in 
einer Wissenschaft, welche wie die Volkswirthschaftslehre mitten in 
den Lebenszuständen steht, und deshalb stets auf Erforschung der 
empirischen Wahrheit angewiesen ist, die Begriffe den concreten 
Erscheinungen des geschichtlichen Lebens genau anzupassen und 
sie dann zu benützen zur Sichtung und Erklärung dessen, was ist, 
haben. Anhänger der beiden extremen Parteien, die sich auf 
wirthschaftlichem Gebiete gegenüberstehen, auf halb wahren und 
einseitigen Definitionen ihre Lehren aufgebaut über das, was sein 
soll. Ich erinnere nur an die zu Gemeinplätzen gewordenen und 
dennoch unrichtigen und für die exacte Volkswirthschaftslehre vöUig 
unfruchtbaren Definitionen des Kapitals, sei es als „ersparte", „auf- 
gehäufte", „vorausgethane" Arbeit oder als „geronnene Arbeits- 
zeit" und als „Arf)eitsgallerte". Unter diesen verschiedene;! Aus- 
drücken verbirgt sich dieselbe Idee, und gleich consequent hat man 
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aus ihr Folgerungen abgeleitet einerseits für ein rücksichtsloses Aus- 
beutungsrecht des Eigenthums, andererseits für das Unberechtigte 
jeglichen Zinses. Das Entgegengesetzte dieser Folgerungen schon 
müsste zeigen, dass der einzige Gewinn, welchen Deductionen aus 
dieser Idee für die Wissenschaft bringen, in der Zerstörung der 
einen daraus abgeleiteten Theorie durch die andre besteht. 

Wenn ich trotz dieser Anerkennung der Berechtigung der gegen 
metaphysische Nationalökonomie gerichteten Bedenken meine Etar- 
legung der Theorie der englischen Gewerkvereine mit einer Erör- 
terung über die besondere Natur der Arbeit als Waare beginne, so 
ist der Grund, dass ich mich der gerügten Fehler nicht schuldig zu 
machen hoffe. Denn nicht nur, dass ich nicht beabsichtige auf 
meine Erörterung eine Lehre zu bauen über das, was sein soll, 
hoffe ich auch keinerlei allgemeinen Sätze aufzustellen über das, 
was ist, welche nur auf Deductionen aus der besondern Natur der 
Arbeit beruhen. Alle allgemeinen Sätze, zu denen ich kommen 
werde, werden sich vielmehr als das Ergebniss der Erfahrung zeigen, 
und ich beabsichtige nur die Lehre der letzteren als schon in der Na- 
tur der Arbelt begründet, nachzuweisen. Abgesehen aber hiervon 
steht auch der Gegenstand dieser Untersuchungen mit einer solchen 
Erörterung im engsten Zusammenhange. 

An diesen Zusammenhang wird Jeder, der sich der Mühe unter- 
zieht, auch nur die vorzüglichsten der zahllosen über die Gewerk- 
vereine erschienenen Schriften oder die Discussionen zu studiren, die 
sich an jede Erörterung der Gewerkvef einsfrage, — z. B. auf den 
englischen Congressen für Socialwissenschaft/ — anknüpften, durch 
die fast regelmässige Wiederkehr einer äusserlichen Erscheinung er- 
innert. An die Besprechung der Gewerkvereine knüpft sich näm- 
lich fast stets eine Prüfung ob die Arbeit eine Waare sei oder 
nicht. Eine recht überflüssige Erörterung, wird gewiss jedem öko- 
nomisch Geschulten scheinen: denn was ist Waare? offenbar Alles, 
was gekauft und verkauft wird. Nun verpflichtet sich der Arbeiter 
zu einer gewissen Thätigkeit gegenüber dem Arbeitgeber und dieser 
sich zu einer Gegengabe. Beides, Leistung wie Gegenleistung, haben 
ihren Preis; sie werden gegeneinander vertauscht; der Arbeitgeber 
kauft die Arbeit und verkauft seine Gegenleistung; der Arbeiter 
kauft die Gegenleistung des Arbeitgebers und verkauft sdne Arbeit: 
Arbeit. wie Gegenleistung sind demnach Waare. 

In der That wüsste ich nicht, was sich Stichhaltiges hiegegen 
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einwenden Hesse, man müsste denn den Begriff der Waare will- 
kürlich ändern oder beschränken. Aber trotzdem liegt dem Proteste, 
der von so vielen geistvollen Männern von den verschiedensten Stand- 
punkten aus gegen die Bezeichnung der Arbeit als Waare eingelegt 
wird, eine verschleierte Wahrheit zu Grunde. Ist die Arbeit näm- 
lich unzweifelhaft eine Waare, so ist damit doch nicht ausgeschlossen, 
dass sie als Waare besondere Eigentnümlichkeiten habe. Es ist 
möglich, dass sie sich von allen andern Waaren dermaassen unter- 
scheidet, dass es als unstatthaft erscheint, sie absolut gleichmässig 
•wie alle andern Waaren zu behandeln. Und sie hat solche Ver- 
schiedenheiten! Ja, es ist sogar ein innerer Grund vorhanden, warum 
sich an die Erörterung der Gewerk Vereinsfrage stets eine Erörterung 
über den Waarencharakter der Arbeit anschliesst. Auf den be- 
sonderen Verschiedenheiten zwischen Arbeit und andern Waaren 
beruht das ganze System der Gewerkvereine. Ohne Erkenntniss 
derselben lässt sich dieses gar nicht verstehen. Es bedarf vor Be- 
sprechung der Theorie der Gewerkvereine nothwendig der Hervor- 
hebung dieser Verschiedenheiten. 

I. Also vor Allem, was ist die Arbeit? 

Hermann in seinen staatswirthschaftlichen Untersuchungen 
theilt die Güter, die dem Menschen zur Befriedigung seiner Be- 
dürfnisse zu Gebote stehen, in innere und äussere. „Was jeder als 
Gabe in sich findet oder was er freithätig in seinem Innern erzeugt 
ist ihm inneres Gut; äusseres, was er durch den Beistand der Aussen- 
welt zur Befriedigung eines Bedürfnisses herstellt oder erhält." Als- 
bald schreitet dann Hermann zur Eintheilung der äussern Güter 
in vvirthschaftliche, d. h. in solche, die mit Aufopferung erlangt 
werden, und in freie, die sich ohne Aufopferung darbieten. Die 
letztern, als im tauschwirthschaftlichen Systeme irrelevant, kommen 
weiter nicht in Betracht. Dagegen zerfallen die wirthschaftlichen 
Güter wieder in solche, die unmittelbar zur Befriedigung eines un- 
mittelbaren Bedürfnisses dienen, wie Brod und Wein zur Befriedigung 
des Nahrungsbedürfnisses des Consumenten, wie Kleider, Häuser, 
Bilder, Schmuck, Bücher und die nicht aufzuzählenden übrigen Dinge, 
die zur direkten Befriedigung der physischen, intellectuellen und 
moraliscnen Bedürfnisse des Consumenten dienen. Sie sind identisch 
mit den von Hermann Verbrauchsvorrath und Nutzkapital ge- 
nannten Dingen, die aber logisch richtiger mit Schäffle als Genuss- 
vermögen zusammengefasst werden dürften. Diesem Genussver- 
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mögen gegenüber stehen die wirthschaftlichen Güter, die erst 
mittelbar zur Befriedigung eines unmittelbaren Bedürfnisses dienen, 
deren Zweck es ist, erst Güter zur unmittelbaren Bedürfnissbefrie- 
digung zu verschaffen: das Kapital. 

Vollkommen analog den äussern Gütern zerfallen die innern. 
Auch hier giebt es freie Güter, die sich ohne Aufopferung darbieten, 
die jemand „als Gabe in sich findet'*; auch hier Güter, die nur mit 
Aufopferung erlangt werden, die jemand erst „freithätig in seinem 
Innern erzeugt hat". Aber ungleich den freien äussern Gütern 
stehen die freien innern Gaben nicht jedem in gleichem Maasse zu 
Gebote; sie kommen deshalb ökonomisch wohl in Betracht; und sie 
sind die Ursache eines grössern oder geringeren Ertrags für ihren 
Besitzer, ähnlich wie die grössere Fruchtbarkeit oder günstigere Lage 
eines Ackers dessen grössere oder geringere Erträge bestimmt. 
Aber weiter zerfallen die innern Güter analog den äussern: ihr 
Besitzer kann sie entweder direct zur Befriedigung seiner physischen, 
intellectuellen oder moralischen Bedürfnisse verwenden: es ist dies 
dann eine Thätigkeit, die sich selbst Zweck ist, nämlich Geniessen; 
oder er kann seine innern Güter auf die indirecte Befriedigung 
seiner verschiedenen Bedürfnisse verwenden, d. h. darauf, sich erst 
Mittel, seien es äussere oder innere, zu ihrer Befriedigung zu ver- 
schaffen. Der Zweck dieser Thätigkeit, der Arbeit, liegt dann, un- 
gleich dem des Geniessens, ausser ihr selbst. Wollte man der 
Summe der innern Güter, insofern diese zur directen Befriedigung 
der Bedürfnisse des Menschen dienen, einen besondern Namen geben > 
so liesse sie sich als inneres Genussvermögen bezeichnen. Insofern 
sie zur indirecten Befriedigung der Bedürfnisse verwandt wird, heisst 
sie Arbeitskraft. 

Diese Summe der innern Güter aber ist nichts anderes wie der 
ganze Mensch selbst. Wie schon Engel in seinen geistreichen Vor- 
lesungen über den Preis der Arbeit ausgeführt hat, arbeitet der 
Mensch bei jeder einzelnen Arbeit mit allem, womit die Natur ihn 
ausgerüstet hat, mit Leib, Verstand und Herz. Und wie bei jeder 
Arbeit so sind diese drei Organe auch bei jedem Genüsse thätig. 
Natürlich ist hier wie dort im einzelnen Falle der Grad der Mit- 
wirkung des einzelnen Organs verschieden. Das charakteristische 
Merkmal jedoch, welches die Arbeit vom Genuss unterscheidet, ist 
keineswegs die mit der erstem regelmässig verbundene Anstrengung. 
Gar manche Thätigkeit ist ökonomisch als Arbeit zu bezeichnen, 
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die nur mit künstlicher Ausdehnung des Wortes Anstrengung ge- 
nannt werden konnte. Nehmen wir z. B. eine furchtsame Familie, 
welche, wenn auch vielleicht ganz unnöthig und nur zu ihrer Be- 
ruhigung einen Schutzmann miethet, damit er Nachts in ihrem Hause 
verweile. Nur sein Vorhandensein im Hause werde gefordert; er 
selbst dürfe dabei vollkommener Ruhe pflegen und schlafen. Dieses 
Nachts im Hause Verweilen lässt sich ohne jegliche Anstrengung 
denken. Und doch ist es als ein Zustand, der seinen Zweck ausser 
sich selbst hat, als eine Thätigkeit, die der Schutzmann nur vor- 
nimmt, um sich Mittel zur Befriedigung seiner Bedürfnisse zu ver- 
schaffen, ökonomisch für ihn eine Arbeit. Aber abgesehen davon, 
dass zu dem Begriffe der Arbeit das Vorhandensein einer Anstren- 
gung keineswegs erfordert werde, beweist dieses Beispiel, dass, wie 
die Tauschgüter, je nachdem wir sie in einem besondern Verhält- 
nisse zu ihrem Besitzer betrachten, als Genussvermögen oder als 
Kapital erscheinen, auch der Mensch selbst, je nachdem wir ihn 
in dem einen oder dem andern ' Verhältnisse zu sich selbst be- 
trachten, als Selbstzweck oder als Arbeitskraft erscheint, dass ein 
und dieselbe menschliche Thätigkeit, je nach ihrem Zwecke, Ge- 
niessen sein kann oder Arbeit. 

Da sich also als das Hauptresultat der vorgehenden Erörterung 
ergiebt, dass die Arbeitskraft nichts Anderes ist als der Mensch 
selbst, in einem besondern Verhältnisse zu sich selbst betrachtet, 
erhalten wir als Antwort auf unsere obige Frage, dass die Arbfeit 
nichts Andres ist, als die Nutzung vom Menschen in eben diesem 
Verhältnisse. 

2. Ist nun der Umstand, dass die Arbeit als Nutzung kein „tast- 
bares, sichtbares Ding*' ist, ein sie von andern Waaren unterschei- 
dendes Merkmal? Harris on hat auf Grund dieser Untastbarkeit 
und Unsichtbarkeit die Waarenqualität der Arbeit überhaupt leugnen 
wollen*). Allein unterscheidet sich die Arbeit dadurch auch von 
den meisten Waaren, so hat sie diese Eigenschaft doch mit allen 
Nutzungen gemein, wie z. B. mit der Nutzung eines Hauses, eines 
Pferdes; und, während sich dem Hausvermiether oder Pferdeverleiher 
unmöglich abstreiten lässt, dass er eine Waare ausbiete und ver- 
kaufe, steht die Nutzung von ihrem Kapitale, welche diese Kapital- 
vermiether verkaufen, zu ihrem Kapitale in demselben Verhältnisse 
vde die Arbeit zur Arbeitskraft. Da demnach die Kapitalnutzungen 
unter allen Waaren diejenigen sind, welche mit der Arbeit die 
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grÖsste Aehnlichkeit haben, kann nur der weitere Vergleich der 
Arbeit mit ihnen das wesentliche Merkmal, wodurch sich die Arbeit 
von allen andern Waaren unterscheidet, ergeben. 

Betrachtet man die Kapitalnutzungen, so tritt sofort klar zu 
Tage, dass sie in so engem und untrennbarem Zusammenhang stehen 
mit dem Kapitale, dass das Schicksal des Kapitals vollkommen 
durch das seiner Nutzung bestimmt wird, ja dass diese Nutzung gar 
nicht möglich ist ohne vollkommene Herrschaft über das Kapital. 
Ganz dasselbe gilt für das Verhältniss zwischen Arbeit und Arbeits- 
kraft. Wer einem Andern seine Arbeit verkauft, vermiethet ihm da- 
durch die Herrschaft über seine Arbeitskraft. Ausser dieser Aehn- 
lichkeit aber besteht keine weitere zwischen Arbeit und Kapital - 
nutzung. Das Kapital vielmehr, dessen Nutzung die Waare ist, ist 
selbst auch Waare; es ist etwas von seinem Besitzer vollkommen 
Gesondertes; es wird von seinem Besitzer oder von dessen Vor- 
gänger im Besitze erst willkürlich producirt, um bestimmten Zwecken 
zu dienen, und der Besitzer ist deshalb für das Dasein ties Ge- 
nutzten wie für das Angebot der Nutzung desselben verantwortlich. 
Ganz anders aber ist es mit der Arbeitskraft; sie ist nicht Waare, 
sondern, wie erörtert, nichts Anderes als der Mensch selbst; sie ist 
nicht willkürlich von ihrem Besitzer producirt und dieser nicht selbst 
für ihr Dasein verantwortlich; beide kommen als eine untrennbare 
Einheit zusammen und unabhängig vom eigenen Willen in die Welt, 
und zwar hat diese Einheit nicht Zwecke ausser sich selbst, sondern 
ist Selbstzweck. Darin nun, dass in dem einen Falle der Verkäufer 
selbst etwas Verschiedenes ist von dem Genutzten, dessen Nut27ung 
verkauft wird, darin, dass das Genutzte, das Kapital, selbst Waare 
ist; darin, dass im andern Falle der Verkäufer selbst identisch ist 
mit dem Genutzten, dessen Nutzung verkauft wird, darin, dass dieses 
Genutzte nicht Waare ist sondern Selbstz\veck und das Centrum des 
ganzen Wirthschaftssystemes, liegt der ganze Unterschied der Arbeit 
von andern Waaren und zwar ein gewichtiger. Denn da Jeder, der 
die Nutzung von etwas kauft, dadurch nothwendig die Herrschaft 
über das Nutzung Gebende erlangt, erwirbt der Käufer der Arbeit 
durch seinen Kauf auch die Herrschaft über die Arbeitskraft d. h. 
über den ganzen Menschen, also auch über dessen inneres Genuss- 
vermögen und dessen Genüsse, über dessen ganzes physisches, 
intellectuelles, moralisches und sociales Dasein. 

In der absolut unlösbaren Verbindung der Arbeit und ihres 
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Verkäufers besteht aber nicht nur ein gewichtiger Unterschied der 
Arbeit von allen andern Waaren; es besteht darin auch der einzige. 
Eine Anzahl andrer Eigenschaften, welche als für die Arbeit cha- 
rakteristisch aufgeführt wurden, sind nur Consequenzen dieses Haupt- 
unterschieds. Viele andre der als unterscheidend oft aufgeführten 
Merkmale enthalten dagegen gar nichts Charakteristisches. Vielmehr 
lässt sich Beesly's Ausspruch über die Discussion der Waaren- 
qualität der Arbeit auf dem Social Science Congress von 1860, dass 
sie der Art gewesen sei, wie man sie von einem weiblichen De- 
battirclub erwartet haben würde % auf alle englischen Besprechungen 
dieser Frage ausdehnen. E$ herrscht in allen ein absoluter Mangel 
an logischer Schärfe. Dies gilt auch von dem von Beesly selbst 
angegebenen Unterschiede. Ja Thomas Hughes, der Beesly *s 
besondern Unmuth erregte, weil er die Arbeit als etwas Lebendes 
bezeichnete, das sich von Baum wollen waaren dadurch unterscheide, 
dass es den Arbeitskäufer fördern und hemmen könne ^), kam der 
Wahrheit näher als der Unterschied, den Beesly für den einzig 
richtigen erklärte, und den später auch Thornton'^) seinen Aus- 
führungen zu Grunde legte. Nach beiden besteht dieser Unter- 
schied darin, dass die Arbeit als Produkt der Zeit sich nicht auf- 
bewahren lasse; jede Minute, in der die Arbeitskraft nicht genutzt 
werde, sei unwiederbringlich verloren, und mit der Zeit, in der die 
Arbeit hätte geschehen können, auch die Arbeit, Allein dies ist 
keineswegs eine Eigen thümlichkeit der Arbeit, sondern die jeder 
Nutzung, ebenso derjenigen von Kapitalien, wie z. B. von Häusern, 
Pferden, wie der von Arbeitskraft. Auch hat Beesly dies selbst 
anerkannt, und er meint mit Recht, es Hessen sich deshalb keinerlei 
ethischen Consequenzen aus diesem Unterschied ziehen. Wohl aber 
ergeben sich solche Consequenzen aus dem oben als einzig unter- 
scheidend angeführten Merkmale, das übrigens, nebenbei bemerkt, 
der deutsche Uebersetzer des Buches von Thornton viel richtiger 
als dieser bereits erkannt hat^). 

3. Abgesehen aber von dem besondern Merkmale der Waare des 
Arbeiters findet sich regelmässig mit seiner Person eine Eigenschaft 
verbunden, welche, wenn sie auch nicht der Arbeit selbst zukommt, 
das Eintreten der mit deren Besonderheit als Waare verbundenen 
Wirkungen erleichtert und diese Wirkungen selbst verstärkt. In der 
Regel nämlich ist der Arbeiter arm. Er hat nichts um sein Leben 
zu fristen, als den Verkauf seiner Arbeit. Giebt es nun auch für 
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Verkäufer anderer Waaren Zeiten, in denen ausserordentliche Um- 
stände, wie z. B. der Verfalltag von Wechseln, zu unbedingtem 
Verkaufe drängen mag, so hat Thornton^ doch Recht, wenn er 
den Arbeiter als ständig in der Lage des Falliten befindlich be- 
zeichnet, der um jeden Preis losschlagen muss, und dessen Aus- 
verkauf zu Spottpreisen sprüchwörtlich geworden ist. Er muss sich 
also jeglichen Lohn und jegliche Arbeitsbedingungen, und, wegen 
des engen Zusammenhangs seiner Waare mit ihm selbst, somit jeg- 
liche Herrschaft über sich selbst gefallen lassen. 

Wie ich aber nur einen einzigen Unterschied der Arbeit von 
andern Waaren anerkennen konnte, so ist meines Dafürhaltens die 
Armuth des Arbeiters die einzige mit seiner Persönlichkeit verbun- 
dene Eigenschaft, durch die er sich regelmässig von andern Waaren- 
verkäufern unterscheidet. Beesly^ hat, und Thornton®) ist ihm 
hierin genau gefolgt, als weitern Unterschied aufstellen wollen, dass 
während auf jedem andern Gebiete des Handels die Zahl der Käufer 
weit grösser sei, als die der Verkäufer, auf jeden Arbeitgeber ein 
Dutzend oder ein Schock oder Hunderte von Arbeitnehmern kom- 
men. Aber einmal ist dies keineswegs für alle Arten von Arbeitern 
der Fall. Die Zahl der nach der Arbeit von Dienstboten Nach- 
fragenden ist z. B. sehr gross, beinahe so gross als die der Dienst- 
boten selbst. Dann aber giebt es eine Menge von Waaren ausser 
Arbeit, deren Verkäufer überwältigend zahlreicher sind als die Käufer. 
Fast alle Rohprodukte werden in erster Hand vielen Verkäufern 
abgekauft, um nach ihrer Bearbeitung unter viele Käufer vertheilt 
zu werden. 

Ebensowenig nun wie dieser von Beesly und Thornton sta- 
tuirte Unterschied zwischen Arbeitern und andern Waarenverkäufern, 
bestehen die verschiedenen Wirkungen, die sie aus demselben für 
die Fixirung des Lohns und für die des Preises andrer Waaren 
ableiten. Allerdings sind mit der grossen Zahl der Concurrenten 
erhebliche Nachtheile für den Arbeiter verbunden, indem dadurch 
die Wirkung seiner Armuth, um jeden Lohn arbeiten zu müssen, 
verstärkt wird. Keineswegs aber ist richtig, dass während der Preis 
aller Waaren ausser Arbeit durch den Wettbewerb oder vielmehr das 
Einverständniss der Verkäufer festgesetzt wird, der Preis der Arbeit 
durch die Coalition der Käufer bestimmt wird^). Thornton hat 
dies allerdings vollkommen logisch aus jenem angeblichen Unterschiede 
deducirt. Aber die Irrigkeit seiner Behauptung ist ein neuer Beweis 
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für die Gefahr in einer Wissenschaft, die wie die Nationalökonomie 
stets auf die Erforschung empirischer Wahrheit hingewiesen ist, all- 
gemeine Sätze auf Deductionen zu bauen. 

Wenn nämlich Thornton lehrt, dass, wo es an einer Oppo- 
sition der Arbeiter fehle, die Lohnhöhe willkürlich durch die Ver- 
bindung der Arbeitgeber festgesetzt werde, und dass in Folge davon 
selbst unter Verhältnissen, welche den Preis jeder andern Waare in 
die Höhe treiben würden, d. h. bei steigender Nachfrage, der Lohn 
nie die Höhe erreiche, welche das Ergebniss des Wettbewerbs der 
Arbeitgeber gewesen sein würde '°), so widerspricht dies dem wirk- 
lichen Leben vollständig. Ebenso wenig besteht die grössere Leich- 
tigkeit der Arbeitgeber, Coalitionen einzugehen, welche Beesly aus 
ihrer geringern Zahl ableitet^. Beide, Beesly und Thornton, 
berufen sich allerdings auf das, wie mir scheint, von Arbeiterfreunden 
sehr oft gemissbrauchte Zeugniss Adam Smith's. „Die Meister", 
sagt dieser '') „sind immer und überall in einer stillschweigenden 
aber stetigen und gleichförmigen Coalition, den Lohn nicht über 
seinen jeweiligen Satz zu erhöhen. Freilich hören wir selten von 
dieser Coalition, weil sie das gewöhnliche ist und man möchte sagen 
der natürliche Zustand der Dinge, von dem Niemand je hört. Auch 
gehen die Meister mitunter besondere Coalitionen ein, um den Lohn 
unter diesen Betrag zu senken." Der letzte Theil dieses Ausspruchs 
ist unzweifelhaft richtig. Mit dem ersten Theile desselben scheint 
es mir jedoch wie mit vielen andern Aussprüchen Smith's zu gehen, 
die nur historisch wahr sind, d. h. vollständig berechtigt zu seiner 
Zeit waren, heute jedoch nicht mehr zutreffen. Wir müssen uns 
erinnern, dass als Smith schrieb, nur erst in sehr wenigen Gewerben 
Grossbetrieb stattfand. Unter den sich bekannten kleinen Meistern 
der localen Gewerbe sind solche sich von selbst ergebende Einver- 
ständnisse gegen Lohnerhöhungen wohl denkbar. Die neu auf- 
kommenden Grossindustriellen dagegen hatten durch das Bieten 
höherer Löhne die Arbeiter erst von andern Beschäftigungen und 
von ihren Mitbewerbern weg an sich heranzulocken. Was dann die 
Zeit nach Smith angeht, so beweisen der Bericht der Social Science 
Association über Gewerkvereine, der ausser den eignen Aufnahmen 
der Gesellschaft auch Auszüge aus den parlamentarischen Berichten 
von 1824, 1825 und 1838 giebt, sowie der Bericht der königl. Com- 
mission über Gewerkvereine allerdings das Dasein zahlreicher Coa- 
litionen der Arbeitgeber. Hätte aber Thornton nach diesen Quellen 
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gearbeitet, statt, was freilich viel bequemer, von aprioristischen Con- 
structionen auszugehen, so würde er [wissen, dass sich von keiner 
dieser Coalitionen nachweisen lässt, dass sie „wo es an einer Oppo- 
sition der Arbeiter fehlte" entstanden, um die „Lohnhöhe willkürlich" 
festzusetzen. Wohl aber wird von dem Fehlen jeglicher Coalition der 
Arbeitgeber in vielen Gewerben ausdrücklich berichtet ^^; in manchen 
werden sie sogar für absolut unmöglich erklärt*); von sämmtlichen 
Coalitionen der Arbeitgeber aber, über deren Entstehung überhaupt 
etwas ausgesagt wird, lässt sich nachweisen, dass sie erst zur Ver- 
theidigung gegenüber dem Vorgehen von Gewerkvereinen einge- 
gangen oder, wenn nach langen Zeiten der Ruhe eingeschlafen, wieder- 
belebt wurden ^^); und ebenso ist es nur aus Defensivrücksichten 
gegenüber Gewerkvereinen, dass sie sich direct mit der Festsetzung 
des Lohnes befassen^). Allerdings und mit Recht, wie mir scheint, 
weist der Minderheitsbericht der königl. Commission ***) diesen That- 
sachen gegenüber darauf hin, dass auch die Gewerkvereine nur 
Defensivassociationen gegenüber den einzelnen Arbeitgebern seien, 
von denen jeder allein schon eine Coalition sei. Aber es kam hier 
darauf an, durch Hinweis auf die historische Aufeinanderfolge dieser 
Associationen zu zeigen, wie unbegründet die ganze Thor n tonische 
Lehre sei, dass unter normalen Verhältnissen, worunter er die Ab- 
wesenheit jeglicher Coalition der Arbeiter versteht, in Folge der 
besondern Eigenschaften der Arbeiter der Lohn durch die Coalition 
der Arbeitgeber bestimmt werde. Coalitionen der Arbeitgeber nämlich, 
weit entfernt, wie Beesly und Thornton behaupten, in Folge der 
geringern Zahl der Arbeitgeber leichter zu sein als die der Arbeiter, 
sind vielmehr unvergleichlich schwieriger. Schon aus dem im ersten 
Bande geschilderten Streite der Maschinenbauer im Jahre 185 1 wird 
gesehen, dass „es die grösstmögliche Mühe kostete, die Arbeitgeber 



a) Vgl. die Berichte der „Royal Commissioners appointed to inquire 
into the Organization and Rules of Trades Unions and other Associations". 
London: 1867 — 9. qu. 16805 — 8, 19067 — 74, 19324 — 6. Ich werde bei 
Verweisung auf die in diesen Berichten enthaltenen Zeugnisse künftig 
nur mehr die Nummer der betreffenden Fragen und Antworten angeben. 
Wo es nöthig i^t, auf die Seitenzahl zu verweisen, werde ich das be- 
treffende Heft dieser Berichte nach seiner Nummer bezeichnen und die 
Seitenzahl beifügen. — Die Bezeichnung L mit Beifügung der Seitenzahl 
bezieht sich auf den ersten Band dieses Werks. 

b) qu. 3483—92, 10582—3. 
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in Eintracht zu erhalten^)"; und in den Berichten über eine Reihe 
von Streitigkeiten, in denen die Arbeitgeber gleichfalls Gesellschaften 
bildeten, lesen wir, dass, ebenso wie 1851, „die Arbeitgeber bei 
Weitem nicht so treu zusammenhielten wie die Arbeiter"/^). Die 
Gründe hievon wurden schon im ersten Bande erörtert^), und das 
dort Gesagte wird durch zahlreiche Aussagen von Arbeitgebern- be- 
stätigt^^. Sie bestehen in der Disharmonie der Interessen der 
Arbeitgeber, in Misstrauen, Gewinnsucht und Eifersucht. Wie ver- 
eintes Handeln die natürliche Folge der Verhältnisse der Arbeiter, 
so ist die Concurrenz der den Verhältnissen der Arbeitgeber ent- 
sprechende Naturzustand, und die Beobachtung des in ihren Coa- 
litionen Vereinbarten . lässt sich nur durch Geldstrafen oft bis zu 
£ 5000^^) und durch einen gesellschaftlichen Verruf*^) bei etwaigem 
Abfall, welcher dem Verrüfe ungetreuer Arbeiter seitens ihrer Ka- 
meraden vollkommen gleichkommt, erzwingen. 

4. Doch ich werde noch später auf die Einwirkung von Coalitionen 
von Arbeitgebern auf den Lohn zu sprechen kommen. Untersuchen 
wir vorerst genauer die Wirkungen, welche die gefundenen beson- 
dern Eigenschaften der Arbeit als Waare wie des Arbeiters als 
Waarenverkäufers sowohl für den Arbeiter in der letztern Eigen- 
schaft als auch für ihn als freien Menschen hervorbringen, um zu 
prüfen, ob der Kauf und Verkauf der Arbeit eine von dem Ver- 
kaufe andrer Waaren verschiedene Behandlung erheischt. 

5. Vergleichen wir den Arbeiter mit dem Verkäufer anderer Waa- 
ren. In Folge der absoluten Unabhängigkeit des Letztern von seiner 
Waare tritt derselbe nicht nothwendig in irgend ein persönliches 
Verhältniss zum Käufer. Er kann fremde Arbeitskräfte miethen, 
um den Verkauf vorzunehmen. Tritt er aber auch persönlich in 
ein Verhältniss zum Käufer, so ist dieses doch nicht von Dauer. 
Dies ist selbstverständlich bei Verkäufern durch Uebertragung von 
Sachen zu Eigenthum. Dasselbe gilt jedoch auch für den Verkauf 
von Kapitalnutzungen. Auch hier ist das Verhältniss von Verkäufer 
und Käufer nur ein momentanes. Beide treten zusammen; der 
Preis wird bezahlt; der Käufer setzt sich in den Besitz des zu 
nutzenden Objects; damit aber ist das Verhältniss zur Person des 
Käufers beendet. 



a) S. I. S. 196; vgl. dazu qu. 16805. "b) I. S. 210. c) qu. 
10394-9» 10957. 
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Ganz anders ist es mit dem Verkäufer von Arbeit. Er ist 
nichts Verschiedenes von dem Object, dessen Nutzung er verkauft. 
Wer die Nutzung kauft, ergreift zugleich Besitz von seiner Person 
und bestimmt deren Thun und Lassen. Dies Verhältniss ferner ist 
nicht das eines Momentes; in den meisten Fällen ist es wenigstens 
das eines Tags; regelmässig ist es das von Wochen, denn meistens 
bedarf es einer Woche Kündigung, um es zu lösen; mitunter ist es 
das eines Jahres. E)ieser Hauptunterschied des Arbeiters von andern 
Waarenverkäufern aber, die Abhängigkeit seiner Person vom Käufer, 
macht sich geltend einmal, indem der Käufer über den Aufenthaltsort 
der Person des Arbeiters, und dann, indem er über die Art und 
Weise bestimmt, in der dieser seine Zeit verwendet. 

Der Verkäufer jeder andern Waare nämlich kann, wie dies 
Harrison richtig hervorhebt ^^), verkaufen ohne an dem Orte zu 
sein, an dem sich seine Waare befindet. Selbst im Kramladen, wo 
groschen weise verkauft wird, muss der Eigenthümer nicht gegen- 
wärtig sein beim Verkauf seiner Waare. Der grosse Kaufmann 
aber überträgt von seinem Comptoir aus durch wenige Briefe die 
Schätze eines Welttheils in einen andern. Der Fabrikant und Gross- 
händler versenden Proben ihrer Waaren durch die Post und durch 
Reisende und schliessen ruhig zu Hause sitzend Verkäufe ab in 
Hunderten von Städten zugleich. Aber selbst wo der Eigenthümer 
persönlich jeden einzelnen Verkauf leitet, ist er es, der den Käufer 
erwartet, nicht umgekehrt; die herbeiströmende Menge ersetzt ihm 
in diesem Falle die Uebertragung der Waare von einem Orte zum 
andern. Der Verkauf der Waare lässt ihn also frei in der Be- 
stimmung des Aufenthalts seiner Person und somit auch der Um- 
gebung derselben. 

Nicht so ist es mit dem Verkäufer von Arbeit. Untrennbar 
von seiner Waare kann er keine Probe derselben versenden. Da 
er mehr des Arbeitskäufers bedarf als dieser seiner, klopft der Käufer 
nicht an seine Hütte, um nach seiner Waare zu fragen. Er selbst 
muss sich überallhin persönlich begeben, um sie anzubieten; und 
hat er einen Käufer für die Nutzung seiner Arbeitskraft gefunden, 
so muss er dem Käufer persönlich an den Ort folgen, an dem dieser 
seiner Waare bedarf; der Ort der Nutzung seiner Arbeitskraft ist 
auch der Ort des Aufenthalts seiner Person. Die Herrschaft aber, 
welche derjenige, der diesen Ort bestimmt, über das gesammte Dasein 
des Arbeiters erhält, ist grenzenlos. Beispiele werden dies zeigen. 
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Denken wir uns, irgendwo werde mit dem Bau eines Stein- 
bruchs oder eines Bergwerks begonnen, oder eine neue Fabrik werde 
errichtet. Es sei kein Dorf in der Nähe oder nur ein unbedeutendes, 
das nicht im Stande, die zum Bau und Betrieb nöthigen Arbeiter 
zu beherbergen oder zu beköstigen. Das Cottage- und Truck- 
system werden in solchem Falle absolute Nothwendigkeit. In wie- 
fern sie dann in all' ihren widerlichen Zügen hervortreten hängt 
bloss ab von dem guten Willen des Arbeitskäufers. Aber nehmen 
wir an, dieser sei nicht ein Mann von bösartigem Charakter, der 
diese Systeme benutzen wolle, um ungerechten Gewinn von seinen 
Arbeitern zu erpressen, so erhält er durch sie doch eine enorme 
Gewalt über die Arbeiter bei ausserordentlichen Gelegenheiten. 
Denken wir uns z. B. der Arbeitskäufer zahle seinen Arbeitern vollen 
Geldlohn; er baue wirklich treffliche Wohnungen, die er zu massigem 
Preise an seine Arbeiter vermiethe, und seine Bäcker-, Metzger- 
und Kramladen enthielten nur vorzügliche Waare. Denken wir uns 
aber weiter, es träte ein Streit ein zwischen dem Arbeitgeber und 
seinen Arbeitern, etwa weil diese in Folge einer Aenderung des 
Marktes eine Lohnerhöhung beanspruchten, und nehmen wir an, 
was ja sehr gut möglich ist, die Arbeiter seien mit ihren Ansprüchen 
im Rechte. In solchem Falle haben die Arbeiter, da dem Arbeit- 
geber air ihre Wohnungen und alle Bäcker-, Metzger- und Kram- 
laden im Orte gehören, trotz aller Gerechtigkeit ihrer Sache wenig 
Aussicht auf Sieg. Wenige Federstriche sind im Stande sie alle auf 
gesetzlich imanfechtbare Weise des Obdachs und der Nahrung zu 
berauben, und leider beweist die Erfahrung, dass diese Fälle nicht 
bloss in der Einbildung bestehen*^). Fürwahr, erst dann ist es ein 
Zeichen echter Liberalität seitens eines Arbeitgebers, der für seine 
Arbeiter Wohnungen baut, wenn er den Arbeitern dieselben eigen- 
thümlich zu erwerben gestattet. Aber auch in dem letztern Falle 
ist die Macht des Arbeitgebers kaum geringer: denn verweigert er 
den Arbeitern Arbeit, so wird ihnen ihr Eigenthum nutzlos, da sie 
in entsprechender Nähe nirgends Arbeit finden, während der Ver- 
kauf des Hauses unter solchen Umständen nur Nothpreise ergäbe. 
Verlässt der Arbeiter dann das Haus, das er gemiethet oder ge- 
kauft hat, und sucht einen andern Arbeitskäufer, so bringt dies 
seiner ganzen Familie noch weitere schwere Verluste. Jeder Wechsel 
des Käufers, jede Uebertragung seiner Waare an einen andern Ort 
kann für ihn Aufbrechen seines Haushalts, Unterbrechung des 
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Schulunterrichts seiner Kinder, möglicher Weise Trennung von Weib 
und Kind, ja oft Ruin aller der Seinen bedeuten. 

Ferner bestimmt die Verbindung des Arbeiters mit seiner Waare 
nicht nur den Aufenthalt seiner Person an einem bestimmten Orte 
des Landes, sondern au^h an einer bestimmten Stätte. Nöthigen- 
falls muss er daher in schlecht ventilirten, mit Krankheitsstoffen ge- 
sättigten oder in Folge schändlicher Oekonomie des Arbeitgebers, 
z. B. in Unterhaltung des Baues, gefahrdrohenden Räumen sein 
Leben aufs Spiel setzen. 

Mit der Arbeitsstätte wird endlich auch zugleich über die Um- 
gebung des Arbeiters bestimmt. Sie bestimmt, an wessen Seite der 
Arbeiter seine Waare verkauft, und diese Bestimmung ist für ihn 
von der grössten Bedeutung. Denn nicht nur kann, ^ wie der Bericht 
der kgl. Commission zeigt, die Ungeschicklichkeit oder Nachlässig- 
keit seines Nachbarn seine Arbeit hemmeij oder verderben und da- 
durch sein Verdienst schmälern^), die Unerfahrenheit desselben kann 
ihm auch Leib und Leben gefährden^). So wird z. B. der Nach- 
lässigkeit von Arbeitern, welche zu Zeiten steigender Nachfrage in 
die Kohlengruben ohne Rücksicht auf ihren Charakter neu eingeführt 
wurden, ein grosser Theil der zwischen 1863 und 1867 in den eng- 
lischen Kohlengruben stattgefundenen Explosionen zugeschrieben*^). 
Endlich aber führt diese Bestimmung der Umgebung des Arbeiters 
ihn, wie Adam Smith ^°) schon bemerkte, ebenso leicht neben den 
Lasterhaftesten wie neben den Besten. Welche Gefahr für die Sitten * 
hiedurch die unlösbare Verbindung von Verkäufer und Waare mit 
sich bringt, springt in die Augen. Man denke sich nur einen jungen 
Arbeiter an der Seite eines in allen Lastern gross gewordenen Schur- 
ken^). Erschreckende detaillirte Berichte über die Folgen für dielNIoral 
geben die englischen Blaubücher über die Zustände der Fabrik- 
arbeiter vor Erlass der Fabrikgesetze oder über die Verwendung von 
Frauen in Kohlengruben oder in den Agricultural Gangs^ ein Begriff, 
für den glücklicher W^eise die deutsche Uebersetzpng noch fehlt"). 

Die besondere Eigenthümlichkeit der Arbeit als Waare äussert 
sich aber auch noch in besondern Wirkungen für die Verwendung 
der Zeit ihres Verkäufers. Da der Verkäufer jeder andern Waare < 
beim Verkaufe derselben nicht gegenwärtig zu sein braucht, hat er 
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selbstverständlich auch vollkommen freie Verfügung über seine Zeit 
und kann diese beliebig verwenden. Diese freie Verfügung bleibt 
ihm selbst für den Fall, in dem er selbst den Verkauf vornimmt, 
und mit Recht erklärt Schmoller^^) daraus den starken Zudrang 
zur Kramerei; denn „von dem kleinen Laden zu leben ist das be- 
quemste Geschäft; ohne besondern Fleiss, ohne Arbeit sitzt der 
]\Iann hinter dem Ladentisch, oft stundenlang Cigarren rauchend 
und Romane lesend". Da er ferner in kein dauerndes sondern nur 
in ein momentanes VerhäUniss zum einzelnen Käufer tritt, da er 
täglich an eine Mehrzahl von Käufern verkauft, nicht nur an einen 
Einzigen und jeder einzelne Käufer mehr des einzelnen Verkäufers 
bedarf als umgekehrt, hat er es vollkommen in seiner Hand die 
Dauer des Verkaufs zu bestimmen. Allerdings macht er möglicher 
Weise in kürzerer Zeit weniger Verkäufe, wenn auch nicht noth- 
wendig, wie die Resultate des englischen Early Closing Movement be- 
weisen ^^). Immerhin aber steht es vollkommen in seiner Willkür ent- 
weder zu arbeiten, oder für seine Gesundheit zu sorgen, sich geistig und 
moralisch zu bilden, seine politischen, socialen und häuslichen Pflichten 
zu erfüllen und überhaupt sein Dasein als Mensch zu gemessen. 

Der Arbeiter dagegen ist, so lange er seine Waaren verkauft, 
leiblich und geistig gebunden, und, um nur überhaupt zu verkaufen, 
muss er gleich für einen Zeitraum von gewisser Dauer verkaufen. 
Die Bestimmung dieses Zeitraums aber, die Bestimmung, wie viel 
Stunden gearbeitet werden soll, ob Ueberzeit und ob Nachtarbeit, 
bestimmt zugleich auch über die physische Erschöpfung des Ar- 
beiter^; von ihr hängt ab, ob Letzterer die Gelegenheiten, die ihm 
zu seiner geistigen und sittlichen Bildung geboten werden, benutzen 
kanU; oder ob er die ganze Erholung seines müden, überreizten 
Körpers in wüstem Schwelgen sucht; sie bestimmt ferner über das 
Familienleben des Arbeiters^), über die Ueberwachung der Erziehung 
der Kinder desselben, über die Erfüllung seiner politischen 'Pflichten; 
kurz über sein ganzes Leben. 

Die Verschiedenheit der Arbeit von andern Waaren hat, wie 
diese Erörterung zeigt, "die wichtigsten ethischen Consequenzen für 
ihren Verkäufer. Der Kauf der Arbeit giebt zugleich eine Herr- -tj 
Schaft über die ganze Person des Arbeiters, und wer die Verkaufs- ^ 

bedingungen festsetzt, bestimmt zugleich den Grad und die Art 
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dieser Herrschaft. Dabei entziehen die Eigenthümlichkeiten der 
Arbeit als Waare und des Arbeiters als Waarenverkäufers, welche 
diese Wirkungen hervorbringen, dem einzelnen Arbeiter jeden Ein- 
fluss auf diese Bedingungen, und zwar gilt dies sowohl für die Fest- 
setzung dieser Bedingungen im einzelnen Falle, als auch bezüglich 
der Regelung jener Verhältnisse, von welchen es abhängt, ob er 
zukünftig in der Lage sei, einen grossem Einfiuss auf dieselben 
zu üben. 

Die Hauptursache des geringen Einflusses des einzelnen Ar- 
beiters bei Abschluss des. Verkaufs seiner Waare ist, dass er in 
Folge seiner Armuth in der Regel nichts hat, wovon er leben kann, 
als den Verkauf seiner Arbeit. Jeder Verkäufer andrer Waare ausser 
Arbeit ist reich im Verhältniss zum Arbeiter. Der Umstand allein, 
dass er Verkäufer andrer Waaren als Arbeit ist, beweist schon 
diesen verhältnissmässigen Reichthum. Denn da die Arbeitskraft 
identisch ist mit dem Menschen selbst, hat jeder Verkäufer ausser 
dem, was jeder Arbeiter besitzt, noch eine Summe von Tausch- 
gütern. Er befindet sich deshalb niemals in der Lage zwischen 
dem Verkauf seiner Waare überhaupt und dem Verhungern wählen 
zu müssen. Abgesehen vom Falle des Bankerotts, wenn er zur 
Deckung seiner Schulden gezwungen ist zu jedem Preise loszuschlagen^ 
setzt ihn sein relativer Reichthum und die Abwesenheit einer Ver- 
bindung zwischen seiner Person und seiner Waare in die Lage, für 
diese einen bessern Markt dem Orte oder der Zeit nach aufzusuchen, 
d. h. er kann seine Waare leicht an andre Orte versenden oder sie 
für einen spätem Verkauf aufbewahren, und vielleicht verhindert die 
eben dadurch bewirkte Minderung des Angebots ein weiteres Sinken 
des Preises und bewirkt das Erzielen eines höhern Gesammtpreise» 
für die verkauften Waaren, als bei unbedingtem Angebote selbst 
aller vorhandenen Waaren erzielt worden wäre. Die Verkäufer 
andrer Waaren als Arbeit haben es also stets in der Hand das 
Angebot der Nachfrage anzupassen, und daher nicht nur nicht unter 
einem gewissen Preise, sondern auch viel oder wenig von ihrer 
Waare zu verkaufen. 

Der vereinzelte Arbeiter dagegen ist zur Fristung seines Lebens 

L- zu fortwährendem Verkaufe gezwungen. Ein Ausgebot seiner Waare 

auf einem bessern Markte der Zeit oder dem Ort nach wird durch 

seine Armuth und durch die vielen oben erörterten Nachtheile, 

, die ihm in seinen persönlichen Verhältnissen entstehen würden^ 
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verhindert. Statt dass bei abnehmender Nachfrage weniger Ver- 
käufer wie früher zu Markte kämen, wird, da jeder Verkäufer auf 
seine Arbeit als auf seinen einzigen Lebensunterhalt angewiesen ist, 
der Wettbewerb der Arbeiter auf dem Markte nur grösser. Statt 
dass bei üeberfüllung des Marktes jeder Verkäufer für geringere 
Zeit zu arbeiten sich verpflichtete, wird, um nur überhaupt zu ver- 
kaufen, jeder Arbeitsverkäufer eher länger zu arbeiten anbieten. 
Und derselbe Zwang, welcher den Geldpreis bestimmt, den der 
Arbeiter erhält, und die Quantität Arbeit, die er für diesen Preis 
geben muss, bestimmt auch über die übrigen Verkaufsbedingungen 
derselben, wie über die Zeit und die Stätte der Arbeit. Während 
der Verkäufer andrer Waaren, anormale Fälle ausgenommen, diese 
nie bedingungslos aus bietet, ist das Angebot des vereinzelten Ar- 
beiters stets ohne Vorbehalt, und es wirkt wahrhaft empörend, wenn 
der vorzüglichste Vertreter der Arbeitgeber in der kgl. Gewerk- 
vereinscommission auf das durch Hinweis auf die grässlichsten 
Unglücksfalle begründete Verlangen nach vermehrter Inspection der 
Kohlengruben einzig mit der kühlen Frage erwidert: „Steht es 
nicht in dem Belieben der Bergleute in die Grube einzufahren?" — 
„Gewiss", antwortet der vernommene Zeuge, „doch steht es auch 
in ihrem Belieben zu verhungern, wenn sie nicht einfahren"*). 

Während der einzelne Arbeiter so bei Festsetzung der Ver- 
kaufsbedingungen seiner Arbeit in einem gegebenen Augenblicke 
einflusslos ist, beraubt ihn die besondere Eigenschaft der Arbeit als 
Waare, auch des Einflusses auf die Umstände, welche die Festsetzung 
derselben in der Zukunft bestimmen. Um den hierin zwischen der 
Arbeit und andern Waaren bestehenden Unterschied klar zu stellen, 
müssen wir die Arbeit wieder mit den Kapitalnutzungen, als mit 
den Waaren, die mit ihr die grösste Aehnlichkeit haben, vergleichen. 
Diese beiden Arten von Waaren unterscheiden sich nämlich von 
andern Waaren dadurch, dass ihr Preis nicht bestimmt wird durch 
die Quantität, in der sie selbst auf dem Markte ausgeboten werden: 
denn wenn ihr Verkäufer sie auf dem Markte ausbietet, sind sie 
noch gar nicht vorhanden, ausser erst in der Möglichkeit. Ihr Preis 
wird vielmehr bestimmt durch die Quantität solcher möglichen 
Nutzungen, durch die Summe der zur Nutzung ausgebotenen Ka- 
pitalien, resp. Arbeitskräfte. Die Kapitalien aber, deren Nutzungen 
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verkauft werden, sind, wie schon erörtert wurde, selbst wieder 
Waaren. Sie sind nur zu dem Zwecke producirt worden, um diese 
Nutzung zu geben. Da ihre Verkäufer ihre Production demnach 
in ihrer Willkür haben, können sie auch das Angebot derselben 
mehr oder minder genau nach der wahrscheinlichen Nachfrage regeln. 
Sie sind deshalb auch für ein etwaiges zu grosses Angebot verant- 
wortlich, und bei zu grosser Production trifft sie im Sinken des 
Preises die verdiente Strafe ihrer verfehlten Speculation. 

Die Arbeitskraft dagegen, deren Nutzung verkauft wird, ist 
identisch mit dem Menschen und lässt sich daher auch nicht als 
Waare behandeln. Der Mensch aber ist Selbstzweck; er wird zu 
keinem Zwecke ausserhalb sich selbst producirt; wenn auch un- 
zweifelhaft im Grossen und Ganzen ein roher Zusammenhang besteht 
zwischen Volkszahl und dem Fortschreiten oder Rückgang der In- 
dustrie eines Landes, so besteht doch kein Zusammenhang zwischen 
den oft eine Reihe von Jahren umfassenden Fluctuationen innerhalb 
ihres Fortschreitens und der damit schwankenden Nachfrage nach 
Arbeit und dem gleichzeitigen Vorhandensein von Arbeitskräften; und 
wie sehr er es auch bedauern mag, dass es nicht der Fall ist, so wird 
doch auch der eifrigste Manchestermann nicht behaupten, dass auch 
nur ein einziger Mensch producirt werde zu dem Zwecke, um der 
Industrie Arbeitskräfte zu schaffen. — Anders ferner wie bei dem 
Angebot von zu nutzenden Kapitalien oder andern Waaren ausser 
Arbeit ist derjenige, der die zu nutzende Arbeitskraft anbietet, nicht 
deren Producent. Ganz ohne sein Zuthun kam er imd sie mit 
ihm in die Welt, während die Selbsterhaltung ihn zwingt, sie auf 
den Markt zu bringen. Wie er aber nicht einmal Einfluss hat auf 
das eigne Angebot und dafür nicht verantwortlich ist, so ist er es auch 
nicht für das seiner Concurrenten. Jeder von diesen kam, wie er 
selbst, ohne eignes Zuthun zur Welt und mit ihm seine Arbeitskraft, 
und Jeder wird wie er durch die Selbsterhaltung gezwungen zu 
Markt zu kommen. Jeder von ihnen ist absolut ohne Einfluss auf 
die Zahl der gleichzeitig mit ihm vorhandenen Arbeitskräfte. Der 
Einfluss, den Jeder auf diese Zahl üben kann, erstreckt sich nur 
auf den zukünftigen Markt; und zur Zeit, in der sein Einfluss selbst 
da sich bemerklich machen kann, sind die Verhältnisse, die ihn 
hervorriefen, wahrscheinlich gänzlich verändert. Da die Arbeiter 
sonach absolut ausser Stand sind, die Summe der vorhandenen 
Arbeitskräfte der vorhandenen Nachfrage nach Arbeit anzupassen, 
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^nd für ein zu grosses Angebot von Arbeit demnach unverantwortlich 
«ind, trifft sie das Sinken des Preises der Arbeit in Folge eines zu 
grossen Angebots als unverdientes Unglück. — Endlich können die 
einzelnen Arbeitsverkäufer, abgesehen von ihrer Unfähigkeit augen- 
blickhch das Angebot von Arbeit der Nachfrage anzupassen, auch 
für die nächste Zukunft, für die nächste Reihe von Jahren eine 
Ausgleichung zwischen beiden nicht bewirken. Denn, auch ange- 
nommen die Nachfrage bliebe unverändert dieselbe, so könnte doch 
selbst ein sofortiges Aufhören jeder Erzeugung von Arbeitskräften 
gewiss nicht vor 15 bis 20 Jahren ein Anpassen des Angebots an 
die Nachfrage herbeiführen. Und selbst für die weitere Zukunft 
kann die vorsorgliche Enthaltsamkeit des Einzelnen, ja der Ge- 
«ammtheit der Arbeiter einer bestimmten Industrie, durch das ent- 
gegengesetzte Verhalten der Arbeiter andrer Industrien, besonders 
der Angehörigen der untersten Volksstufe, unwirksam 'gemacht werden. 

Würde man den Arbeiter beim Arbeitsverkauf lediglich in seiner 
Eigenschaft als Verkäufer einer Waare betrachten, so könnte dem- 
nach das Verlangen nach einer besondern Behandlung des Arbeits- 
kaufs nur billig erscheinen, wodurch die Eigenschaften, welche den 
Arbeiter auf die erörterte Weise beim Vertragsabschluss jeglichen 
Einflusses berauben, in ihrer Wirkung paralysirt und er selbst in die 
Lage eines jeden andern Waarenverkäufers beim Verkauf seiner 
Waare gelangen würde. Nun wurde aber oben gezeigt, dass der 
Arbeitgeber, der gegenüber dem vereinzelten Arbeiter allein die 
Verkaufsbedingungen der Arbeit bestimmt, dadurch eine Macht des 
Eingriffs in die persönliche Freiheit des Arbeiters und eine Herr- 
schaft über dessen ganzes physisches, intellectuelles, moralisches 
und sociales Dasein erhält. Eine besondere Behandlung des Ver- 
käufers der Arbeit zur Wahrung seiner persönlichen Freiheit und 
Unabhängigkeit und zum Schutze seines Selbstbestimmungsrechts 
über sich selbst, erscheint demnach als dringend nothwendig. 

7. Die Nothwendigkeit dieser besondern Behandlung wurde in den 
meisten Zeiten von der Gesetzgebung anerkannt. In den frühesten 
Zeiten bewirkten die Anordnungen der Zünfte, dass die besondern 
Eigenschaften des Arbeitsverkäufers in ihren Wirkungen gehemmt 
waren, und später verallgemeinerten Staatsgesetze und Handwerks- 
ordnungen jene Zunftbestimmungen auf alle Gewerbe. Es ist klar, 
dass, so lange die Zahl der Lehrlinge gesetzlich geregelt war, es 
nicht mehr der Zufall war, von dem das Angebot von Arbeit in 
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einer bestimmten Industrie abhing; dass, so lange Behörden nach 
Anhörung beider Parteien den Lohnsatz regelten, es nicht mehr das^ 
vorbehaltlose Angebot der Arbeiter war, das den Lohn des Einzelnen 
festsetzte; dass, so lange Gesetze ehrenhaften Charakter zum Ge- 
werbbetriebe forderten, so lange sie Anordnungen über die Werk- 
stätten trafen mid über die Zahl der Arbeitsstunden, der Arbeiter, wenn 
auch nicht frei in der Bestimmung über seine Person, so doch nicht 
in Bezug auf sein moralisches, physisches, intellectuelles und sociales 
Dasein von der Willkür des Käufers seiner Waare, also seines 
natürlichen Gegners abhängig war: er stand unter der Autorität 
des Rechts. 

Alle derartige Maassregeln der Gesetzgebung waren jedoch 
nichts als Versuche Symptome zu heilen. Zur Beseitigung eines 
jeden einzelnen krankhaften Zustands musste sie besondere Bestim- 
mungen treffen. Den Sitz des Uebels, die Unfähigkeit des Arbeiters^ 
dem Käufer beim Kaufe mit ebenbürtiger Stärke frei gegenüber zu 
treten, Hess sie unberührt. In beständig sich ändernden Symptomen 
kam dies Uebel zum Durchbruch; dabei verknöcherten die Zünfte 
in egoistischer Engherzigkeit; die Heilmittel der Gesetzgebung zeigten 
sich stets rasch als veraltet, hart, ja tyrannisch; und schliesslich 
führte dies nothwendig zur gänzlichen Abschaffung der schützenden 
Maassregeln. 

Damit wurden jedoch nur schlechte Heilmittel, nicht das Uebel 
beseitigt. Die Wirkungen des letztern traten nur desto schärfer 
zu Tage. Man hatte die Anschauung, dass die Arbeit eine Waare 
sei, wie jede andere, gesetzlich sanctionirt, und die Arbeiter auf die 
natürliche Wirkung der Freiheit verwiesen, um die für sie daraus 
entspringenden Leiden zu heben. Diese Leiden waren gross; allein 
die sich selbst überlassene Natur zeigte den Leidenden sofort das 
richtige Mittel zur Hebung des Uebels selbst. In dem ersten Bande 
wurde gezeigt, wie überall mit der Beseitigung jener gesetzlichen 
Vorschriften Coalitionen der Arbeiter zum fernem Schutz gegenüber 
den Arbeitgebern entstanden. Und solche Coalitionen und ähnliche 
Bewegungen der Arbeiter zwangen die Gesetzgebung, die besondern 
Verhältnisse des Arbeitsverkäufers im Vergleich zu andern Waaren- 
verkäufern und die besondere Behandlung, welche dieselben noth- 
wendig machen, auch heute noch anzuerkennen. Für den Verkauf der 
Waare Arbeit bestehen schützende gesetzliche Regelungen, wie sie 
sich für den Verkauf keiner andern Waare finden. Ich erinnere 
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an die englischen Fabrik- und Bergwerksgesetze und die darin 
enthaltenen Bestimmungen zum Schutze von Leib, Leben und Ge- 
sundheit, an die Truckgesetze, an das Zehnstundengesetz; allerdings 
Gesetze, welche die Arbeitskäufer und deren Freunde als Eingriffe 
in die Gewerbefreiheit aufs Heftigste bekämpften, und als deren 
Folge sie den Ruin der Industrie, der Arbeiter selbst, ja des Landes 
voraussagten, wenn auch heute die ehemaligen Gegner mit Freuden 
ihre frühere Verblendung gestehen. Doch geben die meisten dieser 
Gesetze) nur jenen Arbeitern Schutz, welche sie wegen ihrer Schwach- 
heit für unfähig betrachten, selbständig ihre Interessen zu wahren. 
Die erwachsenen Männer dagegen verweisen sie auf ihre Fähigkeit, 
Verkaufsbedingungen der Arbeitskäufer, welche ihnen unannehmbar 
•erscheinen, zu widerstehen. Die Gesetzgebung verweist sie somit 
direct auf die Coalition als ihr Schutzmittel. 

Und in der That ist für den Arbeiter der Schutz mittelst Coa- 
lition viel Wünschenswerther, wirksamer und sachentsprechender als 
der durch Gesetze. Denn abgesehen von der grossen Bedeutung der 
Coalition für die Erziehung des Arbeiters beschäftigt sie sich nicht 
bloss mit oberflächlicher Beseitigung von Symptomen; sie geht auf 
den Grund des Uebels und sucht dessen Ursache zu heben: denn 
durch sie kommt der Arbeiter in dieselbe Lage, in der sich jeder 
andre Waarenverkäufer befindet. Durch die Coalition bekommt der 
Arbeiter eine Controle über das Angebot seiner Waare auf dem 
Markte; durch sie wird ihm möglich seine Waare mit Vorbehalt 
anzubieten und bei Feststellung ihrer Verkaufsbedingungen mitzu- 
sprechen; durch sie also erhält er die Unabhängigkeit andrer Ver- 
käufer, und indem er durch sie die Freiheit und die Macht der 
Selbstbestimmung über seine Person erhält, wie sie jeder andere 
Verkäufer besitzt, indem er durch sie die Nachtheile der Verbindung 
seiner Waare mit seiner Person aufzuheben im Stande ist, wird 
^durch sie seine Waare gleichsam von ihm getrennt und dadurch 
erst zu einer Waare wie andere. Erst durch die Coalition also 
wird die Arbeit zur eigentlichen Waare und der Arbeiter zum eigent- 
lichen Waarenverkäufer. Wo immer er des Schutzes bedarf, kann 
xer sich ihn nun sofort nach Bedürfniss verschaffen. 

8. Aber wie früher gegen die erwähnte Fabrikgesetzgebung, so 
wendet man sich nun gegen die Coalitionen als Eingriffe in die 
Gewerbefreiheit. „Der Proteus des Schutzsystems", heisst es in 
einem Organe der Arbeitgeber, „der sich vor einigen Jahren als 
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britischer Pächter verkleidete, dann als britischer Papier Fabrikant 
erschien, taucht nun als britischer Arbeiter auf*. ,, „Wenn der ein- 
zige Schutz britischen Korns'*", erwidert darauf Professor Beesly, 
„„in einer einstimmigen Resolution der Grundherrn und Pächter, 
nicht unter sechzig Schillingen zu verkaufen, bestanden hätte, so 
hätte Cobden keinen Grund zur Klage gehabt. Erst als sie ihren 
politischen Einfluss gebrauchten, um die Einfuhr zu hindern, wurden 
die Freihandelsprincipien verletzt*'"^"*). Ich zweifle ob sich das Wesent- 
liche des Schutzsystems darin erschöpft; dass es vom Staate aus- 
geübt wird; jedenfalls aber scheint mir, nachdem das Zehnstunden-' 
gesetz, die Track- und andere schützende Gesetze mit den gün- 
stigsten Folgen in jeder Hinsicht erlassen wurden, in Arbeiterfragen 
eine abstracte Argumentation vom Standpunkte des unfehlbaren- 
Dogmas der Gewerbefreiheit überhaupt unmöglich. Auch äussert 
sich heute die Unzufriedenheit der Arbeitgeber viel mehr gegen das, 
was den Coalitionen mit staatlichen Gesetzen gemeinsam ist. In 
beiden Fällen nämlich werden Bestimmungen nicht für oder mit 
dem individuellen Arbeiter getroffen, sondern für die Gesammtheit 
der Arbeiter einer Industrie. Es ist dies eine der heftigsten Klagen 
der vor der kgl. Commission über Gewerkvereine erschienenen Arbeit- 
geber^). Sie verlangen, wie der Arbeiter nur mit einem einzelnen 
Arbeitgeber verhandle, so auch nur dem einzelnen Arbeiter gegen- 
überzutreten. 

Dennoch ist diese collective Behandlung aller Fragen zwischen 
Arbeiter und Arbeitgeber die einzig mögliche und allein logisch, 
richtige. Fast jede einzelne dieser Fragen ist nothwendig nicht eine 
Frage des einzelnen Arbeiters mit seinem Arbeitgeber. Stets ist sie 
die einer Gesammtheit, ja oft die der Gesammtheit der Arbeiter 
einer In4ustrie nicht nur mit einem, sondern oft mit sämmtlichen 
Arbeitgebern derselben. Denn selbst abgesehen davon, dass der 
Arbeitgeber nie des individuellen Arbeiters bedarf und ihn jeder Zeit 
ohne Weiteres entbehren kann, und dass folglich der individuelle 
Arbeiter, da er stets vorbehaltlos seine Waaren auszubieten ge- 
zwungen ist, sich jegliche Verkaufsbedingüngen für seine Waare und 
jegliche Herrschaft über seine Person gefallen lassen muss, ist doch 
die gesammte Production eine gemeinsame und erheischt eine gleich- 
massige Behandliing der darin beschäftigten Arbeiter zugleich. Und 
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in der That behandeln die Arbeitgeber selbst in allen jenen Fragen, 
in denen sie sich über Vorschriften für die Gesammtheit der Arbeiter 
oder über deren collectives Auftreten beklagen, sie stets alle gemeinsam. 
Nehmen wir als Beispiel vor Allem die Feststellung des Lohns. 
Wenn der Arbeiter im Taglohn arbeitet, wird sein Lohn allerdings 
durch Einzelvertrag zwischen dem individuellen Arbeiter und seinem 
Arbeitgeber je nach den Fähigkeiten des Arbeiters festgesetzt. In 
diesen Vertrag mischt sich die Gesammtheit der übrigen Arbeiter 
auch nie ein*). Arbeiten die Arbeiter jedoch im Stücklohn, so wird 
der Verkaufspreis ihrer Waare stets für alle zugleich und gleich- 
massig bestimmt. Ebenso geschehen Herabsetzungen und Erhöhungen 
des Taglohns wie des Stücklohns stets für alle Arbeiter zugleich 
und in gleichen Procentsätzen; und es ist gerade in Bezug auf 
Stücklöhnung, auf Lohnerhöhungen und Lohnherabsetzungen, dass 
ein collectives Auftreten der Arbeiter vorkommt. In gleicher Weise 
werden alle Arbeiter -gleichmässig betroffen und in gleicher Weise 
sind alle gleichmässig interessirt in den Fragen über Bezahlung in 
Waare, über falsches Wiegen der von ihnen gelieferten Waare, wie 
z. B. in Kohlengruben, über die Anordnung von Vorrichtungen zum 
Schutz von Leben, Leib und Gesundheit, über den Gebrauch schad- 
hafter und gefahrdrohender Kessel und andrer Maschinen und über 
eine Reihe andrer Uebelstände und Gefahren, in denen wir sie ge- 
meinsam auftreten sehen. — In der Mehrzahl der genannten, wie in 
einer Reihe andrer Fälle besteht eine gemeinsame Behandlung der 
Arbeiter nicht nur factisch; in vielen auch machen die Rücksichten 
auf. den Betrieb eine individuelle Behandlung des Arbeiters rein 
technisch unmöglich. In jeder Werkstätte und Fabrik -nämlich 
müssen eine Reihe von Bestimmungen für die Arbeiter als Ge- 
sammtheit getroffen werden. Es kann z. B. nicht jedem einzelnen 
Arbeiter . überlassen werden seine eigenen Bedingungen in Bezug auf 
die Zahl der Stunden zu machen, die eine Tagesarbeit bilden. Diese 
muss für alle Arbeiter gleichmässig festgesetzt werden. Ebenso muss 
die Zeit des Beginns der Tagesarbeit und die Zeit ihres Endes für 
die ganze Fabrik gleichmässig bestimmt werden, ebenso die Essens- 
und Ruhepausen, ebenso obUeberzeit, Nachtarbeit, Arbeit an Samstag 
Nachmittagen, an Sonn- und Feiertagen stattfinden soll oder nicht. 
Ein Arbeiter konnte an 6, ein andrer an 8 oder 10 oder 12 Ar- 
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beitsstunden genug haben und mit dem in dieser Zeit verdienten 
Lohne zufrieden sein. Kein Arbeitgeber jedoch könnte sich mit 
Jedem in besondere Uebereinkommen einlassen. Die Production 
aller Arbeiter ist gemeinsam; ihr gewinnbringender Betrieb erfordert 
das ständige Ineinandergreifen der Arbeit der verschiedenen Ar- 
beiter; das Fehlen eines Einzigen könnte oft die Arbeit Aller zum 
Stocken bringen. Auch erkannten die Arbeitgeber selbst die Ge- 
meinsamkeit und das Wirken der Arbeiter bei der Production als 
Gesammtheit an, als sie, um sich der Reduction der Arbeitszeit von 
Kindern unter dreizehn Jahren von 69 auf 48 Stunden in sechs 
Wochentagen zu widersetzen, das Argument — und zwar lange 
Zeit mit Erfolg — gebrauchten, dass dieser nothdürftige Schutz der 
Gesundheit und des Lebens der Kinder ein Eingriff sei in die Ge- 
werbefreiheit der Erwachsenen, deren Arbeitszeit dadurch nothwendig 
auch verkürzt würde. Und bekanntlich hatte die Durchsetzung des 
Zehnstundengesetzes für die in Fabriken beschäftigten männlichen 
Personen unter 18 Jahren und für Frauen jeden Alters die Be- 
schränkung der Arbeit sämmtlicher in diesen Fabriken Beschäftigten 
auf 10 Stunden ^täglich zur Folge. Da der Arbeitgeber alle seine 
Arbeiter also gleichmässig und als Gesammtheit behandeln muss 
und behandelt, ist es nur natürlich und sachentsprechend, dass die 
gemeinsam Interessirten ihre Interessen gemeinsam berathen, als 
Gesammtheit mit ihm verhandeln und ihre identischen Interessen 
gemeinsam geltend zu machen suchen. — Oft aber ist nicht nur ge- 
meinsames Vorgehen der Arbeiter eines Arbeitgebers, sondern der 
Arbeiter sämmtlicher Arbeitgeber einer Industrie, in einem bestimm- 
ten Districte wenigstens, erfordert. Denken wir uns z. B. Arbeit- 
geber, die unter sonst gleichen Bedingungen produciren, und neh- 
men wir an, ein Theil derselben werde von ihren Arbeitern zur 
Abkürzung der Arbeitszeit, Erhöhung des Stücklohns oder sonst 
einer Aenderung genöthigt, welche ihre Productionskosten vertheuert. 
Sollen sie auf dem Markte von ihren Concurrenten nicht unterboten 
werden oder mit geringerem Gewinne wie diese produciren, so 
müssen die Arbeiter der übrigen Arbeitgeber dieselben Aenderungen 
erlangen. Dies wird auch häufig von den Arbeitgebern bei Ge- 
währung des von ihren Arbeitern Verlangten anerkannt, indem sie 
unter Hinweis auf die Concurrenz mit dieser Gewährung die Bitte 
oder Bedingung verknüpfen, dass von andern Arbeitgebern derselben 
Industrie in ihrem Districte dieselben Aenderungen erlangt würden. — 



II 
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Aber auch die Rathschläge, welche die Theorie den Arbeitern spendet, 
um ihre Lage gegenüber ihren Arbeitgebern zu bessern, richten 
sich an die Gesammtheit der Arbeiter. Denn ihre Aufforderung 
durch geschlechtliche Enthaltsamkeit das Angebot von Arbeit zu 
mindern, muss, um überhaupt wirksam zu sein, von allen Arbeitern 
befolgt werden. Eine vereinzelte Beobachtung dieses Raths bliebe 
selbstverständlich vergeblich. Sie verlangt hier offenbar eine still- 
schweigende Coalition. 

Die Klage der Arbeitgeber darüber, dass sie gezwungen seien 
mit der Gesammtheit ihrer Arbeiter statt mit dem Einzelnen zu ver- 
handeln, erscheint demnach vor Allem als inconsequent: denn sie 
selbst behandeln ihre Arbeiter regelmässig als Gesammtheit. Wenn 
sie jedoch auf Grund der Analogie des Arbeiters mit einem Waaren- 
verkäufer nur mit dem isolirten Arbeiter verhandeln wollen, so ver- 
steckt sich unter diesem scheinbaren Verlangen nach Gleichheit nur 
das Verlangen nach unumschränktem Gebrauch ihrer natürlichen 
Uebermacht über den Einzelnen. Wem diese Behauptung zu hart 
scheint, den verweise ich auf die Aussagen des Mäschinenfabrikanten 
Nasmyth*) vor der kgl. Commission über Gewerkvereine und auf 
Mundella's ErKlärung^), dass „Nasmyth nur sehr kühn und. freimüthig 
ausgesprochen habe, was viele Arbeitgeber, in der That die Mehrzahl 
derselben, insgeheim fühlen". Aber Nasmyth scheut wenigstens 
keine Consequenz. Robinson Crusoe ist so sehr sein Ideal^), dass 
er ebenso wie gegen jegliche Coalition auch gegen jegliche Kranken-, 
Begräbniss-, Lebensversicherungs- oder irgend welche andre auf 
Gegenseitigkeit beruhende Unterstützungskasse ist; jeder Arbeiter 
«oll selbst seine eigene Unterstützungskasse sein^). — Derartige 
Absurditäten bedürfen keiner Widerlegung. Erst der coalirte Ar- 
beiter ist einem andern Waarenverkäufer gleich. Will man also 
das Verhältniss zwischen Arbeitgeber und Arbeiter lediglich ansehen 
wie das zwischen Käufer und Verkäufer, erkennt man für beide 
Seiten keine weitem Interessen mehr an, als auf der einen, mit 
möglichstem Vortheil zu kaufen, auf der andern mit möglichstem 
Vortheil zu verkaufen, so muss man auch gestatten, dass der 
Arbeiter sich wirklich in die Lage des Verkäufers setze, muss 
wollen, dass der Kaufvertrag nicht nothwendig ein ungleicher werde, 
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und dass die Uebermacht des Stärkern den Schwächern nicht 
nothwendig erdrücke. Offenbar lässt sich nicht von einem Kauf 
und Verkauf sprechen zwischen zweien, von denen der Eine als 
Vorrecht beansprucht, allein den Preis und die übrigen Verkaufs- 
bedingungen zu bestimmen. In frühern Zeiten, als das Verhältniss 
zwischen Arbeitgeber und Arbeiter mehr ein Familienverhältniss war, 
als jener hausväterliche Rechte und Pflichten diesem gegenüber übte, 
mochte man ihm wohl eher gewisse Berücksichtigung bei Festsetzungen 
der Vertragsbedingungen zu Theil werden lassen. Doch bestand 
damals auch nicht das einzige Streben des Arbeitgebers, wie im 
ersten Kapitel des ersten Bandes gezeigt wurde, in der rücksichts- 
losen Ausnutzung des Arbeiters, wie heute so häufig*). Allein be- 
ansprucht man derartige Vorrechte und spricht in demselben Athem- 
zuge von einem Waarenverkaufe und beruft sich auf Freiheit des 
Vertragsabschlusses, so wird nichts Andres verlangt, als dass die 
Freiheit auf einer Seite allein sei. 

9. Aus der vorstehenden Erörterung ergiebt sich nun der Zweck 
der Gewerkvereine von selbst. Der Gewerkverein ist nichts als die 
dauernde, organisirte, systematische Coalition. Sein Zweck besteht 
in der Beseitigung aller der Nachtheile, welche aus -den begondern 
Eigenschaften der Arbeit als Waare und des Arbeiters als Waaren- 
verkäufer dem Arbeiter erwachsen. Sein Ziel ist die Gleichstellung 
der Arbeiter mit Verkäufern andrer Waaren. Dem entsprechend ist 
das Streben der Gewerkvereine darauf gerichtet, einmal jedweder 
Bedrückung seitens der Arbeitgeber zu widerstehen und zweitens 
dem Arbeiter selbst Einfluss auf die Regelung seiner Verhältnisse 
zu verschaffen. Dies negative und positive Ziel suchen sie sowohl 
in Bezug auf den Verkauf der Waare des Arbeiters als auch in 
Bezug auf seine persönlichen Verhältnisse zu erreichen. Ihr Zweck 
ist deshalb keineswegs bloss die Regelung der Lohnhöhe, ebenso- 
wenig wie die gesammte Arbeiterfrage nur eine Lohnfrage ist. Ihr 
Zweck und der Gegenstand dieser Frage sind vielmehr neben der 
Sicherung eines ausreichenden, stetigen, regelmässigen Einkommens 
der Arbeiter auch der Schutz der Freiheit und Unabhängigkeit ihrer Per- 
son gegen Bedrückung, ihre intellectuelle und moralische Bildung und 
ihre Erziehung zu tüchtigen Menschen und brauchbaren Staatsbürgern. 

10. Den Beweis für die Richtigkeit dieser Angaben über den 
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Zweck der englischen Gewerkvereine wird meine ganze weitere Dar- 
stellung der einzelnen Bestrebungen derselben erbringen. Allein wenn 
auch die widersprechenden Darstellungen andrer Schriftsteller in dem 
Beweise der Richtigkeit meiner Angaben ihre Hauptwiderlegung finden 
Verden, so wird von mir doch erwartet werden, dass ich die der 
meinigen entgegengesetzten Darlegungen Andrer besonders hervor- 
hebe und deren Unrichtigkeit zeige. 

Vor Allem muss ich mich gegen einige Schriftsteller wenden, 
welche, den Gewerkvereinen freundlich, dieselben mittelst irriger An- 
gaben über ihren Zweck zu vertheidigen suchen. Wenn nämlich von 
Gegnern der Gewerk vereine als einziger Zweck derselben die Orga- 
nisation von Arbeitseinstellungen angegeben wird, so wird häufig mit 
einer Verweisung auf die von Gewerkvereinen gewährte Kranken-, 
Alters-, Unfalls- und Begräbnissunterstützung verwiesen. Diese Er- 
widerung jedoch ist unzutreffend. Derartige Unterstützungen sind 
gewiss äusserst löblich, und es werden Versicherungen für den Fall 
des Eintretens besagter Ereignisse sehr zweckmässig mit Gewerk- 
vereinen verbunden. Allein mit dem Wesen der Gewerkvereine 
haben sie nicht das Mindeste zu thun. Der deutlichste Beweis 
hiefür ist, dass sie bei Weitem nicht mit allen Gewerkvereinen ver- 
bunden sind*). Für das Begräbniss seiner Mitglieder sorgt der 
Gewerkverein allerdings meistens. Krankenunterstützung dagegen 
findet sich wenn auch noch oft, so doch schon viel seltener; in 
noch weniger Gewerkvereinen ferner Unfallsunterstützung und Unter- 
stützung bei Verlust der Werkzeuge; die so viel angefeindete Alters- 
unterstützung endlich, durch deren angebliches Ungenügen nach 
Einigen sogar das ganze Gewerkvereinssystem schon verurtheilt ist, 
nur bei dreien unter sämmtlichen englischen Gewerkvereinen ^^). 
Nichtsdestoweniger sind auch die Gesellschaften, welche derartige 
Unterstützungen nicht gewähren, Gewerkvereine wie die andern, und 
auch ihr Zweck ist nicht die Organisation der Arbeitseinstellung. 
Ihr Zweck ist vielmehr der oben angegebene: die Regelung ihres 
Gewerbes; die Arbeitseinstellung dagegen ist das Mittel, das nur 
im äussersten Nothfall zu seiner Durchführung ergriffen wird. 

Allein erheblicher sind die Behauptungen Thornton's, welche 
dem von mir oben Gesagten direct widersprechen. Eine Reihe von 
Schriftstellern vor mir hat wenn auch nicht wie ich als Zweck der 
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Gewerkvereine angegeben, den Arbeiter den Verkäufern andrer 
Waaren als Arbeit gleichzustellen, so doch die Herstellung der 
Gleichheit zwischen Arbeitgeber und Arbeiter beim Verkaufe der 
Arbeit als ihren Zweck bezeichnet. Es ist dies nicht ganz dasselbe; 
allein ich müsste um Worte streiten, wollte ich nicht anerkennen, 
dass sich dieselbe Idee hinter diesen Worten verbirgt. Hiegegen 
nun wendet sich Thornton, indem er behauptet, „dass, wenn die 
Arbeiter sich wirklich in der gleichen Lage wie ihre Herren be- 
fanden, die Gleichheit zwischen ihnen bei alledem nichts als ein 
Trug und ein Deckmantel für die äusserste Ungleichheit wäre". 
Mittelst eines äusserst mangelhaften Beispiels, gegen das sich sehr 
viel einwenden Hesse, wenn hier der Platz dazu wäre, sucht er die 
angebliche Ungerechtigkeit solcher Gleichheit zu beweisen, indem 
bei ihrem Vorherrschen der ganze Geschäftsgewinn zu zwei gleichen 
Hälften zwischen Arbeiter und Kapitalist getheilt werden würde ^^). 
Aber es heisst dies doch wahrlich den Sinn jener Schriftsteller ent- 
stellen! Kein einziger von ihnen wollte sagen, der Zweck der 
Gewerkvereine sei, für die Arbeiter die Hälfte des Productions- 
gewinns zu sichern, und noch weniger wollten sie solchen Zweck 
billigen. „Der Gewerkverein ist das Kapital des Arbeiters", sagt 
Harrison*^), gegen welchen Thornton's Polemik so häufig sich 
wendet. Was er aber damit sagen will ist dasselbe, was ich sage, 
dass der Arbeiter durch den Gewerkverein erst überhaupt in die 
Lage komme, gleich andern Waarenverkäufern und gleich dem 
Arbeitskäufer zu feilschen, statt seine Waare bedingungslos auszu- 
bieten. Dasselbe aber, nur noch ausgesprochener wie Harrison, 
sagen Dunning^^) und Fawcett^^). 

Dagegen giebt Thornton selbst als Zweck der Gewerkvereine 
an, „den Arbeitern die Dictatur zu verschaffen, so dass sie den 
Unternehmern Vorschriften machen können", und merkwürdiger 
Weise sagt er, der die Gleichstellung des Arbeiters mit dem Arbeit- 
geber als eine Ungerechtigkeit denuncirt hatte: „Dies ist das Princip, 
welches die sittliche Basis der Gewerkvereine bildet, und kein anderes 
kann vollkommner im Rechte begründet sein'*^°). Zum Beweise für 
die Richtigkeit seiner Auffassung beruft er sich^*) auf verschiedene 
Aussagen von Gewerkvereinssecretären vor der kgl. Commission. „In 
einer selbstsüchtigen Welt", sagt Applegarth auf die Frage (qu. 149), 
ob er die Wirkungen seines Gewerkvereins für die Arbeitgeber kenne, 
„sorgen die Arbeitgeber für ihre eignen Interessen, wie wir für die 
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unsern". „Ich kann nicht verstehen", sagt Allan (qu. 924), „wie die 
Interessen der Arbeitgeber und Arbeiter identisch sein sollen, so 
lange wir uns in einem gesellschaftlichen Zustande befinden, der 
auf dem Grundsatz beruht auf dem billigsten Markte zu kaufen und 
auf dem theuersten zu verkaufen. Es ist in ihrem Interesse, dass 
die Arbeit zu so billigem Lohne wie möglich geschehe, und es ist 
in unsrem, so hohen Lohn wie möglich zu erhalten; diese beiden 
Dinge lassen sich niemals vereinen". „Wir sehen auf die Arbeitgeber", 
sagt Conolly (qu. 1349), „als auf Männer, welche ihr Kapital ein- 
setzen- und welche den äuBsersten Nutzen aus ihrem Kapitale ziehen 
wollen, während wir den grössten Nutzen aus unsrer Arbeit erstreben". 
Und auf die Frage, warum die Maschinenbauer zu Blackburn, deren 
Lohn bei aufblühendem Gewerbe gestiegen war, bei eintretender 
Flauheit sich nicht mit Rücksicht auf die Arbeitgeber einer Lohn- 
reduction unterziehen wollten, antwortet Allan (qu. 861): „Im All- 
gemeinen behalten wir, was wir erlangen können". Thornton 
hätte noch weiter anführen können, dass Allan auf die Frage, ob 
die Arbeiter Rücksicht nähmen auf die unter den verschiedenen 
Arbeitgebern des Vereinigten Königreichs bestehende Concurrenz, 
antwortete (qu. 949): „Als Regel möchte ich sagen, dass wir, im 
Falle ein Arbeitgeber mit einem andern concurrirt, entschieden wider- 
streben würden, dass dieser Arbeitgeber, der den Preis seiner Waare 
vermindert hat, unsern Lohn reducire, um dies zu ersetzen". An 
diese Aussagen knüpft dann Thornton Bemerkungen über den 
Mangel der Gewerkvereine an „jeglicher Würze von geistigem Wesen 
um die Rohheit ihres Materialismus zu mildern". 

Hiegegen nun muss ich, bevor ich mit der Anführung der 
weitern Behauptungen Thornton's fortfahre, gleich hier einschalten, 
dass ich nicht einsehen kann, wie diese angeführten Aussagen, wenn 
man sie nur wirklich anführt, wie sie im Commissionsbericht stehen, 
beweisen sollen, die Gewerkvereine strebten danach den Arbeitgebern 
zu dictiren. Die angeführten Gewerkvereinssecretäre sagen nichts 
als: da die Arbeitgeber auf nichts weiter als ihren grösstmöglichen 
Vortheil bedacht sind, wären wir Narren, statt lediglich für unsere 
für ihre Interessen zu sorgen. Von einer Dictatur ist in diesen Aus- 
sagen nichts enthalten. Sie stellen sich damit bloss auf den Stand- 
punkt von Verkäufern von Waaren, auf den die nationalökbnomische 
Theorie und die Arbeitgeber sie längst verwiesen. Dabei liegt in 
ihrer Ausdrucksweise sogar eine Missbilligung dieses Standpunkts. 
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Aber noch wichtiger für meine Lehre über den Zweck der 
Gewerkvereine, als die schon angeführten Behauptungen Thorn- 
ton's, ist, dass er es leugnet ^^), dass die Gewerkvereine haupt- 
sächlich darauf bedacht seien, dem Arbeiter ein ausreichendes, stetiges, 
regelmässiges Einkommen zu sichern, und dass er bestreitet, dass 
es, wie Harrison sagt, „eine ihrer hauptsächlichsten Aufgaben sei, 
der Tendenz zu beständigen Lohnschwankungen vorzubeugen". Aller- 
dings leugnet er nicht die ungeheure Noth, welche die Schwankungen 
des Lohns und der Beschäftigung für den Arbeiter hervorbringen. 
Allein „würden sie", ruft er, „wirklich damit zufrieden sein, dass 
ihre Löhne, wie die Besoldungen der Secretäre, Verwalter und 
Commis während einer längern oder kürzern Reihe von Jahren ab- 
solut stabil und von den Veränderungen des Handels unberührt 
bleiben? Ist je ein solcher Vorschlag von einem Gewerkvereine 
gemacht worden? Sollte er gemacht werden, so würden ihm die 
Arbeitgeber zunächst aus dem Grunde ihre Beistimmung versagen, 
weil sie die wohlmotivirte Befürchtung hegen, dass die Leute nicht 
nur, so lange das Geschäft flau geht, die Hände in den Schoos 
legen, sondern auch in lebhaften Zeiten ihre Anstrengung keineswegs 
verdoppeln würden". Harrison jedoch hatte seinen Ausspruch auf 
Grund seiner jahrelangen genauen Bekanntschaft gethan und als 
Beispiel für die Richtigkeit desselben darauf verwiesen, dass die 
Vereinigten Maschinenbauer den Lohn während der letzten zehn 
Jahre weder erhöht, noch dass sie überhaupt nach einer Erhöhung 
getrachtet haben. Hiegegen nun sucht sich Thornton zu helfen, 
indem er zunächst die Genauigkeit dieser Angabe bestreitet. Er 
verweist auf ein paar Streitigkeiten um Lohnerhöhung und auf die 
Lohncrliöhung, die seit 1867 allenthalben im Gewerbe stattfand. 
Aber schon im ersten Bande wurde hervorgehoben*), dass jene Ar- 
beitseinstellungen ohne Wissen und Willen des Executivausschusses 
lediglich seitens einiger Zweige stattfanden. Ueber die Politik des 
Executivausschusses zeugt am Besten meine ebendaselbst veröffent- 
Hclite Lolmstatistik der Maschinenbauer^). Danach betrug 1851 der 
durchschnittliche Wochenlohn eines Gewerkvereinlers in der Ma- 
schinenindustrie 28 s, 6 ^)- und 1862 28 s. 7^/4 ^. Die allgemeine 
Lolinerhühung seit 1867 endlich spricht keineswegs gegen Harri- 
son. Natürlich ist es noch Niemandem eingefallen zu behaupten. 
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dass die Gewerkvereine auf ewige Zeiten, während alle andern 
Preise sich ändern, auf jegliche Lohnerhöhung verzichten. Gewiss 
aber widerlegt es Thornton's letzte Ausflucht, es habe den Ma- 
schinenbauern nur an Aussicht des Gelingens gefehlt, wenn sie so 
lange nicht nach Lohnerhöhung gestrebt hätten, und es sei un- 
zweifelhaft, dass ihr Verein und ebenso jeder Gewerkverein die erste ' 
beste Gelegenheit benutzen werde, um sich eine merkliche Lohn- 
erhöhung zu sichern, und gewiss zeugt es für Harrison, dass, 
trotzdem dass der Verein der Maschinenbauer so stark ist, dass der 
grosse Maschinenfabrikant Beyer zu Manchester aussagte ^^), „es 
wäre eine Narrheit, wollte eine einzelne Firma ihn bekämpfen**, 
während der langen Periode von 1851 bis 1867 ^^^ Lohn der Ma- 
schinenbauer, trotz aller indessen im Zustande des Gewerbes statt- 
findenden Schwankungen, stets ein und derselbe blieb. 

Ich muss gestehen, es war mit dem grössten Befremden, dass 
ich Thornton's Angabe las, die Arbeiter erstrebten mittelst ihrer 
Gewerkvereine die Dictatur über die Arbeitgeber, und es sei nicht 
eine der hauptsächlichsten Aufgaben dieser Vereine, der Tendenz 
zu beständigen Lohnschwankungen vorzubeugen. Unter den vielen 
oberflächlichen Kapiteln seines Buchs scheint mir das diese Angaben 
enthaltende geradezu leichtfertig. Welch' herrlichen Vorzug vor uns 
Deutschen haben die englischen Nationalökonomen in ihren parla- 
mentarischen Berichten über einzelne Arbeiterfragen! Bis weit zurück 
ins vorige Jahrhundert lässt sich darin, beinahe von Jahr zu Jahr, 
das Leben und Streben der Arbeiter und ihrer Gewerkvereine ver- 
folgen, und hätten wir in Deutschland ähnliches Material, so wäre 
es ohne Zweifel unmöglich, dass Jemand, der über diese Fragen 
schriebe, wissenschaftliche Ansprüche erheben dürfte, ohne es voll- 
ständig zu kennen. Auch verstehen die Engländer sehr wohl aus 
den Quellen zu arbeiten, wie das treffliche Buch von Ludlow und 
Jones über die arbeitenden Klassen seit 1832 beweist. Ich kann 
mir daher den Beifall, den ein Schriftsteller findet, der, um von dem 
mühsamer zugänglichen historischen Material ganz** abzusehen , nur 
solch' oberflächliche Kenntniss von dem zeitgenössischen Material 
zu dem von ihm behandelten Thema hat, nur aus gleicher Un- 
kenntniss der Beifall Zollenden erklären. 

II. Um dieses hartklingende Urtheil zu rechtfertigen darf ich 
mich keineswegs damit begnügen, dass ich oben die von Tllornton 
vorgebrachten Argumente und Einwände zurückwies: ich muss das- 
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selbe, indem ich in kurzer Uebersicht die Bestrebungen der eng- 
lischen Arbeiter, seitdem das Lehrlingsgesetz der Elisabeth nicht 
mehr beobachtet wurde, vorführe, tiefer begründen. Nach den Be- 
'Stimmungen dieses Gesetzes sollte Niemand einen Gesellen dingen 
für weniger als ein Jahr, mit beiderseitiger vierteljährlicher Kün- 
digung. Ferner sollten die Behörden den Lohnsatz jährlich so fest- 
setzen, „dass der gedungenen Person, sowohl in Zeiten des Mangels 
wie des Ueberflusses ein hinlänglicher Lohn zu Theil werde". 
Während die Arbeiter so gesetzlich ein ausreichendes Einkommen 
beanspruchen konnten, sicherte ihnen die lange Dienstzeit die Regel- 
mäsHigkcit desselben. Da die Friedensrichter, welche den Loha 
fixirten, derselben Klasse wie die Arbeitgeber angehörten, ist die 
Vermuthung wohl nicht ungerechtfertigt, dass der von ihnen fest- 
gCHtellte Lohn weit entfernt war, ein übertrieben hoher zu sein.. 
Dennoch waren die Arbeiter mit dieser Feststellung des Lohnes 
vr;lIkommcn zufrieden. Der Beweis dafür liegt darin, dass wir, wo. 
derartige Fixirungcn in Abnahme kamen oder nie bestanden, die 
Arbeiter allenthalben ihre Wiedereinführung verlangen sehen. Ich 
vrrrwfriM« Huf djc im ersten Bande geschilderten Vorgänge in der 
W/illf!iiinduMtric im Jahre 1757, auf die fortwährenden Petitionen der 
htriiffipfwirkcr um gesetzliche Lohnregelung, auf die Vorgänge ia 
'kr STideninduHtric Londons vor Erlass der Spitalfields Gesetze und 
auf <\'w Wirkung dieser Gesetze*). 

Af;^:r wir liabcn noch deutlichere Beweise, dass die Arbeiter 
von (UimnU diesen genügenden aber gleichmässigen einem sehr 
Uo)i*u aber Schwankungen unterworfenen Lohne vorzogen. Es wurde 
irn rrHicu Bande gezeigt, dass mit dem Umsichgreifen des Gross- 
\ffirk\)<i und der Fabrikindustrie das Gesetz der Elisabeth überall in 
Abnahme kam. Die Fabriken gaben höhern Lohn als die Meister 
f\f)r liauHinduHtric, denn sie musstcn erst die Arbeiter von diesen zu 
4iMi hrrarjloekun. Dafür folgten bei ihnen auch auf jede Schwan- 
kiitii/, ir/j < ii*.wt'.r\)ii Lohnreductionen und Entlassungen. Die Folge 
f/nf , tUüü t\U' \tm den Fabrikanten Entlassenen, wenn sie wieder 
hf f t'tnt ih Mtiibter in der IlauäluduHtrlc selbst um geringern Lohn 
A/»/M( i^in'Un, doch öpäter dieaje Stelle wegen der grössern Regel- 
^/,,Mb;i^lv«.it der jk^ichäftii^ung iut:ht melir selbst gegen höhern Loha 
,/; tUh i'uhrikt:H yttfiiiUüciitn wollten **). 

' / - -^ ^j4, nn, Mi, nj, I»'*— J, l*) I. S. lüo und Note 363. 




Der Zweck der englischen Gewerkvereine. ^^ 

Das im ersten Bande angeführte Beispiel bezog sich auf die 
WoUenindustrie. Denselben Beweis geben aber die Arbeiter andrer 
Gewerbe. So bestand im Seidengewerbe zu Macdesfield von 1796 
bis 1810 ein und dieselbe Preisliste. Derselbe Lohn wurde immer 
gegeben, sowohl wenn das Gewerbe blühte, wie wenn es flau war. 
In den Jahren 1809 und 181 o wurde das Gewerbe ausnahmsweise 
blühend. „Einige Arbeitgeber, welche sich einer ausserordentlichen 
Nachfrage erfreuten, waren sehr freigebig gegen ihre Arbeiter und 
gaben, wie es der gewöhnlichsten Einsicht einleuchten musste, mehr 
als sie geben konnten, wenn die Nachfrage auch nur unji Geringes 
nachliess". Andere Arbeitgeber gaben bei Weitem nicht so viel. „Darauf 
hielten die Weber, welche die aus solcher Ungleichheit der Preise 
entstehenden Folgen voraussahen, eine Versammlung und unter- 
breiteten den Arbeitgebern eine Preisliste, welcher diese endlich nach 
sechs- bis siebentägiger üeberlegung zustimmten, und gemäss welcher 
diejenigen, welche die niedrigsten im Buche von 1796 festgestellten 
Preise bezahlten, einen etwas höhern und diejenigen, welche einen 
sehr hohen Lohn bezahlten, mehr als sie den Umständen gemäss 
hätten zahlen sollen, einen geringern Lohn zu zahlen hatten". Der 
Zeuge, dessen Aussagen ich diese Angaben entnehme, selbst ein 
Fabrikant, sagt: „Diese Regelung wurde von den Webern aus der 
einzigen Erwägung in Anregung gebracht, dass es nothwendig sei, 
dass der Arbeitgeber, wenn das Gewerbe blühe keinen höhern Lohn 
zahle, als er bei abnehmender Nachfrage zu zahlen im Stande sei; 
dem stimmten die Arbeitgeber zu"^"*). Wir sehen, diese Arbeitgeber 
hatten keineswegs die von Thornton ihnen anempfohlenen Be- 
denken gegen die Gleichmässigkeit; auch kann ich nicht einsehen, 
wie eine allgemeine Lohnsteigerung oder Lohnminderung in Folge 
von Fluctuationen im Gewerbe den Fleiss der Arbeiter mehren, 
resp. mindern könne. Vielmehr beweisen die Aussagen der Seiden- 
weber aus Covenlry imd Nuneaton, dass gerade die äusserste Herab- 
schraubung des Lohnes den Fleiss der Arbeiter vermehre. 

Die Seidenarbeiter von Coventry und Nuneaton petitionirten in 
Gemeinschaft mit einer Anzahl von Fabrikanten und mit den übrigen 
Bewohnern dieser Städte 1818 ans Parlament um Ausdehnung der 
Spitaliields Gesetze auf diese Orte. Vor einem Parlamentsaus- 
schusse vernommen, beklagen sie sich bitter, dass um das Jahr 18 13 
und 1814 in Folge der Anwerbungen für die Armee ein grosser 
Mangel an Arbeitern entstanden sei^^). Der Lohn stieg, und es 
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strömten, da das Gewerbe vollständig offen war, eine Menge neuer 
Arbeitskräfte in das Gewerbe ^^). Als hierauf Friede geschlossen 
worden, wurde das Bandgewerbe mit Arbeitern so überfüllt ^^, dass 
jtrotzdem dass die Fabrikation von Bändern eher zu- als abgenommen 
Tiatte^^), der Lohn so sehr sank, dass die Arbeiter dem Verhungern 
nahe kamen ^^. Statt lo s., die der Weber früher verdient hatte, 
erhielt er jetzt nur mehr 4 s.^°). Dieses durch die zu grosse 
Concurrenz herbeigeführte Sinken des Lohnes führte jedoch keines- 
wegs dazu, die Concurrenz zu vermindern. Dieselbe wurde vielmehr 
noch vermehrt. Denn in Folge der geringern Preise, welche gezahlt 
wurden, arbeiteten die Einzelnen länger, bis zu 18 Stunden im 
Tage"^'). Ferner setzte jeder Weber seine ganze Familie, Weib und 
Xinder, sobald die letzteren nur irgend dazu tauglich waren, an die 
Arbelt, um mit ihrer Hülfe die 10 s. wöchentlich, selbstverständlich 
gegen ein viel grösseres Quantum Arbeit, zu erzielen, die er früher 
allein in einer Woche verdiente"*^. Wurde auch auf diese Weise 
das, was am Lohn fehlte, um davon existiren zu könneh, noch nicht 
erreicht, so musste die Armensteuer das noch Fehlende ergänzen, 
und diese stieg in Folge dessen auf 19 s, in £ i^^). Nach vielen 
vergeblichen Versuchen erlangten endlich die Vorstellungen der 
vereinten Weber, dass die Arbeitgeber aus ihrer Mitte drei Delegirte 
wählten, welche mit drei Arbeitern eine Preisliste vereinbaren soll- 
ten '^'^). Allein die im September 1816 publicirte Preisliste wurde 
kaum eine Woche von den Arbeitgebern beobachtet"*^). Die Schil- 
derung des darauf folgenden Elends ist schrecklich. Endlich peti- 
tionirten die Weber um gesetzliche Regelung ans Parlament. „Es 
ist nicht hoher Lohn", sagt einer derselben '*^), „den wir verlangen, 
sondern gleichmässiger Lohn". 

Ganz denselben Beweis endlich liefert der Bericht von 1808 
über die Musselin fabrikation in Lancashire ^ ^). Derselbe beschäftigt 
sich lediglich mit den Schwankungen des Lohns. Die Musselin- 
fabrikation, heisst es darin, sei nicht älter als ungefähr dreissig Jahre. 
Der Umfang des Gewerbes habe seit dieser Zeit beträchtlich zuge- 
nommen. In der letzten Zeit jedoch habe sich ein System in das 
Gewerbe eingeschlichen, welches zum Ruin aller darin Interessirten 
führe. Eine Anzahl Personen nämlich habe angefangen ohne ge- 
nügendes Kapital das Gewerbe zu betreiben. Um sich rasch zu 
bereichern producirten sie unsinnig, ohne Rücksicht auf die Nach- 
frage. Sie sendeten ihre Waaren an Commissionshäuser in London, 
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welche ihnen gestatteten, dafür Wechsel zu dem vollen Betrage des 
Werthes der Waaren auf sie zu ziehen. Seien die Waaren zur 
Verfallzeit noch nicht verkauft, so sei der Commissionär in der Regel 
nicht geneigt, dieselben weiter zu bewahren, sondern verkaufe sie, 
um seine Vorschüsse zu decken, und die Waaren würden alsdann 
in der Regel zu den niedrigsten Preisen verschleudert. Diese Art 
Fabrikanten sei die Ursache der grössten Schwankungen in der 
Lohnhöhe. Zuerst verursachten sie durch die Errichtung ihrer 
Fabriken zu einer Zeit, in der gar keine grössere Nachfrage nach 
Waaren und kein Steigen der Preise stattfinde, eine Steigerung des 
Lohnes ohne wirklichen Grund. Darauf müssten sie ihre Fabrikate 
unter dem Kostenpreise wegen Mangels an Kapitalien verschleudern 
und würden schliesslich bankerott. Hiedurch käme eine Masse von 
Arbeitern, die sie erst neu ins Gewerbe hereingezogen hätten, sofort 
ausser Arbeit, und in Folge des dadurch verursachten unverhältniss- 
mässigen Angebots sinke auch der Lohn der weiter Beschäftigten, 
zumal da die Fabrikanten, welche in der Krisis über Wasser bleiben 
wollten, durch die Verschleuderung der Waaren der Falliten zu den 
niedrigen Preisen gezwungen würden, den Lohn zu reduciren. Diese 
Lohnreductionen hätten aber ein weiteres Sinken der Preise zur 
Folge. Trotzdem dass weniger Arbeiter beschäftigt würden, werde 
nämlich eine nicht geringere Quantität Waaren producirt wie früher, 
denn da die Bezahlung des Stücks so enorm abnehme, arbeiteten 
die Arbeiter bis zu zwanzig Stunden im Tage und in diesen desto 
emsiger. So müsse schliesslich die Armensteuer für den Unterhalt 
der Arbeiter aufkommen. Die Arbeiter kämen in Elend; von Fabri- 
kanten seien in Stockport allein elf von sechzehn bankerott ge- 
worden; und auch diejenigen, welche noch Vorrath von Waaren 
hätten, würden schwer geschädigt. Der ganze Markt werde ver- 
dorben, denn die Käufer fürchteten sich zu kaufen, da sie nicht 
sicher wären, ob die Preise nicht alsbald nach dem Kaufe abermals 
fallen würden. Arbeiter, Fabrikanten und Grosshändler verlangen 
desshalb nach gesetzlicher Regelung des Lohns. 

Ich habe die nähern Umstände dieser verschiedenen Verlangen 
nach gleichmässigem Ldhne desshalb ausführlicher mitgetheilt, weil 
einzelne dabei angegebene Thatsachen noch bei der Besprechung 
andrer Punkte von Bedeutung sein werden, und ich alsdann, statt 
sie zu wiederholen, auf sie verweisen werde. Für die uns zunächst 
interessirende Frage beweisen sie einmal den von Thornton ge- 
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leugneten Vorzug, welchen die Arbeiter einem genügenden aber 
stetigen vor einem hohen aber häufigen Schwankungen ausgesetzten 
Lohn geben. Sie lassen femer diesen Vorzug begreifen, denn es 
ist unmöglich, dass ein Arbeiter, der Familie hat und nicht mit 
Sicherheit in die Zukunft sehen kann, ja der in einer beständigen 
Furcht leben muss, innerhalb kürzester Frist seine Familie im 
Elend und sich über die Schranke, welche die ehrbare Arb^t vom 
Pauperismus trennt, hinweggedrängt zu sehen, auch bei dem höch- 
sten Lohne glücklich sein kann. Endlich zeigen sie auch den Vor- 
theil, welchen Unternehmer und das ganze Gemeinwesen von einer 
Stetigkeit des Lohnsatzes ziehen. 

Alle derartigen Petitionen, wie die oben erwähnten, wurden 
jedoch von dem Parlamente stets abschlägig beschieden. Unter 
dem Einflüsse der neuen ökonomischen Theorie verwies man die 
Petenten auf die ökonomische Unmöglichkeit ihrem Begehren zu 
willfahren. Man verwies sie darauf, dass die Arbeit eine Waare 
sei, wie eine andere; und erst als jede besondere gesetzliche Be- 
handlung der Arbeit aussichtslos geworden, stellten sich die Arbeiter 
auf diesen Standpunkt, indem sie sich zu seiner Durchführung allent- 
halben, wo der gesetzliche Schutz verweigert wurde, in Gewerk- 
vereinen zusammenschlössen. Indessen nicht alle Arbeiter, zumal 
nicht die weiblichen, gehörten zu Gewerkvereinen; und da das alte 
Armengesetz der Elisabeth, wie die obigen Beispiele zeigen, sämmt- 
liche Bewohner eines Ortes in Mitleidenschaft zog, wenn Schwan- 
kungen im Einkommen des Arbeiters eintraten, so beschäftigten die 
durch diese Schwankungen verursachten Nothstände der Arbeiter 
noch öfters die Aufmerksamkeit der Gesetzgeber. Im Jahre 1830 
waren die durch die Schwankungen in den Gewerben hervorgerufenen 
Uebelstände so gross, dass die Regierung einen besondern Ausschuss 
niedersetzte, um die Mittel zu ihrer Linderung zu erwägen"*^). Dieser 
Ausschuss enthielt sich, wie er sagt, „in Einzelheiten über den Be- 
trag der Löhne und über die Schwankungen in der Beschäftigung 
näher einzugehen", d. h. er veröffentlichte nicht die Aussagen der 
vernommenen Zeugen. Bedenkt man, dass Graf Winchelsea zu 
derselben Zeit im Oberhause die Regierung beschuldigte*^, „dass sie 
Alles thue, um eine Untersuchung der Noth des Volkes zu hindern", 
so darf man den Grund dieser Vorenthaltung wohl in der Grösse 
der Nothstände vermuthen. Der Ausschuss erstattete jedoch über 
das aufgenommene Material selbst einen Bericht, und in diesem 
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bezeichnete er als das einzige bestehende Mittel, das die mit den 
Schwankungen verbundenen Uebelstande mindere, die Gewerkvereine. 
Durch sie allein werde es den Arbeitern möglich, die Bedürfnisse 
des einen Monats"oder Jahres mittelst des Verdienstes des andern 
zu befriedigen. Dann abel* hebt er auch die Wirkung der Gewerk- 
vereine hervor, diese Schwankungen selbst zu verringern. In 
Fällen nämlich einer zeitweisen Stockung der Nachfrage nach einem 
Producte werde von den Fabrikanten einer von zwei Wegen ein- 
geschlagen. In dem einen Falle werde bei abnehmender Nachfrage 
nach einer Waare auch die Menge, die davon producirt werde, 
verringert. Der Preis, der den Arbeitern für das Stück Arbeit be- 
zahlt werde, werde gar nicht oder nur wenig herabgesetzt, aber 
dadurch dass die Arbeiter weniger Stunden wie früher arbeiteten» 
werde die Menge der Waaren der kauffähigen Nachfrage angepasst. 
Auf diese Weise entstehe keine Ueberschwemmung des Marktes, 
und wenn das Gewerbe sich wieder belebe, nähmen die Arbeiter 
ohne grossen Verlust wieder die Arbeit auf. Dies sei der Fall in 
den Gewerben, in denen es Gewerkvereine gäbe, und es wirke dies 
wohlthätig für alle Parteien. In dem andern Fall, in dem es keine 
Gewerkvereine gebe, reducirten die Unternehmer die Preise der 
Waaren, indem sie den Lohn, den sie dem Arbeiter für das Stück 
Arbeit bezahlten, herabsetzten. Die Folge' sei, dass die Arbeiter 
bestrebt seien durch Verlängenmg der Arbeitsstunden und Ver- 
doppelung ihrer Anstrengungen das Verlorene zu ersetzen. Hiedurch 
werde zu einer Zeit, in der die wirkliche Nachfrage nach der Waare 
der Arbeiter am Geringsten sei, das Angebot derselben auf ihr 
Maximum gebracht. Dies sei in vielen bedeutenden Gewerben der 
Fall; ein Beispiel davon habe kürzlich das Eisengewerbe zu Wolver- 
hampton geliefert, und ein sehr einsichtsvoller Unternehmer aus 
Manchester constatire, dass im Baumwollengewerbe, „die schlimm- 
sten Jahre stets von der grössten Production von Waaren begleitet 
würden". Allein wenn der Ausschuss hiemit auch anerkannte, dass 
die Gewerkvereine „in mancher Hinsicht nützlich seien", so schien 
€s ihm doch nicht rathsam, „der Ausbreitung derselben besondere 
Erleichterungen zu geben, da sie die Wirkung zu haben schienen, die 
Eifersucht zwischen Arbeitgeber imd Arbeiter zu mehren", und er 
schlug desshalb die Gründung neuer auf Gegenseitigkeit beruhender 
Unterstützungskassen vor, welche diese Nachtheile nicht haben soll- 
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ten. Die Arbeiter jedoch, wie der Ausschuss selbst schon gefürchtet 
hatte, bildeten nie solche Vereine. 

Durch diesen Bericht wird officiell anerkannt, dass das Wirken 
der Gewerkvereine dahin geht, das Einkommen des Arbeiters regel- 
mässig und stetig zu machen. Ebenso aber wie die Arbeiter, so 
lange die alten Gesetze noch bestanden, an diesen festhielten, und 
ebenso wie in der ganzen gewerblichen Politik der Gewerkvereine 
zeigen sich die Letztern in diesem Bestreben als die Nachfolger der 
alten Gesetzgebung. Gerade das, was das alte System gewährt 
hatte, die Sicherung eines ausreichenden und stetigen Einkommens, 
nicht des nach dem jeweiligen Stande des Gewerbes höchstmög- 
lichen Lohns, war seit Aufhören des alten Systems bis heute der 
Mittelpunkt, um den alle Maassregeln der Gewerkvereinspolitik 
gravitiren. Während an die Stelle der Unterstützung der Arbeits- 
losen aus der Armensteuer gemäss dem Armengesetze der Elisabeth 
die Unterstützung aus der Kasse des Gewerkvereins getreten ist, 
trat an die Stelle der die Regelmässigkeit und Stetigkeit des Ar- 
beiters sichernden Bestimmungen des Lehrlingsgesctzes das Bestreben 
durch gewisse Arbeitsbedingungen, besonders aber durch Regelung 
des Angebots und der Nachfrage nach Arbeit die Schwankungen in 
der Beschäftigung selbst abzuhalten; und das seit Aufhören der ge- 
setzlichen Lohnregelungen bis zu Mundella fortdauernde Begehren 
nach Festsetzung von Preislisten zeigt, dass die Gewerkvereine 
keineswegs danach streben, von jeder vorübergehenden Besserung 
des Gewerbes Vortheil zu ziehen. Zugleich aber widerlegt dieses 
fortwährende Begehren zuerst nach gesetzlicher und dann nach 
gemeinsamer Feststellung nicht nur des Lohnes, sondern auch der 
übrigen Arbeitsbedingungen und der Regeln ihrer Gewerbe den 
Vorwurf T hörn ton 's, es sei der Zweck der Gewerkvereine, den 
Arbeitgebern zu dictiren. Allerdings wurden die Arbeiter durch die 
Verweigerung dieses ihres Begehrens in die Lage jeden Verkäufers 
gedrängt, der lieber gar nicht als zu den vom Käufer vorgeschlagenen 
Bedingungen verkauft. Doch wie wenig sie allein die Verkaufs- 
bedingungen festsetzen wollen, zeigt, dass sie, seit Mundella die 
Möglichkeit der Durchführung ihrer alten Politik zur Anerkennung 
gebracht hat, allenthalben die Einführung seiner Arbeitskammern 
auf ihre Fahnen schreiben. 

12. Aber auch abgesehen von diesem Hinweis, dass die Erlangung 
eines ausreichenden aber stetigen Einkommens der ganze Mittel- 
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punkt der Lohnpolitik der Gewerkvereine ist, will ich Thornton 
auch aus dem Berichte der kgl. Commission beweisen, dass diese 
Stetigkeit des Lohns sowohl factisch besteht, als auch, dass die 
Gewerkvereine keineswegs von nichts Anderem als von dem Streben 
nach dem höchstmöglichen Lohne beseelt sind. Was zunächst die 
Stetigkeit des Lohns während einer langen Reihe von Jahren angeht, 
so habe ich das Beispiel der Maschinenbauer schon oben erörtert. 
Ein Maschinenfabrikant will vor der Commission aus dieser Stetigkeit 
sogar das Vergebliche des Bestrebens der Vereinigten Gesellschaft 
beweisen*). Dieselbe Stetigkeit wie im Maschinengewerbe hatte 
während 25 Jahren der Lohn der beim Schiffbau beschäftigten Ma- 
schinenbauer^), und die einzige Lohnerhöhung seit 30 Jahren fand 
statt ohne Verlangen ihrer Gesellschaft^). Die Preisliste der londoner 
Schiffbauer für Repai^turarbeiten blieb unverändert von 1825 bis zur 
Zeit, als die kgl. Gewerkvereinscommission tagte^), und Arbeitgeber 
wie Arbeiter sagen über den Lohn beim Bau neuer Schiffe, dass 
er seit einer Generation unverändert geblieben®). Auch fand eine 
Lohnreduction im Jahre 1865 ohne jeglichen Widerstand seitens der 
Gewerkvereine statt ^). Weiter blieb der Lohn der londoner Setzer 
unverändert von 1810 bis 1866^). Ebenso bestätigt der Secretär der 
Eisengiesser^), dass es die Wirkung seines Gewerkvereins sei, „den 
Lohn eher stetig als beständig auf und ab schwankend zu halten". 
In der That unter allen Gewerben, deren Vertreter vor der kgl. 
Commission erschienen, sind es nur zwei, von denen uns über ein 
mit dem Schwanken der Preise schritthaltendes Schwanken des 
Lohnes berichtet wird: das Hüttengewerbe und der Kohlenbergbau. 
In beiden Gewerben aber wird dies Schwanken des Lohnes von den 
Arbeitgebern damit motivirt, dass der Lohn im Hüttengewerbe un- 
gefähr fünf Sechstel*) oder achtzig bis neunzig Procent ^), im 
Kohlenbergbau ungefähr siebenzig Procent*) der gesammten Pro- 
ductionskosten betrage, femer dass der Preis des Eisens mehr oder 
weniger den der Kohlen regele, und dass deshalb beim Fallen der 
Eisenpreise und der Kohlenpreise die Arbeitgeber zu Lohnreductionen 
gezwungen wären. Wir werden jedoch bei einer spätem Besprechung 
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dieser Thatsachen noch sehen, dass dies System der Lohnschwan- 
kungen keineswegs in allen Districten besteht, und dass die Arbeit- 
geber der andern Districte, welche den Lohn so gleichmässig als 
möglich zu halten suchen*), jene Nothwendigkeit keineswegs ein- 
räumen wollen. Wo jenes System des Schwankens ^besteht, wurde 
es zuerst nur zum Nachtheil der Arbeiter angewendet, indem die 
Arbeitgeber zwar bereit waren bei jeder Preisreduction sofort den 
Lohn herabzusetzen, nicht aber umgekehrt bei jeder Preiserhöhung 
ihn sofort zu erhöhen. In Folge hievon entstanden Unruhen seitens 
der Gewerkvereine, welche endlich zu einem Uebereinkommen führ- 
ten, dass der Lohn stets in einem bestimmten Verhältnisse zum 
Waarenpreise stehen solle. Wie wenig die Arbeiter dieses System 
dem in den übrigen Gewerben bestehenden vorziehen, zeigt, dass der 
Secretär der Hüttenarbeiter, die Arbeiter in dÄi Districten, in denen 
das System der Schwankungen nicht besteht, trotz anderer in diesen 
Districten l)estehenden Nachtheüe, als besser situirt bezeichnet^), 
„weil ihr Lohn nicht steige und falle". Von den Gewerkvereinen 
der Grubenleute aber bezeugt ein Arbeitgeber *=), dass ihre Mitglieder 
lieber, als die Entlassung von Arbeitern zu sehen, ihre Arbeit mit 
den zu Entlassenden theilen; und wie wenig der höchste Lohn ihr 
Streben ist, zeigt, dass sie bei Erhöhung dfes Stücklohns weniger 
Zeit arbeiten, als vorher, so dass sie sogar weniger Lohn im 
Ganzen verdienen^). 

13. Hiemit stimmt überein wenn wir von Arbeitern andrer Ge- 

« 

werbe hören, dass sie eine Minderung der Arbeitszeit einer Lohn- 
erhöhung vorzogen®), ja dass sie sich sogar eine Lohnreduction ge- 
fallen Hessen, um eine Minderung der Arbeitszeit zu erlangen ^). 
Wo endlich die Gewerkvereine Arbeitgeber fanden, die sich nicht 
lediglich auf den Standpunkt als Käufer stellten, waren auch sie 
bereit, in Zeiten, in denen das Gewerbe flau wurde, auf den Vor- 
schlag der Arbeitgeber eine Lohnreduction sich gefallen zu lassen*^), 
oder, wie die Bauarbeiter zu Sheffield, wegen der kürzern Arbeitszeit 
im Winter auf 2 s, ihres Wochenlohns ?u verzichten*^). Zuletzt 
aber muss ich noch Thornton auf den Einfluss der organisirten 
Arbeiter auf die Arbeitsgesetzgebung verweisen. Ich berufe mich 
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auf die hierhergehörige dritte Abtheilung des Buchs von J. M. Lud- 
low und Lloyd Jones ^^), auf das den Arbeitern vom Grafen 
Shaftesbury in der Vorrede zur Sammlung seiner Reden aus- 
gestellte Zeugniss^'), besonders aber auf die Aussagen des General- 
secretärs der nationalen Genossenschaft der Grubenarbeiter, Alexan- 
der Macdönald, vor der kgl. Commission. „Niemand", sagt der 
Minderheitsbericht mit Recht ^*), „kann seine Aussagen lesen, ohne 
zu. sehen, wie die menschenfreundlichen Bestrebungen der neuern 
Gesetzgebung die Leiden und die Verluste an Leben in Bergwerken 
zu mindern angeregt und unterstützt wurden durch die ausdauernden 
Bemühungen dieses Mannes und seiner Collegen in der Genossen- 
schaft". In diesen Aussagen wird nicht nur gezeigt, dass in Folge 
der geheimen Coalitionen der Grubenleute im Jahre 1797 die letzten 
Reste der Sklaverei in Schottland abgeschafft wurden*), sondern 
es werden auch die unablässigen Anstrengungen der Gewerk- 
vereine um die gesetzliche Einführung von Grubeninspectoren , um 
gesetzliche Fürsorge für Sicherheit des Lebens in den Gruben, für 
den Gebrauch richtiger Gewichte, für Lohnzahlung in Geld statt 
in Waaren, um gesetzliche Entfernung von Knaben und besonders 
von Frauen aus den Gruben, sowie um die Erziehung der Kinder 
vorgeführt, imd die Aussagen Macdonalds werden durch die Fragen 
der Commissionsmitglieder bestätigt. Besonders muss ich gegenüber 
dem Vorwurf, dass es den Gewerkvereinen <an jeglicher „geistigen 
Würze" fehle, „um die Rohheit ihres Materialismus zu mildem", 
auf den Bericht des Grubeninspectors Tremenheere an Lord 
Palmerston vom Juli 1854 verweisen: „Die Grubenleute sind ein- 
stimmig darin, dass sie bereit seien, dass eine gewisse Summe, die 
nicht mehr als 2 <J. betrage, wöchentlich von ihrem Lohne abge- 
zogen werde zu Schulzwecken, vorausgesetzt, dass die Arbeiter ver- 
treten sind in dem Ausschuss, welcher die betreffende Schule, der 
ihre Beiträge zukommen, leitet". In diesen Bemühungen um Ein- 
führung von Schulunterricht wie in allen den übrigen oben er- 
wähnten waren die Arbeitgeber die hartnäckigen Widersacher der 
Gewerkvereine der Grubenleute ^). 

14. Gegenüber solchem Sachverhalte lässt sich gewiss nicht be- 
haupten, „von allem Fimiss entkleidet und in seiner natürlichen 
Gestalt sei der Plan der Gewerkvereine einfach dieser: sie wollten 
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für den höchstmöglichen Lohn so wenig wie möglich arbeiten und 
dies Wenige mit möglichst wenig Ungemach" ^^). Ihr Plan ist viel- 
mehr die Hebung sowohl des physischen, wie des moralischen, in- 
tellectuellen und socialen Zustands der Arbeiterklasse^"*). Allein die 
bekämpfte Auffassung ist von Seiten Thornton's vollständig be- 
greiflich. Die Ursache dieser seiner Auffassung liegt in seiner Methode. 
Statt, um mich eines Lassalle'schen^^) Vergleichs zu bedienen, das 
von ihm gewählte Arbeitsfeld mühsam aber gewissenhaft durchzu- 
pflügen und aus den Furchen die erleuchtenden Flammen aufschlagen 
zu lassen, hat er von vorgefasstem Standpunkte aus nur über die 
Oberfläche des Feldes das Licht yorgefasster Anschauungen geworfen, 
welches wie das eines Feuerwerks nur einzelne Punkte verzerrt 
hervorhebt, die andern aber ganz im Schatten lässt. Statt den 
historischen Gewerkverein, den Gewerkverein der Wirklichkeit zu 
geben, hat er den Gewerkverein aprioristisch construirt. Und der 
Standpunkt, von dem er dabei ausgeht, ist kein andrer als der der 
Manchesterschule. Jeder Vertrag, — und wie viele solcher Ver- 
träge giebt es nicht zwischen Arbeitgebern und Arbeitern! — welcher 
nach römischem Rechte dem Verkäufer der Waare, weil der Preis 
nicht einmal die Hälfte des wahren Werthes erreichte (wegen /aesw 
enormis) eine Klage auf Rückgängigmachung oder, „wenn der Käufer 
es vorgezogen hätte, auf Zahlung dessen, was am justum pretium 
fehle** ^^), gegeben hätte, jeder Vertrag, den das Kapital der Noth 
der Arbeiter abnöthigen oder den umgekehrt Arbeiter dem Kapitale 
aufzwängen mögen, ist ihm gerecht, so lange keinerlei Gewalt oder 
Betrug dabei ersichtlich. Er steht auf demselben Standpunkte wie 
der oben citirte Arbeitgeber, der auf das Verlangen der Arbeiter 
nach bessern Maassregeln zur Sicherung des Lebens in den Gruben 
mit der Frage erwiderte, ob es nicht im freien Willen der Arbeiter 
stehe, in die Grube einzufahren, worauf ihm die Arbeiter mit 
einem „oder zu verhungern** antworteten. In der That in dieser 
Beziehung ist sein Buch sogar sehr verdienstlich. Es werden darin 
den Anhängern jener Schule die Consequenzen ihrer Lehren in ihrer 
Anwendung seitens der Arbeiter gezeigt, und sie ersehen daraus, 
wie sie durch ihren Standpunkt genöthigt werden könnten, selbst 
die exorbitantesten Forderungen der Arbeiter zu rechtfertigen. Aber 
es ist mir unbegreiflich, wie selbst deutsche Doctoren der Philosophie 
sagen konnten, Thornton, welcher keinen „einzigen vernünftigen 
Grund dafür anführen kann, warum es irgend einen Unterschied in 
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der Bezahlung der mechanischen und der geistigen Arbeit, ja sogar 
der niedrigsten mechanischen und der erhabensten geistigen Arbeit 
geben solle" ^^, und der von seinem Standpunkte vollständig conse- 
quent sagen musste: „ungerecht sind die Forderungen der Arbeiter 
in keinem Falle" ^®), habe „die entscheidenden Gesichtspunkte auf- 
gestellt, welche für die Würdigung der Gewerkvereine maassgebend" 
seien. 

Ohne Zweifel sind diese Gesichtspunkte die bei Behandlung der 
Frage bei Weitem bequemsten, und Thornton hat dieselben auch 
nicht bei Behandlung der einzelnen Maassregeln, welche die Ge- 
werkvereine zur Durchführung ihres Zweckes ergriffen, verlassen. 
Alle, oder fast alle diese Maassregeln sind ihm von seinem aprio- 
ristischen ökonomischen Standpunkte an sich gleich verwerflich, um 
ihm jedoch gleich wieder als Ausfluss des Rechtes der Arbeiter, 
beim Vertragsabschluss ihr sie volo, sü jubeo ebenso wie die Arbeit- 
geber zur Geltung zu bringen, vollkommen berechtigt zu erscheinend^). 
Allein mag auch solch' oberflächliche Behandlungsweise für den 
praktischen Zweck der Vertheidigung der Gewerkvereine genügen, 
so ist damit wissenschaftlich und sittlich doch nichts gewonnen. 
Was erfordert wird ist vielmehr, dass realistisch zu Werke gegangen 
und das Berechtigte und Unberechtigte jeder einzelnen Maassregel 
in Ursache und Wirkung geprüft werde. 



ZWEITES KAPITEL. 



DIE GEWERKVEREINSPOLITIK. 



I. Einleitendes. 

I. Die englischen Gewerkvereine und die Arbeiter der 
.einzelnen Gewerbe. — Indem ich hier die Gewerkvereinspolitik, 
•d. h. das System von Maassregeln, welches die englischen Gewerk- 
'■:. vereine zur Erreichung ihres Zweckes durchzuführen bestrebt sind, 
darstelle und prüfe, erörtere ich nichts Anderes, als die An- 
* schauungen und Wünsche der Masse der englischen Arbeiter. Der 
englische Gewerkverein nämlich ist nichts Anderes als die Organi- 
sation der Arbeiter eines Gewerbes. Gleichwie der Staat nichts 
vom Volke Verschiedenes, sondern nur das organisirte Volk, so ist 
;^ der englische Gewerkverein nichts Verschiedenes von den Arbeitern 
I einer Industrie. Gleichwie der Charakter eines Staates bestimmt 
r wird durch den Charakter eines Volks, p^leichwi e ^seine Politik^^ jie 
* I^ oj^tik ist des Volks, das ihn Jwldet, so hat auch der englische 
\ Gewerkverein als solcher weder besondem Charakter noch besondere 
Politik: diese entsprechen dem Charakter und den Wünschen und 
Anschauungen der Masse der Arbeiter des einzelnen Gewerbes. 

Diese W|bAeite!aki3ind von durchgreifender Wichtigkeit für die 
Beurtheilung der einzelnen von englischen Gewerkvereinen ergriffenen 
Maassregeln. Dabei stehen sie in vollkommenem Gegensatze zu 
den in der parteiischen Tageisliteratur vertretenen Anschauungen. 
Nach letzteren besteht der englische Gewerkverein regelmässig nur 
aus einer unruhigen und arbeitsscheuen Minorität, welche die fleissige 
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• 
und zufriedene Majorität tyrannisirt, und man beruft sich zum Be- 
weise darauf, dass der Gewerkverein ja nicht sämmtliche Arbeiter 
eines Gewerbes an einem Orte umfasse. Diese Anfeindung der 
oben ausgesprochenen Sätze, sowie ihre Wichtigkeit erlauben mir 
nicht, sie ohne weitere Beweise für ihre Richtigkeit an die Spitze 
meiner Darstellung zu setzen. 

Den ersten Beweis für ihre Richtigkeit liefert der verschiedene 
sittliche Charakter der verschiedenen Gewerkvereine. Es ist nicht 
lange her, so sah das grosse Publicum in jedem Gewerkvereine 
eine Schule des Meuchelmords. Die Thatsachen, auf welche man 
sich zur Rechtfertigung dieses Urtheils berief, waren vollständig 
richtig. Allein indem der Parteieifer und die Angst, was aus den 
speciellen Verhältnissen gewisser Gewerbe an bestimmten Orten 
vollkommen erklärbar war, der Gewerkvereinsorganisation an sich 
zuschrieben, beschuldigte man ungerechter Weise die Blüthe der 
gesammten englischen Arbeiterklasse. Seit dem Berichte der kgl. 
Gewerkvereinscommission^**), vor der selbst Renegaten von Gewerk- 
vereinen, welche denselben nicht genug Uebles nachreden könflen, 
dieselben aufs Energischste gegen jede Gemeinschaft mit solchen 
Verbrechen in Schutz nahmen*), sind diese Beschuldigungen ver- 
stummt. Aber es wäre Unrecht, wollte man nun in das ent- 
gegengesetzte Extrem verfallen, uhd alle Gewerkvereine auf der 
Stufe bereits befindlich betrachten, auf der erst die vorge- 
schrittensten angelangt sind. „Die Sache ist vielmehr die", wie 
Ludlow ^*) sehr richtig ausführt, „dass es Gewerkvereine an ver- 
schiedenen Orten und zu verschiedenen Zeiten gegeben hat, um 
beinahe jede der über sie gehegten, entgegengesetztesten Meinungen 
zu rechtfertigen." „Und wer", fährt er fort, „der weiss, was die 
englische Arbeiterklasse bis zum heutigen Tage ist, wie verschieden 
in Verstand, Bildung, Sittlichkeit, Mannhaftigkeit, von Gewerbe zu 
Gewerbe, von District zu District, von Stadt zu Stadt, ja von einem 
Ende einer grossen Stadt zum andern, kann sich über jene Ver- 
schiedenheiten wundern? Einfach betrachtet sind die Gewerkvereine 
nichts als der Versuch der lohnerhaltenden Klasse von Gewerbe zu 
Gewerbe sich corporativ zu gestalten. Kein Wunder, dass sie sind, 
was die Arbeiter selbst sind, dass sie in ihrem Charakter sich 
unterscheiden, wie die Arbeiter, welche sie bilden!" 
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Zeigt so die Verschiedenheit des Charakters der einzelnen 
Gewerkvereine die Uebereinstimmung desselben mit dem Charakter 
der Arbeiter der verschiedenen Industrien, so zeigen die ver- 
schiedenen, von einzelnen G^werkvereinen erstrebten Maassregeln 
die Uebereinstimmung der gewerblichen Politik der Gewerkvereine 
mit den Bestrebungen der Masse der Arbeiter der verschiedenen 
Gewerbe. Diese Maassregeln sind, wie schon aus dem ersten 
Bande hervorgeht und wie der weitere Verlauf meiner Darstellung 
noch deutlicher zeigen wird, der Ersatz der frühern gesetzlich be- 
stehenden Regelungen der Gewerbe, an denen, auch nachdem sie 
nicht mehr gesetzlich bestanden, die Masse der Arbeiter festhielt. 
Demgemäss sehen wir nicht nur je nach dem sittlichen und in- 
tellectuellen Zustande und nach den Verhältnissen der Arbeiter der 
verschiedenen Gewerbe verschiedene Maassregeln der einzelnen 
Gewerkvereine, sondern ein und derselbe Gewerkverein erstrebt 
auch, je nach dem gewerblichen Herkommen an einem Orte, an 
verschiedenen Orten verschiedene Regelungen. So bestehen z. B. 
die Maurer an einigen Orten darauf, dass die Zeit, die ihnen nöthig 
ist, um sich zur Arbeitsstätte zu begeben, zur Arbeitszeit zugerechnet 
werde, an andern thun sie dies nicht; ihr Gewerkverein sieht nur 
zu, dass das gewerbliche Herkommen eines jeden Orts unverletzt 
bleibe*). Dieselbe Verschiedenheit gilt für die Zahl der an ver- 
schiedenen Orten erlaubten Lehrlinge^); ja mitunter dient erst die 
Verletzung des seit unvordenklicher Zeit bestehenden Herkommens zu 
dessen Aufnahme unter die geschriebenen Gesetze des Gewerkvereins *^), 
gleichwie ähnlich im Mittelalter Verletzungen der Rechte der Gewerbe 
deren Aufnahme in die Zunftartikel veranlassten. Diese Thatsache, 
dass die von den Gewerkvereinen angestrebten Regelungen nichts An- 
deres sind als die Regelungen, und zwar meist altherkömmliche Re- 
gelungen, auf denen die Masse der Arbeiter eines Gewerbes besteht, 
erklärt auch, warum wir sie mitunter völlig unvernünftige Regelungen 
fordern sehen. Ja gerade die unvernünftigsten ihrer Regeln sind 
nur Fortsetzungen von Bestimmungen früherer Gesetze, welche jetzt, 
nachdem die Ursachen, aus denen jene Gesetze gegeben wurden, 
weggefallen, wahrhaft caricaturenhaft sind. So wissen z. B. die 
Ziegler selbst keinen Grund anzugeben, warum sie auf einem be- 
stimmten Umfange des Ziegelsteines bestehen; dagegen sagen uns 
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ihre Arbeitgeber, daas die frühern Excise Laws diese Grösse 
forderten*). Derartige Maassregeln sind aber der Gewer kvereins- 
organisation an sich so wenig eigenthümlich, dass vielmehr die 
Führer der Arbeiter lästige gewerbliche Gewohnheiten zu mildern 
bestrebt^) oder auf Vorstellungen der Arbeitgeber hin ganz abzu- 
schaffen geneigt sind, dass jedoch die versammelte unintelligente 
Masse voll Misstrauen auf dem Herkömmlichen besteht ^^). Die 
Ursache hiervon ist die, dass die Arbeiter so viele Nachtheile in 
Folge von Aenderungen im gewerblichen Herkommen erlitten ha- 
ben, — ich erinnere nur an die im ersten Bande geschilderten 
Folgen der Nichtbeobachtung der üblichen Lehrlingszahl, — dass 
sie, wie die Arbeitgeber selbst sagen, ausser Stande, die Wirkung 
jeder einzelnen Aenderung zu beurtheilen, „stets voll Angst sind, 
dass irgend welcher Vortheil ihnen genommen werde, was immer 
die Aenderung sein möge"*^). Dieser Widerstand gegen Neuerungen 
findet sich aber nach Angabe der sich darüber beklagenden Ar- 
beitgeber bei allen Arbeitern des Vereinigten Königreichs, ob sie 
gewerkvereint sind oder nicht *^). Ja, statt von den Gewerkvereinen 
auszugehen, finden wir vielmehr Gewerkvereinssecretäre, welche den 
Arbeitgebern gewerbliche Verbesserungen vorschlagen*^), nur ist es 
ihr Wunsch, dass die Arbeiter nicht allein den Schaden tragen 
sollen, dem diese sich durch anfangliche Ungeschicklichkeit bei Ein- 
führung des verbesserten Processes aussetzen^), und ebenso sind 
die intelligenteren Arbeiterklassen, wo es der Zustand des Gewerbes 
noth wendig macht, oft gern bereit, eine Ausnahme von dem Her- 
kommen zu machen, wenn dieselbe nicht zu ihrem dauernden 
Nachtheil ausgebeutet werden soll. Wo man jedoch kein der- 
artiges Entgegenkommen, sondern ein zähes Festhalten an her- 
kömmlichen, vielleicht oft drückenden Regelungen findet, muss 
man, wie auch der Commissionsbericht hervorhebt ^^), bedenken, 
dass solche Maassnahmen aus dem stehenden Kampfe entgegen- 
gesetzter Interessen entspringen, und dass durch den Missbrauch, 
welchen die Arbeitgeber, wo das Herkommen beseitigt worden, 
mit der Freiheit trieben, alle Widerstandsmaassregeln der Arbeiter 
gegen weitere Veränderungen den Charakter einer ihrem Princip 
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nach berechtigten Nothwehr erhalten haben, deren etwaiges Ueber- 
maas eher dem Angreifer als dem Angegriffenen zur Last fällt. 

Allein um zu zeigen, dass die englischen Gewerkvereine 
nichts Anderes sind als die Organisation der Arbeiter eines Ge-» 
werbes, genügt es nicht, auf die Uebereinstimmung ihres Charakters 
imd ihrer gewerblichen Politik mit Charakter und Bestrebungen der 
Masse der Arbeiter der betreffenden Gewerbe zu verweisen; e» 
muss auch gezeigt werden, dass die englischen Gewerkvereine auch 
im wirklichen Leben die Masse dieser Arbeiter repräsentiren. Dies 
beweist vor Allem die Entstehung der englischen Gewerkvereine. 
Ursprünglich umfasste, wie im ersten Bande (S. 131) gezeigt wurde^ 
die Organisation, welche an Stelle der für die Gesänuntheit der 
Arbeiter der verschiedenen Industrien geltenden Gesetze trat, ähnlich 
wie anfänglich die verschiedenen Arten von Gilden alle gleich 
Interessirten (I. S. 8), alle Arbeiter eines Gewerbes an einem Orte. 
Ganz dasselbe ist noch heute in den Gewerben der. Fall, in denen 
die Coalitionen der Arbeiter sich noch in jener ursprünglichsten 
Phase befinden, dass alle Arbeiter nur zur Erreichung eines momen- 
tanen Zweckes zusammentreten, nach dessen Erreichung sie sich 
wieder zerstreuen. In Wales aber, wo es ganze Ortschaften giebt, 
die nur von Grubenleuten bewohnt werden, finden wir Vorfalle, die 
stark an die Zeit erinnern, als noch alle Vollbürger zu Schleswig 
oder Berwick Mitglieder der Gilde waren, und die Stadtglocke oder 
Stadttrompete die Gildegenossen zum gemeinsamen Widerstand auf- 
rief^'*): soll -dort eine Arbeitseinstellung stattfinden, so wird die 
Versammlung aller Bewohner, welche über dieselbe beschliessen 
soll , durch den amtlichen Ausscheller zusammengerufen. *). Wo 
aber keine derartige Gleichartigkeit und Interesseneinheit der 
Bewohner eines Ortes, welche eine engere Organisation unnöthig 
machten, stattfand, erkaltete der Eifer der Engherzigen und Kurz- 
sichtigen, da eben durch das Stattfinden einer blossen Coaliticöi 
das Bedürfniss, das sie hervorrief, von Jedem Einzelnen nicht 
mehr gleich lebhaft empfunden wurde, und es wachten nur mehr 
die in engere Vereine zusammengeschlossenen Eifrigeren über 
die Angelegenheiten des gesammten Gewerbes. So entstand in 
jedem Gewerbe eine Art Armee, deren Thätigkeit nicht nur ihren 
Angehörigen, sondern sämmtlichen Arbeitern des Gewerbes zu Gute 
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kommt, und deren Princip deshalb recht eigentlich die Thätigkeit 
Weniger ist zu Gunsten Aller. Auch wird noch heute, wie aus den 
Aussagen vor der kgl. Commission hervorgeht ^^), die Thätigkeit 
der Gewerkvereine von der Gesammtheit der Arbeiter als in ihrem 
Interesse erkannt, und wenn von den Gegnern der Gewerkvereine 
ausgesagt wird, dass diese die Nichtgewerkvereinler tyrannisirten, 
so hebt sogar dei: den Gewerkvereinen ungünstige Mehrheitsbericht 
der kgl. Commission diesen Anschuldigungen gegenüber hervor, 
dass sie lediglich von Arbeitgebern gemacht werden; „die Arbeiter 
selbst, welche jene angebliche Tyrannei bedrücken soll, haben 
unsref Einladung nicht in irgend beachtenswerther Anzahl Folge 
geleistet, um diese Anklage zu beweisen'* ^^). Dagegen sind zahl- 
reiche Zeugnisse vorhanden, dass, mag es sich um eine Arbeits- 
einstellung, um die Fordenmg einer Lohnerhöhung oder um die 
Vereinbarung einer Ordnung für das Gewerbe handeln, die Nicht- 
gewerkvereinler den Gewerkvereinlern sich regelmässig anschliessend), 
und, wo Arbeitskammern bestehen, werden in einer sämmtliche 
Arbeiter des Gewerbes umfassenden Versammlung stets die Beamten 
der Gewerk vereine als Vertreter der Arbeiter gewählt ^^). 

Aber nicht nur die Entstehung der Gewerkvereine und deren 
Anerkennung als Vertreter der Masse der Arbeiter eines Gewerbes 
beweist, dass die Gewerkvereine diese wirklich vertreten. Es zeigt 
dies auch die schon eben erwähnte Thatsache, dass die Wirkung 
ihrer Thätigkeit sich auf die Gesammtheit der Arbeiter erstreckt. 
Durch ihre detaillirten Gewerbeberichte stets über den Zustand des 
ganzen Gewerbes genau unterrichtet, regeln sie allenthalben das 
Angebot von Arbeit, und mögen sie eine Lohnerhöhung erlangen, 
einer Lohnherabsetzung widerstehen, eine Verkürzung der Ar- 
beitszeit oder irgend welche andere Regelungen durchsetze^, so 
erstrecken sich stets die Folgen auf alle Arbeiter des Gewerbes. 
Ebendeshalb, einmal, weil ihre Thätigkeit die Verhältnisse des 
ganzen Gewerbes bestimmt, und dann auch, weil sie allein im 
Stande sind, für die Beobachtung des Vereinbarten seitens der Ge- 
sammtheit der Arbeiter zu sorgen, sehen wir sie, wo die Arbeit- 
geber mit Repräsentanten der Arbeiter überhaupt verhandeln, auch 
von den Arbeitgebern als Vertreter der Gesammtheit der Arbeiter 
anerkannt. Ja an manchen Orten wenden sich die Arbeitgeber, 
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wie wir sehen werden, regelmässig an die Gewerkvereine, sobald 
sie Arbeiter bedürfen, und machen ihnen sogar Vorwürfe, wenn sie 
nicht im Stande sind, Arbeiter in genügender Zahl oder in ge- 
wünschter Schnelle zu liefern. 

2. Der Grundzug der Gewerkvereinspolitik. — Sind 
demnach die englischen Gewerkvereine nichts Anderes als die 
Organisation der Arbeiter eines Gewerbes und die wirklichen Ver- 
treter der Masse derselben, so ergiebt sich hieraus als eine noth- 
wendige Folge ein allen von ihnen erstrebten Regelungen gemein- 
samer Zug, bei dem es nöthig ist, noch etwas länger zu verweilen, 
bevor die einzelnen Maassregeln geprüft werden. Die gesammte 
Gewerkvereinspolitik nämlich ist berechnet für den Mittelschlag der 
Menschen, der überall überwiegt. Sei es, dass die Gewerkvereine 
auf einem Lohnminimum bestehen, oder dass sie gegen ungeregelte 
Stücklöhnung widerstreben, sei es, dass sie die Zurücklegung einer 
bestimmten Lehrzeit fordern, oder dass sie Regelungen erstreben 
zur* Vertheilung der Arbeit unter die grösstmögliche Zahl von 
Arbeitern, oder was immer für gewerblichen Bestrebungen wir bei 
ihnen begegnen, das durch alle hindurchgehende Princip ist die 
Fürsorge, dass die grosse, sowohl in moralischer wie in intellectueller 
und physischer Beziehung mit Durchschnittseigenschaften begabte 
Masse der Arbeiter eine Existienzmöglichkeit durch ihre Arbeit finde. 
Die Gewerkvefeine sind auch in dieser Beziehung die Nachfolger 
der alten Handwerkergilden ^) und der frühern gewerblichen Gesetz- 
gebung. 

Die Gewerk vereine zeigen sich aber hiemit auch als die noth- 
wendige Ergänzung der Nationalökonomie auf Grundlage voll- 
kommner Freiheit. Das einzige Princip der Nationalökonomie, das 
von der Theorie bisher anerkannt wurde, die freie Concurrenz, ist 
nur das Princip der ökonomisch Ausgezeichneten, der Starken. Wäre 
die Lehre Adam Smith's, welche ihm mit den übrigen philo- 
sophisch-politischen Schriftstellern seiner Zeit und mit den Socialisten 
von heutzutage gemein ist ^^), wäre die Lehre, dass die Anlagen 
und Talente der Menschen von Natur ganz gleich und nur durch 
die Erziehung verschieden entwickelt seien, nicht ein Irrthum, so 
wäre' Adam Smith's Verurtheilung jeglicher besondern Fürsorge 
für den. Producenten unangreifbar und der freie Wettbewerb Aller 
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Avürde, wie er meinte, wohl Alles sowohl zum Besten der Einzelnen 
\\'ie des Ganzen fügen. Allein nicht alle Menschen sind von Natur 
gleich rührig und gleich bildungsfähig. „Nur die Fähigen", sagt 
Schmoller ^^) in demi aus seinen Untersuchungen resultirenden 
Urtheil über die Ge werbe Freiheit , „nur die an sich schon höher 
Stehenden treibt diese zu früher nicht gekannter Anstrengung und 
Arbeit." Aber nicht nur, dass solchen ausgezeichneten Menschen 
allein die in jeder Beziehung freie Bahn zur vollkommensten Ent- 
faltung ihrer Kräfte und zur grössten Güte ihrer Leistungen ein 
Bedürfniss, ist sie ihnen allein auch zugleich nicht verderblich. 
Alle andern drückt der Concurrenzkampf nur tiefer herab. „Und 
wenn der radicale Volkswirth dagegen gerne bereit ist zu erklären, 
alle, welche durch die Gewerbefreiheit nicht . vorwärtskommen, seien 
werth zu Grunde zu gehen, so zieht er", wie Schmoller ^^) sehr 
richtig erwidert, „in seinem Urtheile eine schroffe Scheidelinie, 
welche den Thatsachen des Lebens gegenüber als unwahr erscheint, 
so übersieht er neben zwei Extremen, welche wenige Personen 
zählen, die grosse Zahl derer, welche zwischen Beiden in der Mitte 
stehn." Diesen Mangel in der Theorie hat aber in England das 
praktische Leben nicht unergänzt gelassen, und dieselbe Freiheit, 
welche die ausgezeichnet Begabten zur ungehinderten Entfaltung 
ihrer Kräfte führte, führte jene grosse Masse der in der Mitte 
Stehenden zur Vereinigung im Gewerkvereine, welcher wie die a4ten 
Zünfte bedacht ist auf das Wohl „der ärmeren Art". 

Ganz dieser Lehre entsprechen die Bestandtheile, welche that- 
sächlich die Gewerkvereine bilden, und es. besteht in Bezug auf 
diese Bestandtheile eine genaue Uebereinstimmung mit dem, was 
Schmoll er bei den deutschen Kleingewerben beobachtet hat. „Die 
tüchtigsten Meister", sagt er^**), „die cholerischen, geistig und körperlich 
kräftigsten Naturen haben sich durch den Druck der Verhältnisse 
eher gehoben, es sind die seif made men, es sind die Stützen der 
Schulze-Delitzsch'schen Vereine, es siud die Parteigänger der Gewerbe- 
freiheit unter den Meistern selbst, es sind politisch fast durchaus 
liberale Leute; es sind diejenigen, aus denen immer einzelne zum 
Besitze grosser Fabriken sich emporarbeiten. Aber ihre Zahl ist 
gering, sehr gering." Neben dieser Elite, welche durch geistige 
und körperliche Kraft ausgezeichnet, unter der Herrschaft der freien 
Concurrenz gedeihen, spricht Schmoller von einer andern, ver- 
hältnissmässig kleinen Elite, welche die zu Genossenschaften nöthigeu 
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ausgezeichneten Charaktereigenschaften hat. Beiden Klassen 
„gegenüber steht die Hauptmasse der kleinen Meister, die über die 
herkömmlichen Anschauungen, wie über die Noth des Tages nicht 
hinauskommen. Es sind nicht bloss die faulen, phlegmatischen, 
es ist der Mittelschlag der Menschen, der überall überwiegt." Und 
endlich spricht er von den kleinen Meistern und altern Gesellen, 
die es zu keinem ordentlichen Geschäfte bringen können, und die 
leidenschaftlich und verbissen der Socialdemokratie sich in die Arme 
werfen. 

Genau in derselben Weise wie die deutschen Handwerker ver- 
theilen sich die gelernten englischen Arbeiter unter die verschiedenen 
Systeme. Die Masse der gelernten Arbeiter gehört zum Gewerk- 
verein. Dies sind keineswegs die untüchtigen. Vielmehr schliessen 
die Gewerkvereine alle untüchtigen Arbeiter, wie schon im ersten 
Bande (S. 213) gezeigt wurde und aus der folgenden Darstellung 
noch mehr hervorgehen wird, grundsatzmässig aus; das Erfordemiss 
des Lohnminimums ist das wirksamste Hindemiss der Untüchtigkeit, 
und es ist eine sehr häufige Klage der Arbeitgeber gegen die 
Gewerkvereine, dass diese die untüchtigeren Arbeiter dadurch vom 
Gewerbe vollständig ausschlössen*). Auch sagt Lud low sehr rich- 
tig ^^): „Das dauernde Bestehen eines Gewerkvereins bringt noth- 
wendig mit sich, dass er die Masse der besten Arbeiter des Ge- 
werbes umfasse: denn nur der stetige Arbeiter kann ihn durch 
seine Beiträge erhalten; nur der ehrliche kann sich enthalten seine 
Kasse zu berauben; nur der intelligente kann ihn vor Verschwendung 
seiner Mittel in unvernünftigen Kämpfen bewahren.*' „Jedoch", 
fährt er bald darauf fort, „es ist unzweifelhaft wahr, — imd ich 
wäre der Letzte es zu bestreiten, — dass in beinahe jedem Gewerbe 
einige der vorzüglichsten Arbeiter wie auch der schlechtesten ausser- 
halb des Vereins bleiben. Und nichts ist natürlicher. Selbstver- 
ständlich ist das Zusammenbinden der menschlichen Stäbe ein nicht 
Allen angenehmer Process; diejenigen, welche sich für zu kostbar 
halten oder für zu stark — oder vielleicht für zu geschmeidig, — 
um gebrochen zu werden, können wohl beanspruchen draussen zu 
bleiben. Die grösste Vollkommenheit der Arbeit, welche dem, der 
sie erreicht hat, eine stetige Nachfrage nach seinen Diensten sichert, 
macht die Coalition für ihn überflüssig; stark ausgeprägter Indi- 
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vidualismus hält einen andern zurück." Dieses Urtheil, welches 
Ludlow nach den Aufnahmen über Gewerkvereine seitens der 
Social Science Association fällte, wird durch die Aussagen vor 
der Gewerkvereinscommission bestätigt*), und stimmt mit deren 
Schlussbericht überein ^*). Neben dem zu den Gewerkvereinen ge- 
hörigen Mittelschlage und neben jenen dutch Arbeitstüchtigkeit Aus- 
gezeichneten, welche bei völliger Unbeschränktheit ihre Rechnung 
finden, giebt es femer eine Elite mit dem nöthigen ausgezeichneten 
Charakter, welche die Cooperation der Corporation vorziehen. End- 
lich fehlen auch hier nicht die in jeder Hinsicht Untüchtigen, 
welche zu nichts kommen, die schliesslich in die Klasse der un- 
gelernten Arbeiter hinabsinken und das Contingent zum Chartismus 
und ähnlichen Bewegimgen liefern. 

Umfassen so die englischen Gewerkvereine die grosse Masse 
der mit Durchschnittseigenschaften versehenen Arbeiter und entspricht 
•demnach die Gewerkvereinspolitik den Bedürfnissen des Mittelschlags, 
so lässt sich begreifen, dass die gewerblichen Maassregeln der Ge- 
werkvereine von deren Gegnern dahin verstanden wurden, dass die 
Gewerkvereine die ausgezeichnetsten Arbeiter verhinderten, von ihren 
besondem Fertigkeiten den grösstmöglichen Vortheil zu ziehen. Es 
ist dies eines der gewöhnlichsten gegen Gewerkvereine verbreiteten 
Vorurtheile, von dem uns aber, trotz seiner grossen Verbreitung, 
Applegarth sagt: „Niemals gab es eine grössere Abgeschmacktheit 
als diese Meinimg" ^). Und in der That, andere vor der kgl. Com- 
mission gemachten Aussagen sprechen sehr für diese Behauptung. 
Es war einer der Hauptpunkte, auf den die den Gewerkvereinen 
missgünstig^en Mitglieder der Commission ihr Augenmerk gerichtet 
hatten, eine Bestätigung jener ihrer Anschauung zu erhalten. Besonders 
oft gaben sie den examinirten Arbeitern zu bedenken, dass Männer wie 
Phidias oder Praxiteles oder alle die grossen Künstler und Erfinder 
der Neuzeit bei Beobachtung der von den Gewerkvereinen gesetzten 
Regeln, nicht die Vollkommenheit erreicht haben würden, die sie 
•erreichten. Aber mit Recht wird ihnen erwidert: ,.Ich kann nicht 
zugeben, dass dies ein billiger Vergleich ist. Wir sind nicht Alle 
Arkwrights, Bruneis oder Stephensons. Menschen von solch' ausser- 
ordentlichen Gaben werden bald etwas Anderes als Arbeiter. Wir 
haben Statuten und Regelungen zu machen, welche für alle Arbeiter 
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in Anwendung kommen sollen, und wo immer wir Jemanden finden, 
der ausserordentliche Anlagen hat, finden wir ihn stets in einer 
Stellung, welche gewisse Verantwortlichkeit giebt und Vertrauen 
erheischt, und wir sind mit Freuden bereit, einen solchen Menschen 
zu unterstützen"*). Ganz in Uebereinstimmung damit ist es, wenn 
sowohl Gewerkvereinssecretäre^) wie den Gewerkvereinen sehr feind- 
liche Arbeitgeber*^) bezeugen, dass die Gewerkvereine niemals Ein- 
sprache dagegen erheben, dass Jemand in Folge ausserordentlicher 
Gaben mehr verdiene als andere; wenn der Secretär der Maschinen- 
bauer sagt, dass Arbeiter von grosser Fertigkeit und von erfin- 
derischen Anlagen so wenig behindert würden, dass vielmehr die 
grosse Masse der leitenden und Aufsicht führenden Arbeiter, der 
Administratoren und Directoren in den Maschinenfabriken zu einer 
Zeit oder zur andern Mitglieder des Gewerkvereins waren, ja zu 
dessen Gründern gehörten*^); oder wenn der Secretär der Ver- 
einigten SchifFbaumeister, selbst ein Arbeitgeber, sagt, dass die 
Verhältnisszahl der Arbeiter, welche sich über ihren Stand erhoben, 
durch die Thätigkeit der Gewerkvereine nicht gemindert worden sei.^). 
Dagegen lässt sich eher umgekehrt geltend machen, dass in 
Folge des Einflusses der Gewerkvereine, eine Menge von Arbeitern, 
welche, sich selbst überlassen, das Mittelmaass nicht erreicht hätten, 
dazu herangebildet wurde. Die regelmässige Heranbildung zum Ge- 
werbe, auf der die Gewerkvereine bestehen, hat die directe Tendenz 
dies zu bewirken. Auch wird die Wirkung der Gewerkvereine für die 
intellectuelle und moralische Erziehung der Arbeiter am Wenigsten 
bestritten. Ein Aufseher in einer Maschinenfabrik, der, nachdem 
er vierzehn Jahre lang Mitglied des Gewerkvereins gewesen, den- 
selben seit sechs Jahren verlassen hatte und, wie ich aus persön- 
licher Erkundigung weiss, seitdem keineswegs auf sehr gutem Fusse 
mit demselben stand, schrieb dem Gewer kvereinsausschuss der Social 
Science Association^^): „Ich bin der Meinung, dass die Gewerk- 
vereine dahin wirken, die Tüchtigkeit der Arbeiter zu fördern und 
deren Fertigkeit zu entwickeln. Die Arbeiter werden gelehrt für 
einander zu sorgen; indem sie auf ihren Versammlungen Fragen 
des Rechts und Unrechts discutiren, lernen sie Dinge von einander, 
die ihnen sonst unbekannt bleiben würden; da sie über Fragen, 
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die an das Gewissen Berufung einlegen, abstimmen, so verbessert 
sich, wie mir scheint, ihre Moral. Ohne den Gewerkverein würden 
die Arbeiter bei Weitem weniger Vertrauen zu einander hegen; die 
Concurrenz würde ihre Entzweiung bewirken, und sie würden eine 
Art Pöbel werden, ohne Vertrauen zu einander . . Als Regel ziehe 
ich die Gewerkvereinler den Nichtgewerkvereinlern vor. Sie haben 
eine Art offener Unabhängigkeit an sich, statt einer kriechenden 
Unterwürfigkeit; allerdings sind sie desto schwieriger zu leiten." Mit 
diesem Zeugnisse stimmen die Aussagen vor der kgl. Commission 
vollständig überein. Arbeiter und Arbeitgeber bezeugen die grössere 
Stetigkeit und Regelmässigkeit, den grössern Ernst und Fleiss, 
welche die Gewerkvereine hervorriefen^). Besonders wird ihr Ein- 
fluss auf Minderung der Trunkenheit hervorgehoben^); „wenn Du 
ein Trunkenbold oder träge bist", sagen sie dem Arbeiter, „wirst 
Du nicht unterstützt"*^). Selbst den Gewerkvereinen sehr feindliche 
Arbeitgeber erkennen die Offenheit und Geradheit ihrer Mitglieder 
an^); weit entfernt den Charakter der Arbeiter zu verschlechtern®), 
seien die Vereine bestrebt, den ganzen Ton derselben zu heben ^), 
und von den Arbeitern wird die ganze Besserung des sittlichen und 
intellectuellen Zustands ihrer Klasse denselben zugeschrieben ß). Wird 
auch über die Schwierigkeit, die Gewerkvereinler zu regieren geklagt, 
so wird doch selbst von ihren Gegnern zugegeben, dass ihre Beamte 
bestrebt seien, sie vernünftigen Vorstellungen zugänglich zu ma- 
chen**), und ihre Statuten enthalten Bestimmungen, welche das 
Gleiche bezwecken*). Ja wir hören von einem Arbeitgeber, dessen 
ganzes Etablissement durch den schlechten Lebenswandel der 
Nichtgewerkvereinler dem Ruin nahe gebracht worden, welcher den 
Gewerkverein um bessere Arbeiter bittet^). Auch sei mir erlaubt, 
noch ein auffallendes Zeugniss über die Wirkung der Gewerkvereine 
in America anzuführen. Das statistische Bureau für Arbeitsver- 
hältnisse des Staates Massachusetts versandte Fragen über die Wir- 
kung der Gewerkvereine an die einzelnen Arbeiter dieses Staats 
und erhielt die regelmässige Antwort, die Hauptwirkung, welche 
ihr Gewerkverein für die Gefragten gehabt hätte, bestehe in 
deren moralischer, intellectueller und socialer Erziehung und in 
d^m Einfluss auf deren Massigkeit ^% 

a) Cf. z. B. qu. 1068, 18806. b) Cf. qu. 604, 1729 — iS> I5349> 15852. 
c) qu. 18804. d) qu. 9897—9. e) qu. 16911. f) qu. 16906, 18806. 
^) qu. 15352. b) qu. 14632, 18806. i) Cf. qu. 131. k) qu. 18804. 
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Zeigt SO die Verschiedenheit des Clianikters der einzelnen 
Gewerkvereine die Uebereinstimmung desselben mit dem Charakter 
der Arbeiter der verschiedenen Industrien, so zeigen die ver- 
schiedenen, von einzelnen f Je werk vereinen erstrebten MaassreReln 
die Uebereinstimmung der gewerblichen Politik der Gewerkvereine 
mll den Bestrebungen der Masse der Arlieiter der verschiedenen 
Gewerbe. Diese Maassregeln sind, wie schon aus dem ersten 
Bande hervorgeht und wie der weitere Verlauf meiner Darstellung 
noch deutlicher zeigen wird, der Ersatz der frühern gesetzlich be- 
stehenden Regelungen der Gewerbe, an denen, auch nachdem sie 
nicht mehr gesetzlich bestanden, die Masse der Arbeiter festhielt. 
Demgemäss sehen wir nicht nur je nach dem sittlichen und in- 
tellectueilen Zustande und nach den Verhältnissen der Arbeiter der 
verschiedenen Gewerbe verschiedene Maassregeln der einzelnen 
Gewerkvereine, sondern ein und derselbe Gewerkverein erstrebt 
auch, je nach dem gewerblichen Herkommen an einem Orte, an 
verschiedenen Orten verschiedene Regelungen. So bestehen z. B- 
die Maurer an einigen Orten darauf, dass die Zeit, die ihnen nöthig 
ist, um sich zur Arbeitsstätte zu begeben, zur Arbeitszeit zugerechnet 
werde, an andern thun sie dies nicht; ihr Gewerkverein sieht nur 
zu, dass das gewerbliche Herkommen eines jeden Orts unverletzt 
bleibe*). Dieselbe Verschiedenheit gilt für die Zahl der an ver- 
schiedenen Orten erlaubten LehrUnge**); ja mitunter dient erst die 
Verletzung des seit unvordenklicher Zeit bestehenden Herkommens zu 
dessen Aufnahme unter die geschriebenen Gesetze des Gewerk Vereins*^), 
gleichwie ähnlich im Mittelalter Verletzungen der Rechte der Gewerbe 
deren Aufnahme in die Zunftartikel veranlassten. Diese Thatsache, 
dass die von den Ge werk vereinen angestrebten Regelungen nichts An- 
deres sind als die Regelungen, und zwar meist altherkömmliche Re- 
gelungen, auf denen die Masse der Arbeiter eines Gewerbes besteht, 
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entgegengesetzten, engherzigen, rein egoistischen Standpunkt stehend 
ihre gegenseitigen Hilfsbestrebungen vereiteln, Repressivmaassregeln 
ergreifen, so werden sie ihrem Wahlspruch dadurch ebensowenig 
untreu, wie Parteien, welche, obwohl sie die religiöse und politische 
Freiheit zum Loosungswort nehmen, doch zum Schutze ihrer Freiheit 
bestrebt sind, die Anhänger der Tyrannei zu verhindern, sie der 
Knechtschaft zu überliefern. 

Endlich wird das erörterte Verhalten der Gewerkvereine gegen 
Nichtgewerkvereinler auch häufig getadelt, weil es den Arbeitgebern 
allein zustehe , zu bestimmen , wen sie beschäftigen wollten. Ist 
dieses Recht der Arbeitgeber auch unzweifelhaft, so sind die Ar- 
beiter doch nicht minder berechtigt, sich zu weigern mit Arbeitern, 
gegen welche sie berechtigte Einwände zu haben glauben, zu ar- 
beiten. Die Rechtfertigung solcher Einwände ergiebt sich ans dem, 
was im ersten Kapitel dieses Bandes (S. 14) über die Wirkungen 
der Umgebung des Arbeiters für diesen gesagt wurde. Dem dort 
Gesagten entsprechend finden wir die Gewerkvereine sich weigernd, 
mit einem Diebe zu arbeiten*), oder mit Arbeitern, welche durch 
ihre Ungeschicklichkeit die gemeinsame Arbeit schädigen, für welchen 
Schaden die Mitarbeitenden aufkommen müssen^), oder mit splchen, 
welche, wie häufig in Kohlengruben, durch Unwissenheit oder 
Nachlässigkeit das Leben aller Arbeiter gefährden*^). Zu demselben 
Verhalten glauben sich die Gewerkvereine ferner berechtigt wegen 
Mangels des nöthigen Gemeinsinns gewisser Arbeiter*^). Ihre Mit- 
glieder, fürchten sie, würden sich unter einer Mehrzahl solcher 
gewissenloser Arbeiter nicht behaglich fühlen®).. Und es ist von 
solcher Wichtigkeit, dass die an gemeinsamer Arbeit Beschäftigten 
freudig seien und auf gutem Fusse zu einander stehen, besonders 
wird „die Geschicklichkeit Einzelner hiedurch so sehr ein gemein- 
samer Schatz", und der Vortheil, den Arbeitgeber und Arbeiter 
von dieser Harmonie ziehen, ist so gross, dass selbst den Gewerk- 
vereinen sehr feindliche Arbeitgeber einen guten Einfluss der letztern 
darin einzuräiunen gezwungen sind, „dass sie die Arbeiter bereit- 
williger machten, einander zu helfen"^). 

Das Umsichgreifen der Arbeitskammern wird auch die in dem 
Verhalten der Gewerkvereine gegen die Nichtgewerkvereinler ent- 
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haltenen Unzukömmlichkeiten beseitigen. Denn einerseits werden 
die Ausnahmsgründe der Nichteintretenden dort Berücksichtigung 
finden und die durch ihren Nichteintritt den Arbeitern etwa drohen- 
den Gefahren durch das Bestehen solcher Kammern beseitigt. Andrer- 
seits versteht sich, da die Gewerkvereine in diesen Kammern die 
Gesammtheit der Arbeiter vertreten, ^abgesehen von gewissen Aus- 
nahmsfällen, der Beitritt der noch fehlenden Arbeiter in die Ge- 
werkvereine von selbst, um als stimmende Mitglieder Einfluss auf 
deren Beschlüsse zu erlangen. 

IL Directe Maassnahmen zur Regelung der Arbeits- 
bedingungen. 

Als Zweck der englischen Gewerkvereine wurde oben bezeichnet 
die Sicherung eines ausreichenden, stetigen, regelmässigen Ein- 
kommens der Arbeiter, der Schutz der Freiheit und Unabhängigkeit 
ihrer Person gegen Bedrückung, ihre intellectuelle und moralische 
Bildung und ihre Erziehung zu tüchtigen Menschen und brauchbaren 
Staatsbürgern. Nach den obigen allgemeinen einleitenden Bemer- 
kungen über die Gewerkvereinspolitik sollen im Folgenden die ein- 
zelnen Maassregeln dargestellt und geprüft werden, welche die 
englischen Gewerkvereine, um diesen Zweck direct zu erreichen, 
durchzuführen bestrebt sind. Ich beginne mit ihren Bestrebungen 
rücksichtlich des Lohns. Dabei werde ich hier jedoch keineswegs 
von ihrem Einfluss auf Erhöhung des Lohns reden, von dem vielmehr 
im dritten Kapitel gehandelt werden wird, sondern von den Maass- 
regeln, welche sie zum Schutze der bestehenden Lohnhöhe erstreben. 

Diese letztern Maassregeln sind in den verschiedenen Gewerben 
verschieden, je nachdem in einem Gewerbe Zeitlohn, Contractarbeit 
oder Stücklohn stattfindet. Im erstem Falle verlangen die englischen 
Gewerk vereine ein Lohnminimum. Wo eine Arbeit im Contracte 
von Mehreren ausgeführt wird, verlangen sie, dass jeder Arbeiter 
den ihm zukommenden Zeitlohn erhalte, und bestehen auf Ver- 
th6ilung des nach seiner Bezahlung bleibenden Untemehmergewinns 
unter sämmtliche am Contracte Beschäftigten nach Verhältniss ihres 
Zeitlohns. Was endlich die Stücklöhnung angeht, so widerstreben 
sie^ deren Neueinführung an den Orten und in den Gewerben, in 
denen Zeitlohn bisher gebräuchlich war; wo aber Stücklöhnung be- 
steht, verlangen sie gemeinsame Feststellung des Stückpreises durch 
Arbeitgeber und Arbeiter und Festhalten des Vereinbarten bis zu 
neuer Vereinbarung. So verschieden diese . Maassregeln sind, so ist 
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doch die Ursache aller die Furcht, dass der für ein gewisses Quan- 
tum Arbeit gezahlte Lohn reducirt werden mochte. Der Schutz 
hiegegen ist der Gedanke, der ihnen allen, nur den verschiedenen 
Löhnungssystemen auf verschiedene Weise angepasst, zu Grunde 
liegt. Das Verlangen nach einem Lohnminimum beim Zdtlohn ist 
dasselbe wie das Verlangen nach einer Preisliste beim Stücklohn, 
und wie diese Maassregeln soll die Vertheilung des Untemehmer- 
gewinns unter sämmtliche an einem Contracte Beschäftigten ein 
Schutzmittel sein gegen Herabdrückung des Preises der Arbeit. Es ist 
nöthig, das Verhalten der englischen Gewerkvereine gegenüber jedem 
einzelnen dieser verschiedenen Lohnsysteme gesondert zu betrachten. 

I. Die englischen Gewerkvereine und der Zeitlohn. — 
Bei Bestimmung des Preises einer Waare kommen zwei Momente 
in Betracht: Die Summe, die von dem Käufer gezahlt wird, und 
das Quantum Waare, welches der Verkäufer dafür hingiebt. Ich 
beginne damit, das Verhalten der Gewerkvereine zur Summe, welche 
der einzelne Arbeiter erhält, zu erörtern. 

a) Was diese Summe d. h. den Lohn angeht, den der einzelne 
Arbeiter erhält, so überlassen die englischen Gewerkvereine die 
Festsetzung desselben vollständig dem individuellen Vertrage zwischen 
Arbeitgeber und Arbeiter. Es wurde dies bezüglich der Gesellschaft 
der Vereinigten Maschinenbauer schon im ersten Bande hervorge- 
hoben*). Nur wenn das einzelne Mitglied sich beschwert, dass es 
nicht den ihm gebührenden Lohn erhalte, wurde dort gesagt, 
untersuche der Zweig, dem es angehöre, seine Beschwerde. Finde 
der Zweig dieselbe gerecht, so erhalte das Mitglied das Geschenk, 
wenn der Arbeitgeber die Erhöhung seines Lohnes verweigre; finde 
er sie ungerechtfertigt, so erhalte das Mitglied keine Unterstützung, 
wenn es die Arbeit verlasse. Ebenso wie in dem Vereine der Ma- 
schinenbauer verhält es sich in den übrigen Gewerkvereinen, sogar 
in den sonst tyrannischsten^), und wenn dagegen auf Arbeiter ver- 
wiesen wird, welche sich weigerten, zu einem ihnen angebotenen 
Lohnsatz zu arbeiten, weil ihr Gewerkverein ihnen dies nicht ge- 
statte, so ist zu erwidern, dass sehr häufig Arbeiter ihren eigenen 
Willen als den des Gewerkvereins bezeichnen*^). Nur bezüglich der 
Arbeiter in Kohlengruben melden die Aussagen vor der kgl. Com- 
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mission eine Art Einmischung in die individuellen Lohnverhältnisse, 
insofern als bei Streitigkeiten zwischen einem Arbeitgeber und einem 
individuellen Arbeiter der Gewerkvereinssecretär mitunter, wenn der 
Arbeitgeber dem zustimmt, als Schiedsrichter zwischen beiden Par- 
teien -dient. Oft, heisst es, falle die Entscheidung zu Gunsten der 
Arbeitgeber aus, oft zu Gunsten der Arbeiter; und im letzteren Falle 
erhalten diese das Geschenk, wenn entlassen*). 

Allein mischen sich die englischen Gewerkvereine auch nicht 
in den Lohnvertrag zwischen dem einzelnen Arbeiter und seinem 
Arbeitgeber, so ist ihnen doch keineswegs gleichgültig, welchen Lohn 
der einzelne Arbeiter erhält. Allerdings kümmern sie sich nichts 
um Arbeiter, welche nicht zu ihrem Vereine gehören^). Allein 
kein Arbeiter wird als Mitglied des letzteren aufgenommen, der 
nicht einen gewissen Minimallohn verdient*^). Unter diesem Lohn- 
minimum ist aber keineswegs eine an allen Orten gleiche Summe zu 
verstehen, unter welche Jahr ein Jahr aus, was immer die Ver- 
hältnisse des Gewerbes sein mögen, der Lohn nie sinken solF^). 
Dieses Minimum ist vielmehr an jedem Orte verschieden. Es ist 
der an einem Orte herrschende allgemeine Lohnsatz und wechselt 
je nachdem die Verhältnisse des Gewerbes ein Steigen oder Sinken 
des letztern verursachen*^). 

Der Grund, welcher für dieses Verlangen geltend gemacht 
wird, ist der, dass ohne solch' zähes Festhalten eine gewisse Sorte 
Arbeitgeber den Umstand, dass Arbeiter zu geringerem als dem 
allgemeinen Lohnsatze sich verdingten, benützen würden, um den 
Lohn aller ihrer Arbeiter zu drücken®). Gelingt es aber einem 
Arbeitgeber den Lohn unter den bisherigen Satz herabzudrücken, so 
bleibt seinen Mitbewerbern keine Wahl, als seinem Beispiele zu 
folgen oder auf dem Markte unterboten zu werden. Der geringere 
Lohn eines oder weniger Arbeiter würde demnach zu einer Reduction 
des allgemeinen Lohnsatzes führen. 

Die Klage über dieses Streben einzelner Arbeitgeber und über 
seine Wirkungen ist so alt wie die Abschaffung der frühem Lohn- 
regelungen durch die Behörden. Sofort mit dieser Abschaffung trat 
das beklagte Streben seitens einzelner Arbeitgeber zu Tage. Ich 
verweise auf die im ersten Bande (Note 402) citirte Aussage eines 
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Seidenfabrikanten aus Spitalfielils, der ich noch eine Anzahl ähn- 
licher aus demselben Berichte zur Seite zu stellen vermöchte. Ja 
dieser ganze Bericht wurde durch die Uebelstände, welche jenes 
Streben der Arbeitgeber im Bandgewerbe an den Orten, an denen 
die Spitatfields Gesetze nicht bestanden, hervorrief, veranlasst. Ge- 
wissenlose Arbeitgeber, wird darin berichtet, benutzten jede Gelegen- 
heit, um den Lohn ihrer Arbeiter herabzusetzen und auf diese Weise 
ihre Concurrenten auf dem Markte zu unterbieten. Dadtirch wurden 
auch diese zu einer Herabsetzung des Lohnes gezwungen, und die 
Folge war ein allgemeines Sinken des Lohnes um mehr als die Hälfte. 
Da dieser Lohn zum Leben der Arbeiter nicht mehr ausreichte, 
musste nach dem damaligen Armengesetze die Armensteuer das an 
dem zum Leben Nöthigen noch Fehlende ergänzen. Da auf diese 
Weise die Arbeiter in Noth kamen, gewissenhafte Arbeitgeber am 
Bezahlen höherer Löhne verhindert wurden und das enorme Steigen 
der Armenlast das ganze Publikum in Mitleidenschaft zog, petitio- 
nirten Arbeiter, Arbeitgeber und die übrigen Bewohner jener Orte 
um Ausdehnung der Spitalfieids Gesetze '^. Ganz ähnliche Zustände 
schildern der Bericht über die Mussei in fabrikation in Lancashire von 
iäo8'^, welchen ich schon oben (S. 34) angeführt habe, sowie der 
Bericht über die Petitionen von mehreren tausend Fabrikanten und 
Arbeitern aus Lancashire in England und Ayrshire und Renfrew- 
shire in Schottland von 1811 ""}. Der Ausschuss, welcher über diese 
Petitionen berichtete, examinirte Vertreter der Weber, ferner, der 
Steinhauer, MÖbelschreiner, Stuhlmacher, Hauszimmerer, Baumwoll- 
spioner und Schneider. Aber besonders die Lage der Weber wird 
entsetzlich geschildert Ihr Lohn betrage 5 bis 6 s. wöchentlich. 
Früher sei während siebenzig Jahren der Lohn zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitern vereinbart worden. Seit dreizehn Jahren sei dies in 
Abnahme gekommen. In Folge dessen seien die Weber „so ausser 
Rand und Band gekommen, dass ein Weber, der Arbeit suche, nur 
sagen könne, dass er so viel als Lohn fordern werde, als er er- 
halten werde; er könne nur fragen,- ob ihm überhaupt Arbeit ge- 
geben werde". Als Hauptmittel, um der Herabdrückung des Lohnes 
Ziel zu setzen, baten die Petenten um ein wechselndes Lohn- 
linimum, das je nach den Verhältnissen des Gewerbes von Arbeit- 
gebern imd Arbeitern vereinbart, im Nothfall aber von einem Un- 
parteiischen festgestellt werden sollte. 

Alle derartigen Petitionen wurden jedoch stets vom Parlamente 
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zurückgewiesen. Man wollte keine Einmischung der Gesetzgebung. 
Dann aber wies man auch darauf hin, dass die Durchführung der 
gemachten Vorschläge dem Fleisse und Talente des Einzelnen jeg- 
lichen Sporn nehmen werde. Wo immer nun der durch die Be- 
hörden bestimmte Lohnsatz in Abnahme kam strebten die Arbeiter 
mittels ihrer Gewerkvereine nach einem Lohnminimum: Allein der 
schon damals vom Parlamente gegen einen gesetzlichen Minimallohn 
erhobene Einwand, dass er den Tüchtigen dem Untüchtigen gleich- 
stellen würde, wurde auch dem von den Gewerkvereinen durchge- 
setzten Lohnminimum entgegengehalten. Man stellte es so dar, als 
ob es nicht ein Minimalsatz des Lohnes wäre, den die Gewerk- 
vereine forderten, sondern Gleichheit der Löhne, und wer in den in 
England gegen die Gewerkvereine geschriebenen Zeitungsartikeln, 
Broschüren und Aufsätzen in Vierteljahrsschriften ^') belesen ist, wird 
sich der heftigen Anklagen erinnern, dass die Gewerkvereine die gleiche 
Bezahlung des Trägen und Ungeschickten mit dem Fleissigen und Ge- 
schickten bezweckten. Auch in den Aussagen vor der kgl. Commission 
finden sich noch Spuren derartiger Anklagen seitens einzelner Arbeitgeber. 
Nun ist allerdings häufig, wie Dunning ). zugiebt, aus dem 
von den Arbeitern erstrebten Minimalsatze Gleichheit des Lohnes 
hervorgegangen. Allein dies sei keineswegs die Absicht der Arbeiter 
gewesen. Wie nämlich die Arbeiter darauf bestanden, dass keiner 
von ihnen sich unter dem allgemeinen Lohnsatze verdinge, aus 
Furcht, dass der allgemeine Lohnsatz verringert werde, so scheuten 
sich die Arbeitgeber, wo der Gewerkverein stark war, den Tüch- 
tigsten höhere Löhne zu geben, aus Furcht, dass alle Uebrigen eine 
gleiche Lohnerhöhung fordern würden. Der von den Arbeitern 
geforderte Minimalsatz wurde zum Maximalsatz der Arbeitgeber, 
und so entstand vielfach Gleichheit der Löhne. Allein sowohl 
Dunning wie die Arbeitgeber aus Spitalfields, welche über die 
Wirkungen der Spitalfields Gesetze 18 18 vor einem Parlamentsaus- 
schuss vernommen wurden ^"^), behaupten, dass auch dieser gleich- 
förmige Lohnsatz in keiner Weise den Faulen und Ungeschickten 
ein Schutz sei. Die Arbeitgeber nämlich entliessen, sobald die Nach- 
frage im Gewerbe irgend nachliess, sofort die geringeren Arbeiter. 
Im Laufe der Zeit hatten sie in Folge dieses Verfahrens nur Wenige 
im Dienst, die nicht als bessere Arbeiter bezeichnet werden mussten. 
Veranlasste aber eine ungemein lebhafte Nachfrage die Arbeitgeber 
auch Arbeiter von geringerer Güte, die bisher ausser Arbeit waren, 
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zu dem allgemeinen Lohnsatze zu dingen, so hatten die Arbeitgeber 
keinen Schaden, indem solche Arbeiter alsdann in Folge der ge- 
stiegenen Nachfrage ihres Lohnes werth waren. Bei solchem Ver- 
fahren lässt es sich auch sehr gut verstehen, dass Arbeitgeber zu- 
sammen mit ihren Arbeitern um gesetzliche Feststellung des Lohn- 
satzes petitionirten, wodurch sie ausserdem gegen das Unterboten- 
werden auf dem Markte durch geringere Lohne zahlende Concurrenten 
geschützt wurden. Auch beweist Dunning durch Aussagen von 
Arbeitgebern, die er aus dem Parlamentsberichte über Gewerkvereine 
von .1838 citirt, dass die Arbeitgeber in der Regel mit diesem 
gleichen Lohnsatze einverstanden waren. Nur wenn sie den Lohn 
herabzusetzen beabsichtigten, beklagten sie sich über Gleichheit der 
Lohne, indem sie vorgaben, der Lohnsatz der Arbeiter im Allge- 
meinen sei der, der nur den Besten von ihnen bezahlt werden sollte. 
Ein ganz eigenthümliches Licht aber wirft auf diese Klagen der 
Arbeitgeber über die von den Gewerkvereinen herbeigeführte Gleich- 
heit der Lohne, wenn Mault, der Secretar der Gesellschaft der 
Bauunternehmer, einer der heftigsten Gegner der Gewerkvereine, 
der Stücklöhnung nachrühmt, dass „wo man die Arbeiter entweder 
offen oder praktisch im Stücklohn arbeiten lasse, man bis zu einem 
gewissen Grade Gleichheit der Löhne erhalte" *). Wenn also Gleich- 
heit des Lohnes bei Stücklöhnung stattfindet, bei welcher sie nur 
dann durch die Gewerkvereine hervorgerufen werden könnte, wenn 
die Gewerkvereine einen Maximallohn des Arbeiters festsetzten, was. 
ihnen, wie wir sehen werden, nicht einfallt zu thun, so müssen 
in jeder Werkstatte nur so Wenige aus der Masse der Arbeiter 
so sehr hervorragen, dass sie einen hohem Lohn ^s diese ver- 
dienen, dass die praktische Bedeutung der beklagten Gleichheit 
der Löhne minimal ist. 

Indessen, mögen auch die Folgen solcher Gleichheit der Löhne 
nicht so schlimm gewesen sein, als sie in der Regel dargestellt 
werden, so war diese Gleichheit ohne Zweifel im Principe etwas sehr 
.Ungerechtes. Gerade der Umstand, der von ihren Vertheidigern 
so oft geltend gemacht wurde, und dessen Richtigkeit Mault be- 
stätigt, dass ihre Folgen nur sehr Wenige träfen, macht die Un- 
gerechtigkeit gegenüber so seltener Auszeichnung desto grösser. 
Nur als Resultat des Interessenkampfes lässt sie sich begreifen und. 



») Qu- 3138- 



Die Gewerkvereinspolitik. ^5 

in gewissem Maasse rechtfertigen. Allein was immer die Folgen des 
frühern Verhaltens der englischen Gewerkvereine gewesen sein mögen, 
so enthalten doch die Aussagen vor der kgl. Commission über Ge- 
werkvereine nicht den geringsten Beleg dafür, dass sie Gleichheit 
der Löhne erstrebten oder gar einen Maximallohn für den Einzelnen 
feststellten; vielmehr wird durch eine Menge von Zeugnissen be- 
wiesen, dass in den einzelnen Werkstätten die verschiedensten Lohn- 
sätze je nach der Fertigkeit der einzelnen Arbeiter gezahlt werden ^% 
Die Art und Weise aber, wie die englischen Gewerkvereine heute 
einen Minimallohn erstreben, bewirkt so wenig, dass der Untüchtige- 
gleichen Lohn wie der Tüchtige erhalte, dass die den Gewerk- 
vereinen feindlichen Arbeitgeber diese vielmehr anklagen, sie be- 
wirkten, dass schlechte Arbeiter gar nicht oder nur im äussersten 
Nothfall beschäftigt und zuerst wieder entlassen würden ^), dass die 
besten Arbeiter von den Arbeitgebern ausgelesen^) und am stetigsten» 
beschäftigt würden*^). 

Die englischen Gewerkvereine nämlich bestehen heute auf dem 
Lohnminimum nur für ihre Mitglieder. Keinen Arbeiter nehmen sie 
als Mitglied auf, dessen Arbeitstüchtigkeit nicht garantirjt ist. Will 
Jemand ihr MitgHed werden, so muss er vor Allem nachweisen, 
dass er die in dem betreffenden Gewerbe erforderte Lehrzeit durch- 
gemacht habe; ausserdem müssen die zwei Mitglieder, welche ihn 
vorschlagen, bezeugen, dass er ein Arbeiter von Durchschnittsgüte 
sei und fähig jegliche Arbeit in. seinem Gewerbe zu verrichten*^); 
endlich muss er den in einem Districte herrschenden allgemeinen 
Lohn schon verdienen®). Sie suchen also nicht erst den Minimal- 
lohn für ihre einzelnen Mitglieder zu erlangen, sondern sie machen 
es zur Bedingung des Eintritts, dass die Aufzunehmenden den Mini- 
mallohn bereits erhalten. Damit entgehen sie aber völlig dem Ein- 
wände, sie verschafften dem Untüchtigen ungebührenden Lohn. Sie 
beschützen vielmehr die Arbeitsuntüchtigkeit so wenig, dass ein 
Aufgenommener, der sich ausser Stande zeigt den allgemeinen 
Lohn zu verdienen, wieder ausgeschlossen wird^). Doch geschieht 
dies keineswegs ohne Rücksicht auf individuelle Verhältnisse. Ist 
Jemand z. B. noch ein Anfanger, so wird von dem Erforderniss für 
gewisse Zeit abgesehen ^^). Dasselbe geschieht, wenn Jemand durch 
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Kranldieit, Unfall oder Alter ausser Stande ist, den Minimallohn zu 
verdienen*); in einzelnen Gewerben wird in letzterm Falle zwar 
doch auf dem Minimallohn bestanden, allein die übrigen Arbeiter 
werden angewiesen durch ihre eigene Arbeit die ihres Mitbruders 
2u ergänzen^). Kommt endlich ein Arbeiter in eine Werkstatte, 
in welcher der allgemeine Lohnsatz höher ist, als seine Arbeit werth 
sein würde, so wird er nach einer andern Werkstätte gewiesen, in 
der Arbeit geringerer Qualität erfordert wird, und in welcher dem- 
gemäss ein dem Werthe seiner Arbeit entsprechender Lohn gezahlt 
• wird^). 

Derselbe Grund, welcher das Bestreben der Gewerkvereine an 
jedem Orte einen Minimallohn festzuhalten, hervorrief, ist auch der 
Grund ihres Bestrebens nach Ausgleichung der innerhalb eines ganzen 
Landes bestehenden Lohnsätze. tHe wenigen englischen Delegirten, 
welche an dem genfer internationalen Arbeitercongress Theil nahmen, 
betonten sogar nachdrücklich das Wünschenswerthe einer derartigen 
internationalen Ausgleichung der Lohne *^. Wie aber die englischen 
Gewerkvereine bei ihrem Bestehen auf dem localen Lohnsatze als 
Minimallohn keineswegs ohne Unterscheidung zu Werke gehen, 
sondern den allgemeinen Lohnsatz nur für den Arbeiter von allge- 
meiner, von durchschnittlicher Güte fordern, so verstehen sie auch 
unter der Ausgleichung des Lohnsatzes keineswegs die Einführung 
gleicher Geldlöhne.. Sie sind weit entfernt die an den verschiedenen 
Orten bestehenden Wohnungs- und Lebensmittelpreise ausser Acht 
zu lassen. Auch vergessen sie nicht der verschiedenen localen Vor- 
theile und Nachtheile bei der Arbeit, wie z. B., dass in verschiedenen 
Kohlengruben ein verschiedenes Quantum Arbeit nöthig ist, um eine 
Tonne Kohlen zu produciren*''). Vielmehr wirken das Bestehen 
der Gewerkvereine auf dem allgemeinen Lohnsatze eines Ortes als 
dem Minimallohn ihrer Mitglieder, ihre Verweisung geringerer Ar- 
beiter an die Orte, wo geringere Arbeit genügt und allein gewünscht 
wird, und die fast ausnahmelos von ihnen übernommene Bestreitung 
der Reisekosten, um solche Arbeiter an diese Orte zu bringen, eben 
dahin, dass mit Rücksicht auf jene Verschiedenheiten die verschie- 
denen Arten von Arbeit auf die verschiedenen Theile des Landes 
vertheilt werden, gerade wie sie an den betreffenden Orten gebraucht 
werden*^). Um es kurz zu fassen, die Gewerkvereine bewken, 

a) Cf. qu. 2317, 8635. 1>) qu. 1748. c) qu. 795. d) qu. 162, 
665—680, 988, 18078, 19960. 



Die Gewerkvereinspolitik. 5*t 

«dass an demselben Orte und in demselben Lande für dieselbe Waare 
derselbe Preis bezahlt werde; sie verhindern, dass die Arbeitgeber 
auf Kosten ihrer Arbeiter sich unterbieten und so den allgemeinen 
Lohnsatz herabdrücken, also jene Concurrenz, die schon J. G. Hoff- 
mann mit so warmen Worten denuncirte ); und sie erzielen die 
w'irthschaftlichste Vertheilung der Arbeit an die verschiedenen Orte 
des Landes. 

Gegen diese Bestrebungen lassen sich vom ökonomischen Stand- 
punkte nicht die geringsten Einwände erheben. Sie machen viel- 
mehr erst im Leben zur Wirklichkeit, was im isolirten Staate unter 
Voraussetzung consequenter Wirthschaft von selbst eintreten würde. 
Die Klagen von Arbeitgebern, dass sie durch diese Bestrebungen 
gezwungen würden, die besten Arbeiter auszulesen und bei Stockungen 
die schlechten zuerst zu entlassen, sind vollständig werthlos, da die 
Arbeitgeber unzweifelhaft auch ohne Minimallohn ebenso handeln 
würden. Sie haben nur insofern Werth, als die Arbeitgeber dadurch 
ohne ihren Willen bestätigen, dass die Gewerkvereine nur tüchtige 
Arbeiter zu Mitgliedern haben. Ausserdem aber berechtigen diese 
Klagen, wenn wir hören, dass andere Arbeitgeber gegen das Fest- 
halten an einem Lohnminimum nichts einzuwenden haben, weil es 
dagegen schütze, auf dem Markte von Andern unterboten zu wer- 
den*), zum Schluss, dass jene klagenden Arbeitgeber zu denen 
gehören, welche durch das Festhalten der Gewerkvereine an einem 
Minimallohne verhindert werden, den Lohnsatz zu drücken, um auf 
Kosten der Arbeiter ihre Concurrenten zu unterbieten. Damit aber 
scheint das Verhalten der Gewerkvereine vollständig gerechtfertigt. 
In der That scheinen mir die Wirkimgen des Bestehens auf dem 
allgemeinen Lohnsatz als Lohnminimum sowie das locale Verhält- 
nisse berücksichtigende Streben nach Ausgleichung des Lohnes in so 
vollkommener Uebereinstimmung mit den Forderungen der National- 
ökonomie, dass auch da, wo durch die Einführung von Arbeitskammern 
das gegenseitige Misstrauen zwischen Arbeitern und Arbeitgebern be- 
seitigt ist, an diesen Grundsätzen nichts geändert zu werden braucht. 

b) Ich komme nun zu dem zweiten Momente, von dem der 
Preis der Arbeit bestimmt wird, zu dem Quantum Arbeit, welches 
der einzelne Arbeiter für einen bestimmten Lohn hingiebt. In ge- 
wissem Maasse hängt dieses Quantum von der Dauer der Arbeits- 

a) qu. 565. 

5* 
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zeit ab. Es ist jedoch nicht meine Absicht, schon hier von dem 
Verhalten der englischen Gewerkvereine zur Arbeitszeit zu reden, 
mit dem ich mich weiter unten beschäftigen werde. Ich nehme 
vorläufig eine bestimmte Arbeitszeit als gegeben an, und betrachte 
an dieser Stelle das Quantum Arbeit, welches der einzelne Arbeiter 
innerhalb gewisser Zeit für einen Jbestimmten Lohn hingiebt. Es ist 
nur Weniges in dieser Beziehung hervorzuheben, was die englischen 
Gewerkvereine im Allgemeinen betrifft und dieses Wenige nur zur 
Abwehr. 

Man hat nämlich die Bestrebungen sowohl der Nichtgewerk- 
vereinler wie der Gewerkvereinler unter den Maurern und Stein- 
metzen dazu benutzt, den allgemeinen Eindruck zu verbreiten, als 
sei es ein ständiger Zug des Systems der Gewerkvereine das Quan- 
tum Arbeit, das der einzelne Arbeiter innerhalb gewisser Zeit leiste, 
zu beschränken. Durch die Aufnahmen der kgl. Commission wurden 
diese Angaben auf ihr richtiges Maass zurückgeführt. In keinem 
einzigen Gewerbe ausser den Gewerben der Maurer und Steinmetzen 
kommen derartige Beschränkungen vor^^). Eine Reihe von Aus- 
sagen bezeugt, dass den Arbeitern vollkommen gestattet wird, so 
viel zu arbeiten, als sie zu leisten im Stande sind und als ihr Arbeit- 
geber erwarten kann*). Und für die Richtigkeit dieser Angaben 
spricht die gelegentlich der Besprechung des Lohnminimums schon 
hervorgehobene Fürsorge der Gewerkvereine für die Arbeitstüchtig- 
keit ihrer Mitglieder sowie der bekannte Umstand, dessen sich die 
Engländer rühmen, dass ihre Arbeiter intensiver arbeiten als die 
aller andern Nationen^**). 

Bei den Maurern und Steinmetzen dagegen herrschen die ver- 
dammungswürdigsten Bestrebungen zur Beschränkung der innerhalb 
gewisser Zeit zu leistenden Arbeit. Thornton hat sie mit gerechter 
Entrüstung hervorgehoben und an den Pranger gestellt ^^). Selbst- 
verständlich rechne ich ebensowenig wie er zu denselben, dass die 
Maurer, welche bei einem Arbeitgeber in Arbeit treten, der mehrere 
Meilen von ihrem Wohnorte die Ausführung eines Baues unter- 
nommen hat, darauf bestehen, dass die Zeit, welcher sie bedürfen, 
um zur Arbeitsstätte zu gehen, ihnen als Arbeitszeit angerechnet 
werde, „so dass sie nicht genöthigt werden, den ganzen Tag zu 
arbeiten und die ganze Nacht zu marschiren", während sie in der 
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Regel auf eigene Kosten zurückgehen*). Die durch solches Ent- 
ferntwohnen fiir die pariser Arbeiter entstandenen und vor der 
Commission geschilderten Uebelstände, lassen eine derartige Ein- 
richtung als äusserst wünschenswerth erscheinen^). Wohl aber 
lässt sich das bisweilen von den Maurern gestellte Verlangen, dass 
in solchem Falle diejenigen, welche dicht neben der Arbeitsstätte 
wohnen, nicht eher mit der Arbeit beginnen sollen, bis die femer 
Wohnenden angelangt sind, dass die Erstem für diese Zeit jedoch nichts- 
destoweniger bezahlt werden sollen, in keiner Weise entschuldigen. 
Und ebensowenig entschuldbar ist das Verlangen, dass in solchem 
Falle alle Arbeiter an einem bestimmten Punkte zusammenkommen 
sollen, um von da aus gemeinschaftlich sich zur Arbeit zu begeben, 
müssten sie auch zu dem Zwecke an ihrer Arbeitsstätte vorüber- 
gehen ^), Ferner gehört zu solchen verdammungswürdigen Regelungen 
wenn den Maurern verboten >\ird, schnell zu gehen bei einem Gange 
im Dienste ihres Arbeitgebers, oder wenn die allerdings vollständig 
rohen ungelemten Handlanger der Maurer die Zahl der Ziegel be- 
schränken, die ein Handlanger auf einmal tragen darf, oder wenn sie 
sich weigern, solche Ziegel auf Karren zu schieben, statt sie zu tragen. 
Indessen sind auch viele derartigen Anschuldigungen gegen die 
Maurer ungerechter Weise in Umlauf. So ist z. B. der seitens der 
Presse*^) ihnen häufig gemachte Vorwurf, sie erlaubten ihren Mit- 
gliedern nicht, einen Mauerstein mit beiden Händen oder mit 
der linken Hand zu legen, vor der kgl. Commission vollständig 
aufgeklärt worden. Was das Verbot in Betreflf der linken Hand 
angeht, so ist es einfach nicht wahr, dass ein solches besteht^). 
Bezüglich des Legens eines Mauersteins mit beiden Händen aber 
erklären die vernommenen Zeugen in eingehender technischer Aus- 
führung, dass, ge\^isse Fälle ausgenommen, das Legen von Mauer- 
steinen mit beiden Händen technisch absolut unthunlich sei*^). „Ich 
betrachte es, sehr wenige Fälle ausgenommen, für ebenso einfaltig", 
sagt ein ehemaliger Maurer^), „zu verlangen, Mauersteine mit beiden 
Händen zu legen, wie von einem Schreiber zu verlangen, mit 
beiden Händen zu schreiben". So aber Jemand Mauersteine mit 
beiden Händen legen muss oder will, wird nicht das Geringste 
dagegen eingewendet **). 

a) qu. 2202— IG. b) qu. 9293—4. c) qu. 3363, 3369—70- ^) 4^- 
2073. «) qu. 1468, 2076—8. f ) qu. 1464 — 6. S) qu. 1663. h) qu. 
1459—71, 1664—6, 2074—5. 
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Noch auf einen andern Gebrauch der Maurer und Steinmetzen- 
muss ich eingehen, in Bezug auf welchen sie sich keineswegs so 
rein zu waschen vermögen, wie bei dem letzterwähnten. Auch 
Thornton hat ihn erwähnt ^^), wenn er auch in seiner oberfläch- 
lichen Weise den Arbeitern keineswegs gerecht geworden ist. Maurer 
und Steinmetzen nämlich haben ein Verbot gegen das „Jagen" 
{Chasing)^ d. h. sie verbieten, dass ein Mitglied schneller arbeite, 
als ein Arbeiter mit Durchschnittseigenschaften*). Thornton giebt 
als einzigen prund der betreffenden Gewerkvereine hiefür an, dass 
sie verbieten wollten, dass sich ein Arbeiter durch übermässige 
Anstrengung schädige. Nun ist dieser Grund allerdings auch vor 
der Commission erwähnt worden"^). Allein er ist keineswegs der 
Hauptgrund, auf den die Gewerkvereine sich stützten und um den 
die Fragen der Commission sich drehten. Dieser Grund, den 
Thornton verschwieg, ist vielmehr, dass Arbeitgeber, welche einen 
besonders starken oder geschickten Arbeiter ^finden, demselben, wvct 
für ihr Geld aus ihren Arbeitern möglichst viel Arbeit zu erlangen, 
eine besondere Remuneration geben ; dafür muss er mit seiner ganzen 
Kraft und Schnelligkeit arbeiten, um die andern Arbeiter zu ebenso 
schnellem Arbeiten zu nöthigen. Ein derartiger Arbeitet heisst das 
Schellenpferd {bellhorse). Der Schaden, welchem die Gewerkvereine 
der Maurer und Steinmetzen vorzubeugen bestrebt sind, ist nun 
weniger der Ruin der Gesundheit dieses Schellenpferds, als vielmehr 
der Gesundheit der übrigen Arbeiter. Dabei gehen sie auch von 
der Anschauung aus, dass Letztere, welche auf solche Weise ge- 
zwungen werden, ebensoviel zu leisten, wie der besonders Remu- 
nerirte, dieselbe Bezahlung wie dieser verdienen*^). Aus demselben 
Gesichtspunkte erwähnen auch die Statuten der Steinmetzen als 
etwas Empfehlenswerthes , „zur Ausführung des ersten Stücks jeg- 
licher Art Arbeit nicht weniger Zeit zu nehmen, als einem Stein- 
metzen von Durchschnittsgüte nothwendig wäre". Angenommen, 
es handle sich darum, in einem Gebäude eine Anzahl Fensterpfosten- 
herzustellen, so würde nämlich die Länge der Zeit, welche zur 
Herstellung des ersten Pfostens gebraucht würde, die Länge der 
Zeit bestimmen, welche für die übrigen in der Berechnung an- 
gesetzt würde '^). 

Dass dieses von den Arbeitern geschilderte System wirklich so 
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Stattfindet, wird von dem Secretär der Gesellschaft der Bauunter- 
nehmer selbst zugegeben-ä.), und nur der Angabe der Arbeiter, 
jener Vorarbeiter habe stets die leichtesten Partien zu arbeiten, 
setzt er die entgegengesetzte entgegen. Auch geht der Wider- 
stand gegen dieses System keineswegs von den Gewerk vereinen 
aus, sondern ist allen Arbeitern des Gewerbes gemein. Gerade ein 
Renegat und heftiger Gegner der Gewerkvereine sprach die stärkste 
Verurtheilung über dasselbe aus. „Ich kann so viel sagen", sagt 
er, „dass ich des Nachts nach Hause in mein Bett ging, so sehr 
abgemüdet durch dieses System, dass ich beinahe bereit war, meinem 
Mitmenschen zu fluchen, dass er solch' einen Sklaven aus mir 
machte"^). Das Verbot des „Jagens" seitens der Arbeiter scheint 
deshalb als eine Schutzmaassregel dagegen, dass der einzelne Ar- 
beiter genöthigt werde mehr Waare, als er will oder vielleicht im 
Stande ist, zu verkaufen, vom Standpunkt des Arbeiters als Waaren- 
verkäufer nicht ganz ungerechtfertigt. Andrerseits macht uns die 
Erinnerung an den auch in Deutschland beinahe sprüchwörtlich 
gewordenen Maurerfleiss begreiflich, dass sich die Arbeitgeber in die 
Nothwendigkeit versetzt sehen, die Arbeiter auf diese Weise anzu- 
treiben. Bevor den Gewerkvereinen im Allgemeinen jedoch wegen 
dieser Verbote Vorwürfe gemacht werden, darf nicht vergessen 
werden, dass alle diese Beschränkungen des Fleisses nur bestimmten, 
in allen Ländern wegen nicht allzugrosser Arbeitslust bekannten 
Gewerben angehören. Die Gewerkvereine im Allgemeinen suchen 
im Gegentheife die innerhalb gewisser Zeit zu leistende Arbeit so 
wenig zu beschränken, dass wir sie in andern Gewerben derartige 
von Alters her überkommenen Beschränkungen, die sogar einzelne 
Arbeitgeber im Interesse der Güte der Arbeit festzuhalten suchten, 
zu beseitigen bemüht finden*^). 

Indessen bleibt das Quantum Arbeit, das innerhalb gewisser 
Zeit von dem einzelnen -ÄTrbeiter geleistet wird, stets der wunde 
Fleck des Zeitlohnsystems. Auch im Landbau mussten die eng- 
lischen Arbeitgeber zu demselben Mittel des Schellenpferds greifen, 
um die Arbeiter anzutreiben. Das einzige Mittel, um den Interessen 
beider Parteien gerecht zu werden, scheint in allen Gewerben, in 
denen dies irgend möglich ist, zu sein, zu einem geregelten Stück- 
lohnsystem überzugehen. In den Gewerben aber, in denen Stück- 
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löhnung unmöglich ist, scheint mir am Besten, dass die zu ver- 
richtende Arbeit den Arbeitern, die sie verrichten sollen, in gemein- 
samen Contract gegeben werde, wobei ein jeder der Arbeiter den 
seiner Arbeit entsprechenden Zeitlohn erhält, der Ueberschuss der 
contrahirten Summe über die gezahlten Zeitlöhne aber unter die 
einzelnen Arbeiter nach Verhältniss ihres Lohnes veftheilt wird. 
Dies ist ein viel würdigeres Mittel, die Arbeiter anzutreiben, als 
durch die beschriebene Art von Sklaventreibern, und während der 
Arbeitgeber den Werth für sein Geld erhält, erhält jeder Arbeiter 
Belohnung nach seinem Verdienst. 

2. Verhalten der englischen Gewerkvereine gegenüber 
Contractarbeit. — Die englischen Gewerkve'reine unterscheiden 
zwei Arten von Contracten, in denen ein Arbeitgeber mit Jemanden 
über die Ausführung einer Arbeit übereinkommt: solche Contracte, 
in denen der Arbeitgeber direct mit denjenigen contrahirt, welche 
selbst die Arbeit ausführen, und solche, in denen er die Ausführung 
der Arbeit einem Dritten, einer Mittelsperson, übergiebt, welche 
nicht selbst arbeitet, sondern die Arbeit von Andern ausführen 
lässt. Die letztere Art, der Subcontract oder das Afteruntemehmen, 
wird von den Gewerkvereinen auf das Lebhafteste bekämpft*). 

Dieser Abscheu der Arbeiter vor Mittelspersonen hat seine 
Ursache in den schreienden Missbräuchen, welche diese so häufig 
sich zu Schulden kommen Hessen, und ist ebenso alt wie diese. 
Schon im ersten Bande (S. io6) wurde der Widerstand des Con- 
gresses der Hutmacher im Jahre 1772 gegen die sog. kleinen 
Meister, welche nur Lehrlinge beschäftigten, erwähnt. Das Bestehen 
gleicher Missbräuche im Anfange dieses Jahrhunderts wird für das 
Bandgewerbe zu Coventry und Nuneaton berichtet. Die Mittels- 
personen benutzten das Fehlen von Lehrlingsbeschränkungen daselbst, 
um keine andern Arbeiter mehr als Lehrlinge zu beschäftigen und 
zwar hauptsächlich weibliche, da die Knaben mit Rücksicht auf das 
für sie durch regelmässige Lehrzeit bedingte Bürgerrecht und Wahl- 
recht noch an Lehrverträgen für sieben Jahre festhielten. Mit den 
Mädchen dagegen schlössen die Mittelspersonen ungestempelte Lehr- 
verträge ab auf zwei bis fünf Jahre. Nach den Bestimmungen 
dieser Verträge erhielt der Factor stets die Hälfte des Verdienstes 
des Lehrlings, wovon diese Lehrlinge Halbsoldlehrlinge genannt 
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wurden. Da die andre Hälfte nicht ausreichte, um dem Lehrling 
das Leben zu fristen, führte dieses System zur Prostitution, zu 
enormer Erhöhung der Armensteuer und schliesslich zu Petitionen 
von Arbeitern, Fabrikanten und Stadtbewohnern, um gesetzliche 
Regelung des Gewerbes ^^). Dieselben Uebelstände bestanden im 
Uhrmachergewerbe zu Coventry und London ^*), und es ist be- 
kannt, dass sie später in allen Gewerben vorkamen, in denen das 
Factorensystem Platz griff, also besonders in den Hausgewerben. 
Das grösste Aufsehen ^ber in Beziehung auf die durch solche 
Mittelspersonen geübten Missbräuche erregten die auf sie bezüglichen 
Ergebnisse der Enquete, welche der Morning Chronicle im 
Jahre 1849 über die Lage der londoner Arbeiter anstellte ^^). Be- 
sonders das londoner Bekleidungsgewerbe mit seinen kolossalen, 
glänzenden Kleidermagazinen und den billigen Preisen zeigte sich 
diesen Missbräuchen zu grossem Theile verfallen. Im „unehrlichen" 
londoner Schneidergewerbe, der grössern Hälfte des ganzen Ge- 
werbes, wird der grössere Theil der Arbeit an Mittelspersonen, 
Schweissaustreiber {sweaiers), wie sie die Schneider bezeichnender 
Weise benennen, begeben. Diese begeben sie weiter, „mitunter 
an Arbeiter, mitunter an neue Mittelspersonen, so dass aus dem 
Preise, welcher für die in einer Waare enthaltene Arbeit gezahlt 
wird, nicht nur der Arbeiter, sondern auch sein Sweater und 
vielleicht des Sweaters Sweater und ein dritter und vierter und 
fünfter ihren Gewinn ziehen". Mit Bitterkeit verwiesen die ver- 
nommenen Arbeiter auf den Reichthum, den in kürzester Zeit ihre 
Parasiten, wie Röscher ^^) jene Mittelspersonen treffend bezeichnet, 
aus ihnen erpressten. Roscher's Angaben ^^, dass der Gewinn 
derselben oft 60 bis 90 Procent betrage, werden durch die Angaben 
der londoner Schneider noch überboten. Allerdings wird dieser 
Gewinn nicht nur aus der Arbeit der letztern direct erpresst, sondern 
alle Arten von Truck und willkürliche Strafen sind eine mit dem 
Geschäfte verbundene, noch reichlicher fliessende Quelle. Und hat 
ein Arbeiter einmal die Werkstätte eines Sweaters betreten, so 
findet sich alsbald ein Anlass, ihm die Kleider wegzupfanden, und 
es ist dann eine Sache des Zufalls, wann er aus der Höhle wieder 
erlöst wird. Bald nach den Enthüllungen des Morning Chronicle 
deckte der Streit des londoner Buchbindervereins mit den Com- 
missionären der englischen Bibelgesellschaft Zustände der die Bibeln 
bindenden Mädchen auf, welche hinter denen der unter Mittels- 
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Personen in andern Gewerben zu weltlichen Zwecken Arbeitenden 
in keiner Weise zurückstanden, ja in mancher Beziehung sie über- 
trafen. Die Bibelgesellschaft aber hatte auf die Vorstellungen der 
Arbeiter keine andere Antwort, als die aller übrigen Arbeitgeber 
in ähnlichen Fällen, „sie hätte keine andere Pflicht rücksichtlich 
der geschilderten Verhältnisse, als sich der Einmischung zu ent- 
halten '^y. 

Indessen ist es hinlänglich bekannt, dass die Mittelspersonen 
in allen Ländern den Producenten häufig so aussaugen, das& „Blut 
an der Niedrigkeit des Preises hängt ^^". Jedenfalls aber wäre es 
hier nicht möglich, eine den empörenden Verhältnissen, in denen 
die Arbeiter unter Mittelspersonen oft leben, gerecht werdende 
Schilderung dieser Zustände zu geben. Ich verweise desshalb die 
Leser, denen diese nicht bekannt sein sollten, auf die Quellen '°°). 
Hier galt es nur, so viel anzugeben, um den hartnäckigen Wider- 
stand der Gewerkvereine gegen Mittelspersonen zu erklären. 

Die Maassregeln, welche die Gewerkvereine gegen das System 
der Mittelspersonen ergreifen, bestehen oft in einem völligen Verbot, 
unter einem Afterunternehmer zu arbeiten. Dies ist z. B. bei den 
Maurern der Fall*). Der Subcontrahent, sagen sie, erhalte vom 
Arbeitgeber allerdings eine für die Löhnung der nöthigen Arbeiter 
ausreichende Summe. Allein er bezahle diese Arbeiter im Taglohn ^), 
und um möglichst viel Lohn zu ersparen, treibe er die Arbeiter 
unmenschlich ßei der Arbeit an, theils aber verwende er statt 
Erwachsener die billigere Arbeit von Jungen, überfülle so das 
Gewerbe mit Arbeitskräften und liefere schlechtere Arbeit. Ihm 
allein kämen die Früchte der grössern Anstrengung der Arbeiter 
zu Gute, und oft hätten solche Subcontrahenten am Ende der 
Woche einen Ueberschuss von £ 8 — io<^). 

Dieselben Klagen äussern die Eisengiesser. „Die westindische 
Sklaverei könne oft nicht schlimmer sein", als Arbeit unter einem 
Afterunternehmer *^). „Die Arbeitgeber selbst würden einen Arbeiter 
nicht so aussaugen. Der Arbeitgeber sei zufrieden mit dem Ge- 
winne, den ein Arbeiter ihm bringe. Aber hier stelle die Mittels- 
person sich dazwischen, um einen Extragewinn zu erpressen"®). 
Solche Mittelspersonen seien keineswegs Arbeiter von besonderem 
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Verdienste, von besonderen Anlagen und besonderer Fertigkeit, 
sondern nur von grösserer Härte ^°'), und ihre Tyrannei sei sehr oft 
die alleinige Ursache von Arbeitseinstellungen*). Und dasselbe Ur- 
theil über die Mittelspersonen äussern Arbeiter andrer Zweige der 
Eisenindustrie^). Uebrigens enthalten die Statuten der Eisengiesser 
kein directes Verbot des Subcontrahirens; sie begnügen sich, nur 
möglichst davon abzurathen *^ ). 

. In der Maschinenindustrie besteht, wie schon aus dem ersten 
Bande (S. 214 — 5) bekannt ist, ganz derselbe Abscheu gegen Accord- 
meister [piecemasters)^ wie die Afterunternehmer hier heissen, wie 
in den aufgeführten Gewerben. Man beklagt sich darüber, dass 
sie es häufig seien, welche die Arbeiter dingen und entlassen, dass 
sie Jungen an der Arbeit von Männern beschäftigten , dass sie die 
Arbeiter nicht bei Festsetzung des Preises im Contracte befragten 
und dass sie die Arbeiter zu ausserordentlicher Anstrengung an- 
trieben, dagegen den Vortheil der letztern allein einsteckten. Die 
statistischen Erhebungen der Vereinigten Maschinenbauer von 1862 
zeigten, in welchem Maasse damals diese Uebelstände im Gewerbe 
bestanden*^). Dabei heben die Maschinenbauer gleichfalls hervor, 
dass es keines^s^egs die intelligentesten Arbeiter seien, welche solche 
Subcontracte erhalten, sondern die den Arbeitgebern willfährigsten % 
Dagegen wünschen die Maschinenbauer nicht das ganze Contract- 
system zu beseitigen. Sie suchen vielmehr seine Vorzüge zu sichern 
und nur die damit verbundenen Uebelstände zu vermeiden, einmal, 
indem sie in jedem einzelnen Zweige ihres Gewerbes auf einem 
bestimmten Verhältnisse der Zahl der Jungen zur Zahl der Erwach- 
senen bestehen^), dann aber, indem sie den Subcontract in einen 
unmittelbaren Contract zwischen sämmtlichen an der auszuführenden 
Arbeit beschäftigten Arbeitern und dem Arbeitgeber zu verwandeln 
bestrebt sind. Sie verlangen nämlich einmal, dass der Accordmeister 
vor Abschluss des Vertrages sich mit den Arbeitern, die er beschäf- 
tigen will, über den Preis der Arbeit benehme; dann aber verlangen 
sie, dass er den Ueberschuss der ihm vom Arbeitgeber für die ganze 
Arbeit gezahlten Summe über den Betrag der von ihm selbst ge- 
zahlten Wochenlöhne mit sämmtlichen bei der Arbfeit beschäftigten 
Arbeitern, gleichviel ob Lehrlinge, Nichtgewerkvereinler oder Mit- 
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glieder, theile. Der Antheil eines Jeden soll im Verhältnisse stehen 
zu seinem Zeitlohn, der durch individuellen Vertrag des einzelnen 
Arbeiters mit dem Arbeitgeber festgestellt wird*). Dem Accordmeister 
wird dabei ein höherer Lohn wie den übrigen Arbeitern angerechnet, 
und ausserdem erhält er noch 5 bis 10 Procent des Ueberschusses 
vorweg für seine Leitung. Ein intelligenter Arbeiter wird durch 
dieses System also keineswegs verhindert, seine Lage zu bessern, 
wie auch die Thatsache beweist, dass die grosse Masse der tech- 
nischen Eisenbahndirectoren und Administratoren von Actiengesell- 
schaften einst Mitglieder der Vereinigten Gesellschaft waren ^). 

Das, was die Maschinenbauer aber theil weise nur erst an- 
streben, findet sich beinahe in idealer Vollkommenheit bei den 
londoner Schiflfbauern als der allgemeine Gebrauch. Der ganze 
Gewerkverein der londoner Schiffbauer hatte die Ursache seiner 
Entstehung im Jahre 1824 in dem Widerstand gegen Mittelspersonen. 
Es war damals häufig, dass Leute mit den Schiff baumeistem con- 
trahirten, die Arbeit beim Bau eines Schiffes auszuführen, die Arbeit 
jedoch dann an andre Arbeiter begaben und zwar zu einem Lohne, 
der kaum dem Lohne ungelernter Arbeiter gleichkam. Da bildeten 
die Schiffbauer einen Gewerkverein, und ihre Grundsätze waren, 
dass die Arbeiter selbst den Contract gemeinsam übernehmen 
sollten, jeder Arbeiter aus der stipulirten Summe täglich einen 
Minimallohn erhalten und der nach Vollendung der Arbeit bleibende 
Ueberschuss zu gleichen Theilen unter die Arbeiter vertheilt werden 
solle *^). Seitdem wird für jede Arbeit beim Schiffbau, oft für ein 
ganzes Schiff, oft für einzelne Theile desselben zwischen dem Schiff- 
baumeister und den Arbeitern ein besonderer Vertrag abgeschlossen ^), 
Dabei wird gewöhnlich ein früher^ gebautes Schiff als Muster ge- 
nommen oder doch die Arbeit möglichst genau specificirt®). Dieser 
Vertrag wird nicht mit allen einzelnen Arbeitern persönlich abge- 
schlossen, sondern diese wählen ad hoc einen oder mehrere Sprecher. 
Zu diesen stehen die übrigen Arbeiter jedoch in keinerlei unter- 
geordnetem Verhältnisse; sie sind denselben alle vollständig gleich, 
und nur zum Vertragsabschluss erwählen sie sich dieselben zu ihren 
Führern^). In Bezug auf die zu stipulirende Summe sind sowohl 
Arbeitgeber wie Arbeiter vollständig frei. Der Schiffbaumeister 
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begiebt den Contract zu dem billigsten Satze, der auf dem Markte 
zu haben ist^). Die Arbeiter berechnen bei Uebernahme des Con- 
tracts die Summe, die nöthig ist, damit Jedem von ihnen während 
der Öauer der Arbeit ein gewisser Minimallohn zu Theil werde ^). 
Dabei mischt sich der Gewerkverein nicht im Geringsten in diesen 
Vertrag. Er sagt keinem Arbeiter: „Du sollst den Contract nur zu 
dieser oder jener Summe übernehmen"; sondern es ist erlaubt, dass 
eine Gruppe von besseren Arbeitern ihn billiger übernehme, wenn 
diese glauben, wegen schnellerer Arbeit sich mit einer geringern 
Summe begnügen zu können*^). Bis die Arbeit vollendet ist, bezieht 
jeder Arbeiter einen täglichen Minimallohn in wöchentlichen Raten, 
aber nicht von einer Mittelsperson, sondern direct vom Arbeitgeber ^). 
Vielfach jedoch beziehen die Arbeiter ihren Lohn nicht wöchentlich, 
sondern es werden im Vertrage die einzelnen Theile specificirt, 
nach deren Vollendung bestimmte Summen den Arbeitern ausbezahlt 
werden sollen. Der Gewerkverein giebt der letztern Methode als 
der gerechteren den Vorzug®). Findet sich, wo die erstere Me- 
thode vorherrscht, dass mehr Arbeit nöthig war, als veranschlagt 
wurde, so haben die 5chiffbaumeister in der Regel völlige Sicher- 
heit, dass die Arbeiter den Vertrag treu ausführen^). Indess sind 
Fälle vorgekommen, dass, wenn den Arbeitern die stipulirte Summe 
ausbezahlt war vor Beendung der Arbeit, die Arbeiter die Arbeit 
nicht vollenden wollten ohne weitere Bezahlung^). Allein nach den 
Aussagen der Arbeitgeber selbst zu urtheilen, sind diese Fälle nur 
Ausnahmen^). Auch wird eine Reihe von Fällen aufgeführt, in 
denen die Arbeiter wochenlang nacharbeiteten, ohne weitern Lohn 
zu beziehen*). Der Gewerkverein sieht strenge auf treue Durch- 
führung des Vertrags, und wünscht zur grössern Sicherheit des 
Arbeitgebers Abstempelung des Vertrags^). Mitunter unterschreiben 
alle Arbeiter den letztern; doch als Regel geschieht dies nur seitens 
der Vertrauensmänner der Arbeiter und des Arbeitgebers, mit wel- 
chen der Letztere den Vertrag abschliesst * ). Findet sich dagegen, 
dass weniger Arbeit nothwendig war, als die Arbeiter veranschlagten, 
so zahlt der Arbeitgeber die Restsumme an die Arbeiter, welche 
dieselbe gleichmässig unter sich theilen"*). Und endlich, findet sich 
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später, dass eine Arbeit vorgenommen werden muss, die im Ver- 
trage nicht vorgesehen wurde, so ist dies Sache* einer weitern 
Vereinbarung *). 

Das Einzige, was von einem Arbeitgeber an dem Gewerkverein 
in Bezug auf diese Contracte gerügt wird, bezieht sich auf die 
Verhältnisse der Schiffbauer selbst. Der Gewerkverein nämlich 
verlange häufig, dass zur Ausführung der übernommenen Arbeit 
mehr gelernte Arbeiter als nöthig verwendet würden; er, der Arbeit- 
geber selbst, werde, wie er sagt, zwar dadurch nicht benachtheiligt, 
denn auch ohne dieses Verlangen würde er den Contract nicht 
billiger abschliessen können; allein die Schiffbauer würden, wenn 
sie häufig die billigere Arbeit ungelernter Arbeiter verwendeten, nach 
Vollendung der Arbeit einen grössern Bonus unter sich zu ver- 
theilen haben ^). Indess beruht dieser Vorwurf auf Unkenntniss der 
Verhältnisse des betreffenden Gewerkvereins. Derselbe giebt nämlich 
Arbeitern, welche bei sinkender Nachfrage ausser Arbeit kommen, 
keine Unterstützung*^). Statt die unbeschäftigten Arbeiter aus dem 
Lohne der eignen Arbeit zu unterstützen, sorgen die Beschäftigten 
für dieselben, indem sie ihnen einen Antheil an ihrer Arbeit geben 
und sie so ihre Unterstützung selbst verdienen lassen. Der Geist 
dieser Bestimmung ist derselbe, wie der der Bestimmungen der 
alten Kaufmanns- und Handwerkergilden, wenn sie ihren Mitgliedern 
geboten, ihren Gildebrüdern an ihren Einkäufen Antheil zum Kosten- 
preis zu gestatten^). Ausserdem aber hat die Bevorzugung gelernter 
Schiffbauer vor ungelernten Arbeitern nach dem Ausspruche eines 
Arbeitgebers; auf den ich gleich zurückkommen werde, 'ihren Grund 
in der Sorge einer jeden Gruppe von Arbeitern um die Güte der 
Arbeit. Ein Einwand von Bedeutung dagegen muss gegen das 
System der Schiffbauer erhoben werden, weil danach alle Arbeiter 
gleichen Lohn erhalten, ein Umstand, der, wie das Beispiel der 
Maschinenbauer zeigt, keineswegs mit dem System des gemeinsamen 
Contractes nothwendig verbunden ist. Allerdings leugnen die Ar- 
beiter, dass ein irgend erheblicher Unterschied unter ihnen bestehe; 
und sie sind selbst so zufrieden bei ihrem Systeme, dass seit dessen 
Einführung nujr unerhebliche Arbeitseinstellungen und diese nicht 
wegen des Lohnes stattfanden®). Ein Arbeitgeber aber schildert als 
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Wirkung des Systemes für den Arbeitgeber, „dass er mit ziemlicher 
Gewissheit die Zeit berechnen könne, die zur Vollendung einer 
Arbeit nöthig sei, und dass die Arbeit bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkte fertig sein könne"; für die Arbeiter, „dass sie selbst, 
wenn sie Hand und Kopf anstrengen, den Vortheil ihrer Muskelkraft 
und ihrer Intelligenz ernten"; für das Publikum endlich, dass es 
wirklich gute Waare erhalte, „denn wenn ein Arbeiter des Gewerk- 
vereins eine Arbeit unternehme, so thue er sein Bestes, damit sie 
in tüchtiger Weise ausgeführt werde. Ebendesshalb wähle auch jede 
Gruppe ihre Genossen aus"*). 

In der That, dieses System der Maschinenbauer und Schiff- 
bauer scheint mir die Frage, wie es zu ermöglichen sei, dass in 
den Gewerben, in denen es unmöglich ist zur Stücklöhnung über- 
zugehen, der Arbeitgeber für sein Geld preiswürdige Waare erhalte, 
vollständig zu lösen. Dasselbe hat alle Vorzüge des Systems der 
Accordmeister, indem die Arbeiter, wie bezeugt, möglichst schnell 
und tüchtig arbeiten. Dabei wird durch die Verwandlung des Sub- 
cohtracts in einen directen Contract das Grundübel der Factoren- 
wirthschaft, die Aufhebung jedes sittlichen Zusammenhangs zwischen 
Arbeitgeber und Arbeiter, beseitigt^). Endlich werden die Arbeiter 
gegen die Herabdrückung des Preises der Arbeit, indem sie durch 
die Mittelspersonen getrieben werden, für einen bestimmten Zeitlohn 
mehr Arbeit zu leisten, durch die Einrichtung, dass der Ueberschuss 
unter alle Beschäftigte getheilt wird, geschützt. Es entsteht dadurch 
eine Art Productivgenossenschaft unter den Arbeitern. Ueberhaupt 
«ei hier nebenbei bemerkt, dass, wie die englischen Distributivge- 
nossenschaften ihren Ursprung hatten in den Missbräuchen der 
kleinen Krämer und des Trucksystems, der Aufschwung, den die 
englische Bewegung für Productivgenossenschaften seit 1849 nahm, 
zu grossem Theile von den erwähnten Enthüllungen des Morning 
Chronicle datirt ""). 

Wo die Arbeiter noch keine derartige Einrichtungen wie die 
eben beschriebenen "getroffen haben, haben die von Mundella ein- 
geführten Arbeitskammern viel dazu beigetragen, einige der mit der 
Factorenwirthschaft verbundenen Hauptmissbräuche zu beseitigen. 
„Wir beseitigten viele Missbräuche", sagt Mundella, „was uns in der 
That nichts kostete und das gute Einvernehmen zwischen Arbeit- 
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gebern und Arbeitern wiederherstellte und in der Nachbarschaft 
eine gute Stimmung hervorrief**). 

3. Verhalten der englischen Gewerkvereine gegen- 
über Stücklöhnung. — Aus den vorgehenden Ausführungen ist 
ersichtlich, dass ich zwischen dem Unternehmen einer Arbeit im 
Contracte und zwischen Stücklöhnung unterscheide. Allerdings ist 
es auch Stücklöhnung, wenn mehrere Arbeiter -oder ein Einziger, 
welcher die Arbeit ganz oder theilweise von Andern ausführen lässt, 
die Ausführung einer bestimmten Arbeit gegen eine besonders ver* 
einbarte Summe übernehmen. Allein diese Art des Arbeitens ist, 
wie die ganze vorgehende Darstellung zeigt, etwas völlig Ver- 
schiedenes von der Ausführung bestimmter, einzelner, tarifirter 
Operationen seitens einzelner Arbeiter, und es bedarf wohl keiner 
Entschuldigung, dass ich die beiden Arten gesondert betrachte. 

Was die letztere Art, die Stücklöhnung im engeren Sinne 
angeht, so ist es einer der weitverbreitetsten Vorwürfe gegen die 
englischen Gewerkvereine, dass sie dieselbe nicht gestatteten. Der 
Vorwurf in dieser Allgemeinheit und unqualificirt ist vollständig irrig» 
Lohn nach dem Stück ist vielmehr in England die Regel. In fast 
allen Gewerben, deren Vertreter vor der kgl. Commissioii für Ge- 
wer k vereine erschienen, ist er das unbestrittene Herkommen ^°^). 
Die Schneider und Setzer bestehen sogar auf dem Stücklohn und 
weigern sich im Zeitlohn zu arbeiten^). Die einzigen Gewerbe, in 
denen diese Regel nicht vorherrscht, sind die Maschinenbauer, die 
Eisengiesser und gewisse Klassen der Baugewerbe. Aber auch in 
diesen ist der Stücklohn nicht ausgeschlossen. Es ist schon aus dem 
ersten Bande bekannt, dass in der Maschinenindustrie die Stück- 
löhnung ziemlich ebenso allgemein ist, wie die Zeitlöhnung *^); dass 
der Gewerkverein sich nur ihrer Neueinführung an Orten, an denen 
sie noch nicht bestand, widersetzt*^); dass er aber auch hiergegen 
nichts einwendet, wenn Sicherheit gegeben wird, dass sie nicht zur 
Herabsetzung des Lohnes benutzt wird®). Ebenso verhalten sich die 
Eisenindustrie und jene Klassen der Bauge\rerbe gegen Neuein- 
führung der Stücklöhnung ^ ) In vielen Beschäftigungen der ge- 
nannten Gewerbe aber lässt sich der Zeitlohn gar nicht umgehen, 
oder ist die Ein führbar keit der Stücklöhnung zum Mindesten zweifelhaft. 
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Der Grund, warum die Gewerkvereine und nicht minder die 
;antiunionistischen Arbeiter^) der genannten Gewerbe der Neuein- 
führung der Stücklöhnung widerstreben, ist keineswegs der, den 
Gegner der Gewerkvereine diesen so häufig unterschieben, dass sie 
den durch Fleiss und Fertigkeit Ausgezeichneten verhindern wollen, 
mehr als der geringere Arbeiter zu verdienen. Die Angabe, dass 
die Gewerkvereine einen Arbeiter verhinderten, im Stücklohn mehr 
wie eine gewisse Maximalsumme wöchentlich zu verdienen, diese 
Angabe, der Faucher in einer recht unterhaltenden Anekdote 
in Deutschland Eingang zu verschaffen gesucht hat^**"*), ist von 
keinem vor der kgl. Commission vernommenen Arbeitgeber auch 
nur erwähnt, geschweige denn durch Beweise erhärtet worden; da- 
gegen haben die Gewerk vereinler selbst gerade das Gegentheil 
bezeugt^). Der Grund jener Abneigung ist vielmehr der, dass die 
Arbeitgeber die Neueinführung der Stücklöhnung stets zu einer 
Lohnherabsetzung benutzen. 

Wenn nämlich Arbeiter, welche bis dahin im Zeitlohn arbeiteten, 
auf Stücklohn gesetzt werden sollen, so nehmen die Arbeitgeber 
die schnellsten und kräftigsten Arbeiter zum allgemeinen Maassstabe *^). 
Diese, gereizt durch die Aussicht auf grossen Gewinn, leisten in 
fieberhafter Anstrengung eine Arbeitsmenge, die sie selbst auf die 
Dauer ausser Stande wären zu liefern ^). Nun erwartet der Arbeit- 
geber, wie ein antiunionistischer Arbeiter durch Beispiele erhärtet®), 
dass die Zeitlöhner dieselbe Arbeitsmenge wie die Stückarbeiter 
leisten. Vielleicht setzt er auch die Stückarbeiter wieder auf den 
frühem Zeitlohn zurück und schätzt ihre Arbeitsfähigkeit nach jenen 
forcirten Anstrengungen unter einem andern Systeme ^**^). Oder er 
setzt auch die übrigen Arbeiter auf Stücklohn. Würde nun der 
Stücklohn auch nicht geringer angesetzt als der Zeitlohn, so würden 
im letztern Falle Arbeiter von Mittelgüte, da die Arbeit der ausge- 
zeichnetsten Arbeiter bei Festsetzung des Stückpreises den Maassstab 
gab, schon ausserordentlicher Anstrengungen bedürfen, um ihren 
frühern Lohn zu verdienen. Allein ausserdem setzen die Arbeitgeber 
den Stücklohn etwas unter den Zeitlohn fest, denn sie rechnen ganz 
richtig darauf, dass die Production durch die Einführung der Stück- 
löhnung vermehrt werde ^°% Finden sie dann, dass die Arbeiter 
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trotzdem in gleicher Zeit mehr im Stücklohn verdienen, als früher im 
Zeitlohn, so denken sie, dass sie den Arbeitern zu hohen Lohn be- 
zahlten, und führen die hohen verdienten Summen als Grund an, um 
den Stückpreis herabzusetzen. Widersetzen sich die Arbeiter hiegegen 
und legen sie Berufung ein an die öffentliche Meinung, so sagen die 
Arbeitgeber dem Publicum, das nur die Oberfläche der Dinge sieht: 
„Allerdings setzen wir im Augenblick den Lohn etwas herab; allein 
unsre Lohne betragen mehr als der Durchschnittslohn früherer Jahrer 
sehet unsre Bücher ein und sehet, wie diese Arbeiter seit Wochen 
äusserst hohe Löhne verdienten". Hiedurch wird das Publicum ge- 
täuscht, und, von der öffentlichen Meinung unterstützt, gelingt dann der 
Versuch den Stücklohn herabzusetzen. Dieses Verfahren ist so all- 
gemein, dass es den meisten Maschinenfabrikanten als etwas Selbst- 
verständliches gilt, dass der Lohn, 'den die Arbeiter bei Stückarbeit 
verdienen, nicht mehr wie eine bestimmte Summe über den frühern 
Zeitlohn betragen dürfe ^°^). Der Umfang, in dem dieser Missbrauch 
in der Maschinenindustrie vorherrscht, zeigt die Statistik der Ver- 
einigten Maschinenbauer von 1862*). In den Baugewerben wie 
auch in einzelnen Fällen in der Maschinenindustie ist es sogar vor- 
gekommen, dass diese beständigen Herabsetzungen des Stückpreises 
so weit getrieben wurden, dass für die doppelte Anstrengung wie 
früher nicht mehr der frühere Lohn verdient werden konnte^). „In 
der That", sagt ein ebenso heftiger Gegner der Gewerkvereine wie 
der Stücklöhnung *^), „ich habe Arbeiter gekannt, die (im Stücklohn) 
nicht mehr als vier Tage in der Woche arbeiteten, um dem Arbeit- 
geber keinen Anlass zu geben, den Preis herunterzudrücken". Als 
andre Folge wird angegeben, dass solche Arbeiter oft mehrere Tage 
lang trinken, und dann durch Ueberzeitarbeiten das Versäumte 
nachzuholen suchen**). Stücklöhnung führe so zu Verlängerung 
der Arbeitszeit, zu Vernachlässigung des häusslichen Herdes, sowie 
der Bildung des Arbeiters und der Erziehung seiner Familie®). 

Dieses sind die eigenen Angaben der Arbeiter sowohl in den 
Documenten, welche sie während der Aussperrung der Maschinen- 
bauer im Jahre 1852 veröffentlichten ^°^), als auch vor der kgl. 
Commission. Dieselben werden von Arbeitgebern als richtig aner- 
kannt ^°% Auch TAe Times räumte nach Beendigung jenes 
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Streites das Bestehen dieser Missbräuche ein*), und dasselbe thut 
T hörn ton in seinem Buche"**). Das Mittel, welches die Arbeiter 
gegen diese Missbräuche zur Anwendung bringen wollen, besteht 
aber keineswegs in der einfachen Weigerung im Stücklohn zu ar- 
beiten. Sie erklären sich vielmehr zur Stückarbeit bereit, wenn der 
Stückpreis durch Arbeitgeber und Arbeiter, wie der Preis der Waare 
selbst durch den Arbeitgeber und den Consumenten, gemeinsam 
vereinbart würde. Jetzt aber habe der Arbeiter nur die Wahl 
zwischen dem vom Arbeitgeber einseitig fixirten Preise und dem 
Verlassen der Werkstätte. Dann aber verlangen sie, dass der 
einmal festgesetzte Preis auch festgehalten werde, dass er stetig 
sei und nicht beständigen Aenderungen unterworfen werde. Um 
es kurz zu sagen, sie verlangen die gemeinsame Vereinbarung einer 
Preisliste durch Arbeitgeber und Arbeiter. Dieses Verlangen aber 
ist so alt wie das Aufhören der Regelung des Lohnes durch die 
Behörden. Es wurde schon im ersten Bande gezeigt, wie das Auf- 
hören solcher Regelung in der Seidenindustrie von Spitalfields er- 
bitterte Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitern hervorrief, 
und wie der Erlass der Spitalfieldsgesetze im Jahre 1773, nach denen 
die Behörden nach Anhörimg beider Parteien den Stückpreis fest- 
setzen sollten, die vollkommenste Harmonie zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitern wiederherstellte ^). Dass die Seidenfabrikanten, Seiden- 
arbeiter und übrigen Bewohner von Coventry, Nuneaton und Maccles- 
field später aus gleichen Gründen, um Ausdehnung der Spitalfields- 
gesetze an das Parlament petitionirten , wurde schon öfters erwähnt. 
Als im londoner Druckergewerbe vom Zeitlohn zum Stücklohn über- 
gegangen wurde, zwangen die Setzer 1785 durch eine Arbeitsein- 
stellung die Arbeitgeber zur Annahme eines Tarifs; im Jahre 1816 
vereinbarten sie mit den letztern einen neuen, der bis 1866 unver- 
ändert in Geltung blieb, in welchem Jahre die Scala einer Revision 
unterzogen wurde "^). Ebenso zwangen die londoner Schiffbauer 
1825 durch eine Arbeitseinstellung ihre Arbeitgeber, ein Preisbuch 
für die Reparaturarbeit an den Schiffen anzunehmen. Dasselbe be- 
stand seitdem unverändert, und es kam seitdem keine Lohnstreitigkeit 
in dem londoner Schiffbau vor^). Weniger glücklich waren, wie aus 
dem ersten Bande ^) bekannt ist, die englischen Strumpfwirker in 
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ihren Versuchen, die Einführung von Preislisten zu erzielen, bis 
endlich Mundella durch Einführung der Arbeitskammern, in denen 
Arbeitgeber und Arbeiter diese Liste vereinbaren, ihrem Verlangen 
entsprach. Bei solcher gemeinsamer Vereinbarung sind aber auch 
die Maschinenbauer*), die Arbeiter der Eisenindustrie^), sowie die 
der Baugewerbe*^), zum Uebergange zur Stücklöhnung bereit. 

In den Gewerben, in denen Stücklöhnung nach einer Preisliste 
besteht, wie bei den londoner Setzern, sind die Arbeiter sogar gegen 
Zeitlohn. Sie sehen im Zeitlohn nur eine Umgehung der Preisliste, 
um den Lohnsatz zu drücken*^). In ihrer Preisliste dagegen sehen 
sie den sie schützenden Parlamentsact, der durch beiderseitige Con- 
cessionen seitens der Arbeitgeber wie der Arbeiter zu Stande kam ®). 
Wird dieselbe von einem Arbeitgeber verletzt, so verlassen seine 
Arbeiter die Arbeit. „Wir müssen nicht nur uns selbst schützen", 
sagt der Gewerkvereinssecretar, „sondern auch die Vertragstreuen 
Arbeitgeber"; denn oft beklagten sich letztere, wenn der Gewerkverein 
nicht Maassregeln gegen Verletzungen der Preisliste durch andre 
Arbeitgeber ergreift^). Was aber die. Druckereibesitzer angeht, so 
erklärt der Präsident ihrer Gesellschaft: „Ich glaube, dass es viele 
Arbeitgeber giebt, welche diesen Tarif gern verbrennen, die* Ge- 
werkvereine . vernichten und für Freiheit im Gewerbe plaidiren 
würden. Meine Anschauung jedoch ist, dass die Nachtheile, welche 
mit dem Tarife verbunden sind, durch die Thatsache, dass wir 
an sie gewöhnt sind, neutralisirt werden. Seine Vortheile sind, 
dass wir wissen, was wir und was unsre Concurrenten für die 
Arbeit zu zahlen haben, und dies leitet uns bei unsern Schätzungen; 
ausserdem hindert er auch die Arbeiter beständig ihre Preise zu 
ändern" ^), 

Gegen dieses Streben der Arbeiter, nur nach gemeinsam ge- 
regelter Preisliste im Stücklohn zu arbeiten, lassen sich vom volks- 
wirthschaftlichen Standpunkte keinerlei Bedenken erheben. Die 
Nationalökonomie empfiehlt den Stücklohn wohl als Mittel, um dem 
Arbeitgeber durch Anspornung des Fleisses der Arbeiter vollen 
Gegen werth für die gezahlten Löhne zu sichern; als Mittel zu Lohn- 
reductionen und zur Ausschweissung unbezahlter Arbeit aus dem 
Arbeiter hat sie kein Wort zu seinen Gunsten. Die Preisliste ist 
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eine Schutzmaassregel des Stückarbeiters hiegegen, analog dem be- 
sprochenen Lohnminimum des Zeitarbeiters. Dagegen habe ich in 
den vorgehenden Erörterungen schon verschiedentlich ausgesprochen, 
dass nach meiner Ansicht "^, ein nach einer Preisliste geregelter 
Stücklohn vor dem Zeitlohne überall den Vorzug verdient, wo der 
Zeitlohn zu umgehen und die Gefahr einer Verschlechterung der 
Arbeit nicht zu gross ist. Eine solche Gefahr der Verschlechterung 
der Arbeit scheint mir aber weder in der Maschinen- noch in der 
Eisenindustrie zu bestehen. Vielmehr haben die vor der Com- 
mission vernommenen Arbeitgeber gezeigt, dass in diesen Ge- 
werben in der Zurückweisung mangelhafter Arbeit ein hinreichender 
Schutz gegen sie liege*). Im Baugewerbe dagegen haben die 
Arbeiter ihre Angabe, dass die Stücklöhnung zur Benutzung 
schlechteren Materials sowie zu schlechterer Arbeit führe, wahr- 
scheinlich gemacht^}. Es heisst, dass in den Baugewerben Stück- 
löhnung in der Regel von Unternehmern eingeführt werde, welche 
durch Unterbieten anderer Unternehmer erreicht hätten, dass ihnen 
ein Contract zugeschlagen wurde, und die sich dann durch ge- 
ringere Leistimgen schadlos zu halten suchten*^). Auch giebt der 
Secretär der Gesellschaft der Bauunternehmer zu, dass Stücklohn 
zu schlechterer Arbeit führe '^), und es wird an mehreren Fällen 
gezeigt, dass die Architekten und viele Arbeitgeber aus demselben 
Grunde die Stücklöhnung verwerfen ®). In diesem Falle also scheint 
gemeinsame Contractarbeit von Zeitarbeitern empfehlenswerther. In 
allen andern Fällen aber scheint Stücklöhnung, weil sie in ein- 
facherer Weise dem Arbeitgeber vollen Gegenwerth für den Lohn 
sichert, vorzuziehen. Auch giebt sie den Arbeitern einen ihrem 
Verdienste entsprechenden Lohn. Dies ist jedoch von geringerer 
praktischer Bedeutung als man gewöhnlich annimmt; denn dass auch 
bei Stücklöhnung der Lohn der grossen Masse der Arbeiter ein 
gleich hoher ist, wird durch den schon oben angeführten Ausspruch 
des Secretärs der Bauunternehmer bezeugt. 

4. Die englischen Gewerkvereine und der Arbeitstag. 

a. Die bisher besprochenen Maassregeln der englischen Gewerk- 
vereine bezogen sich auf die Sicherung eines ausreichenden Ein- 
kommens des Arbeiters. Ihr Verhalten rücksichtlich der Arbeitszeit 
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hat dagegen seine Hauptursache in dem, was als weiterer Zweck 
der englischen Gewerkvereine angegeben wurde, in der Fürsorge 
für die Gesundheit und für die Bildung der Arbeiter. Allerdings 
ist dies nicht unbestritten. Die Dauer der Arbeitszeit nämlich ist, 
wie schon oben (S. 67) erwähnt, auch von Einfluss auf die Be- 
stimmung des Preises der Arbeit: denn wenn es auch feststeht, dass 
die Production keineswegs im Verhältniss zur Minderung der Arbeits- 
zeit abnimmt, ja oft gleichbleibt oder sogar zunimmt ^*^), so ist doch 
unzweifelhaft in vielen Fällen die Herabsetzung der Arbeitszeit iden- 
tisch mit einer Erhöhung des Lohns. Allein der Einwand, mit dem 
schon John Bright das Zehnstundengesetz bekämpfte^'"*), und der 
seitdem unter den Widersachern einer Minderung der Arbeitszeit zum 
Gemeinplatz geworden, dass bei dem Begehren nach Herabsetzung 
derselben keine andre Absicht vorliege, als für weniger Arbeit 
denselben Lohn wie früher zu erlangen, sinkt zur Bedeutungs- 
losigkeit herab, wenn man ihn beim Lichte der wirklichen Ver- 
hältnisse betrachtet. 

Die durch eine Minderung der Arbeitszeit verursachte Steigerung 
des Preises der Arbeit ist nämlich ungemein viel seltener, als man 
nach der Lebhaftigkeit schliessen möchte, mit der dieselbe immer 
wieder betont wird. In der Industrie, in der die entscheidenden 
Kämpfe für die Minderung der Arbeitszeit gekämpft und die Siege 
erstritten wurden, in der Baumwollenindustrie, kommt sie gar nicht 
in Betracht. In der Baumwollenindustrie besteht Stücklöhnung. 
Wo aber Stücklöhnung besteht, ist die Dauer der Arbeitszeit ohne 
allen directen Einfluss auf den Preis der Arbeit. Stücklöhnung aber 
ist, wie eben gezeigt wurde, die Regel in der englischen Industrie. 
Zeitlöhnung kommt nur als Ausnahme vor. Dagegen verlangen 
alle Gewerbe nach Minderung der Arbeitszeit. Die durch die 
Minderung der Arbeitszeit hervorgerufene Erhöhung des Lohnes 
kann demnach keineswegs der Gesichtspunkt sein, aus dem die 
Arbeiter die Minderung ihrer Arbeitsstunden begehren. 

Ausser durch die Gleichheit des Verlangens der Stücklöhner 
wie der Zeitlöhner wird dies aber auch dadurch bewiesen, dass in 
einer Reihe von Fällen die Zeitlöhner einverstanden waren, dass 
gleichzeitig mit ihrer Arbeitszeit ihr Lohn auch verkürzt werde*). ^ 
Dies war erst 187 1 bei der Arbeitseinstellung der Maschinenbauer 
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au Newcastle zur Erlangung des neunstündigen Arbeitstages der 
Fall. Indessen wandten die Arbeitgeber hiegegen ein, dass die 
Arbeiter, wenn die Verkürzung der Arbeitszeit mit Lohnabzug 
ihnen bewilligt würde, binnen Kurzem aufs Neue für eine Lohn- 
-erhöhung agitiren würden "^). Wo aber eine derartige Gefahr 
wirklich bestehen sollte, — und ich bin weit entfernt, die Mög- 
lichkeit eines derartigen Falles zu bestreiten, — bietet die Stunden- 
löhnung dagegen vollkommene Sicherheit. Bei diesem Systeme 
wird der Lohn für eine Stunde Arbeit nach dem für die üblichen 
Arbeitsstunden der Woche bezahlten Wochenlohne berechnet, und 
jeder Arbeiter erhält am Ende der Woche einen Lohn im Ver- 
hältnisse zur Stundenzahl, die er arbeitete. Sonst ändert dieses 
System in nichts die Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeiter. 
Dagegen hat es für den Arbeiter den Vorzug, dass er in einigen 
Gewerben seine Arbeit zu jeder Tagesstunde beginnen kann, so 
dass er nicht nothwendig ein Viertel seines Taglohns wie früher 
verlieren muss, wenn er fünf Minuten oder eine viertel Stunde zu 
spät zur Arbeit kommt*). Auch ist es bei diesem Systeme nicht 
unvortheilhafter für den Consumenten, wenn die Arbeiter an den 
Sonnabenden für ihn arbeiten, an denen die Arbeitszeit noch mehr 
beschränkt ist, wie an den übrigen Wochentagen. 

Allerdings haben die londoner Bauarbeiter, als die Bauunter- 
nehmer 1861 während der Neunstundenbewegung das System der 
Stundenlöhnung einzuführen versuchten, sich dieser Einführung 
widersetzt. Allein der Grund dieses Widerstands war kein anderer 
^Is die leider so häufige Furcht, dass die Arbeitgeber durch die 
Neuerung die Arbeiter zu übervortheilen suchten. Vor Allem 
fürchtete man eine Verlängerung des üblichen Arbeitstags von dem 
neuem Systeme, während es allzeit eine der ernstlichsten Bestrebungen 
der Arbeiter gewesen ist, den Arbeitstag möglichst bestimmt und 
regelmässig zu machen. Man fürchtete, das System werde dazu 
benutzt werden, um den Arbeitstag im Winter, wenn die Arbeiter 
eine Minderung ihres Einkommens am Wenigsten ertragen könnten, 
über die Maassen zu kürzen; im Sommer dagegen fürchtete man 
seine unmässige Ausdehnung. Man glaubte nämlich, das einzige 
Schutzmittel des üblichen Arbeitstags, die höhere Bezahlung der 
über denselben gearbeiteten Zeit, werde wegfallen. Ausserdem war 

*) q^' 3335- 



gg Zweites Kapitel. 

man der Ansicht, dass mit der Berechnung der Arbeit nach Stünden 
auch eine stündige Kündigung eingeführt würde, so dass ein Ar- 
beiter für gerade so viele Stunden im Tage gebraucht werden würde, 
als es dem Arbeitgeber beliebte, und dass er entlassen werden 
könnte, ohne den geringsten Ersatzanspruch wegen eines zerstörten. 
Tages und wegen verlorener Zeit. Die Arbeiter befürchteten dem- 
nach, die Wirkung des neuen Systemes würde dahin gehen, vom 
Arbeiter das Maximum von Arbeit bei einem Minimum von Rück- 
sicht für seine dauernde Existenz und Wohlfahrt zu erlangen; das 
Verhältniss zwischen Arbeitgeber und Arbeiter würde atomisirt 
werden. 

Diese Befürchtungen wurden unterstützt durch die Erklärungen 
der londoner Unternehmer, dass sie fürderhin weder den zehn- 
stündigen noch einen irgend anders beschränkten Arbeitstag aner- 
kennen würden, und dass die Mehrbezahlung für Ueberzeitarbeiten 
dem entsprechend wegfallen würde ^^^) Ferner wurden sie gefördert 
durch die Sprache der Times, welche sofort die Verdienste des 
neuen Systemes anpries, hervorhob, dass es den Arbeitstag ver- 
längern werde, und besonders betonte *^^), „dass das System nach 
der Stunde zu arbeiten unzweifelhaft zum Ueberzeitarbeiten führen 
werde". Allein zu derselben Zeit, als die Bauunternehmer das 
System der Stundenlöhnung in London einzuführen versuchten, 
bestand dasselbe bereits seit siebenzehn Jahren in Schottland zur 
grossen Zufriedenheit beider Parteien. Gleichzeitig jedoch wurde 
dort ein normaler Arbeitstag anerkannt; ja in demselben Jahre, in 
dem die londoner Bauarbeiter ihren Kampf mit ihren Arbeitgebern 
ausfochten, setzten die Baugewerbe zu Edinburg bei dem Systeme 
der Stundenlöhnung den neunstündigen Arbeitstag durch, und dabei 
wurden die über diese Zeit gearbeiteten Stunden dort höher be- 
zahlt "^). Nachdem die londoner Bauarbeiter vierzehn Monate ge- 
feiert hatten, nahmen sie die Arbeit unter dem neuen Systeme 
wieder auf, behielten sich jedoch vor, in jedem einzelnen Falle, in 
dem es zur Verlängerung des Arbeitstages gebraucht werden solle, 
Widerstand zu leisten. Diese Politik hat sich als wirksam erwiesen, 
und der ,,Tag**, um den sie kämpften, ist factisch zugestanden 
worden ^^^). Weit entfernt, das System der Stundenlöhnung, wie es 
in Schottland geregelt ist, zu verwerfen, haben die Bauarbeiter in 
allen Theilen Englands seitdem an ihre Arbeitgeber um seine Ein- 
führung petitionirt und die letztere durch Arbeitseinstellung sogar zu 
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erzwingen gesucht^). Nur die einer jeden vernünftigen Neuerung 
"widerstrebenden Steinmetzen widersetzen sich an einigen Orten noch 
seiner Einführung. Es ist aber einleuchtend, dass, wo der Lohn 
nach der Stunde berechnet wird, sich ebensowenig wie bei Stück- 
löhnung unter dem Verlangen nach Stundenreduction das Verlangen 
nach Lohnerhöhung verstecken kann. 

Der Hauptgesichtspunkt, aus dem die Arbeiter die Minderung 
ihrer Arbeitsstunden begehren, ist viflmehr Schutz gegen physische 
Aufreibung und Ermöglichung einer menschenwürdigen Bildung. 
Die Wirkung der Beschränkung der Arbeitszeit für das Einkommen 
der Arbeiter dagegen, welche die Gewerkvereine ausser den eben 
angegebenen Wirkungen bei ihrem Begehren allerdings auch im 
Auge haben, ist eine untergeordnete und nur indirecte. Auch be- 
zieht sie sich nicht auf die Höhe dieses Einkommens, sondern auf 
seine Stetigkeit und Regelmässigkeit. Ferner herrscht die Rücksicht 
auf diese Wirkung weniger bei ihrem Bestreben nach Beschränkung 
des Arbeitstags vor, als bei ihrem Widerstreben gegen Ueberzeit- 
arbeiten. Die durch Beschränkung des Ueberzeitarbeitens beschränkte 
Production der einzelnen Arbeiter verursacht nämlich die Beschäf- 
tigung einer grössern Anzahl von_ Arbeitern. 

b. Um jedoch die Bestrebungen der englischen Gewerkvereine 
rücksichtlich der Arbeitszeit richtig zu würdigen ist es ebenso wie 
bei ihren übrigen Bestrebungen nöthig, auf die Ursachen einzugehen, 
welche dieselben hervorriefen. Auch hier sind diese Ursachen die 
Missbräuche, welche durch das Nichtbestehen oder durch das Weg- 
fallen gesetzlicher Schranken hervorgerufen wurden. Seit der Ent- 
stehung der Zünfte bis zur Entwicklung der Grossindustrie betrug 
der Normalarbeitstag zwölf Stunden in England. Das berüchtigte 
Arbeiterstatut von 1349 sowie spätere Gesetze von 1496 und 1562 
wiederholten diese Zunftbestimmungen ausdrücklich für alle Gewerbe 
sowie für den Feldbau. An Sonnabenden hörte in der Zeit vor der 
Reformation die Arbeit um zwölf Uhr Mittags schon auf. Gegen 
Ueberzeitarbeiten enthalten die Zunftstatuten ausdrückliche Verbote. 
Selbstverständlich war auch an Sonn- und Festtagen die Arbeit 
verboten^). 

In den nach dem Lehrlingsgesetze der Elisabeth entstandenen 
Gewerben, für welche nach der Interpretation der englischen Juristen 
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tiie Bestimmungen dieses Gesetzes nicht rechtsverbindlich waren, und 
in denen daher die moderne Productionsweise mittelst Walsers, 
Dampfes und Maschinerie am ungehindertsten Platz greifen konnte, 
führte der Mangel an einer gesetzlichen Begrenzung des Arbeitstags 
zuerst zu dessen rücksichtsloser Verlängerung. Dabei waren es 
gerade die Maschinen, welche diese Verlängerung bewirkten. Wäh- 
rend gegenüber den grossen Nothständen, welche den Arbeitern aus 
der Arbeitslosigkeit in Folge, der Einführung von Maschinen er- 
wuchsen, das mit diesen Versöhnende in dem Gedanken lag, dass 
sie die knechtische Arbeit der Menschen so mindern würden, dass 
die Zeit herannahe, in der auch der Geringste aus einem um seinen 
Lebensunterhalt fröhnenden Sklaven zu einem die wirklichen Zwecke 
des menschlichen Daseins verfolgenden Freien werden würde, führte 
jede Verbesserung der Maschinen dazu, den Arbeiter zu zwingen, 
einen grössern Theil seiner Lebenszeit für die Erlangung seiner 
Lebensnothdurft aufzuopfern. Je länger nämlich die Maschine im 
<jange bleibt, desto höher verzinst sich das darin steckende Kapital, 
und „wie die Verbesserungen im Maschinenwesen fortschritten", 
schrieb der grosse Fabrikant John Fielden"**) 1836, „hat die Gier 
der Fabrikanten viele unter ihnen bewogen, von ihren Arbeitern 
mehr Arbeit zu erzwingen, als sie ihrer Natur nach geeignet waren 
zu leisten; diejenigen Fabrikanten aber, welche wünschten, dass die 
Arbeitszeit für Personen jeglichen Alters geringer sei, als die Gesetz- 
gebung selbst jetzt noch zugeben will, hatten keine Wahl, als sich 
mehr oder weniger der herrschenden Praxis anzuschliessen oder das 
Gewerbe gänzlich zu verlassen*'. Und der erste Sir Robert Peel 
rief über diese Folgen der Einführung der Maschinen"^): „So wird 
jene grosse Leistung britischen Erfindungsgeistes, wodurch die Ma- 
schinen unsrer Fabriken zu solcher Vollendung gelangten, statt zu 
einer Wohlthat für die Nation zu deren bitterstem Fluche". 

Diese Zustände dauerten fort bis 1819. In diesem Jahre 
beschränkte der Act 59*^- Geo. III. c. 66 die Arbeitszeit von Per- 
sonen unter 16 Jahren auf 72 Stunden die Woche. Im Jahre 1825 
geschahen weitere Schritte, darunter der erste, um den Arbeitern 
den verlorenen freien Sonnabend Nachmittag wiederzugeben; der 
Act 6. Geo. IV. c. 63. setzte das Ende der Arbeitszeit an diesem 
Tage auf vier ein halb Uhr Nachmittags fest. Nach einer Reihe 
andrer Gesetze, welche sich jedoch wie die eben erwähnten nur auf 
die Baumwollenindustrie bezogen, wurde im Jahre 1833 durch den 
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Act 3. and 4. Will. c. 103 die Arbeitszeit für Personen unter 18 
Jahren in den mit Dampf oder Wasserkraft betriebenen Fabriken 
auch def übrigen textilen Gewerbe auf 12 Stunden an fünf Wochen- 
tagen und 9 Stunden am sechsten festgesetzt, und so in diesen 
Gewerben als Staatsschranke der Arbeit junger Leute proclamirt, 
was ehedem der normale Arbeitstag aller Erwachsenen war**^). 

Doch es kann nicht im Rahmen meiner Darstellung liegen^ 
die Geschichte der englischen Fabrikgesetzgebung zu erzählen, welche 
zudem neuerdings von Andern"^) so trefflich geschildert wurde. 
Nur das muss ich hier noch erwähnen, dass 1847 das berühmte 
Zehnstundengesetz die Arbeit von Männern unter 18 Jahren und 
von Weibern jeglichen Alters auf 10 Stunden an fünf Wochentagen 
und auf 8 am sechsten beschränkte. Drei Jahre später setzte der 
Act 13. and 14. Vict. c. 54. das Ende der Arbeitszeit auf 2 Uhr 
Nachmittag am Sonnabend fest, und führte so aufs Neue den alten 
freien Sonnabend Nachmittag ein. Die ausdehnende Gesetzgebung 
«des Jahres 1867 endlich dehnte diese Bestimmungen im Grossen und 
Ganzen auf alle Fabriken und auf die Werkstätten des kleinen 
Handwerks aus. Wie die moderne Baumwollenindustrie und die 
übrigen textilen Gewerbe zuerst, traten nämlich allmählich auch die 
andern Productionszweige in das eigentliche Fabrikregime ein. Seit 
der Abschaffung des Lehrlingsgesetzes im Jahre 1814 stand dem 
Verlassen des alten gewerblichen Herkommens in keinem Gewerbe 
eine gesetzliche Schranke mehr gegenüber. Die Arbeitsstunden 
wurden in allen Manufacturen, im Handwerk und in der Haus- 
industrie vermehrt, und dem entsprechend, musste die beschränkende 
Gesetzgebung, welche bisher nur Ausnahme gewesen, zur Regel 

werden. 

Diese ganze Gesetzgebung bezog sich indessen, wie bekannt, 

Ton -Ähfang an nur auf die Arbeit von Kindern und Frauen. Sie 
wurde zuerst angeregt in den Industrien, in denen die Arbeit dieser 
vornehmlich vorherrscht. Dem entsprechend verdankte sie ihre erste 
Anregung auch nicht der Initiative der Arbeiter selbst, sondern 
derjenigen von Männern, welche nicht zur Arbeiterklasse gehörten. 
Nichtsdestoweniger war es nöthig hier kurz auf den Verlauf der die 
Arbeitszeit beschränkenden Gesetzgebung zu verweisen. Denn einmal 
gelangte die spätere Bewegung, seit 1830, welche die Hauptresultate 
lieferte, zu einem siegreichen Ende hauptsächlich durch die An- 
strengung der Arbeiterklasse selbst. Dies ist besonders von Ludlow 
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und Jones dargelegt worden^""*), und auch im ersten Bande ^) 
hatte ich einmal Gelegenheit, die Theilnahme der Vereinigten Ma- 
schinenbauer 'an der spätem Ausdehnung der Fabrikges^zgebung 
hervorzuheben. Dann aber stand die Bewegung der Gewerkvereine 
um Kürzung der Arbeitszeit allzeit in engem Zusammenhange mit 
diesem Verlauf der Gesetzgebung. Die Vorkämpfer der Fabrik- 
gesetzgebung nämlich hatten keineswegs von Anfang an nur die 
Beschränkung der Arbeitszeit der Unerwachsenen und der Frauen 
verlangt. Allein, indem man sich hinter den Respect vor der Frei- 
heit von Personen, welche selbst für sich zu sorgen verständen, - 
flüchtete, wies man die Forderung zurück. Damit waren die Ar- 
beiter von der Gesetzgebung selbst auf die Selbsthülfe, d. h. auf 
die Thätigkeit ihrer Gewerkvereine gewiesen. Auch nahmen die 
Gewerkvereine die indirecte Aufforderung auf; ihre Thätigkeit er- 
setzte die ihren Mitgliedern verweigerte Thätigkeit des Staats; und 
ihre Agitationen um Kürzung der Arbeitszeit stehen in engem Zu- 
sammenhange mit dem allmählichen Fortschreiten der Fabrikgesetz- 
gebung. So kam es, dass nicht nur in den Gewerben, in denen 
Kinder- und Frauenarbeit vorherrschte und in denen die gegen- 
seitige Abhängigkeit dieser Arbeit und der Arbeit der erwachsenen 
Männer die Wirkungen der Fabrikgesetzgebung auch auf die letztern 
ausdehnte, der normale Arbeitstag der Erwachsenen nun zehn Stun- 
den beträgt, sondern dass dies auch in den Gewerben der Fall ist^ 
in welchen Frauen- und Kinderarbeit gar nicht oder nur in unbe- 
deutendem Maasse vorkommt. So betrug z. B. bis 1871 die Arbeitszeit 
im englischen Maschinengewerbe an den meisten Orten 58 Stunden und 
weniger^). Die Zimmerleute und Schreiner haben an den meisten 
Orten schon eine noch grössere Kürzung der Arbeitszeit erlangt "^*^). 
Doch erstreckte sich die Agitation der Gewerkvereine ebenso auch 
auf die Erlangung des freien Sonnabend Nachmittags. 60 er- 
langten die londoner Baugewerbe 1847, was das Gesetz schon 1825 
den in der Baumwollenindustrie Beschäftigten gewährt hatte, nämlich 
das Recht an Sonnabenden um 4 Uhr Nachmittag die Arbeit zu 
verlassen; und als ihnen 1856 dieses Recht durch die Arbeitgeber 
verkümmert werden sollte, erzwangen sie seine Aufr/schthaltung durch 
eine Arbeitseinstellung*^). Die Zeugenaussagen vor der kgl. Com- 
mission berichten von zahlreichen Fällen, in denen seitdem der 
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Schluss des Arbeitstages an Sonnabenden um 12 Uhr Mittag von 
den Gewerkvereinen erlangt wurde, und von noch zahlreicheren 
Agitationen, um diese Kürzung der Arbeitszeit zu erlangen^). 

Indessen die einmal in Fluss gerathene Agitation der Gewerk- 
vereine um Kürzung der Arbeitszeit begnügte sich keineswegs mit 
der Erlangung des zehnstündigen Arbeitstags. Seit Beginn der 
fünfziger Jahre hat in England die Agitation um Beschränkung des 
Arbeitstags auf neun Stunden begonnen. Sie war das Streitobject 
in dem vierjährigen Kampfe der londoner Baugewerbe von 1859 — 62, 
und gleich nach Beendigung dieses Kampfes schrieb Harrison"^: 
„Eine beinahe vollständige Einstimmigkeit scheint zu beweisen, dass 
es die leitende Idee der Arbeiter als Klasse ist, die Arbeitszeit zu 
verkürzen oder geregelt zu machen. Zu diesem Zwecke scheinen 
sie jederzeit bereit sich ernstlichen Verlusten und künftigen Ent- 
behrungen zu unterziehen. Dies erscheint als für jedes Gewerbe 
charakteristisch im Verhältniss zu seiner Bildung und zu seinem 
allgemeinen Wohlstande. Der Wunsch nach Kürzung der Arbeits- 
zeit ist . stärker als alle Wünsche nach höherem Lohne, und scheint 
jetzt die Stelle aller übrigen allgemeinen Forderungen, sowohl der 
politischen wie der socialen, einnehmen zu wollen. Diese Kürzung 
ist beinahe zur Leidenschaft der ganzen Arbeiterklasse geworden. 
Es besteht kaum ein Gewerbe in irgend einem Theile von England, 
in welchem sie in diesem Augenblicke nicht ein Gegenstand ist der 
Agitation oder des Kampfes. Durch dieses Mittel allein scheinen 
die Arbeiter zu denken, dass ihre Lage dauernd verbessert, ihre 
sociale Bedeutung anerkannt, ihre Mittel zu ihrer moralischen und 
geistigen Bildung gebraucht werden können". 

Die Geschichte der Arbeiterbewegung seit 186 1 beweist die Rich- 
tigkeit von diesen Aussprüchen Harrison's. Die Agitation um den 
neunstündigen Arbeitstag hat nach und nach noch andere Gewerbe 
ergriffen, und im October 1871 wurde derselbe von den Maschinen- 
bauern zu Newcastle und seitdem im ganzen Königreiche ^ ^ ^ schon 
erlangt. Wollen wir aber wissen, bei welcher Beschränkung die Agi- 
tation befriedigt sein werde, so deuten die Aussprüche der Organe der 
Arbeiter auf den achtstündigen Arbeitstag. Diese Grenze wurde schon 
von den londoner Aerzten im Jahre 1833 vor dem Unterhause als die 
wünschenswertheste bezeichnet "% In vielen englischen Kohlenberg- 
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werken ist sie schon seit lange die Regel *). Die im Jahre 1863 ent- 
standene nationale Gesellschaft der Grubenarbeiter bezeichnet in ihren 
Statuten ^'^) u. A. als Zweck der Gesellschaft, „die Arbeitsstunden auf 
acht innerhalb vierundzwanzig für alle Grubenarbeiter des Vereinigten 
Königreichs zu beschränken". In Australien wurde sie theilweise von 
den Arbeitern, so z. B. in Sidney von den Vereinigten Maschinenbauern, 
schon durchgesetzt. 1866 schlug der internationale Arbeitercongress 
zu Genf 8 Arbeitsstunden als legale Schranke des Arbeitstags vor. 
Den gleichen Vorschlag machte wenige Monate früher der allge- 
meine Arbeitercongress zu Baltimore ^^^), und ein vor der kgl. Com- 
mission für Gewerkvereine vernommener americanischer Hüttenbe- 
sitzer erklärte 1867, dass in Illinois und Wisconsin, wahrscheinlich 
auch in Missouri^) und ebenso in New- York •^) bereits gesetzlich 
bestimmt sei, dass in Abwesenheit eines besondern Vertrags zwischea 
Arbeitgeber und Arbeiter der gesetzliche Arbeitstag acht Stunden 
betragen solle. Dabei Hess er die Wahrscheinlichkeit erkennen^ 
dass das Achtstundengesetz in Folge des allgemeinen Stimmrechts 
in allen Staaten erlassen werde ^); und bereits 1868 haben beide 
Häuser des Congresses die Arbeitszeit in den Regierungswerkstättea 
auf acht Stunden festgesetzt unter Zustimmung des Präsidenten^*^**). 
Acht Stunden Arbeit heisst in America ^^ihe platform 0/ lahor^^ ®). 
Dieser achtstündige Arbeitstag ist das Endziel, das auch die eng- 
lischen Arbeiter ^^^) im Auge haben ^). 

c. Soweit die Thätigkeit der Gewerkvereine nichts Anderes war 
und ist, als die Ergänzung der die Arbeitszeit beschränkenden Thätig- 
keit des Staats, welcher selbst die Erwachsenen auf dieses Mittel zu 
ihrem Schutze verwies, bedarf sie heute keiner weitern Rechtfertigung.. 
Die wohlthätigen Wirkungen der englischen Fabrikgesetzgebung 
werden heute allgemein anerkannt ^'^*), und damit auch die der 
Gleiches wirkenden Selbsthülfe der Arbeiter. Auch sind die Gesichts- 
punkte, von welchen aus die Arbeiter Regelung und Kürzung ihres. 
Arbeitstages verlangten und noch heute verlangen, ähnliche wie die,, 
von denen aus jene schützende Gesetzgebung erlassen wurde. Es. 
ist dies einmal die Rücksicht auf die Gesundheit. Es wird auf das. 
Wünschenswerthe verwiesen, den Aufenthalt in keineswegs immer 
gesunden Arbeitsstätten möglichst zu kürzen|), sowie auf die durch. 
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die lange Arbeitszeit herbeigeführte Erschöpfung des Arbeitersv 
Solche Erschöpfung führe aber auf die Dauer zu schlechterer und zu 
weniger Arbeit; ferner zu unregelmässiger Arbeit, weil ein Arbeiter, 
der drei oder vier aufeinanderfolgende Tage 13 bis 14 Stunden ge- 
arbeitet habe, dann stets einen oder mehrere Tage lang ganz aus- 
setze^), um in dieser Zeit „Vergessenheit seiner Schmerzen zu 
trinken"^); auch führe regelmässig fortgeführte zu lange Arbeit zu 
gewohnheitsmässigem Wirthshausbesuch, zur Zerstörung aller Häus- 
lichkeit und zur Vernachlässigung aller hausväterlichen und staats- 
bürgerlichen Pflichten*^). Die Kürzung des Arbeitstags wird also 
auch aus ethischen und politischen Rücksichten verlangt. Der Haupt- 
gesichtspunkt aber, der seit den beiden letzten Jahrzehnten geltend 
gemacht wurde, ist der, dass die durch lange Arbeitszeit verursachte 
Uebermüdung des Arbeiters, die Nothwendigkeit, in der er sich be- 
finde, sich früh zu Bette zu legen, um früh wieder zur Arbeit zu 
können, und die durch exorbitante physische Anstrengung verur- 
sachte Stumpfheit des Geistes ihn in jeder Beziehung unfähig mach- 
ten, die ihm gebotenen Gelegenheiten zur Weiterbildung zu benützen ^)» 
Dabei wird in manchen Gewerben, wie z. B. im Kohlenbergbau die 
Gefahr, in der das Leben des Arbeiters und das seiner Genossen 
schwebt, von dieser Weiterbildung beeinflusst. In andern Gewerben 
hängt von ihr die technische Vervollkommnung des Arbeiters wenig- 
stens ab. Vor Allem aber betonen die englischen Arbeiter das 
Recht der Arbeiterklasse durch moralische und intellectuelle Weiter- 
bildung Antheil zu nehmen an den Fortschritten der Civilisation,. 
und zwar begründen sie ihre mit Rücksicht auf dieses Recht er- 
hobenen Ansprüche, dass die Arbeitszeit auf ein geringeres Maass 
reducirt werde, als in irgend früheren Jahrhunderten bestand, noch 
weiter mit der Einführung der Maschinen. „Wir haben nichts gegen 
die Maschinen", schrieben 1858 die londoner Bauarbeiter an ihre 
Arbeitgeber ^^^), als die Neunstundenbewegung praktisch zu werden 
begann, „allein wir sind der Meinung, dass die Arbeiterklasse einigen 
Vortheil von der allgemeinen Einführung der Maschinen ziehen solle, 
und der Vortheil, den wir verlangen, ist eine Minderung der Arbeits- 
zeit. Auch sind wir der Ansicht, dass die Herabsetzung unsrer 
Arbeitszeit um eine Stunde im Tage ein grosser Segen für die 
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Gesellschaft im Allgemeinen sein und dass sie eine wohlthätige Wir- 
kung auf die Arbeiter ausüben würde in der Förderung ihres mo- 
ralischen und socialen Zustands" . . „Das Publicum, welches von 
der Einführung der Maschinen den Vortheil zieht, wird uns ohne 
Zweifel, wenn Sie zustimmen, eine Theilnahme daran nicht versagen". 
Und ebenso bezeichnet der schon erwähnte americanische Hütten- 
besitzer als Grund der americanischen Achtstundengesetzgebung die 
Einführung von Maschinen^). 

Man sieht, die Arbeiter stellen sich auf einen vollkommen un- 
angreifbaren Standpunkt. Sie verlangen nichts Anderes als die 
Verwirklichung des ihnen zur Zeit der Einführung des Maschinen- 
wesens so oft gegebenen Versprechens, dass die Maschinen zu ihrem 
Vortheile gereichen würden, indem die durch dieselben bewirkte Er- 
sparniss an Arbeit ihnen die Möglichkeit verschaffen würde auf eine 
höhere Culturstufe zu gelangen. Auch wendet sich die Argumen- 
tation der den geforderten Herabsetzungen der Arbeitszeit wider- 
strebenden Arbeitgeber keineswegs gegen diesen Standpunkt der 
Arbeiter. Man sucht im Gegentheil die Arbeiter zu überreden, sie 
würden dies Ziel durch längeres Arbeiten am Ersten erreichen, und 
mit Vorliebe verweist man sie auf das Beispiel Lord Brougham's 
und Anderer, die wie dieser keine andere Beschränkung des Arbeits- 
tags als die physische Erschöpfung gekannt hätten. Allein der Fall 
der angezogenen Beispiele ist doch ein sehr verschiedener von dem 
der Lohnarbeiter. Vor Allem übersieht man, dass jene Männer 
nicht im Lohne arbeiteten, sondern ausschliesslich den Vortheil von 
ihrer grössern Anstrengung zogen ^■^'^). Dann übersieht man die 
Verschiedenheit des Reizes einer, um Hermann's Bezeichnung zu 
gebrauchen, technischen von dem einer ökonomischen Arbeit. End- 
lich ist gerade das so oft angezogene Beispiel Lord Brougham's 
schlecht gewählt. Denn wie seine Autobiographie zeigt '''^), be- 
trachtete er, trotzdem er die höchste juristische Würde erlangte, von 
Anfang die Jurisprudenz nur als sein Brodstudium, das ihm gründ- 
lich verhasst war und welchem er jede mögliche Stunde absparte» 
um sie andern Studien zu widmen. Und nichts Anderes erstreben 
ja auch die Arbeiter. Auch sie wollen nicht faullenzen nach Schluss 
ihres Arbeitstags. Sie wünschen nur, dass die Sorgö um ihre, 
Lebensnothdurft nicht ihre ganze Kraft absorbire, sondern ihnen 
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die Möglichkeit lasse, ihre Zeit in andrer Weise nutzbar zu ver- 
wenden. 

Ein andrer Einwand gegen die Bestrebungen der englischen 
Gewerkvereine die Arbeitszeit zu regeln und zu kürzen, ist derselbe 
der auch gegen die Fabrikgesetzgebung geltend gemacht wurde: 
Der individuelle Arbeiter müsse in seinem Rechte länger zu ar- 
beiten geschützt werden. Man verlangt die Bestimmung der Arbeits- 
zeit durch Vertrag mit dem einzelnen Arbeiter und wehrt sich 
gegen eine Regelung für Alle, als gegen eine Einmischung Dritter. 
Zur Illustration dieser Sorgfalt der Arbeitgeber für die Wahrung 
des Rechts des einzelnen Arbeiters länger zu arbeiten, verweisen 
dann die Gewerkvereine auf die angedrohten und stattgefundenen 
Entlassungen einzelner Arbeiter, die sich weigerten mehr als eine 
gewisse Stundenzahl im Tage zu arbeiten^). Selbst wenn aber ein 
einzelner Arbeiter länger arbeiten wollte, sagen sie weiter, so müsste 
doch die Rücksicht darauf, dass dies zu einer Verlängerung der 
Arbeitszeit auch seiner nur kürzere Zeit arbeiten wollenden Genossen 
führen würde, ihn davon abhalten. Endlich aber, und dies ist die 
Hauptentgegnung, ist in allen Gewerben, in denen die moderne 
Productions weise stattfindet, wie die Arbeitgeber dies selbst zugeben^), 
individuelles längeres Arbeiten unmöglich. Fabriken müssen gemein- 
same Arbeitsstunden für alle Beschäftigten haben, und diese Stunden 
müssen für Alle gleich festgestellt werden. Ja es genügt nicht 
einmal die Feststellung der Arbeitszeit für alle Arbeiter einer Fabrik. 
Sie muss für alle Fabriken festgestellt werden, denn die freie Con- 
currenz macht die längere Arbeitszeit eines einzigen Fabrikanten 
zum Zwangsgesetz Aller. Dies machte sich, wie im ersten Bande 
S. 8i) gezeigt wurde, schon im 17. Jahrhundert geltend, als Crom- 
well, um den Lehrlingen den Genuss des ihnen gewährten Spieltags 
zu sichern, gebieten musste, dass an den gebotenen Spieltagen alle 
Läden geschlossen werden sollten. Ferner wurde daselbst (S. 179) 
erzählt, dass der Maschinenfabrikant Platt die Abschaffung syste- 
matischen Ueberzeitarbeitens nur einräumte, wenn diese Forderung 
auch von den übrigen Fabrikanten bewilligt würde. Im Jahre 1863 
petitionirten 26 Firmen der Töpferdistricte, darunter J. Wedgwood 
und Söhne, um „gewaltsame Einmischung des Staats" in die Arbeits- 
zeit ^^^). Dieselbe Nothwendigkeit , alle Fabrikanten gleichzeitig zur 
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Einhaltung der kürzern Arbeitszeit zu zwingen, betonen auch die 
Berichterstatter über The Early Closing Movement'^ ^'^, Dies kann 
aber nur durch die Gesetzgebung geschehen oder durch die Thätig- 
keit der Gewerkvereine. 

Ein weiteres Argument gegen die von den Gewerkvereinen 
erstrebte Kürzung der Arbeitszeit, das gleichfalls gegen die Fabrik- 
gesetzgebung geltend gemacht wurde, wird durch die seit dem Er- 
lasse der letztern gemachte Erfahrung widerlegt. Wie damals, pro- 
phezeit man jetzt eine Verringerung des bisherigen Productenquan- 
tums um den Betrag der bisher in den nun wegfallenden Stunden 
erzeugten Producte. Allein dem wirkt entgegen, dass durch inten- 
sivere und productivere Arbeit dasselbe Productenquantum wie bisher 
erzeugt wird. Und wie E. von Plener in schöner Ausführung 
gezeigt hat^^^), bewirkte dieses Zusammentreffen der Fabrikgesetz- 
gebung mit der vermehrten Intensität des grossen Betriebs, „dass 
die Vorhersagungen und Befürchtungen der Unternehmer über Pro- 
ductenverminderung, Kostenvermehrung und Preiserhöhung sich nicht 
nur nicht bewahrheitet haben, sondern dass gerade in dem zweiten 
und dritten Viertel dieses Jahrhunderts die Entwicklung der Industrie 
in einer Weise fortgeschritten ist, welche die kühnsten Hoffnungen 
der Unternehmer übertroffen hat". Indess ist es mitunter niöglich, 
dass die Kürzung der Arbeitszeit eine grössere Intensität der Arbeit 
nicht hervorbringen kann, und dass dem entsprechend das Pro- 
ductionsquantum der Einzelnen abnimmt-*). Allein wenn bisher un- 
beschäftigte Arbeiter in Folge dessen Beschäftigung finden, entsteht 
dadurch für die Volkswirthschaft doch kein Ausfall in der Ge- 
sammtmasse der Producte. 

Endlich macht man geltend, dass ein Arbeiter ebenso noch 
nach zehn wie nach acht Stunden Arbeit hinreichende Kraft habe, um 
seiner Bildung obzuliegen ^). Dem entgegen erklärt der Präsident der 
nationalen Gesellschaft der Grubenleute: , Jeder gute Arbeiter kann 
sich in acht Stunden ermüden; der ist ein schlechter Bergmarai, der 
nicht in acht Stunden müde werden kann"*^). Ausserdem ist nicht 
zu vergessen, dass der Weg zu und von der Arbeit, sowie die 
nöthigen Mahlzeiten, die Zeit noch verringern, die ein Arbeiter auf 
seine Bildung verwenden kann. Und der Leiter der Working Mens 
Clubs and Institutes ^ der Rev. H. SoUy sagt'^^): „In allen unfern 



a) qu. 6903—9. b) qu. 6939—40. c) qu. 15296. 



Die Gewerk Vereinspolitik. qq 

Anstrengungen zur Förderung der Bildungsanstalten für die Arbeiter 
begegnen wir enormen Schwierigkeiten in Folge der langen Arbeits- 
zeit". Indess, die Frage ob acht, neun oder zehn Stunden den 
Arbeitstag ausmachen sollen ist eine quaesiio facti, die je nach den 
verschiedenen Gewerben, Zeiten und Verhältnissen von den Parteien 
selbst verschiedentlich beantwortet werden wird. Mit der fort- 
schreitenden Civilisation der menschlichen Gesellschaft wird sich die 
Zahl der Arbeitsstunden stet«? ändern. Wo Arbeitskammern bestehen, 
kann stets durch geregeltes Ueberzeitarbeiten den Folgen eines für 
■die augenblicklichen Verhältnisse zu kurz bemessenen Arbeitstags 
ohne Schwierigkeit vorgebeugt werden ^). 

d. Allein es kann eine bloss negative Fürsorge für das leibliche 
und geistige Wohl der Arbeiter durch Beschränkung des Arbeitstags, 
der zu lang ist, um das Gedeihen desselben möglich zu machen, 
nicht genügen. Es ist ein alter Erfahrungssatz, dass eine würdige 
Benutzung der Mussezeit am Meisten erlernt sein will. Ohne po- 
sitive Fürsorge für diese würdige Benutzung würden ohne Zweifel 
nur die ausgezeichneteren Arbeiter die gewährte Müsse wohl ver- 
wenden; die grössere Masse der Arbeiter würde dieselbe vergeuden. 
Während nur die Ersteren bestrebt wären, sich moralisch und geistig 
weiterzubilden, würde die freie Zeit für die Meisten ein Anlass im 
besten Falle zu rohen Vergnügungen. Die Herabsetzung der Ar- 
beitszeit würde ohne gleichzeitige Vermehrung der Bildungsgelegen- 
heiten statt zum Vortheile der Gesellschaft zu ihrem Nachtheile 
gereichen, und der Müssiggang würde, wie das Sprüchwort sagt, 
aller Laster Anfang. 

Mit grosser Weisheit hat die englische Fabrikgesetzgebung diese 
Wahrheiten berücksichtigt. Gleichzeitig mit der Beschränkung der 
Arbeitszeit der Kinder machte sie den Besuch einer Schule zur 
unerlässlichen Bedingung der Verwendung in Fabriken. Als Folge 
hat, wie Ludlow und Jones in ihrem Buche darlegen '^°), „die 
Erfahrung gezeigt, dass die Resultate der Fabrikgesetzgebung 
in Bezug auf Erziehung, wo immer ihre Vorschriften wirksam aus- 
geführt wurden, zum Mindesten ebenso erfreulich gewesen sind, wie 
die rücksichtlich der Gesundheit . . Auch hat sich mit der Erziehung 
die Moral der Fabrikarbeiter erheblich verbessert, besonders die der 
weiblichen". Allein die Gesetze zur Regelung der Bergwerke ent- 
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hielten keine derartigen Erziehungsclauseln wie die Fabrikgesetz- 
gebung. Hier nun zeigten die Gewerkvereine durch ihr eifriges 
Streben diesen Fehler der Gesetzgebung zu ergänzen, wie sehr sie 
die obigen Wahrheiten erkannten. Seit Beginn der fünfziger Jahre 
petitionirten sie unablässig ans Parlament um Einführung von Schul- 
zwangf ür ihre Kinder ^). Sie erklärten sich bereit, sich behufs Gründung 
von Schulen regelmässige Abzüge vom Lohne gefallen zu lassen^).. 
Ihre Delegirten waren unermüdlich im Bestürmen der verschiedenen 
Mitglieder des Parlaments, bis sie 1860 die Einfügung der Erziehungs- 
clauseln auch in die Bergwerksgesetzgebung herbeiführten^"^'). Wie 
aber die Fabrikanten die erbittertsten Gegner der Fabrikgesetzgebung 
gewesen, so bekämpfte die „Gesellschaft der Grubenbesitzer von 
Grossbritannien'* gerade diese Erziehungsclauseln aufs Heftigste*^), 
und es war eine der ergötzlichsten Scenen vor der kgl. Commission 
für Gewerkvereine, als der Präsident der nationalen Gesellschaft 
der Grubenleute dem Vertreter der Hütten- und Grubenbesitzer in 
der kgl. Commission, W. Mathews, nachwies, dass gerade er es 
gewesen sei, der den Bestrebungen der Gewerkvereine um Ein- 
führung dieser Clausein den hartnäckigsten Widerstand entgegen- 
gesetzt habe^). Während der ganzen Agitation für die neue eng- 
lische Schulgesetzgebung endlich verlangten die Mitglieder der Ge- 
werkvereine, wie bekannt, Einführung des Schulzwangs. 

Die Schulvorschriften der Gesetzgebung sind indessen auf 8 
bis 13jährige Kinder beschränkt, und sind auch die Zeugnisse über 
die Verbesserung, welche sie in dem Bildungszustande der Arbeiter- 
bevölkerung hervorgerufen haben, so zahlreich, dass, wie Lud low 
und Jones sagen ''^^), „man in Verlegenheit geräth, wo mit deren 
Anführung zu beginnen und wo zu enden'*, so müssen doch noch 
„für lange Zeit", wie dieselben Schriftsteller sagen ''^^), „die Selbst- 
erziehung der Erwachsenen die mangelhafte Erziehung des Kindes 
ersetzen". Dieselben Schriftsteller haben alsdann in einer so meister- 
haften gedrängten Darstellung gezeigt*'*'*), wie die Erwachsenen die 
ihnen durch die Kürzung der Arbeitszeit geschaffene Müsse auf ihre 
allgemeine, ihre technische und wissenschaftliche Fortbildung ver» 
wendet haben, wie sie ihre Erholungsstunden mit Leetüre ausfüllen^ 
welch' grosse Verbesserung in dem Charakter dieser Leetüre und 
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in ,dem ihrer Vergnügungen eingetreten ist, und welche sittliche und 
religiöse Fortschritte die ganze Arbeiterklasse seit Minderung der 
Arbeitsstunden gemacht hat, dass ich, da es unmöglich ist, das dort 
Gesagte besser darzustellen und die Hervorhebung von Einzelheiten 
aus ihrer trefflichen Darstellung nicht adaequate Vorstellungen her- 
vorrufen würde, nichts Anderes thun kann, als das Studium ihrer 
Darstellung zu empfehlen. Auch kann es meine Aufgabe nur sein, 
auf den Antheil, den die Gewerkvereine an der Förderung der 
Bildung der Arbeiterklasse nehmen, zu verweisen. 

Als ein nicht zu unterschätzendes Mittel zur Bildung der Mit- 
glieder der Gewerkvereine sind vor Allem deren eigene Organe zu 
nennen, d. h. die Wochenr oder Monatsberichte derselben, welche 
regelmässig ausser den eigentlichen Gewerbsinteressen auch Leit- 
artikel und Mittheilungen über sonstige Arbeitsinteressen enthalten ^*^). 
Ferner gehören die Journallesezimmer hierher, welche die Gewerk- 
"vereine vielfach für ihre Mitglieder eingerichtet haben*); sodann 
die Bibliotheken, welche sie mitunter für den Gebrauch ihrer Mit- 
glieder errichten. Die londoner Setzer haben z. B. eine solche, 
welche 1868 6000 Bände zählte, und auf welche ihr Gewerkverein 
innerhalb zehn Jahren £ 891 8 s, verwendet hatte. Wie sehr diese 
Bibliothek von den Arbeitern benutzt wird, zeigt die Aussage des 
Gewerkvereinssecretärs, dass die Vernutzung der Bücher so gross 
sei, dass jährlich von einer Anzahl von Büchern heue Exemplare 
angeschafft werden müssten°). Auch die londoner Buchbinder haben 
eine reichhaltige Bibliothek. Besonders aber haben die Gewerk- 
vereine dem technischen Unterrichte ihre Aufmerksamkeit zugewendet; 
hängt ja bei den Grubenarbeitern oft das Leben Aller von den 
technischen Kenntnissen einzelner Arbeiter ab, und wo es an sonstigen 
Unterrichtsgelegenheiten fehlt, suchen die Mitglieder in gegenseitigen 
Unterrichtsstunden ihren Kenntnisskreis zu erweitern*^). Seit 1868 
ist seitens der Gewerkvereine eine lebhafte Agitation für technische 
Fortbildungsschulen entstanden. Fast jede Nummer der Monats- 
berichte dier Vereinigten Zimmerleute und Schreiner enthält darauf 
bezügliche Artikel. Dieser Gewerk verein hat an einer Reihe von 
Orten öffentliche Versammlungen behufs Gründung solcher Schulen 
veranstaltet, und in Folge derselben sind, wie die Monatsberichte 
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zeigen, diese Schulen an vielen Orten schon ins Leben getreten.- 
Aber auch zur allgemeinen Fortbildung fordern die Organe der 
Gewerkvereine unermüdlich auf, und das Leben des jetzigen Prä- 
sidenten der nationalen Gesellschaft der Grubenleute, der im Sommer 
als Bergmann arbeitete und sparte, um im Winter an der Univer- 
sität Glasgow humanistische Studien treiben zu können, ist ein 
glänzendes Beispiel der weisen Benutzung der durch verkürzte Ar- 
beitszeit gewonnenen Mussestunden seitens eines Gewerkvereinlers. 
Man muss Sein, wie der Graf von Paris mit Recht sagt^'^^), mit 
edler Einfachheit vor der Commission erzähltes Leben in seinen 
eigenen Aussagen kennen lernen^). Nur Wenige wird es geben, welche 
bei Vernehmung seiner heldenmüthigen Anstrengungen, um sich 
weiter zu bilden nicht mit Beschämung an die vielen so viel leichter 
gebotenen und versäumten Bildungsgelegenheiten des eigenen Lebens^ 
zurückdenken. In der That Reybaud'"*^) könnte sich da über- 
zeugen, dass Gfeorge Sand in der Person des Pierre Huguenin ^ } 
der Arbeiterklasse keineswegs ein ihr fremdes, für sie unpassendes, 
ihr unerreichbares Ideal vorführte. Vielmehr stellt die Wirklichkeit 
das Ideal hier in Schatten. 

5. Die englischen GewerkvereineundUeberzeitarbeitenr 
— In der vorstehenden Erörterung wurde gezeigt, wie die englischere 
Gewerkvereine in den Gewerben, für welche die englische Fabrik- 
gesetzgebung nicht wirksam ist, die letztere in Bezug auf Kürzung^ 
des Arbeitstages ersetzen. Während aber in den Gewerben, in denen 
Weiber arbeit vorherrscht, die Gesetzgebung, indem sie die Arbeit der 
Weiber auf 10 Stunden im Tage beschränkte, damit noth wendig 
auch das Ende der Production an diesem Tage festgesetzt h^, hatte 
die Beschränkung des Arbeitstags durch die Gewerkvereine nicht 
diese Wirkung. Erkennen die Fabrikanten unter dem Drucke der 
Gewerkvereine auch eine gewisse Zahl von Arbeitsstunden als den 
normalen Arbeitstag an, so dehnen sie doch, indem sie die Arbeiter 
durch Androhung von Entlassung^), allerdings gegen höhern Lohn- 
satz wie während des Tages, zu längerem Arbeiten zwingen, die 
Arbeitsperiode über den- normalen Arbeitstag aus. 

Die Gründe für solche Ausdehnung können in den ausser- 
ordentlichen Umständen des Augenblicks liegen, und ich werde 
weiter unten auf die vollständige Berechtigung des Ueberzeitarbeitens 
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in solchen Fällen zurückkommen. Solches Ueberzeitarbeiten kann 
jedoch auch indem normalen Betriebsplan eines Unternehmers liegen; 
dieser fordert es oft systematisch von seinen Arbeitern; und hiegegen 
ist es, dass die Gewerkvereine mit aller Macht ankämpfen, wie aus 
der Geschichte der Vereinigten Maschinenbauer im ersten Bande 
und insbesondere aus ihrem Streite im Jahre 1852 bekannt ist. 

Ohne Zweifel muss es, wenn man die Betriebsverhältnisse nicht 
näher untersucht, Verwunderung erregen, wie es im Interesse der 
Unternehmer liegen könne, erschöpfte Arbeiter um höhern Lohn an 
der Stelle von frischen, arbeitslustigen Kräften zu geringerem Lohne 
zu beschäftigen. Indessen schwindet diese Verwunderung bei näherer 
Betrachtung der Betriebs Verhältnisse, und die Discussion, welche 
anlässlich des Streites von 1852 in den Spalten der Times sich erhob, 
hat die Vortheile der Fabrikanten bei solchem Verfahren vollständig 
dargelegt. Die Ursache solchen systematischen Ueberzeitarbeitens 
ist vor Allem und hauptsächlich, dass Unternehmer häufig nicht 
hinreichendes Kapital in Werkstätten und Maschinen fixiren, weil je 
weniger fixes Kapital sie zur Herstellung einer gewissen Gütermenge 
gebrauchen, je unausgesetzter sie das fixirte Kapital benutzen, desto 
höher der Procentsatz ist, zu dem es sich verzinst, und desto rascher 
seine Wiederersetzung. Aber auch in den grössten Fabriketablisse- 
ments kann ein relativer Mangel an fixem Kapitale leicht entstehen 
in Zeiten übergrosser Concurrenz. War nämlich das Gewerbe längere 
Zeit flau, und tritt plötzlich eine Nachfrage z. B. nach einem grossen 
Schiffe oder nach einer Anzahl von Locomotiven oder von irgend 
andern Maschinen auf, so unterbieten sich die Fabrikanten, um die 
betreifende Lieferung zu erhalten, nicht nur bezüglich des Preises, 
sondern auch bezüglich der Zeit der Lieferung. Um die Lieferung 
in der bestimmten Zeit auszuführen, zeigt sich dann leicht die Zahl 
der vorhandenen Maschinen oder der Umfang der Arbeitsräume zu 
klein, und es müssen die Arbeiter, damit der Lieferungstermin ein- 
gehalten werde, Ueberzeit arbeiten. Kommen solche Fälle nur als 
Ausnahme vor, so kann die Forderung des Ueberzeitarbeitens eine 
vollständig berechtigte sein; sobald aber die Anschauung besteht, 
dass die Arbeiter zum Ueberzeitarbeiten leicht zu bewegen sind, 
werden derartige zu kurze Lieferungstermine die Regel. Die Gefahr 
dieser Wirkung der Concurrenz der Unternehmer besteht besonders 
im Baugewerbe, in welchem dagegen der Umfang der vorhandenen 
Arbeitsräume oder die Zahl der vorhandenen Maschinen gar nicht 
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oder doch weit weniger in Betracht kommt. Weiter aber verleitet, 
wie Samuel Fielden an die Times schrieb'*^), oft die directe 
Rücksicht auf die Arbeiter zu systematischem Ueberzeitarbeiten. 
Ueberzeitarbeiten nämlich verursacht die Herstellung der gewünschten 
Producte durch weniger Arbeiter; es bleiben demnach mehr Leute 
unbeschäftigt; je mehr Arbeiter imbeschäftigt sind, desto niedriger 
bleibt der Lohn; und wie sehr die Fabrikanten diesen Vortheil 
einer relativ zu grossen Anzahl von Arbeitern zu schätzen wissen, 
zeigt der wahrhafte Lobgesang, welchen der Maschinenfabrikant 
Nasmyth vor der kgl. Commission über das Vorhandensein einer 
grössern Anzahl von Arbeitern, als Beschäftigung finden können, 
erhebt*). Endlich aber sind an einem grossen Theile des Ueberzeit- 
arbeitens auch solche Aufseher schuld, welche keinen' festen Ge-. 
halt beziehen, sondern wie die Arbeiter Taglohn und Ueberzeitlohn 
erhalten, und welche dem entsprechend eine sehr grosse Bezahlung 
für sehr wenig Arbeit erhalten, wenn es ihnen gelingt auch 
nur einen Theil der Arbeiter zum Ueberzeitarbeiten zu be- 
wegen'''"). 

Leicht lässt es sich begreifen, dass die Gewerkvereine einer 
derartigen Betriebsweise sich widersetzen. Dieselbe macht alle durch 
Beschränkung des Arbeitstages erstrebten Vortheile zu Nichte. Auch 
sind dem entsprechend die Gründe der Gewerkvereine gegen solchen 
Betrieb theilweise dieselben wie die für Kürzung des Arbeitstags. 
Sie betonen vor Allem die Rücksicht auf die Gesundheit, und schon 
im ersten Bande wurde erwähnt, dass die Maschinenbauer den für 
die beste Darstellung der nachtheiligen Wirkungen des systematischen 
Ueberzeitarbeitens von ihnen ausgesetzten Preis der Schrift eines 
Arztes zu Manchester '^') über die Wirkungen desselben für die 
Gesundheit ertheilten. Sodann verweisen die Gewerkvereine darauf, 
dass die durch Ueberzeitarbeiten herbeigeführte Erschöpfung zu 
allzureichlichem Genüsse geistiger Getränke verleite und dass die 
dadurcli angewöhnte Unmässigkeit regelmässig zu grösseren Aus- 
gaben führe, als der Mehr\*erdienst betrage^). Dem entsprechend 
sind aucli im Streite von 1852, ^\^e der Secretär der Gesellschaft der 
Maschinenfabrikanten vor einem Parlamentsausschuss im Jahre 1856 
l>e2eugt, „die beste« Arbeiter und diejenigen, welche Ueberzeit ar- 
Ixnteten und das Meiste dabei verdienten, gerade diejenigen gewesen. 
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welche dem Ueberzeitarbeiten am Heftigsten entgegen waren '^*). 
Weiter heben die Arbeiter hervor, dass das systematische Ueberzeit- 
arbeiten jegliches Benützen von Bildungsgelegenheiten unmöglich 
mache, dass es das Familienleben zerstöre und von allen vernünftigen 
Erholungen abhalte '^^). Hauptsächlich aber betonen sie, einmal, 
dass in Folge systematischen Ueberzeitarbeitens, während Tausende 
beschäftigt seien 12 und 14 Stunden im Tage zu arbeiten, Hunderte 
von Arbeitern desselben Gewerbes, die gleich fleissig und geschickt 
seien, auf der Strasse in unfreiwilliger Trägheit umherschlenderten, oft 
unfähig die dringendsten Lebensbedürfnisse zu befriedigen; und 
ebenso legen sie besonderes Gewicht auf die durch das System be- 
günstigten Schwankungen des Gewerbes und die dadurch hervorgerufene 
grössere Unstetigkeit in der Beschäftigung. Oft nöthigten die Unter- 
nehmer ihre Arbeiter 12 Tage die Woche, d. h. ausser den Stunden 
für Mahlzeiten 17 Stunden im Tage zu arbeiten, und nachdem dies 
einige Wochen gewährt habe, würden sie wegen Mangels an Be- 
schäftigung auf die Strasse gesetzt, ohne andern Verlass als die 
Unterstützung ihres Gewerkvereins '^^). „Die Arbeiter", sagten die 
Maschinenbauer während des Streites von 1852'^'''^), „verlangen dagegen, 
dass die Unternehmer, statt ihr Geld auf Luxusdinge zu verausgaben, 
ihre Kapitalanlagen vergrössern und mehr Arbeiter beschäftigen; 
allein die Unternehmer beabsichtigen den Procentsatz ihres Gewinns 
hochzuhalten und opfern ihre Arbeiter dieser Rücksicht". Gegenüber 
dem Einwände, dass Schwankungen des Gewerbes alsdann desto 
grössere Entlassungen von Arbeitern hervorrufen würden, verwiesen 
die Maschinenbauer auf eine Anzahl von Fällen, in denen die Arbeiter 
bei eintretender Flauheit des Gewerbes von ihren Arbeitgebern be- 
fragt, ob eine Reduction in der Anzahl der Arbeiter oder in der 
Anzahl der Arbeitsstunden stattfinden solle, das Letztere wählten und 
sich Alle in den verminderten Arbeits- und Lohnbetrag theilten'^% 
Gegen diesen Widerstand der Gewerkvereine gegen systema- 
tisches Ueberzeitarbeiten lässt sich, gewiss ebensowenig etwas ein- 
wenden wie gegen die Wirkungen der Fabrikgesetzgebung in Be- 
schränkung des Arbeitstags. Vielmehr muss man denen Recht geben, 
welche in dem Vorgehen der Arbeiter gegen systematisches Ueber- 
zeitarbeiten ein Zeichen der grossen moralischen Fortschritte der 
arbeitenden Klassen erblicken, . und gewiss waren die Maschinen- 
bauer 1852 berechtigt stolz zu sein, weil sie freiwillig auf augen- 
blickliche Voitheile zum Besten ihrer Genossen und mit Rücksicht 
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auf ihr eigenes moralisches und geistiges Wohlergehen zu verzichten 
bereit waren. Wie aus dem ersten Bande bekannt ist, waren die 
Maschinenbauer damals unglücklich in ihrem Bestreben, das syste* 
matische Ueberzeitarbeiten ganz abzuschaffen, und die in diesem 
Punkte ungemein unvollkommnen Angaben der statistischen Erhebung 
von 1862*) lassen auch nicht erkennen, inwiefern sich die Ver- 
hältnisse bis dahin verändert hatten. Dieselbe Abnefgung gegen 
systematisches Ueberzeitarbeiten wie bei den Maschinenbauern be- 
steht auch in den andern Gewerben^). Doch sind sowohl die seitens 
der verschiedenen Gewerbe*^), als auch innerhalb desselben Gewerbes 
und Gewerkvereins an verschiedenen Orten dagegen ergriffenen 
Maassregeln verschieden^). 

Die Fordenmg der Unternehmer, dass ihre Arbeiter Ueberzeit 
arbeiten, kann indessen durch ausserordentliche Verhältnisse voll- 
kommen gerechtfertigt sein. Ein solcher Fall wurde schon oben 
erwähnt. Ferner kann z. B. das Zusammenbrechen einer Maschine, 
von deren schleunigster Wiederherstellung der Weiterbetrieb einer 
ganzen Fabrik abhängt, Ueberzeitarbeiten erfordern, oder es kann 
z. B. bei Lieferungen für Russland, die Nothwendigkeit, dass die 
Sendung vor Schluss der Schifffahrt für sechs Wintermonate statt- 
finde, oder die Theilnahme an einer Weltausstellung oder Kriegs- 
verhältnisse, welche die schleunigste Vollendung von Schiffen, Ka- 
nonen und anderem Kriegsmaterial noth wendig machen, Ueberzeit- 
arbeiten erheischen. Allein die Arbeiter sind völlig bereit solchen 
ausserordentlichen Verhältnissen Rechnung zu tragen. Am 5. Juli 
1851, also fünf Monate vor Ausbruch des Kampfes der Maschinen- 
bauer gegen Ueberzeit, schrieb TAe Operative, das Organ derselben; 
„Wir erachten es weder für weise noch für gerecht, uns zu weigern^ 
bei ausserordentlichen Gelegenheiten einem Unternehmer zu Liebe 
eine Arbeit bis zu einem bestimmten Termine zu vollenden; bei 
Herstellung einer oder mehrerer Maschinen, kann ein Theil der 
Arbeit einem andern etwas voraus sein, oder bei der Ausführung- 
fremder BesteHungen, wenn die Abfahrt eines Schiffes nöthig ist, 
und ein letzter Schub verlangt wird, um die Arbeit zeitig zu vollen- 
den, kann es nothwendig sein, einige Tage Ueberzeit zu arbeiten. 
Wir haben den grössten Wunsch den Unternehmern bei solchen 
Gelegenheiten einen Gefallen zu erweisen, wenn keine Gefahr ist, 
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dass der Gebrauch dieser unsrer Bereitwilligkeit zu einem Systeme 
werde". Ebenso sind die Arbeiter in solchen ausserordentlichen 
Fällen zur Arbeit an Sonn- und Feiertagen und zur Nachtarbeit 
bereit. Indessen verlangen sie zur Sicherheit, dass solche ausser- 
ordentliche Fälle nicht bloss als Vorwand benutzt werden, um das^ 
Ueberzeitarbeiten zu einem Systeme zu machen, höhere Bezahlung 
für solch ausserordentliches Arbeiten. Die Tabellen im ersten 
Bande*) zeigen, in welchem Maasse diese Mehrbezahlung stattfindet. 
Dass die londoner Bauarbeiter 186 1 sich der Einführung der Stunden- 
löhnung widersetzten, weil sie von ihr das Einreissen dieser schützen- 
den Schranke erwarteten, wurde schon oben (S. 87) erwähnt, und 
ebenso gehört das Nichtbestehen dieser Schranke bei Stücklöhnung 
zu den Gründen der Gewerkvereine gegen deren Einführung ^)v 
Ganz ungehörig erscheint, wenn sich die Arbeitgeber über die 
Arbeiter beklagen *^^), weil diese ihnen in jenen ausserordentlichen 
Fällen, „wenn sie sich am Wenigsten helfen könnten", höhere- 
Preise für Hülfe aus ihrer schwierigen Lage abverlangten. Be- 
nutzen doch die Arbeitgeber selbst die Zeiten zu Lohnherabsetzungen,, 
in denen der Arbeiter des Lohnes am Meisten bedarf. Uebrigens 
kann auch diese Schranke fallen, wo in Folge der Einführung von- 
Arbeitskammern ein weniger misstrauisches Verhältniss zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitern Platz gegriffen hat, und die Arbeiter 
im Stande sind, über die Noth wendigkeit des Ueberzeitarbeiten s in 
jedem einzelnen Falle sich selbst zu überzeugen. 

6. Die englischen Gewerkvereine und die Entlassung 
von Arbeitern. — Die bisher erörterten Regelungen der Arbeits- 
bedingungen, welche die Gewerk vereine erstreben, bezogen sich auf 
die Sicherung der Höhe des Einkommens des Arbeiters und auf 
die Sicherung seiner menschenwürdigen Existenz. Die Maassregeln 
der Gewerkvereine rücksichtlich der Dauer der Miethe entspringert 
ihrem Streben die Arbeiter dagegen zu sichern, dass ihre Existenz- 
plötzlich in Frage gestellt werde. Indessen ist in dieser Beziehung 
nur wenig zu sagen. Im Ganzen lässt sich nur sagen, dass die 
Gewerkvereine auch mit Rücksicht auf die Dauer der Miethe ihren 
Grundsatz, an dem einmal bestehenden gewerblichen Herkommen 
festzuhalten, befolgen. So hielten sie zuerst eifrig an der früher 
gesetzlichen Miethzeit für zwölf Monate fest, als dieselbe abgeschafft 
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werden sollte. In einigen Fällen kam es zu langdauernden Arbeits- 
einstellungen aus diesem Grunde. So standen 1844 in den Kohlen- 
bergwerken Durhams und Northumberlands die Arbeiter zwanzig 
Wochen lang aus, als die Arbeitgeber monatliche Miethzeit ein- 
führen wollten^). Es war die jährliche Miethe nämlich ein mehr 
patriarchalisches System, bei dem sich die Arbeiter sehr wohl be- 
fanden. Die Arbeiter erhielten unentgeldlich eine Wohnung, Feuerung 
und ein Gärtchen; dabei hatten sie andauernde Beschäftigung und 
ihr keinerlei Schwankungen unterworfener Lohn wurde ihnen, auch 
wenn sie zur Minderung der Production und Erhöhung des Markt- 
preises der Kohlen einmal feiern mussten, fortwährend ausbezahlt^). 
Allein die Arbeiter zogen in jenem Kampfe den Kürzern. Zehn Jahre 
später wurde von vielen Arbeitgebern das alte System wieder ein- 
geführt. Nun sind aber die Gewerkvereine dessen Gegner und agi- 
tiren dagegen, indem sie es als eine Art Sklaverei angeben, sich 
auf so lange Zeit zu verpflichten ^). Mit ähnlichen Gründen haben 
die Gewerkvereine 1867 in den Töpfereidistricten das Verlassen der 
alten jährlichen Miethe erzwungen*^). 

Die an die Stelle der alten getretene Miethsdauer ist in den 
verschiedenen Gewerben und an verschiedenen Orten verschieden 
und beträgt bald einen Monat, bald 14 oder 8 Tage, bald nur einen 
Tag. Das Einzige, worauf die Gewerkvereine jetzt allgemein noch 
bestehen, ist, dass kein Arbeiter ohne die vorhergängige übliche 
Kündigung entlassen werde. Die kürzeste Kündigung, welche die 
Arbeiter annehmen, ist die eintägige, und wie erwähnt war die 
Furcht, die Stundenlöhnung könnte stündliche Kündigung im Gefolge 
haben, ein Grund des Widerstands gegen ihre Einführung. Wo die 
Arbeiter die Einführung einer mit den Arbeitgebern gemeinsam ver- 
einbarten Arbeitsordnung erlangt haben, bestehen sie darauf, dass die 
Kündigungsfrist darin festgestellt werde. 

Gegen diese Bestrebungen der Gewerkvereine kann keinerlei 
Einwand erhoben werden, und es sind mir auch keinerlei Ein- 
wendungen dagegen bekannt. Oft aber hat sich die Thätigkeit der 
Gewerkvereine rücksichtlich der Entlassung von Arbeitern weiter 
erstreckt. Oft nämlich, z. B. im Kohlenbergbau, wurden Arbeiter 
nur aus dem Grunde entlassen , weil sie eifrige Mitglieder des 
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Gewerk Vereins waren. In solchem Falle stellten dann sämmtliche 
Arbeiter die Arbeit ein, bis die Betreffenden wieder in Dienst ge- 
nommen waren. Die Arbeiter betrachten dies als zum Schutze des 
eigenen Coalitionsrechtes nöthig. Andrerseits aber beklagen sich 
die Arbeitgeber über die Belästigung, die ihnen daraus entstehe, 
dass sie ihren Arbeitern die Gründe für die Entlassung jedes Ein- 
zelnen unter ihnen angeben müssten. Dabei erkennen sie jedoch 
selbst an, dass es nicht schwierig sei, die Arbeiter von den richtigen 
Gründen der Entlassung zu überzeugen und damit von ihrem Be- 
gehren nach Wiederaufnahme der Entlassenen abzubringen^). Auch 
erklären die Gewerkvereine die Entlassung von Arbeitern, welche 
sich Nachlässigkeiten oder Uebertretungen der Betriebsordnung zu 
Schulden kommen liessen, für vollkommen berechtigt^). Nichts- 
destoweniger ist diese Controle seitens der Gewerkvereine, so noth- 
wendig sie oft auch sein mag, eine aus dem Kriegszustande zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitern hervorgegangene Anomalie. Alles, was 
dazu beiträgt, das zwischen beiden Theilen bestehende Misstrauen 
zu heben, wird ihre Beseitigung fordern. 

7. Die englischen Gewerkvereine und die Bezahlung- 
des Arbeiters. — Alle bisherigen Erörterungen bezogen sich auf 
Schutzmaassregeln, welche dazu dienen sollen, die besondern Eigen- 
schaften des Arbeiters als Waarenverkäufer, welche ihm bei Ab- 
schluss des Miethvertrags Nachtheile bereiten, zu paralysiren. Die 
folgende Erörterung betrifft die Beseitigung der Uebelstände, welche 
den Arbeiter aus jenen Eigenschaften, nachdem er seinerseits den 
Vertrag erfüllt hat, erwachsen. Allerdings sollte man meinen, nach-^ 
dem der Vertrag einmal abgeschlossen sei, sei für eine weitere 
Thätigkeit der Gewerkvereine kein Raum. Es sei alsdann Sache 
des Civil-, mitunter vielleicht auch des Criminalrichters für das 
Uebrige zu sorgen. Indessen, wie sich zeigen wird, eröffnet sich 
gerade nach erfülltem Vertrage noch ein weites Feld für die Ge- 
werkvereinsthätigkeit. Theils ist es nur erst dieser Thätigkeit 
möglich, die Gesetze zum Schutze der dem Arbeiter aus dem Ver- 
trage erwachsenen Rechte zur Geltung zu bringen; theils werden 
diese Gesetze auf gesetzlich unanfechtbare Weise umgangen; oder es 
sind derartige Gesetze noch gar nicht vorhanden, und der Mangel 
in der Gesetzgebung wird durch die Thätigkeit der Gewerkvereine 
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'.T'i^.'Ut. I>ie Art und \\'ei5e al>er, wie die dem Arbeiter aus dem 
V'rrtrage erwadisenen Rechte verkümmert werden, besteht in tlieil- 
wej!>en Cx^nfiscationen des Lohns, in schlechtem Wiegen, unrichtigen 
Wägein^trumenten, spater Bezahlung in Bierhäusem, langen Zahlungs- 
terminen, dem Trucksysteme und dem Cottagesysteme. 

Ueljer die Confiscationen des Lohns für geleistete Arbeit 
wird in den Aussagen vor der kgl. Commission besonders seitens 
-der in Hütten- und Walzwerken, in den Töpfereien und in den 
Kohlengruben Beschäftigten geklagt. Der Anlass zu solchen Con- 
fis^;ationen ist sehr verschieden. So ist z. B. in Walzwerken die 
Schlechtigkeit des Materials eine häufige Ursache derselben. „Die 
fvjrte Eisen", sagt ein vernommener Arbeiter*), „nach welcher jetzt 
/He grösste Nachfrage besteht, ist galvanisirtes Eisenblech, und eine 
grosse Anzahl von Fabriken beschäftigt sich jetzt mit Herstellung 
desseU>en. Ist die Qualität des Eisens nicht von der nöthigen Güte, 
"O entstehen kleine schwarze Flecken auf der Platte, und die bei 
/lern Galvanisirungsprocess gebrauchte Säure frisst Löcher in die- 
selbe. Nun ist dies aber nicht im Geringsten des Arbeiters Schuld; 
der Arbeiter thut seine Schuldigkeit gegenüber dem Eisen, als ob 
es das beste Eisen wäre, das jemals bearbeitet wurde, und dennoch 
wollen die Unternehmer den Arbeiter dafür nicht bezahlen". Nichts- 
flesto weniger würden solche Platten später zu geringern Zwecken 
verkauft, ohne dass der Arbeiter jemals Bezahlung erhalte^). Oder 
aber es finden derartige Confiscationen statt, weil die gewalzten 
I^latten oder Schienen nicht die gewünschte Breite oder Länge er- 
reichten. Sehr häufig liege die Schuld hie von einzig an den Auf- 
sehern, die sich bei Vertheilung und Abwägung des Materials ver- 
rechneten. In solchen Fällen erhielten die Arbeiter nicht das 
^ Geringste für die Arbeit, trotzdem dass die betreffenden Platten 
und Schienen später verkauft würden*^). Aehnliche Confiscationen 
bestehen ferner in den Hüttenwerken. In dem ersten Hüttenwerke 
der Welt z. B., in Low Moor, produciren „die Arbeiter eine besondere 
(Qualität Eisen, welche Besteisen genannt wird; sie produciren eine 
.;(e wisse Anzahl von Luppen im Tage, und jede Luppe wird ge- 
brochen. Findet sich beim Brechen, dass die Luppe schwarz bricht, 
Avie der technische Ausdruck ist, so wird den Arbeitern ein be- 
stimmter Preis dafür gezahlt; bricht die Luppe weiss, so erhalten 
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sie einen viel höhern Preis, ungefähr 3 s, mehr per Tonne. Dies 
ist eine anerkannte Uebereinkunft zwischen Arbeitern und Unter- 
nehmern, gegen welche nichts eingewendet wird. Weiter aber erhält 
der Arbeiter, im Falle er mehr als 28 Centner schwarzes Eisen 
producirt, für das ganze über dieses Quantum Producirte keinerlei 
Bezahlung"^). Trotzdem aber wird dieses Eisen verbraucht^). Diese 
Praxis bestand in Low Moor seit unvordenklicher Zeit und begann 
auch in dem ganzen Districte bis nach Leeds hin vorherrschend 
zu werden. Die Arbeitseinstellung im Jahre 1864 erzwang ihre 
Abschaffung. Die Arbeiter also trösteten sich keineswegs mit der 
Beschönigung, mit welcher der Vertreter der Hütten- und Gruben- 
besitzer in der königlichen Commission, W. Mathews, das Harte 
dieses Gebrauchs zu verdecken suchte, nämlich,, dass es durch seine 
Beobachtung möglich gewesen, „eine* Qualität Eisen zu liefern, 
welche die Hüttenbesitzer bereichert und ihrem Eisen eine Reputation 
verschafft habe"*^). Indessen ist diese Praxis keineswegs bei allen 
englischen Eisenindustriellen vorherrschend. Vielmehr werden von 
den Arbeitern mehrere Firmen namhaft gemacht, welche sich nie- 
mals solche Confiscationen würden zu Schulden kommen lassen, und 
welche dem Arbeiter keinerlei Lohnabzüge machen, wenn er nach- 
weist, dass nicht er am Missrathen des Productes die Schuld trägt *^). 

Ganz ähnlich sind nach den Aussagen eines Arbeitgebers die 
Verhältnisse in der Töpferei. Die Arbeiter werden in diesem Ge- 
werbe bezahlt nach der Anzahl der von ihnen gefertigten Stücke, 
welche in der erforderten Qualität aus dem Ofen kommen. Kommen 
die Stücke fehlerhaft zurück, so ist die Regel des Gewerbes, dass 
sie zerbrochen werden, und war der Arbeiter schuld an dem Fehler, 
so erhält er für die betreffenden Stücke keine Bezahlung. Selbst 
den besten Arbeitern missglücken immer zwei bis drei Procent. Oft 
aber hat das Missglücken seinen Grund in etwas Anderem als einem 
Fehler des Arbeiters, z. B. in einem Fehler des Ofens. Der Grund 
des Missglückens ist indessen stets leicht zu erkennen. Aber wäh- 
rend die guten Firmen den Arbeiter nur strafen, wenn ihn die 
Schuld trifft, machen schlechte Firmen den Arbeiter für jegliches 
Unglück haftbar und verbrauchen ausserdem die missglückte Waare^). 

In den Kohlengruben endlich bestand und besteht noch thetl- 
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weise nach den übereinstimmenden Zeugnissen von Arbeitgebern und 
Arbeitern der Gebrauch, dass für Kohlenkarren, welche die Arbeiter 
zu Tage senden und welche nur drei Viertel gefüllt sind, gar nichts 
bezahlt wird*). Enthält der Karren dagegen über das Erforderte 
Quantum, so wird für die Mehrleistung häufig nicht mehr bezahlt*'). 
Ferner werden die Kohlen ebenso confiscirt, wenn der Karren 
Schmutz enthält; an vielen Gruben wird ein kleines Mädchen auf- 
gestellt, welches bei Ankunft der Karren schreit: „dieser Karren 
enthält etwas Schmutz*^ worauf der Karren ohne Weiteres confiscirt 
wird. Dieser Schmutz jedoch wird später beseitigt un^ die Kohlen 
werden verkauft*^). Die Angaben über den Grad, in welchem diese 
Confiscationen vorkommen, sind verschieden. Nach den Einen be- 
trägt die Summe der so confiscirten Kohlen ein Fünftel^), nach 
Andern ein Sechstel®), nach' wieder Andern 7 bis 8 Procent ^), nach 
der Angabe eines Arbeitgebers jährlich i Procent &) des ganzen 
Ertrags, so dass nach der geringsten Angabe von den 84,044,798 . 
Tonnen Kohlen, welche im Jahre 1860 in England gefördert wurden^ 
die Arbeiter für 840,447.98 Tonnen keine Bezahlung erhielten. 

Derartige Missbräuche bedürfen gewiss keiner weitem Denuncia- 
tion als ihrer einfachen Constatirung. Der einzige Gedanke, der 
unzweifelhaft einem Jeden sich aufdrängt, ist vielmehr die Frage 
nach dem Schutze durch die Gerichte. Diese Frage wurde auch 
sehr oft von den Mitgliedern der Commission an die vernommenen 
Arbeiter gestellt. Allein die regelmässige Antwort war, dass die 
Anrufung des Schutzes der Gerichte gegen solche Confiscationen 
identisch sein würde, mit. Entlassung und mit dem Verlust jeglicher 
Aussicht auf Wiederbeschäftigung ^). In einem Falle, in dem inner* 
halb 14 Tagen 200 Tonnen Kohlen confiscirt worden waren, gingen 
die Arbeiter jedoch vor Gericht; allein unter dem Einwand, dass 
sie durch Uebernahme dfer Arbeit sich stillschweigend auch diesen 
Confiscationsbedingungen unterworfen hätten, wurden sie abge- 
wiesen*). Das einzige Mittel, das den Arbeitern demnach blieb, 
um ihren Beschwerden Abhilfe zu schaffen, war zuerst die Entsendung 
von Deputationen an die Unternehmer, welche, wenn sie auch den 
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Vortheil von diesen Confiscationen hatten, doch häufig vollständig 
unschuldig an ihnen waren, indem ihre Aufseher allein die Schuld 
traf*). Häufig erzielten solche Deputationen die gänzliche Besei- 
tigung der Beschwerden, oder es kam ein Compromiss zwischen 
beiden Theilen zu Stande^). Dann aber, wenn diese Deputationen 
zu nichts führen, stellen die Arbeiter die Arbeit ein^). In den 
Töpfereidistricten waren diese Beschwerden ein Hauptanlass zur 
Bildung von Arbeitskammern ^). 

Im Kohlenbergbau führte indess noch ein anderes Mittel zur 
Beseitigung von missbräuchlichen Confiscationen. Hier ging die 
Klage über letztere Hand in Hand mit der Klage über schlechtes 
Wiegen. Die Arbeiter beklagten sich nicht nur darüber, dass die 
in unterwichtigen Kohlenkarren enthaltenen Kohlen confiscirt würden, 
sondern auch dass in Folge schlechten Wiegens viele vollwichtigen. 
Karren als unterwichtig bezeichnet würden. Dieses schlechte Wiegen 
war die Ursache grosser Unruhen®), und nach lebhaften Agitationen 
gelang es den Gewerkvereinen durchzusetzen, dass in das Berg- 
werksgesetz von 1860 eine Clausel eingefügt wurde, welche bestimmt, 
dass die von den Arbeitern geförderten Erze oder Kohlen „richtig 
gewogen" werden sollten, und dass den Arbeitern gestattet sein 
solle, einen Arbeiter der betreffenden Grube auf eigene Kosten als 
Controleur des Wiegens aufzustellen. Wo nun diese Wiegklausel 
zur Ausführung kam, — und vielfach gestatteten die Arbeitgeber auf 
Antrag der Arbeiter sofort deren Ausführung, — wird jedem Arbeiter 
so viel bezahlt, als sein Karren enthält, und es kommen nur mehr 
Confiscationen vor wegen Schmutzes. Aber auch die Zahl dieser 
Confiscationen hat sich gemindert, indem der Controleur bei Uner- 
heblichkeit des Schmutzes gegen die Confiscation Einsprache erhebt^). 
Es ist jedoch vorgekommen, dass die Arbeitgeber jeden von den 
Arbeitern ernannten Controleur sofort entliessen, worauf er, als 
nicht mehr in der Grube beschäftigt keinen Anspruch mehr hatte, 
weiter zu controliren. Ein solcher Controleur liess sich an achtzehn 
aufeinanderfolgenden Tagen von der Grube fortjagen; darauf brachte 
der Gewerkverein seinen Fall bis an den Appellhof zu London und 
setzte gerichtlich seine Duldung seitens der Arbeitgeber durch*^^). Um 
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der Wiederholung solchen Verfahrens vorzubeugen, wünschen die Ar- 
beiter jedoch, dass ihnen gestattet werde, zum Controleur auch einen 
Andern als einen Arbeiter der Grube zu ernennen. Dabei sind sie 
bereit, dem Arbeitgeber eine Einsprache gegen besonders unan- 
genehme Persönlichkeiten zu gestatten. Können beide Theile sich 
über eine Person nicht vereinen, so solle der Magistrat entscheiden*). 
Besonders aber wird von den Arbeitern betont, dass es ohne-Nutzen 
-sei, einen Controleur zu ernennen, wenn kein Gewerkverein im 
Hintergrund stehe, um ihn zu stützen^). 

Aber noch ein Weiteres verlangt die nationale Gesellschaft der 
Orubenleute von der Gesetzgebung. Abgesehen von schlechtem 
Wiegen beklagen sich die Arbeiter auch über unrichtige Wäge- 
instrumente. Das Bergwerksgesetz von 1860 bestimmt allerdings, 
■dass „richtig gewogen" {^ru/y tveighed) werden solle. Aber aber- 
mals und abermals entschieden die Gerichte, bei denen die Arbeiter 
sich über falsches Wiegen beklagten, dies heisse so viel wie „ver- 
tragsmässig gewogen"; und es wird weiter interpretirt, die Arbeiter 
hätten durch Annahme von Arbeit sich stillschweigend auch deren 
Abschätzung nach den besondern Wägeinstrumenten des Arbeitgebers 
unterworfen. So kommt es, dass eine Tonne statt 20 Centner deren 
45 oder 100 betragen kann*^); und es bedurfte häufig ernstlicher 
Arbeitseinstellungen seitens der Arbeiter, um die Einführung richtiger 
Wagen und Gewichte zu erlangen^). Da die Arbeiter jedoch nicht 
fähig sind zu entdecken, wann die Wägeinstrumente nicht mehr 
richtig sind, so verlangen ihre Gewerkvereine, abgesehen von einer 
gesetzlichen Interpretation des „richtig gewogen", dass die Inspectoren 
-der Gewichte gesetzlich angewiesen würden, auch die Wagen und 
"Gewichte der Gruben halbjährlich zu prüfen®). Allein der schon 
mehrfach erwähnte Commissär Mathews erwidert auf dieses unstreitig 
gerechte Begehren^): „Steht es den Arbeitern an jenen Orten, an 
-denen sie, wie sie sagen, so ungerecht behandelt werden, nicht zui 
-^ich zu weigern, für solche Arbeitgeber zu arbeiten?" — „,Ja, und 
das ist eine Arbeitseinstellung" "«): „So dass Sie nicht den Arbeit- 
sgebern Vorwürfe machen dürfen, wenn die Arbeiter die ihnen ein- 
geräumte Beffugniss nicht gebrauchen". — In der That, es wäre 
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nicht nothwendig gewesen, dass Lord Elcho auf diese Bemerkungen 
hin gegen seinen Collegen Front machte*)! 

Allein noch einen weitern Raubanfall haben die Arbeiter zu 
bekämpfen, bevor sie den sauer verdienten Lohn ihrer Arbeit nach 
Hause bringen. Derselbe erinnert lebhaft an die Geschichte vom 
Heidelberger Fasse. Ak der Kurfürst von der Pfalz, wird erzählt, 
zu seinem Schlossbau Geld brauchte, baute er das allbekannte Fass, 
um den Zehntwein zu fassen. Die Arbeiter, welche am Schlossbau 
arbeiteten, erhielten an den Zahltagen ausser ihrem Lohne die Er- 
laub niss, so viel von diesem Weine zu trinken, als ihnen beliebte. 
Die Berechnung war, dass sie sich betrinken und in Streit gerathen 
würden; dann kamen sie vor des Kurfürsten Gericht, und in der 
Form von Geldstrafen nahm dieser ihnen den gezahlten Lohn wieder 
ab. Ich weiss nicht ob die Anekdote wahr ist. Nur so viel ist 
gewiss, dass in England dasselbe Resultat viel einfacher als auf 
diesem ingeniösen Umweg durch die Bezahlung der Arbeiter 
in Schenken und durch das Trucksystem erreicht wird. 

Viele Unternehmer nämlich bezahlen ihre Arbeiter nicht selbst 
oder durch ihren Kassier, sondern überlassen diese Bezahlung ihren 
Aufsehern. Ein solcher Aufseher ist in der Regel gleichzeitig Be- 
sitzer einer Schenke. In diese Schenke bestellt er die Arbeiter zur 
Auszahlung ihres Lohnes. Oft zieht er die Bezahlung bis tief in 
•die Nacht hinein; die Arbeiter kommen in der Zwischenzeit in Ver- 
suchung zu trinken; und die Folge ist Verschwendung ihres Ein- 
kommens, Betäubung ihres Verstandes, und die dauernde Nieder- 
haltung ihrer selbst und ihrer Familie im Elend. Auch dieser Miss- 
brauch besteht am Meisten im Bergbau. Ja die Aufseher gehen 
hier so weit, dass sie selbst während der Woche Getränke in die 
Grube senden und von den Arbeitern deren Bezahlung erheischen, 
gleichviel ob diese dieselben wünschen oder nicht *^^). Hiegegen 
wendete sich frühzeitig die Agitation der Gewerkvereine der Gruben- 
leute, und auf ihren Antrieb gelangte in das Bergwerksgesetz von 
1842 die Clausel, welche alle Zahlungen in Bierhäusem für null und 
nichtig erklärte. Allein trotz dieser Bestimmung dauert der Miss- 
brauch noch fort, und auch die Neueinschärfung derselben im Ge- 
setze von 1860 konnte ihn noch nicht beseitigen, so dass die im 
November 1863 zu Leeds versammelten Delegirten der Gewerk- 
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vereine der Grubenleate als durchznführen empfahlen, dass furderhin 
keinem Aafseher mehr gestattet werden solle, eine Schenke za halten. 
Uebrigens erstreckt sich der Missbrauch keineswegs bloss auf den 
Bergbau '^^). Neben dem Wunsche den Sonnabend Nachmittag zum 
Besuche von Vorlesungen, von Museen und öffentlichen Vergnügungs- 
orten zu benutzen, was bei der strengen Sonntagsfeier an Sonntagen 
nicht möglich wäre, war in allen Gewerben ein Hauptanlass zur 
Agitation für den freien Sonnabend Nachmittag sowie für die Ein- 
führung von Bezahlung an Freitagen der Wunsch, dass jener Miss- 
brauch beseitigt und den Arbeitern ermöglicht werde, ihre nöthigen 
Einkaufe zu machen. Wo die Arbeiter die gemeinsame Verein- 
barung einer Arbeitsordnung mit ihren Arbeitgebern durchgesetzt 
haben, bestehen sie auf der Aufnahme des Verbotes von Bezahlung 
in Bierhäusem in dieselbe*). 

Diese Bezahlung in Wirthshäusem bewirkt dadurch, dass sie 
sich mit einem anderen Bezahlungssysteme regelmässig verbunden 
findet, eine bedeutende Erschwerung der an sich schon verderb- 
lichen Wirkungen des letztem. Nachdem die von dem Arbeiter 
vertragsmässig geleistete JArbeit nach gesetzlichem Maasse gemessen 
worden, ist der Arbeiter nämlich noch keineswegs sicher, dass ihm 
sein Lohn in gesetzlichem Gelde bezahlt werde. Die Bezahlung 
in Waaren statt in Geld ist in England so alt wie der Gross- 
betrieb. Für das Gewerbe, das am frühesten zum modernen Gross- 
betriebe strebte, für die Wollenindustrie wurde der erste englische 
Truck-Act, der 4*^ Edward IV. c. i (1464 — 5) erlassen. Alle spä- 
tem Gesetze, welche die Lohnverhältnisse regelten, enthielten gleich- 
zeitig das Verbot der Bezahlung der Arbeit in Waaren, und Adam 
Smith, der von dem naturgesetzlichen Standpunkte seiner Zeit alle 
staatsgesetzlichen Eingriffe in die Lohnverhältnisse so lebhaft ver- 
urtheilt, nimmt doch die Verbote des Truck in Schutz ^^*'), „weil 
sie die Arbeitgeber nur zwängen, in Geld den Werth zu bezahlen, 
den sie in Waaren zu bezahlen vorgäben, aber nicht immer wirklich 
bezahlten". Mit den übrigen Bestimmungen der die Lohnverhält- 
nisse regelnden Gesetze kamen jedoch auch diese Verbote ausser 
Kraft. Seit dem Beginn dieses Jahrhunderts kam die Bezahlung in 
Waaren in den meisten Gewerben, besonders aber [im Bergbau in 
volle Blüthe, und es verdient hervorgehoben zu werden, dass wie 
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die grossen Arbeitgeber stets die besten Arbeitgeber sind, während 
tlie kleinen hauptsächlich sich Missbränche zu Schulden kommen 
lassen, in Ayrshire und Lanarkshire die ersten Truckladen seitens 
xler kleinen, kapitalbedürftigen Minenpächter eingeführt wurden*). 

Hätten die Arbeitgeber bei der Bezahlung in Waaren das 
Interesse ihrer Arbeiter im Auge, würden sie, was sie durch Ein- 
käufe im Grossen leicht im Stande wären zu thun^ bessere Waaren 
zu niedrigerem Preise liefern, als der kleine Krämer, so fiele der 
Haupteinwurf gegen diese Bezahlungsweise weg. Allein gerade das 
Gegentheil ist der Fall. Die Arbeiter beklagen sich, dass sie im 
Preise, in der Güte und in der Menge der Waaren betrogen wer- 
den, und dass sie oft zuf Annahme von Dingen gezwungen werden, 
deren sie nicht bedürfen, und die sie gar nicht gebrauchen können. 
Dem entsprechend entstanden die lebhaftesten Agitationen der Ge- 
^erkvereine gegen dieses System^), und endlich wurde trotz des 
heftigen Widerstands der Arbeitgeber 1831 durch den sog. Truck- 
Act, I st and 2nd Will. IV. c. 37, die Bezahlung in Waaren ver- 
boten. Diesmal übrigens standen auch die Freihändler, mit Ausnahme 
J. Hume's^^^), auf Seite der Arbeiter, und in einer Rede im Unter- 
hause suchte Huskisson seinen Gerechtigkeitssinn mit seinem frei-p 
händlerischen Gewissen in Einklang zu bringen, indem er betonte, der 
Zweck des Gesetzes sei nicht, Verträge zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitern zu regeln, sondern bereits abgeschlossene Verträge zur 
Geltung zu bringen ^^*). Ein Glück, dass damals die schottischen 
-Gerichte ihre ^Entscheidungen über das Wiegen noch nicht gegeben 
hatten, sonst hätte man consequent erwidert, „richtig bezahlt" heisse 
so viel wie vertragsmässig bezahltj, und wer bei einem Gruben- 
besitzer in Arbeit trete, verpflichte sich damit stillschweigend zur 
Annahme vqn Waaren an Zahlungsstatt, und es hätten die Schul- 
principien über die Principien der Gerechtigkeit am Ende gesiegt! 

Zur Zeit, als das Truckgesetz erlassen wurde, galt es als der 
Triumph gesetzgeberischen Scharfsinns. Das Gesetz enthält Straf- 
bestimmungen für Unternehmer, welche in Waaren bezahlen, erklärt 
alle in Waaren geleisteten Zahlungen für nichtig und berechtigt den 
-so bezahlten Arbeiter zu einer Klage auf Zahlung in baar, als ob 
er keinerlei Aequivalent erhalten habe. Diese Bestimmungen er- 
scheinen beim ersten Anblick in der That so treffend, als man sie 
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nur wünschen kann. Allein der. Scharfsinn der Gewinnsucht überbot 
die Schlauheit der Advokaten und verstand alle Bestimmungen des- 
Gesetzes zu umgehen. 

Das allgemeine Mittel, durch welches die Arbeiter zur Unter-^ 
werfung unter das Trucksystem gezwungen werden, sind lange 
Zahlungstermine. Der kürzeste Zahlungstermin, der in Wales^ 
und in Schottland vorkommt, ist der monatliche. In Rhymney wird 
nur fünfmal*), an andern Orten nur viermal im Jahre bezahlt. 
Dies ist in furchtbarer Weise wirksam. Dreissig Tage schon, ge- 
schweige denn drei Monate, sind eine lange Periode für den Ar- 
beiter, um auf den Bezug seines Lohnes zu verzichten. In der 
Regel bedarf er einer Anzahlung, nachdem die Hälfte derselben 
verflossen. In Südwales nun geben die Unternehmer solchen Ar- 
beitern, welche um Anzahlungen bitten, Scheine. In diesen Scheinen 
erklären sie, dass sie dem betreff. Arbeiter den vorausbezahlten,, 
aber in Wirklichkeit schon abgedienten Lohn als Darlehen gegeben 
hätten, und zwar gehen diese Scheine bis auf i72<^- herab. Diese 
Scheine werden natürlich nur im Kaufladen ' des Unternehmers selbst 
honorirt, und so wird der Arbeiter gezwungen, semen Gesammt- 

• 

bedarf im Laden seines Arbeitgebers zu kaufen. Dabei ist in der 
Regel mit dem Laden des Unternehmers eine Schenke verbunden,, 
und so wird durch die Form -des Darlehens zugleich die Bestimmung 
des Gesetzes umgangen, welche bei Strafe nochmaliger Bezahlung 
die Lohnzahlung in Schenken verbietet^). 

Viel einfacher ist die Praxis in Schottland. Hier erhält der 
Arbeiter die verlangte Summe in der Regel baar. Allein für die 
Verwendung derselben ist nicht weniger sicher gesorgt. Der Unter- 
nehmer hat neben seinem Hauptgeschäfte noch Detailladen, und es 
wird dem Arbeiter auf das Deutlichste zu verstehen gegeben, dass 
wenn er sich unterstehen sollte, einen Pfennig anderswo zu veraus- 
gaben, er umsonst um Wiederbeschäftigung ansuchen werde. Er 
trägt demnach seinen Lohn in den Laden, händigt ihn auf einmal 
dem Verkäufer aus und erhält die Waaren, die er braucht, nebst 
einem Empfangsschein für den noch nicht erschöpften Rest desselben. 
Auch hier haben solche Laden in der Regel Schankgerechtigkeit ^^^)^ 

Oft jedoch ist es dringend nöthig, dass der Arbeiter sein Baar- 
geld für Anderes als für Waaren verwende. Allein die Truckster^ 
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wie die auf die bezeichnete Weise in Waaren bezahlenden Arbeitgeber 
heissen, sind weit entfernt, den Gewinn, der ihnen dadurch zu ent- 
gehen droht, fahren zu lassen. Sie ziehen von jedem so gezahlten 
Pfund einen Shilling die Woche ab, so dass der Arbeiter für die 
Ausbezahlung des Lohns,, den er verdient hat, 250 Procent Zinsen 
zahlen muss. Diese Praxis heisst ,J>oundage*^ ^), 

Am Widerlichsten jedoch tritt der Missbrauch der Macht der 
Unternehmer hervor, wenn die schottischen Grubenbesitzer in dem 
Miethvertrage das Recht beanspruchen, den Arzt der Arbeiter zu 
ernennen. Die Arbeiter sind vollständig damit einverstanden, dass 
das Gesetz sie zwinge, einen Arzt zu bezahlen. Allein die von den 
Grubenbesitzern ernannten Aerzte sagen selbst, dass die Unter- 
nehmer mit ihrer Ernennung ein Geschäft machten, indem sie den 
Arbeitern mehr Geld vom Lohne für die Bezahlimg des Arztes ab- 
zögen, als sie diesem bezahlten. Allein auch abgesehen hievon, 
wollen die Arbeiter von solcher Ernennung nichts wissen. Sie sagen,, 
solche Aerzte würden häufig aus politischen Rücksichten ernannt, 
•der Arzt aber sei eine Person, welche in das tiefste Heiligthum 
einer Familie eindringe, imd sie verlangen daher das Recht, in all- 
gemeiner Abstimmung ihren Arzt selbst 'zu wählen^). 

Das ganze Trucksystem besteht jedoch nur in sehr wenigen eng- 
lischen Bergwerkwi. Die Gewerkvereine haben in England durch 
gerichtliche Belangung der Uebertreter des Truck- Acts die Truckladen 
vernichtet *^^), und es sind Consumvereine an ihre Stelle getreten» 
Dagegen besteht es in Wales, wo die Gewerkvereinsorganisation 
unter den Grubenarbeitern noch nicht hinreichend entwickelt ist^)^ 
und in Schottland besteht es, eine oder zwei der reichsten Finnen, 
worunter die Gebrüder Baird, ausgenommen, allgemein '^^). Eine 
Firma allein hat daselbst nicht weniger als 11 Truckladen^). In 
Schottland nämlich bestehen zwar Gewerkvereine wie in England, 
allein dort hat das in England nicht bestehende Institut der Staats- 
anwälte jegliches gerichtliche Einschreiten der Gewerkvereine un- 
möglich gemacht. Der Lord Advokat oder irgend einer seiner 
Delegirten können dort zwar eine gerichtliche Untersuchung an- 
strengen. Allein seit langer Zeit haben sife jegliche Einmischung 
verweigert, und jede Privatperson, mit Ausnahme jedes einzelnen 
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direct interessirten Arbeiters, muss die Zustimmang derselben «haben, 
bevor sie den Process beginnt Dies kostet aber so viel Zeit und Geld, 
dass es niemals versucht wird. Ausserdem aber haben die schotti- 
schen Juristen das Truckgesetz so interpretirt, dass das einmal in 
die Hände des Arbeiters gezahlte Geld, auch wenn es ihm, bevor 
er über die Thürschwelle tritt, für Waaren wieder abgenommen 
wird, als Zahlung im Sinne des Gesetzes betrachtet wird *^^). Unter 
solchen Umstanden ist das Gesetz natürlich bedeutungslos, und als 
einziges Schutzmittel bleibt dem Arbeiter die Arbeitseinstellung. 
Auch wurden schon öfters durch Arbeitseinstellung sowohl die langen 
Zahlungstermine wie der Truckladen beseitigt*). Allerdings kam es 
dabei einmal vor, dass, da die Arbeiter zu arm und zu ungebildet 
waren, um einen Consumverein zu bilden, die Wiederemeuerung der 
kaum abgeschafften Truckwirthschaft zur Nothwendigkeit wurde ^). 
Auch in andern Gewerben wurde durch Arbeitseinstellung diese Ab- 
schaffung erreicht, wobei bemerkenswerther Weise die nicht in 
Waaren bezahlenden Arbeitgeber die Gewerkvereine unterstützten*^*). 
Und dies ist nicht schwer zu begreifen. Denn es ist klar, dass ein* 
Arbeitgeber, der abgesehen von seinem Gewinne als Producent noch 
einen Gewinn als Krämer macht, seinen Nachbar überflügelt, der 
nur den ersten Gewinn zieht. Die Rücksicht hierauf führte einzelne 
Arbeitgeber oft erst zur Errichtung von Truckladen. Ja man hat 
mit Beziehung hierauf die gänzliche Beseitigung der Truckgesetze 
verkehrter Weise gefordert *^^). Viel richtiger wünschen umgekehrt 
die schottischen Grubenleute, dass wöchentliche Zahlungstermine' 
gesetzlich eingeführt würden, wogegen sich freilich Mathews wehrt, 
der die Arbeiter wieder auf ihr Recht, den Arbeitgeber zu verlassen, 
verweist*^). Wo Arbeitgeber und Arbeiter in Arbeitskammem sich 
vereinigten, wurde das Trucksystem leicht beseitigt. Ebenso wurden 
in Nottingham die alten, aus dem ersten Bande schon bekannten 
Beschwerden über übermässige Lohnabzüge für den Strumpfwirker- 
Tahmen beseitigt, indem die Arbeitskammern eine den Kosten ent- 
sprechende Abgabe für die Miethe derselben festsetzten^). 

Endlich muss ich hier noch das Cottagesystem erwähnen, 
mit welchem dcis Trucksystem sich regelmässig verbunden findet, 
und welches indirect wenigstens ebensosehr zur Beeinträchtigung der 



a) qu. 16335—7. ^) q^« 8423. c) qu. 15522. d) qu. 19468, 
19680, 19704—13.; 




Die Crcwerkvereinspolitik. I2i 

Bezahlung des Arbeiters dient, wie die übrigen oben vorgeführten 
Systeme. Auch das Cottagesystem kommt besonders in Verbindung 
mit Bergwerken vor, aber ebenso in Verbindung mit allen Ge- 
werben, welche nicht in der Nähe von volkreichen Ortschaften be- 
trieben werden. In solchen Fällen ist es sogar nöthig, dass die 
Unternehmer eine Reihe von Arbeiterwohnungen bauen, um die 
Arbeiter, welche sie herbeiziehen wollen, beherbergen zu Jcönnen. 
Solche Wohnungen sind in der Regel besser gebaut, geräumiger 
und in jeder Beziehung vorzüglicher, als die vordem von den Ar- 
beitern bewohnten Räume, obwohl auch dies nicht immer der Fall 
ist, wie die Klagen der Arbeiter zeigen '^^. Allein sind diese An- 
lagen einmal gemacht, so kommt die wirkliche Probe der Cjesinnung 
des Arbeitgebers. Ist er von wahrhaft liberaler Gesinnung, so er- 
laubt er wie der Baumwollenfabrikant Akroyd, der die von ihm 
erbaute wahrhaft ideale Arbeiterstadt in der Nähe von Halifax in 
gerechtem Stolze nach seinem Namen benannte, seinen Arbeitern, 
die Häuser allmählich als freies Eigenthum zu erwerben. Gestattet 
er dies jedochseinen Arbeitern nicht, so berechtigt, — abgesehen von 
solchen wahrhaft fürstlichen Einrichtungen wie die von Sir Titus Salt 
in der Nähe von Bradford, — die Erfahrung zu gerechten Zweifeln 
an seiner Liberalität. Vor Allem nämlich betragen die Herstellungs- 
kosten einer solchen Wohnung im Durchschnitt £ 50. Die Miethe 
dagegen beträgt durchschnittlich 3 s. die Woche. Dies sind 15^/2 
Procent im Jahre *^^). In wenig mehr als sechs Jahren sind die 
ganzen Baukosten amortisirt. Dabei besteht keinerlei Risico, denn 
an jedem Zahltage wird die Miethe vom Lohne abgezogen. Bei 
solch' gewinnbringender Anlage ist also von Liberalität keine Rede. 
Abgesehen aber hievon giebt dieses System dem Arbeitgeber die 
absolute Macht über seine Arbeiter. Vor Allem setzt es ihn in 
Stand, das Trucksystem zu verewigen, denn ebensowenig wie er 
den Arbeitern seine Wohnungen verkauft, verkauft er die Laden 
und Schenken, die er gleichzeitig mit letztern errichtete. Femer 
betonen die Arbeiter, dass sie bei solchem Systeme absolut unfähig 
seien, gegen die verschiedenen, oben angeführten Arten von Con- 
fiscationen Widerstand zu leisten. Sodann geben das Truck- wie 
das Cottagesystem den Arbeitgebern die Gelegenheit durch Erhöhung 
der Preise und der Miethe den Lohn in einer Weise zu erniedrigen 
der es schwer ist, zu widerstehen. „Und in einem Streite über die 
Lohnhöhe", sagt ^^®) der Bericht der Conferenz der GrubenaVbeiter 
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von 1863, „wie soll der Grubenarbeiter gerechte Bedingungen er- 
langen, wenn er im Hause des Arbeitgebers lebt! Die unmensch- 
liche Methode der Exmissionen zwingt ihn zur Unterwerfung. Wir 
ermahnen daher die Grubenarbeiter nicht in den Häusern ihrer 
Arbeitgeber zu wohnen. Jeder Grubenarbeiter könnte leicht sein 
eigenes Haus erwerben, wenn er es versuchen würde. Erst spart 
£ 25; dann kauft ein Haus für £ 100 oder baut eines; £ 25 
reichen dazu hin. Werdet Mitglieder der Baugenossenschaften; sie 
schiessen euch drei Viertel des nÖtiiigen Geldes vor. Alles, was 
ihr dann zu thun habt, ist in eurem Hause zu wohnen; richtet es 
euch allmählich ein und zwar für euch selbst; zahlt die Zinsen in 
die Genossenschaft, was ungefähr ebensoviel wie die Miethe emrer 
Cottages beträgt; thut dies, und in elf Jahren ist das Haus euer!" 
Allerdings hat, worauf schon oben (S. 13) verwiesen wurde, an 
isolirt liegenden Arbeitsdörfern auch der hausbesitzende Arbeiter 
Schwierigkeiten, die von ihm gewünschten Axbeitsbedingimgen zur 
Geltung zu bringen. Allein indem ihm der Gewerkvereia Kraft 
giebt, auf ihnen zu bestehen, mindert er auch hier eine weitere 
üble Folge der Verbindung der Person des Arbeiters mit seiner 
Waare. 

Ohne Zweifel bedarf es kein Wort der Entschuldigung für den 
Widerstand der Gewerkvereine gegen die verschiedenen hier auf- 
gezählten Bedrückungssysteme. Wie die hochschlotigen Fabriken, 
um welche sich die Cottages hinziehen, schon äusserlich an die 
feudalen Zwingburgen in Mitten der Hütten ilver Hörigen erinnern, 
so hat der Bericht der schon mehrfach erwähnten Conferenz der 
Grubenarbeiter Recht, wenn er sagt ), dass die Arbeiter durch 
diese Systeme „so vollständig feudalisirt seien wie die Briten in den 
Tagen Wilhelms des Eroberers". Auch diese Systeme machen die 
Arbeiter, wenn auch nicht rechtlich, so doch factisch zu Unfreien 
und glebae adscrtpits. Hier handelt es sich nicht mehr um das 
Feilschen um bessere Kaufsbedingungen, sondern um eine Unter- 
jochung aller Freiheit des Arbeiters und seiner ganzen Existenz. Nicht 
nur der persönliche Unabhängigkeitssinn wird durch diese Systeme 
niedergehalten, sondern auch die Entstehung vorsorgender Gewohn- 
heiten vereitelt, da. dem Arbeiter keine Gelegenheit zum Sparen 
gelassen wird. Was aber insbesondere das Trucksystem angeht, so 
ist es eine Schmach, „dass Gesetzgeber und Magistrate/ Männer 
von Rang und Ansehen, von denen Einige als Beschützer der Religion 
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und als Philanthropen Ansprüche auf Auszeichnung erheben, zu der- 
artiger Ersparung an circulirendem Kapitale ihre Zuflucht nehmen, 
um ihre glänzenden Einkommen auf so schmutzige und verächtliche 
Weise zu erhöhen" '^^). 

8. Die englischen Gewerkvereine und der Schutz der 
Person des Arbeiters bei seiner Arbeit. — Wichtiger noch 
als die Thätigkeit der englischen Gewerkvereine gegenüber den 
eben aufgeführten Ersparungen an circulirendem Kapitale ist ihre 
Thätigkeit gegenüber schändlicher Oekonomisirung des fixen Kapitals 
und der dadurch herbeigeführten Gefährdung des Lebens der Ar- 
beiter. Die Hauptgefahr besteht auch hier in Bergwerken, und zwar 
in Folge mangelnder Ventilation. Viel ist zur Beseitigung derselben 
seit 1850 durch die englische Gesetzgebung über die Ventilation der 
Gruben und besonders durch die durch sie zur Ueberwachung ihrer 
Durchführung eingesetzten Grubeninspectoren geschehen. Diese 
ganze Gesetzgebung können die Gewerkvereine der Grubenarbeiter 
als die Frucht ihrer Bemühungen in Anspruch nehmen '^^). Selbst 
die vor der kgl. Commission vernommenen Grubenbesitzer erkennen 
dieses Verdienst der Gewerkvereine an*). Doch die Letztern be- 
ruhigen sich keineswegs bei dem von dem Parlamente schon Er- 
reichten. Die bestehenden gesetzlichen Vorschriften über Ventilation 
erklären sie zwar für genügend. Allein dieselben würden nicht 
durchgeführt, und der Hauptgrund hievon liege in mangelnder 
Inspection. Es sei nämlich die Zahl der Inspectoreu so gering, dass 
es denselben physisch unmöglich sei, alle ihrer Obhut anvertrauten 
Gruben auch jährlich nur einmal zu besuchen^). Jeder Inspector 
müsste zu diesem Zwecke täglich in zwei bis drei, oft meilenweit 
aus einander Hegende Gruben einfahren. Die Arbeitgeber aber, 
statt die gesetzliche Ventilation durchzuführen, verliessen sich zu 
viel auf die Davy'sche Sicherheitslampe. In Folge des so herbei- 
geführten grössern Mangels an Ventilation sei es jetzt gefährlicher 
mit der Sicherheitslampe zu arbeiten, als zur Zeit, da man mit 
offenem Lichte arbeitete^). Statt zu einer Wohlthat für die Gruben- 
bevölkerung zu werden, sei die Lampe in Folge dieses mit ihr ge- 
triebenen Missbrauchs die Ursache vergrösserter Verluste an Leben ^). 
Die Ursachen der Gefahr würden seit ihrer Einführung vielfach gar 
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nicht mehr beseitigt. Dabei könnten selbst Gruben mit schlagenden 
Wettern durch gehörige Ventilation so gefahrlos gemacht werden, 
dass es beinahe möglich sei, mit offenem Lichte darin zu arbeiten^). 
Mehreren derartigen Gruben, besonders denen der durch Einführung 
der Betheiligung, der Arbeiter am Gewinne bekannt gewordenen 
Firma Briggs wird eine derartige Ventilation nachgerühmt^). Der 
Zweck der Sicherheitslampe in solchen Gruben sei nur der, dass 
jeden Morgen vor Beginn der Arbeit die Arbeitsstätte damit unter- 
sucht werde, sowie der Schutz gegen plötzliches Hervorbrechen der 
Gase*^). In schlecht ventilirten Gruben dagegen genüge, dass das 
Gas in die Davylampe eindringe, um zuerst eine Explosion der 
Lampe und dann der Grube herbeizuführen**). Ferner sei besondere 
Belehrung über die Natur der Gase und den Gebrauch der Lampe 
erfordert*^); auch sei dies eine Hauptursache ihrer Agitation für 
Schulunterricht^); allein auch bei der besten Erziehung werde das 
Vorhandensein eines einzigen fahrlässigen Arbeiters unter Tausenden 
stets das Leben Aller gefährden ^, Dazu komme, dass oft durch 
die plötzliche Einführung zahlreicher bisher dem Bergbau fremder 
Arbeiter die Gefahr ungemein vergrössert werde. Auch brauche ein 
Arbeiter nur mit der Lampe zu schnell zu gehen, so schlage die 
Flamme durch das Gas und werde zum offenen Lichte^). So sei 
die Nichtdurchführung der gesetzlichen Vorschriften über Ventilation 
die Ursache, dass trotz Sicherheitslampe jährlich noch über looo 
eines gewaltsamen Todes in den Gruben sterben *^°). Besonders 
wird auch hier mehr über die Beamten der Grubenbesitzer, als über 
diese selbst geklagt, denn während letztere schon wegen der für sie 
selbst durch Explosionen herbeigeführten Verluste mehr vorsorgend 
seien, so suchten doch ihre Beamten möglichst zu Ökonomisiren, 
um durch eifrige Fürsorge für das Interesse der Besitzer eine Er- 
höhung ihres Gehalts zu erlangen*). „Es erscheint uns aber hart", 
sagt der Präsident der Nationalen Gesellschaft der Grubenleute ^), 
„dass von Zeit zu Zeit im Interesse einzelner Grubenbesitzer Hunderte 
von Angehörigen unsrer Klasse in die Ewigkeit befördert und ihre 
Weiber und Kinder im Elend zurückgelassen werden sollen". Es 
wird deshalb eine Vermehrung der Inspectoren verlangt^). Allein 
wie die Arbeitgeber der ganzen Grubengesetzgebung den heftigsten 

a) qu. 16142. b) qu. 16158— 61. c) qu. 16141. d) qu. 16154. 
«) qu. 15885. f) qu. 15410. g) qu. 15934—7- ' ^) q«- 15886. 
>) qu. 15872—81. ^) qu. 15489. 1) qu. 15482, 15889. 
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Widerstand entgegensetzten, so sind sie auch dieser Ausdehnung 
lebhaft entgegen. Den Einwand von Mathews gegen dieselbe, dass 
es ja im freien Belieben der Arbeiter stehe in die Grube einzufahren, 
habe ich oben*) schon angeführt — Uebrigens beschränkt sich die 
Vorsorge der Gewerkvereine für gesunde Arbeitsstätten keineswegs 
auf die Gewerkvereine der Grubenleute. Auch in andern Gewerben 
bestehen sie mitunter auf Schutzvorkehrungen gegen die Rauheit 
des Wetters, auf Ventilation und Licht ^). 

Aber nicht nur die physischen, sondern auch die moralischen 
Nachtheile, denen, wie oben*^) hervorgehoben wurde, der Arbeiter 
in Folge der Verbindung seiner Waare mit seiner Person ausgesetzt 
ist, suchen die Gewerkvereinler zu beseitigen. Beide Nachtheile 
waren vorhanden, so lange Kinder und Weiber in den Bergwerken 
beschäftigt wurden. Die herabwürdigenden, oft i6 bis 17 Stunden 
dauernden, jede geschlechtliche Scham zerstörenden Arbeiten, welche 
Lord Ashley bei Einbringung seiner Bill, welche die Arbeit von 
Kindern und Weibern in Gruben gänzlich verbot, auf Grundlage 
ofj&cieller Documente schilderte *^'), übertreffen alle Vorstellungen 
der Einbildimgskraft, oder höchstens findet sich Aehnliches in den 
Kreisen der Dante'schen Hölle. Und dabei diese Zustände in einem 
Jahrhundert, welches sich seiner Civilisation fortwährend brüstet, 
und mit Recht den Civilisationsgrad eines Volkes nach der Art und 
Weise bemisst, in der es seine Frauen behandelt! Allein wenn auch 
Lord Ashley im Parlamente die Schlacht schlug, so kam doch die 
ganze Anregung zu dieser Bewegung von den Ge werk vereinen der 
Grubenleute, Dies wird von den Arbeitgebern sogar anerkannt^), 
und wenn sie auch damals jeglicher Grubengesetzgebung den 
heftigsten Widerstand entgegensetzten, ja wenn sie vorhersagten, 
„diese Art Gesetzgebung werde die Barbarei des Mittelalters herbei- 
führen"^^*), so müssen sie heute doch anerkennen, dass ihr Wider- 
stand thöricht®), . dass die Klagen über ihre Tyrannei berechtigt^) 
und dass die damalige Insubordination ihrer Arbeiter von den wohl- 
thätigsten Folgen begleitet gewesen ^). Mit den Arbeitern betonen 
sie den entschiedenen Fortschritt in der Bildung der Grubenleute, 
der seit der Entfernung der Frauen und Kinder aus den Gruben 
stattgefunden habej'). 
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Die Bewegung der Gewerkvereine gegen Kinder- und Frauen- 
arbeit hat sich bei diesen gesetzgeberischen Resultaten jedoch noch 
nicht im Geringsten beruhigt. Noch arbeiten Kinder von 13 Jahren 
über 13 Stunden täglich unter Tag*). Noch arbeiten in ganz 
Grossbritannien Weiber an der Schachtmündung. Und ebenso 
werden in Wales Weiber in der Eisenindustrie in schwerer Arbeit 
verwendet. Wird aber durch solche Arbeit auch nicht die physische 
Gesundheit der Weiber gefährdet^), so erklären doch die Arbeiter 
übereinstimmend mit dem grössten Grubendirector Englands*^), der 
früher selbst ein Arbeiter war, dieselbe als moralisch im höchsten 
Grade und zwar nicht nur für die Weiber selbst, sondern ebenso 
für die Männer verderblich*^). Diese Weiber sind fast alle unver- 
heirathet; sie gehen in Mannskleidem ®) und führen ein sehr unge- 
bundenes Leben, so dass sie ihre Arbeit der Beschäftigung al^ 
häusliche Dienstboten bei Weitem vorziehen^). Auf diese Vorliebe 
berufen sich die Arbeitgeber, welche sich der Beseitigung dieser 
Mädchen widersetzen, weil sie ihre wohlfeile Arbeit nicht entbehren 
könnten 8f). Allein ebensowenig wie der letztere Einwand erheblich 
•ist, da die Nichtbeschäftigung von Weibern seitens vieler Unter- 
nehmer deren Entbehtlichkeit zeigt, ist jene Berufung von Gewicht. 
Die Weiber selbst waren auch gegen ihre eigene Entfernung aus 
den Gruben**). Aber eben die Vorliebe der Weiber für die Unge- 
bundenheit des Lebens, welche solche Arbeit mit sich bringt, ist 
viel mehr Grund für als gegen das Verbot ihrer Beschäftigung, oder 
es müsste auch der Vorzug, den viele Weiber der Prostitution vor 
der Arbeit geben, erstere als die wünschenswerthere erscheinen 
lassen. Viel erwägenswerther sind die Wünsche der Arbeiter und 
deren Begründung. So erklärt der Gewerkvereinssecretär der Gruben- 
leute in Lancashire*): „Dadurch, dass eine grosse Anzahl der an 
den Schachtmündungen beschäftigten Mädchen später die Frauen 
der Arbeiter werden, werden auch die Männer demoralisirt« Wir 
sind der Meinung, dass die Weiber am Besten gar nicht an den 
Schachtmündungen beschäftigt würden, und dass sie Frauen- und 
nicht Mannskleider anziehen sollen*^ Und ein americanischer Hütten- 
besitzer, dessen Aussagen zu den interessantesten vor der kgl. Com- 
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mission gehören, kann nicht genug sein Erstaunen darüber aus- 
drücken, dass er in Wales in der Eisenindustrie beschäftigte Mädchen 
fand*). „Als Arbeitgeber", sagt er^), „würde ich mit meinen 
jetzigen Anschauungen nicht Willens sein, die Eisenproduction zu 
betreiben mit der Art Arbeit, die ich in Südwales sah. Ich wünsche 
keinerlei Tadel gegen die Besitzer und Directoren der Werke in 
Südwales auszusprechen, denn sie haben mich mit der grösstmöglichen 
Freundlichkeit behandelt, und sie sind offenbar Männer von der 
edelsten Gesinnung. Das System hat sich dort unbemerkbar ent- 
wickelt, und sie haben nicht eine Ahnung, wie es einem Fremden 
auffallt". Zwar zerstöre dasselbe nicht die Gesundheit, aber die 
Grundlage der Familie*^), und er bezeichnet es als einen Grund für 
die hohen americanischen Eisenzölle, dass Arbeitgeber und Arbeiter 
auf diese schlechten englischen Arbeiterverhältnisse verwiesen, und 
erklärten: „so lange wir können, wollen wir die Entstehung der- 
artiger Zustände in America hindern" **). Und an einer anderen 
Stelle sagt derselbe Hüttenbesitzer, indem er das Resultat seiner 
Untersuchungen über europäische Arbeitsverhältnisse zusammenfasst®): 
„Der allgemeine Schluss, zu dem ich gelangt bin, ist der, dass das 
Bestreben, Waaren zu dem geringstmöglichen Preise herzustellen, 
zur Beschäftigung von jugendlicher und weiblicher Arbeit in einem 
Maasse und in einer Weise geführt hat, welche im Widerspruch 
stehen mit den Forderungen der Menschlichkeit und den besten 
Interessen der Gesellschaft; dass die Verwendung dieser Art Arbeit 
die Wirkung gehabt hat, den allgemeinen Lohnsatz zu verringern, 
und dass sie, statt die Hülfsquellen einer Familie zu vermehren, 
einfach bewirkt hat, dass die Arbeit der ganzen Familie erheischt 
wird für den Lohn, welcher dem Haupt der Familie gezahlt worden 
wäre, wenn er allein für Lohn gearbeitet hätte. Dieses System ist 
ein Hauptgnmd gegen das Freihandelsprincip in Landern, in denen 
die Männer allein ausserhalb des Haushaltes arbeiten, und wirkt 
im Ganzen dahin, die Lage der arbeitenden Klassen auf dem ganzen 
Erdkreis zu verschlechtem. Die beschränkende Gesetzgebung, welche 
jetzt in England bezüglich der Verwendung von Kindern in Kraft 
ist, ist ein Schritt in der rechten Richtung, und wenn andere Länder 
wie Belgien, Frankreich imd Deutschland bewegt werden könnten 
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übereinstimmend zu handeln, so konnte die Lage der arbeitenden 
Klassen in Europa bedeutend verbessert werden, obgleich die Preise 
einzelner Waaren um ein Weniges steigen möchten '^^). Allein die 
Production wohlfeiler Waaren mag um ein zu grosses Opfer erkauft 
werden, wenn dies auf Kosten der arbeitenden Klassen geschieht; 
und dies scheint der Punkt zu sein, an dem ihr in England ange- 
langt seid, und wogegen sich Gebildete imd Ungebildete empören". 
Diese Aussagen sind besonders deshalb interessant, weil sie zeigen^ 
wie die Gegner jeglicher Einmischung des Staats in die Arbeits- 
verhältnisse durch ihren Widerstand der Verwirklichung ihres Ideals, 
der allgemeinen Durchführung des Freihandelsprincips in allen 
Ländern der Erde, gerade entgegenwirken. 

Darauf, dass die englischen Gewerkvereinler sich weigern, mit 
Arbeitern zu arbeiten, welche sich haben Verbrechen zu Schulden 
kommen lassen, wurde schon oben*) verwiesen. 

9. Die englischen Gewerkvereine und der Schutz der 
Arbeiter gegenüber ihren Vorgesetzten. — „Die erste für 
den Posten eines Aufsehers und Beamten geforderte Qualification*V 
sagt ein unparteiischer Beobachter englischer Arbeitsverhältnisse '^^), 
„ist nicht höhere Bildung oder ausserordentlicher Verstand, sondern 
eine rauhe Kraft des Charakters und des Handelns, welche den 
Mann in Stand setzen, die verschiedengeartete und zu Zeiten 
rebellische Masse einer Fabrikbevölkerung in Schranken zu halten." 
Es ist begreiflich, dass bei solchen nothwendigen Eigenschaften der 
Aufseher Conflicte zwischen diesen und den ihnen untergeordneten 
Arbeitern nicht ausbleiben. Ich habe schon im Vorstehenden mehr- 
fach Gelegenheit gehabt, darauf zu verweisen, wie das Verhältniss 
der Arbeiter zu ihren unmittelbaren Vorgesetzten häufig schlimmer 
ist, wie das zu den Arbeitgebern selbst. Dies hat zu häufigen 
Streitigkeiten der Arbeiter auch mit den Letztem geführt, und 
Arbeitseinstellungen aus dem Grunde, weil der Arbeitgeber nicht 
einen Aufseher entlassen wollte, unter dem die Arbeiter sich weigern^ 
weiter zu arbeiten, sind nicht selten^). Dies ist ohne Zweifel ein 
Eingriff in die Dispositionsbefugniss des Leiters des Ganzen, und 
Gewerkvereinssecretäre selbst erkennen dies an*^). Allein in den 
verschiedenen oben angeführten Fällen, in denen die Arbeiter sich 
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über die ihnen vorgesetzten Beamten des Unternehmers beklagen, 
z. B. wenn es sich um die Sicherheit ihres Lebens handelt, lässt 
sich ihnen ein Recht der Verwerfung bestimmter Beamten nicht 
absprechen. Besonders aber entstehen Klagen, wenn neue Beamten 
eingeführt wurden. „Nach dem Grundsatze „„neue Besen kehren 
gut"", sagt der Generalsecretär der Maschinenbauer*), „beginnen 
sie öiit der Aenderung aller Arbeitsregeln und mit der Entlassung 
von Arbeitern. Hierdurch wird sehr viel Uebelwollen erzeugt". 
Und ein Maschinenfabrikant sagt^): „Oft besteht eine Bitterkeit und 
ein Geist des Widerstandes seitens unsrer Arbeiter gegen die Auf- 
seher und Beamten unsrer Werke, imd ich habe gefunden, dass es 
ungerecht sein würde, die Arbeiter allein wegen dieser kleinen 
Rebellionen zu tadeln, denn in allen Fällen, welche zu meiner 
Kenntniss kamen, war ich im Stande, die Arbeiter zur Arbeit zurück- 
zuführen". 

Aber auch gegenüber den Arbeitgebern selbst war häufig der 
Widerstand der Gewerkvereine zum Schutze der Unabhängigkeit der 
Arbeiter erfordert. In Frankreich nämlich besteht und bestand 
früher in noch viel grösserer Strenge^) das gesetzliche Erforderniss 
des „Livret"; d. h. jeder Arbeiter musste ein Buch führen, in 
welches sein Arbeitgeber bei seiner Entlassung Bemerkungen zur 
Charakterisirung des Arbeiters 'eintrug. Es ist dies eine Art Steck- 
brief, den jeder Arbeiter gegen, sich selbst verbreiten muss. Diesem 
gesetzlichen Erfordernisse schrieben die französischen Arbeitgeber 
vor 1867 die Seltenheit von Arbeitseinstellungen in Frankreich zu^). 
Der schon mehrfach erwähnte americanische Hüttenbesitzer erhielt 
1867 von dem berühmten Fabrikanten Schneider auf seine Frage: 
„Haben Sie jemals eine Arbeitseinstellung im Creusot gehabt?" 
„„Nein"" zur Antwort®). — „Ich sollte denken, dass sie mit der 
Zeit solche haben werden". „„Nein, die Arbeiter arbeiten hier in 
der Regel ihr Leben lang"". „Gehen sie nicht häufig anders- 
wohin?" „„Nein, dies hindert das Livret"". 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Existenz des Livret nicht 
das Stattfinden von Arbeitseinstellungen im Creusot verhindern konnte. 
Allein die englischen Unternehmer hielten das von ihren Nachbarn 
früher als unfehlbar gegen Arbeitseinstellungen angepriesene Mittel 
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für eine nachahmenswerthe Einrichtung. Schon im ersten Bande 
hatte ich Gelegenheit von einem an dem Widerstände der Arbeiter 
gescheiterten Versuche, solche Entlassungszeugnisse einzuführen, zu 
berichten*). Ausser den dort schon angeführten Gründen der Ar- 
beiter gegen dieses System, betonen diese besonders, dass durch ihnen 
unverständliche Zeichen oder durch die Farbe des Papiers oder des 
Drucks, Dinge über die besondern Verhältnisse eines Arbeiters, 
besonders ob er Mitglied eines Gewerkvereins sei, ausgesagt würden ^). 
Jeder Arbeiter trage so, ähnlich wie der Witteisbacher in dem Briefe 
Kaiser Philipps seine eigene Anklage in der Tasche, und es werden 
Beispiele von Arbeitern angeführt, die, weil sie gegen das Truck- 
system besonders scharf vorgingen , in Folge solcher Zeugnisse, 
wo diese einige Zeit bestanden, niemals mehr Beschäftigung finden 
konnten*^). Der Versuch, diese Einrichtung einzuführen, war direct 
auf diie Unterdrückung der Gewerkvereine gerichtet ^j). Es bildeten 
sich besondere Vereine der Arbeitgeber einzig zu dem Zwecke ihrer 
Durchführung. Allein wie der Secretär eines solchen Vereins, selbst 
sagt, Arbeitseinstellungen und die Entrüstung der öffentlichen Meinung 
brachten den Versuch zu Falle®). 

Endlich unterstützen die Gewerkvereine ihre Mitglieder, wenn 
es nöthig ist, dass sie ihre Arbeitgeber gerichtlich belangen, weil 
diese entweder den stipulirten Lohn nicht bezahlten oder ihre Arbeiter 
ohne die vorgängige vereinbarte Kündigung entliessen oder eine 
vereinbarte Preisliste verletzten^). Die londoner Drucker haben in 
zehn Jahren £ 2756 i s, für diese Zwecke verausgabt^). Besonders 
wohlthätig aber wirkt die Nationale Gesellschaft der Grubenleute, 
deren Hauptzweck u, A. es ist, bei Unfällen, deren Schuld die 
Unternehmer trifft, Entschädigung zu erlangen. Die Jahresberichte 
über die Thätigkeit dieser Gesellschaft zeigen, dass sie eifrigst be- 
müht ist, diesen ihren Zweqk zu erfüllen ^^^). Wer die enormen 
englischen Gerichtskosten kennt, weiss, dass es den Arbeitern und 
ihren Hinterlassenen ohne solche Unterstützung unmöglich wäre, 
ihre Rechte zur Geltung zu bringen. 

III. Die Regelung des Angebotes der Arbeit. 
y/ I. Die englischen Gewerkvereine und das Angebot 

/ ^on Arbeit in einem gegebenen Augenblicke. — Der vor- 

a) I. S. 161. . 1>) qu. 2490, 2518 — 20. c) qu. 8453 — 5. d) qu. 
2534- *) qu. 2963, 2521, 7327—8. f) qu. 59, 15584, 19808. «) Tenth 
Report p. 112. 
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Stehende Abschnitt dieses Kapitels handelte von Maassnahmen, 
welche die Regelung der Arbeitsbedingungen direct bezwecken. Die 
Durchführbarkeit der einzelnen erstrebten Regelungen hat jedoch die 
Regelung des Angebotes von Arbeit zur nothwendigen Voraussetzung. 
Es ist nämlich klar, dass es den Arbeitern wenig nützen würde, 
die erörterten Bedingungen zu verlangen, so lange die Arbeitgeber 
hinreichend Arbeiter fanden, welche ihre Waare zu für sie ungün- 
stigeren Bedingungen zu verkaufen bereit wären. Dies wird immer 
der Fall sein, so lange die Arbeiter vereinzelt sind, denn der 
vereinzelte Arbeiter bietet seine Waare stets bedingungslos aus. 
Das erste Mittel, um dem den Arbeitern aus diesem Mangel einer 
Regelung des Arbeitsangebotes erwachsenden Uebelstande zu steuern, 
ist die ephemere Vereinigung. Die jetzige ausgebildete Gewerk- 
vereinsorganisation aber ist nichts weiter als die Weiterentwickelung 
dieses primitivsten Versuchs das Angebot der Arbeit zu regeln. Die 
Möglichkeit, das Angebot der Arbeit zu regeln ist der vorzüg- 
lichste Vortheil, den der Gewerkverein gewährt, und diese Regelung 
recht eigentlich seine Hauptfunction. 

Indem ein Arbeiter dem Gewerkvereine beitritt, erhält er die 
Möglichkeit, beim Verkauf seiner Waare auf Bedingungen zu be- 
stehen. Erhält er die von ihm gestellten und vom Gewerkvereine 
gebilligten Bedingungen nicht, so zieht er sein Angebot von Arbeit 
gänzlich zurück und lebt unterdessen vom Gewerkvereine. Hiedurch 
wirkt der Gewerkverein aber nicht nur auf den Marktpreis der 
Arbeit; er hat für den englischen Arbeiter vielmehr dieselbe Be- 
deutung wie für den Arbeiter in America das Land. Nach den 
übereinstimmenden Aussagen sowohl des erwähnten americanischen 
Hüttenbesitzers *) wie des Präsidenten der N. G. der Grubenleute ^) 
der selbst lange in America verweilte, gehen Hunderte, ja Tausende 
von Arbeitern in America nach dem Westen und kaufen dort circa 
I20 Acres Land, den Acre zu einem Dollar oder zu 75 Cent. Sie 
bauen dort eine Hütte. Alsdann kehren sehr Viele zurück um zu 
arbeiten. Erhalten sie von den Arbeitgebern genügenden Lohn, 
und sipd sie der Meinung, dass sie sich bei der Arbeit für diese 
besser ständen, so arbeiten sie im Lohne. Finden sie jedoch, dass 
sie sich ebensogut stehen würden, wenn sie ihr Land bestellten, 
oder entsteht irgend ein Beschwerdegrund, der nicht gehoben wird, 



*) qu. 3792. ^) qu. 15687—91. 
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SO begeben sie sich auf ihr Land zurück. Als Folge wird dann da$ 
Angebot von Arbeit so gemindert, dass die Arbeiter von ihren 
Arbeitgebern das Zugeständniss von Bedingungen erlangen, welche 
ihnen sonst nie gewährt worden wären. Der Landbesitz macht die 
Arbeiter demnach imabhängiger von ihren Arbeitgebern, und er 
beeinflusst nicht nur den Marktpreis der Arbeit; sondern noch viel 
mehr wird der Standard of Life der Arbeiter, der Kostenpreis 
ihrer Arbeit oder, um mit Ricardo zu reden, der natürliche Lohn- 
satz, unter den der Marktpreis nicht lange fallen kann, weil die 
Arbeiter nicht unter ihm arbeiten wollen, durch den Ueberfluss an 
Ländereien bestimmt. Indem mm der englische Gewerkverein seinen 
Mitgliedern dieselbe Unabhängigkeit giebt wie in America das Land, 
indem er es ermöglicht, das Angebot von Arbeit der Nachfrage 
stets genau anzupassen, hat er für die englischen- Arbeiter dieselbe 
Wirkung wie das Land für die americanischen, und etwas was in 
der Lehre vom Lohne sonst stets räthselhaft erscheinen müsste,. 
wird hiedurch erklärt. Wenn nämlich die Lehre vom Lohne vor« 
getragen wird, wird stets ein hoher Standard of Life des Arbeiters 
als das Wünschenswertheste bezeichnet und zugleich als auf ein 
Muster auf die englischen Arbeiter verwiesen, die, weil sie an einem 
hohen Standard of Life festhielten, weil sie zu einer schlechtem als 
der gewohnten Lebensweise sich zu bequemen sich weigerten, auch 
hohe Löhne erhielten. Gewiss nun sollte es eher Staunen erregen 
als gedankenlos wiederholt werden, wenn man hört, dass während 
bei uns der Lohn, den der Arbeiter erhält, den Rock, das Brod 
und die Wohnung bestimmt, die er consumirt, in England der 
Umstand, dass der Arbeiter einen Tuchrock trägt, dass er Weizen- 
brod isst und eine gesunde Wohnung bewohnt, die Ursache sei 
seinem, höheren Lohnes. Wenn der blosse bessere Consum auch 
höhern Lohn hervorrufe, sollte man denken, würden die Lohnsätze 
auch unserer Arbeiter leicht zum Steigen zu bringen sein. Allein 
sobald man die Thätigkeit der Gewerkvereine kennen lernt, er- 
scheint das Räthsel gelöst. Indem der Gewerkverein es ermöglicht, 
das Angebot von Arbeit an die in einem gegebenen Augenblicke 
bestehende Nachfrage genau anzupassen, verhindert er nicht nur 
ein Sinken des Marktpreises der Arbeit, sondern, indem er es auch 
ermöglicht, das zukünftige Angebot zu regeln, verhindert er auch 
ein Sinken des Kostenpreises der Arbeit und regelt den sog. natür- 
lichen Lohn; d. h. er ermöglicht den Arbeitern an ihrem bisherigen 
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Standard of Life festzuhalten und diesen sogar zu erhohen. Ohne 
<ien Gewerkverein aber wäre es, wie wir sehen werden, den eng- 
lischen Arbeitern ebensowenig möglich auf einem hohen Standard 
of Life zu bestehen wie den continentalen. 

Indem die Volkswirthschaftslehre das Resultat des Wirkens der 
Gewerkvereine, einen hohen Standard of Life der Arbeiter als das 
einzige Heil bezeichnete, hat sie auch die Gewerkvereine als das 
-einzige Mittel, wodurch das gewünschte Ziel erreicht wird, gebilligt. 
Die Art und Weise, wie die Gewerkvereine zunächst in einem ge- 
gebenen Augenblicke das Arbeitsangebot regeln, imd die weitem von 
der Volkswirthschaftslehre gutgeheissenen Wirkimgen, welche sie 
•dadurch hervorbringen, bedürfen jedoch noch weiterer Betrachtung. 

Wie schon im ersten Kapitel hervorgehoben wurde, hat der 
Verkäufer anderer Waaren als Arbeit, wenn in Folge abnehmender 
Nachfrage oder zu grossen Angebotes der Preis seiner Waaren sinkt, 
es abgesehen vom Falle eingetretenen oder drohenden Concurses 
stets, in der Hand, durch Minderung des Angebotes ein weiteres 
Sinken des Preises aufzuhalten, uiid so vielleicht für das geringere 
Quantum verkaufter Waaren einen hohem Gesammtpreis zu erzielen, 
als er bei unbedingtem Verkaufe selbst aller vorhandenen Waaren 
erzielt haben würde. Ein Waaren Verkäufer, der so handelt, 
handelt volkswirthschaftlich vollständig correct. Ja die Volkswirth- 
schaftslehre stellt an die Producenten die Forderang, wenn in Folge 
abnehmender Nachfrage oder zu grossen Angebotes der Preis der 
Waare unter den Kostenpreis sinkt, die Production so lange einzu- 
stellen oder wenigstens so sehr zu mindern, bis der Marktpreis den 
Kostenpreis wieder erreicht. Dabei erwartet sie, dass das Selbst- 
interesse jeden Einzelnen von selbst zu einer derartigen Minderang 
der Production veranlassen werde. 

Offenbar ist die Volkswirthschaftslehre im Rechte, wenn sie es 
als im Selbstinteresse des Einzelnen gelegen bezeichnet, die Pro- 
duction so lange zu mindern, bis der Marktpreis den Kostenpreis 
wieder erreicht. Auch ist es den Verkäufern andrer Waaren als 
Arbeit wenigstens möglich, dieser Forderung ihres wahren eigenen 
Interesses zu entsprechen. Wenn der Stillstand der Production 
ihnen auch Verluste an Zinsen verarsacht, so haben sie doch, 
wie schon erörtert, nie zwischen Verhungern und Produciren zu 
wählen. Allein auch das Selbstinteresse der einzelnen Verkäufer 
andrer Waaren als Arbeit hat nicht immer die von der Volkswirth- 
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Schaftslehre gewünschte Wirkung hervorgebracht. Sehr häufig hat 
das Sinken der Preise nur eine Herabsetzung des Lohnes, um den 
aus ihm entstehenden Verlusten zu begegnen, dadurch aber ein 
grösseres Angebot von Arbeit, eine vermehrte Production und ein 
noch weiteres Sinken der Preise verursacht. Sehr häufig mussten 
besondere Vereinbarungen seitens der Unterflehmer getroffen werden, 
um die Production zu regeln. Fei k in in seiner Geschichte der 
englischen Spitzenindustrie giebt dafür einen interessanten Beleg '^^, 
Um das Jahr 1828 bestand, wie er berichtet, in Folge von Ueber- 
speculation eine zu grosse Menge von zur Spitzenfabrikation dienenden 
Maschinen. Die sofortige Folge war eine Ueberproduction von 
Spitzen, ein Sinken der Preise derselben und ein Sinken des Lohnes. 
Um diesen Missständen entgegenzuwirken, beschloss am 11. December 
1828 eine grosse Versammlung der hauptsächlichsten Eigenthümer 
solcher Maschinen einstimmig die Arbeitsstunden von 18 und 20 
Stunden im Tage auf 12 Stunden täglich für die Dauer eines Monats 
zu beschränken. Im Januar 1829 kamen die Fabrikanten wieder 
zusammen. Die Beschränkung* war durchaus beobachtet worden, 
und man beschloss, sie weiter beizubehalten. Im März war die 
Einstimmigkeit der Maschinenbesitzer so gross, dass man beschloss, 
eine besondere Gesellschaft zur weitern Durchführung der Be- 
schränkung zu bilden, imd dass ein Statut aufgesetzt wurde, das 
unterzeichnet werden sollte. Danach sollten drei Viertel der stimm- 
berechtigten Unterzeichner nach zehntägiger Ankündigung im Stande 
sein, nach Gutdünken die Arbeitsstunden zu beschränken und die 
Ausführung dieser Beschränkung zu controliren. Keiner sollte Ma- 
schinen an solche vermiethen, die sich nicht zur Beobachtung der 
Beschränkung verpflichteten. Das Statut selbst sollte wirksam werden, 
wenn unterzeichnet von den Eigenthümern von sieben Achteln der 
Maschinen. Allein es fehlten "53 Maschinen an dieser Quote, und 
die Gesellschaft kam nicht zu Stande. Im Mai begannen verschiedene 
Fabrikanten auch die alte Vereinbarung nicht mehr zu beobachten. 
Die Thatsache, dass zwei Fabriken, eine mit 95, die andre mit 
105 Maschinen die Arbeitszeit in keiner Weise beschränkten, sowie 
das erhebliche Versehen, dass die Vereinbarung keinerlei Be- 
schränkung der Neuerrichtung von Maschinen enthielt, reichte hin, 
um den Ausschuss zu sprengen. Zwar petitionirten die Arbeiter 
ernstlichst an ihre Arbeitgeber, an der Vereinbarung festzuhalten. 
Allein im October 1829 wurde die Vereinbarung allseitig aufgegeben. 
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wenn auch vordem einzelne Arbeitgeber erklärt hatten, dass sie in 
Anbetracht der grossen Demoralisation, welche die frühere lange 
Arbeitszeit unter den Arbeitern hervorgerufen habe, auch nach Be- 
seitigung der vereinbarten Beschränkung derselben nicht mehr zu 
den früheren Arbeitsstunden zurückkehren wollten. Trotzdem also 
hier die Einzelnen in der Berücksichtigung ihres wahren bleibenden 
Interesses durch eine Vereinbarung noch besonders geschützt waren, 
konnte doch gegenüber dem Drucke des nächstliegenden, augen- 
blicklichen Interesses, die von jenem dauernden Interesse und von 
der Volkswirthschaftslehre geforderte Beschränkung des Angebots 
nicht zur Geltung gelangen. Dagegen ist es bei den Grubenbesitzern 
herkömmlich, Vereinbarungen zur Beschränkung der Production zu 
treffen, ja mitunter veranlassen dieselben, um die Production zeit- 
weise zu sistiren, Arbeitseinstellungen seitens der Arbeiter*). Aller- 
dings verwendet auch, was wohl zu berücksichtigen, im Bergbau 
nach den Angaben^) der Grubenbesitzer der Unternehmer 70 Pro- 
cent seines Kapitales auf Lohn. 

Veranlasst das Selbstinteresse des Einzelnen aber nicht einmal 
immer die Verkäufer andrer Waaren als Arbeit zu einer Minderung 
des Angebots, wenn diese ökonomisch nothwendig wäre, so treibt 
das Sinken des Lohnes das Selbstinteresse der vereinzelten Arbeiter 
geradezu zur Vermehrung des Angebots ihrer Waare. Allerdings 
läge es auch im Interesse des einzelnen Arbeiters, durch Minderung 
des Angebotes den Lohn wieder zu steigern. Allein der Antrieb 
dieses ferner liegenden Selbstinteresses ist zu schwach, um gegenüber 
dem unmittelbar drückenden Bedürfnisse, sich um jeden Preis 
Lebensmittel zu verschaffen, zur Geltung zu kommen. Statt dass 
bei abnehmender Nachfrage, wie schon im ersten Kapitel gesagt 
wurde, weniger Arbeiter wie früher ihre Arbeit zu Markte bringen, 
wird, da jeder vereinzelte Arbeitsverkäufer auf seine Arbeit als auf 
seinen einzigen Lebensunterhalt angewiesen ist, der Wettbewerb der 
vereinzelten Arbeiter auf dem Markte nur grösser, je tiefer der 
Lohn sinkt. Statt dass bei Ueberfüllung des Marktes jeder Arbeits- 
verkäufer für geringere Zeit zu arbeiten sich verpflichtet, wird, um 
nur überhaupt zu verkaufen, jeder vereinzelt stehende Arbeiter eher 
länger zu arbeiten anbieten. Die im ersten Kapitel angeführten 
Folgen 4!BS Sinkens des Lohns in der Musselinindustrie von Lanca- 
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shire im Jahre 1808 und der Ueberfüllung des Markts mit Arbeit 
in dem Bandgewerbe von Coventry und Nuneaton in den Jahren 
1814 — 8 geben dafür die schlagendsten Belege*). Ebenso wurde 
im Jahre 1830, wie gleichfalls oben^) schon angegeben, officiell 
anerkannt, dass in den Gewerben, in denen es keine Gewerkvereine 
gebe, ein Sinken des Lohns stets ein vergrössertes Angebot von 
Arbeit zur Folge habe. Dies hat jedoch noch weitere schlimme 
Folgen für die Volkswirthschaft, indem die Nachtheile einer Schwan- 
kung im Gewerbe dadurch vergrössert werden, indem als Folge ein 
Sinken der Nachfrage nach Arbeitsproducten stets ein vergrössertes 
Angebot, eine Ueberproduction noch grössere Ueberfüllung des 
Marktes und damit ein abermaliges Herabgehen des Lohnes hervorruft 
Nehmen wir z. B. an, an einem bestimmten Orte und in einem 
bestimmten Gewerbe gebe es 1000 Arbeiter. Diese Arbeiter pro- 
ducirten wöchentlich 18000 Stück irgend einer Waare, welche von 
ihren Consumenten der Art bezahlt würden, dass die Fabrikanten 
ihren Arbeitern wöchentlich einen Lohn von 18000 Mark, also von 
I Mark für das Stück ^ zu bezahlen im Stande seien. Nehmen wir 
nun weiter an, die Nachfrage der Consumenten nehme ab, oder in 
Folge einer Ueberproduction sinke der Preis der Waare, so dass 
den Fabrikanten nur mehr 15000 Mark zur Löhnung der Arbeiter 
blieben, oder es mehre sich die Zahl der Arbeiter auf 1200, während 
die Nachfrage nach ihren Producten dieselbe bliebe. In beiden 
Fällen also bedarf der Fabrikant weniger Arbeiter, als vorhanden 
sind: in dem ersten nur 833 von 1000, in dem zweiten nur 1000 
von 1200. Bieten die Arbeiter in solchem Falle ihre Arbeit unbe- 
dingt aus, wozu sie vereinzelt stehend gezwungen sind, so werden 
die Fabrikanten, um sich gegenseitig auf dem Markte unterbieten 
zu können und denselben resp. einen höhern Gewinn für sich zu 
erzielen wie früher, die Preise der Arbeitsproducte auf Kosten des 
Lohnes herabsetzen. Diese Herabsetzung des Lohnes verursacht 
dann ein grösseres Angebot von Arbeit und folglich von Arbeits- 
producten, dieses ein weiteres Sinken der Preise und dieses ein 
weiteres Sinken der Löhne, und diese Wirkung setzt sich fort, bis 
in Folge des Sinkens der Preise der Arbeitsproducte die Nachfrage 
seitens der Consumenten so sehr sich mehrt, dass Angebot von 
Arbeitsproducten und Nachfrage danach sich wieder ausgleichen; 
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oder bis, — wie in den angeführten Fällen im Musselin- und Band- 
gewcrbe, — die äusserste Lebensnothdurft des Arbeiters dem Sinken 
des Lohnes ein Ziel setzt, wenn nicht, wie wir oben sahen, die 
Garantie eines Minimums von Lebensmitteln aus der Armensteuer 
ein noch tieferes Sinken gestattet, wobei jedoch nichtsdestoweniger 
noch Arbeiter beschäftigungslos bleiben. Was aber die grössere 
Consumtion angeht, welche durch das in Folge der Lohnherabsetzung 
eingetretene Sinken der Preise hervorgerufen wird und welche diesem 
Sinken wieder entgegenwirkt, so ist sie, da sie nur fortbestehen 
kann, so lange die Arbeiter den anormal niedem Lohn erhalten, 
ungesund. Ein Sinken des Lohnes in Folge der Abnahme der 
Nachfrage nach Arbeitsproducten' oder in Folge zu grossen Ange- 
botes von Arbeitern hätte nämlich, wenn die dadurch hervorgerufene 
Unverhältnissmässigkeit des Arbeiterangebots andauern würde, eine 
dauernde Verschlechterung der Lage der Arbeiter zur Folge; die 
niedrigen Preise der Producte und die dadurch hervorgerufene 
grössere Consumtion wären nur durch den tiefsten Standard of Life 
der Arbeiter möglich; nur durch einen Lohn, der zum Leben zu 
wenig und zum Sterben zu viel wäre. Würde dagegen die Unver- 
hältnissmässigkeit des .Arbeiterangebots wieder verschwinden, so 
würde dies wieder eine Lohnsteigerung, diese eine Preissteigerung 
und diese wieder den Rückgang der Consumtion auf den Stand vor 
der Verändenmg in dem Gewerbe zur Folge haben. 

Dieser Stand des Gewerbes aber wird ohne die weitern zwischen 
seinem Verlorengehen und seinem Wiedererlangtwerden liegenden 
Störungen imd ohne die zwischen diesen liegenden schweren Leiden 
der Arbeiterklasse bdibehalten werden, wenn die Arbeiter bei ab- 
nehmender Nachfrage nach ihren Producten oder bei Zunehmen ihrer 
Zahl statt in eine Lohnherabsetzung zu willigen, auf dem ihrem 
Standard of Life, .ihrem natürlichen Lohne, dem Kostenpreise ihrer 
Arbeit entsprechenden Marktpreise festhalten. Dieses künstliche 
Festhalten am hohen Kostenpreise wirkt identisch wie die natürliche 
Unmöglichkeit eines weitern Sinkens des Lohnes, wenn dieser die 
äusserste Lebensnothdurft erreicht hat. Dieses Festhalten aber ist 
möglich, wenn, um mich des oben gebrauchten Beispiels weiter zu 
bedienen, die beschäftigten 833 resp. 1000 Arbeiter die Unbe- 
schäftigten aus ihrem Lohne unterstützen, oder wenn alle vor- 
handenen Arbeiter beschäftigt werden, aber die Arbeiter sich ver- 
einen, dass jeder wöchentlich nur mehr 15 statt 18 Stück producirt. 
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Das Angebot der Arbeit wird der Nachfrage hiedurch sofort wieder 
angepasst. Der Preis der Arbeit bleibt unverändert. Dagegen fällt 
allerdings der Lohn, welcher der Gesammtheit der Arbeiter bezahlt 
wird, aber nur im genauen Verhältnisse zur veränderten Nachfrage, 
während sein Sinken im entgegengesetzten Falle möglicher Weise 
erst in der äussersten Lebensnothdurft des Arbeiters die Grenze fände. 
Es tritt keine weitere Schwankung im Verhältniss vom Angebot von 
Producten zur Nachfrage nach denselben ein. Abgesehen von der 
Beschränkung der Arbeit der vorhandenen Arbeiter tritt keine Ver- 
änderung im Stand des Gewerbes ein. Belebt sich die Nachfrage 
im Gewerbe wieder, so bezieht auch jeder einzelne Arbeiter wieder 
sein altes standesgemässes Einkommen. Belebt es sich nicht, so ist, 
um das Letztere zu erreichen, nöthig, dass weiter dafür gesorgt 
werde, dass die Zahl der allmählich abgehenden Arbeiter sich in 
nicht grösserm Maasse wieder ersetze, als Arbeiter bei Bezug jenes 
standesgemässen Einkommens Beschäftigung finden können. 

Es ist schoü aus dem ersten Kapitel bekannt, dass bereits 
1830 — gleichzeitig mit der Anerkennung, dass das Sinken des 
Lohnes mit allen den geschilderten üblen Folgen bei relativer Ab- 
nahme der Nachfrage nach Arbeit überall eintrete, wo Gewerk- 
vereine nicht vorhanden seien, so dass daselbst die Zeiten der 
geringsten Nachfrage die Zeiten der grössten Production seien, — 
auch officiell anerkannt wurde*), dass die Gewerkvereine das einzige 
bestehende Mittel seien, um in der eben bezeichneten Weise das 
Angebot der Arbeit der Nachfrage genau anzupassen und so das 
Sinken des Preises der Arbeit mit allen seinen üblen Folgen zu 
hindern. Ganz ebenso aber wie damals wirken die Gewerkvereine 
noch heute. Im Falle, dass das Gewerbe flau werde, sagen ihre 
Vertreter vor der kgl. Commission^), erlaubten sie ihren Mitgliedern 
doch nicht unter dem herkömmlichen, allgemeinen Lohnsatz zu 
arbeiten; sie seien sehr zurückhaltend und vorsichtig mit ihrer Ein- 
willigung in eine Herabsetzung des Lohnes; sie zögen einer Lohn- 
reduction die Unterhaltung ihrer unbeschäftigten Arbeiter vor oder 
die Verkürzung der Arbeitszeit aller Beschäftigten. Belebt sich aber 
das Gewerbe nicht wieder, so sorgen die englischen Gewerk vereine, 
wie wir sehen werden, durch Maassnahmen zur Regelung des zu- 
künftigen Angebotes der Arbeit, dass sich die Zahl der abgehenden 
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Arbeiter nicht in grösserer Anzahl als nÖthig wieder ersetze. Durch 
dieses Verhalten sorgen die Gewerkvereine für das Interesse der 
Arbeiter, und machen es diesen allein möglich, gleich den Ver- 
käufern andrer Waaren das Angebot von Arbeit in jedem gegebenen 
Augenblicke der Nachfrage genau anzupassen; sie setzen auch den 
Schwankungen im Gewerbe und allen aus solcher Unstetigkeit der 
Industrie für die gesammte Volkswirthschaft entstehenden Miss- 
ständen einen kräftigen Damm entgegen und wirken dadurch für 
das Wohl der Gesammtheit. 

Allein die Gewerkvereine setzen den Arbeiter den Verkäufern 
andrer Waaren nicht nur darin gleich, dass sie ihm ermöglichen, 
das Angebot seiner Waare in einem gegebenen Augenblicke ganz 
zurückzuziehen, sie ermöglichen ihm auch, seine Waare auf einem 
andern Markte dem Orte nach auszubieten. Mit der Weiterent- 
wickelung der Gewerkvereinsorganisation kam man nämlich zu der 
ökonomischen Einsicht, dass es wünschenswerth sei, die an ver- 
schiedenen Orten bestehenden Arbeitsbedingungen mit Berück- 
sichtigung localer Verschiedenheiten auszugleichen. Waren die Ar- 
beiter auch an einem Orte im Stande, durch Beschränkung des 
Angebots auf für sie günstigen Arbeitsbedingungen zu bestehen, so 
war diese günstige Lage doch auf die Dauer unhaltbar, so lange 
an einem andern Orte Concurrenten ihrer Arbeitgeber unter für sie 
vortheilhafteren Bedingungen producirten. Statt die unbeschäftigten 
Arbeiter durch Unterstützung aus dem eigenen Lohne vom Angebot 
ihrer Arbeit abzuhalten, erschien es desshalb viel zweckmässiger, 
durch Ausgleichung des an verschiedenen Orten bestehenden An- 
gebotes von Arbeit die gewühschtfe Ausgleichung der daselbst be- 
stehenden Arbeitsbedingungen herbeizuführen. 

Die Art und< Weise, wie diese Ausgleichung des Angebotes der 
Arbeit durch die Gewerkvereine stattfindet, ist schon aus der Ge- 
schichte der Vereinigten Maschinenbauer bekannt. Ebenso oder 
ähnlich geschieht die Ausgleichung in den Gewerkvereinen andrer 
Gewerbe. „Wenn die Monatsberichte der Zweigsecretäre in meine 
Hände kommen", sagt der Generalsecretär der Vereinigten Zimmer- 
leute und Schreiner*), „ungefähr am sechsten jedes Monats, so 
durchfliege ich die Berichte, um zu sehen, wo Arbeiter begehrt 
werden und wo deren ausser Arbeit sind. So bald wie möglich 
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schreibe ich dann den Secretären in den Städten, in denen Arbeiter 
beschäftigungslos sind, um ihnen zu sagen, wo eine Nachfrage nach 
Arbeitern besteht, und es ist unsre Praxis, das Eisenbahn- oder 
Dampfschiff billet den Arbeitern nach den Orten zu bezahlen, an 
denen sie begehrt werden." Der Gewerkverein demnach liefert die 
Arbeit an die Orte, wo man ihrer bedarf, und zieht sie zurück, wo 
keine Nachfrage danach besteht *). Die gesammte zu verrichtende 
Arbeit eines Gewerbes erscheint so als eine Nachfrage nach der 
Gesammtheit der dem betreff. Gewerbe angehörigen Arbeiter, und 
diese Gesammtheit erscheint, man möchte sagen, als eine Art 
Productivassociation, welche den einzelnen Genossen die Arbeit 
zutheilt, — eine Anschauung, welche auch in andern Maassnahmen 
der Gewerkvereine, wie iii ihrem schon erörterten Bestehen auf 
Vertheilung des Untemehmergewinns bei Contractarbeit imd in ihren 
Bestrebungen, die Arbeit unter sämmtliche Arbeiter des (xewerbes 
zu vertheilen, hervortritt, und welche, wie Schönberg '^^ ge- 
zeigt hat, auch den Bestrebungen der alten Handwerkergilden zu 
Grunde lag. 

Noch mehr tritt diese Anschauung hervor, wo die Gewerk- 
vereine sich schon grösserer Anerkennung seitens der Arbeitgeber 
erfreuen. Bedarf ein Arbeitgeber Arbeiter; so sendet er einfach 
an den Gewerkverein, entweder weil er weiss, dass er da zuver- 
lässigere Arbeiter erhält^), oder. weil der Gewerkverein so stark und 
umfassend ist, dass er ohne ihn gar keine Arbeiter erhalten würde ^). 
Die englischen Gewerkvereine haben nämlich, was auch noch hervor- 
zuheben ist, häufig den alten Gesellenherbergen ähnliche Melde- 
bureau's, bei denen beschäftigungslose Mitglieder nach Arbeit um^ 
schauen müssen, statt bei den Arbeitgebern direct um Arbeit zu 
fragen, damit diesen das Angebot von Arbeit keinen Anlass zu 
Lohnherabsetzungen gebe*^). Sendet nun ein Arbeitgeber um Ar- 
beiter an den Gewerkverein, so giebt er meist die besondere Art 
Arbeiter an, deren er bedarf, sowie den Lohn, den er zahlen will, 
und der Gewerkverein besorgt dann den Arbeiter, wenn nöthig von 
auswärts®). Im letztern Falle zahlt mitunter der Arbeitgeber die 
Reisekosten; meistens jedoch thut dies der Gewerkverein. So ver- 
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ausgabten*) die Schiffbauer am Clyde in sechs Jahren allein für 
die Eisenbahnbillets der so verschriebenen Arbeiter £ 259 7 j. 7 ^. 
Ein diese ganze Verhandlungsweise zwischen Arbeitgeber und Ar- 
beiter veranschaulichendes Beispiel giebt die im kgl. Commissions- 
berichte^) enthaltene Correspondenz zwischen dem Gewerkverein der 
Schiffbaumeister und dem der Schiffbauer zu Greenock. Der 
Secretär der erstem beklagt sich darin, dass der Gewerkvfcrein 
nicht hinreichend Arbeiter liefere; hierauf erklärt sich der Secretär 
der letztern bereit, Arbeiter zu liefern, unter der Bedingung, dass 
bei abnehmender Nachfrage im Gewerbe die fremden vor den an- 
sässigen einheimischen Arbeitern entlassen würden, und dies be- 
willigen die Schiffl>aumeister alsdann als selbstverständlich. In einem 
andern, vor der kgl. Commission angeführten Falle *^) verschaffte 
der Gewerkverein einem Unternehmer sogar Arbeiter, als seine 
Arbeiter die Arbeit aus vom Gewerkvereine nicht gebilligten Gründen 
eingestellt hatten, wofür der Unternehmer seinen wärmsten Dank 
ausspricht. 

Durch diese Einrichtungen aber paralysiren die englischen Ge- 
werkvereine einen andern der oben hervorgehobenen Nachtheile des 
Arbeiters, welche die Verbindung seiner Person mit seiner Waare 
verursacht, nämlich dass während die Verkäufer andrer Waaren im 
Stande sind, den Käufer zu erwarten oder Proben ihrer Waaren zu 
versenden, der Arbeiter persönlich den Käufer aufsuchen muss, um 
seine Waare anzubieten. Das in vieler Beziehung verderbliche 
Wandern auf der Umschau nach Arbeit wird dadurch beseitigt*^). 
„Wenn ich ein Mitglied des Gewerkvereins wäre**, klagt®) vor der 
kgl. Commission ein Arbeiter, der zu alt ist, um noch aufgenommen 
werden zu können, „würde mir, wenn das Gewerbe lebhaft wäre, 
der Gewerkverein eine Stelle verschaffen. Ich hätte es nicht nöthig 
herumzugehen, um nach Beschäftigung zu fragen, weil, sobald ein 
Gewerkvereinler ausser Arbeit ist, einer seiner Genossen mit einem 
Aufseher spricht, der dann nach ihm sendet.** Die englischen 
Gewerkvereine sorgen durch solches Verhalten jedoch nicht nur 
für das Interesse des Arbeiters, sie bewirken dadurch erst in 
der Wirklichkeit die genaue Anpassung des Angebots an die 
Nachfrage, welche nach der abstracten Volkswirthschaftslehre von 
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selbst eintreten sollte, und wirken dadurch im Interesse des 
Ganzen. 

• 2. Die englischen Gewerkvereine und die ßefugniss 
zum Gewerbbetriebe. — In dem vorgehenden Abschnitte wurde 
gezeigt, dass die englischen Gewerkvereine die Arbeiter den Ver- 
käufern andrer Waaren als Arbeit gleichsetzten, indem sie ihnen 
ermöglichten, gleich diesen das Angebot ihrer Waaren in jedem 
gegebenen Augenblicke der Nachfrage anzupassen, und dass die 
Erreichung des Zwecks der englischen Gewerkvereine diese Anpassung 
des Angebotes der Arbeit an die Nachfrage erheische. Allein soll 
ein Verkäufer andrer Waaren als Arbeit ohne zu grosse Verluste 
und auf die Dauer im Stande sein, beim Fallen des Preises seiner 
Waaren mit dem Verkaufe derselben zurückzuhalten, so muss er 
auch im Stande sein, das zukünftige Angebot derselben entsprechend 
der wahrscheinlichen zukünftigen Nachfrage zu regeln. Dasselbe 
wie für die Verkäufer andrer Waaren gilt für die Verkäufer von 
Arbeit. Auch trat schon in dem vorgehenden Abschnitte mehrmals 
die Möglichkeit hervor, den Zufluss der Arbeiter zu einem Gewerbe 
beschränken zu müssen, um den Standard of Life der in dem 
betreffenden Gewerbe beschäftigten Arbeiter hochhalten zu können. 
Die englischen Gewerkvereine ermöglichen durch directe und indirecte 
Beschränkungen des zukünitigen Angebots dessen Anpassung an die 
zukünftige Nachfrage, sei es, dass sie die Erfüllung gewisser Be- 
dingungen seitens der als Mitglieder aufzunehmenden Arbeiter er- 
heischen, sei es, dass sie die Zahl der Lehrlinge beschränken, oder 
dass sie auf das Zunahmeverhältniss der Bevölkerung oder auf deren 
Abnahme durch Auswanderung einwirken. Ich wende mich zuerst 
zur Betrachtung der Bedingung, an welche sie, indem sie auf 
deren Erfüllung seitens der als Mitglieder aufzunehmenden Arbeiter 
bestehen, die Befugniss des Gewerbbetriebs zu knüpfen bestrebt sind. 
Diese Bedingung ist die erlangte Vollkommenheit in dem zu 
betreibenden Gewerbe. Sämmtliche Gewerbe nämlich, unter deren 
Arbeitern Gewerkvereine bestehen, bedürfen besonderer Anlagen, 
Fertigkeiten und Kenntnisse. Allerdings haben in den Baugewerben 
auch die Handlanger Coalitionen und Kassen, in welche sie zur 
Unterstützung ihrer Genossen bei Arbeitseinstellungen einzahlen *). 
Allein eigentliche Gewerkvereine, ähnlich denen der gelernten 
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Arbeiter sind dies nicht. Auch scheinen mir eigentliche Gewerk- 
vereine, wo nicht durch die Noth wendigkeit einer gewissen Ge- 
schicklichkeit die Concurrenz naturgemäss schon beschränkt ist, 
unm(?glich. Die Erreichung des Zwecks der Gewerkvereine nämlich 
hat die Beschränkimg der Concurrenz zur nothwendigen Voraus- 
setzung. Ohne jene natürliche Beschränkung wären aber die will- 
kürlichsten Maassregeln zum Ausschluss des Mitbewerbs aller Arbeiter 
nothwendig. Dagegen lehnt sich in den gelernten Gewerben die 
Organisation der Gewerkvereine in ihren Beschränkungen der Con- 
currenz an jene natürlichen Schranken an und sucht sie festzuhalten. 
Aber auch abgesehen von dem Mangel solcher natürlicher Begrenzung 
der Concurrenz in ungelernten Beschäftigungen macht der Umstand, 
dass die ungelernten Arbeiter fast nie auch nur für ein ganzes 
Jahr demselben Gewerbe angehören, sondern bald in diesem, bald 
in jenem Beschäftigung suchen *) , das Bestehen eigentlicher Gewerk- 
vereine imter ihnen unmöglich. 

a. Die englischen Gewerkvereine und die Heran- 
bildung zu einem Gewerbe. — Um sich des Vorhandenseins der 
erforderten vollständigen Tüchtigkeit in dem betreffenden Arbeits- 
zweige zu versichern, verlangen die englischen Gewerkvereine regel- 
mässig von den Arbeitern, welche als Mitglieder aufgenommen 
werden sollen, dass sie das Gewerbe regelrecht erlernt haben ^). 
Unter dieser regelrechten Erlernung wird die Zurücklegung einer 
gewissen Lehrzeit zwischen dem 14, und 21. Jahre verstanden. Die 
Dauer der verlangten Lehrzeit ist in den verschiedenen Gewerben 
verschieden. Die Statuten der Maschinenbauer z, B. verlangen, 
dass der aufzunehmende Arbeiter fünf Jahre lang im Gewerbe ge- 
arbeitet habe; factisch jedoch betrug im Jahre 1862, wie die Statistik 
der Maschinenbauer beweist*^), die Lehrzeit in ihrem Gewerbe noch 
etwas über sechs Jahre; in andern Gewerben beträgt sie sogar 
deren sieben. „Diese Thatsache, dass ein Unterrichtscursus erfordert 
-wird, der selbst nur Weniges kostet, oder dass der Arbeiter eine 
beträchtliche Zeit lang aus andern Quellen als durch seine Arbeit 
erhalten werden muss, reicht" wie J. St. Mill '^^) sehr richtig sagt, 
„überall hin, die grosse Masse der Arbeiterbevölkerung von der 
Concurrenz auszuschliessen^*. Allein trotzdem würde man irren, 
würde man diese Beschränkung der Concurrenz für den Hauptgrund 
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halten, warum die englischen Gewerkvereine, indem sie auf Zurück« 
legung einer Lehrzeit bestehen, die Geschicklichkeit, welche zu 
einem verdienstreicheji Betriebe ihres Gewerbs natürlich erfordert 
wird, festzuhalten suchen und besonders hervorheben. Die Be- 
schränkung der Concurrenz ist vielmehr der Grund der von den 
Gewerkvereinen erstrebten Beschränkung der Lehrlingszahl, von 
welcher unten die Rede sein wird. Bei dem Bestehen auf der 
Lehrzeit dagegen ist nicht so sehr die Sorge für die Zahl als für 
die Tüchtigkeit der Concurrenten vorwiegend. Auch zeigt sich dies 
dadurch, dass die Gewerkvereine von dem ganzen Erforderniss der 
zurückgelegten Lehrzeit absehen, sobald der Aufzunehmende ent- 
weder beweist, dass er in späterem Alter die als Lehrzeit erforderte 
Anzahl Jahre im Gewerbe gearbeitet hacbe*), oder sobald er auf 
andere Weise seine Arbeitstüchtigkeit darthut und andere Mitglieder 
dieselbe bezeugen^). 

Indem die englischen Gewerkvereine die zurückgelegte Lehrzeit 
zur regelmässigen Aufnahmebedingung machen, befinden sie sich 
unzweifelhaft in ihrem Rechte; denn dieses Erforderniss bezieht sich 
nur auf ihre Mitglieder, und die Festsetzung der Aufnahmebe- 
dingungen in ihren Verein steht in ihrem Belieben. Allein wenn 
auch juristisch, so ist das Begehren der Gewerkvereine damit noch 
nicht ökonomisch gerechtfertigt. Vielmehr wenden sich alle Argu- 
mente Adam Smith's gegen die Bestimmungen des Lehrlings- 
gesetzes der Elisabeth, welches siebenjährige Lehrzeit zur Bedingung 
des Gewerbbetriebs machte, auch gegen die Gewerkvereine, welche 
nach der Beseitigung jenes Gesetzes die Aufrechterhaltung seiner 
Bestimmungen erstrebten. Diese Einwendungen A, Smiths ^^^ 
gegen das Erforderniss der Lehrzeit sind, dass dasselbe keineswegs 
gegen Schlechtigkeit der Waaren schütze; dass es die Heranbildung 
junger Leute zum Gewerbe nicht sichere; endlich dass sich die 
Kenntniss der Technik ein^ Gewerbes in sehr kurzer Zeit erwerben 
lasse, die nöthige Uebung und Fertigkeit aber viel rascher erlangt 
werde, wenn der Lernende von Anfang an als Geselle arbeite 
gegen Bezahlung entsprechend der geringen von ihm geleisteten 
Arbeit und gegen Ersatz des von ihm durch Ungeschicklichkeit 
und Unerfahrenheit verdorbenen Materials. Auch verweist A. Smith 
auf die Vertheuerung der i^roducte für das Publicum, welche aus 
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der Erhöhung der Productionskosten der Arbeit durch die Lehrzeit 
entstehe. 

Hiegegen nun erwidern die Arbeiter und die Vertheidiger der 
Lehrzeit ^^^): Jedes Gewerbe ausser der gewöhnlichen Handlanger- 
arbeit muss erlernt werden. Der schnellste und ökonomischste Weg 
aber, um irgend etwas zu lernen, ist die Annahme eines Lehrers, 
der direct und systematisch das zu Lernende lehrt. Ein Junge, der 
ein Gewerbe erlernen will, begiebt sich daher am Besten zu einem 
Lehrer. Ein solcher Lehrer muss jedoch remunerirt werden, und 
welches Entgelt kann ein armer Junge, der Sohn armer Eltern^ 
ihm anbieten? Er hat kein Geld; wohl aber hofft er eines Tags,, 
wenn er sein Gewerbe erlernt hat, Geld zu verdienen. Er ver- 
pfändet daher seinem Lehrer oder vielmehr beim Grossbetriebe dem 
Unternehmer, der ihn einem Arbeiter zum Unterricht zuweist, seine 
zukünftigen Arbeitsjahre in einem Lehrvertrage. In diesem Vertrage 
verpflichtet sich der Unternehmer einen Jungen zu lehren, und als 
Entgelt verpflichtet sich der Junge für eine gewisse Zeit für den 
Unternehmer zu arbeiten. Dieser Zeitraum ist natürlich in den 
verschiedenen Gewerben im Verhältnisse zu dem Grade, in dem 
grössere Geschicklichkeit nöthig, verschieden. In allen Gewerben 
aber lässt er sich in zwei Perioden eintheilen: in die erste, in 
welcher der Unternehmer umsonst lehrt resp. lehren lässt; sie endet 
gerade an dem Punkte, an dem die Arbeit des Lehrlings werthvoll 
zu werden beginnt; und in die zweite, in welcher der nun schon 
vorgeschrittene Lehrling umsonst arbeitet; sie endet naturgemäss, 
wenn dem Unternehmer ein.Aequivalent für die auf die Lehre ver- 
wendete Mühe oder Summe Geldes durch Arbeit gegeben ist. In 
der Regel aber wird «diese Periode noch etwas verlängert. Regel- 
mässig bezahlt nämlich der Unternehmer seinem Lehrling auch 
Lohn: denn einmal wird dieser sonst seinen Eltern eine drückende 
Last; dann aber wird eben dadurch die von A. Smith hervorge- 
hobene Gefahr der Trägheit unbezahlter Lehrlinge beseitigt. An- 
fänglich ist dieser Lohn rein nominell; aber er wächst allmählich, 
bis er am Schlüsse der Lehrzeit die Hälfte oder zwei Drittel des 
Lohns eines Gesellen erreicht. So betrug im Jahre 1862 bei den 
Maschinenbauern*) der durchschnittliche Wochenlohn eines Lehrlings 
im ersten Jahre der Lehrzeit 3 s, ^j^ ^.; im letzten Jahre 11 s. 2 ^. 
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Mitunter auch arbeiten diese Lehrlinge im Stücklohn, jedoch nicht 
bevor sie einen gewissen Grad von Geschicklichkeit erlangt haben, 
und nur um zum Fleisse anzutreiben. Sie werden in dem Betrage, 
den sie im Stücklohn verdienen dürfen, regelmässig von den Unter- 
nehmern beschränkt*). 

Allein die Gewerkvereine erachten es keineswegs für hihreichend, 
dass ein Junge bei einem gelernten Arbeiter in die Lehre trete. 
Es ist auch ihr lebhafter Wunsch, dass die Lehrlinge bei Beginn 
ihrer Lehrzeit mit den Unternehmern einen urkundlichen Lehrvertrag 
mittelst eines Lehrbriefs (indeniuri) abschliessen, wie ihn das Lehrlings- 
^esetz der Elisabeth forderte. Doch bestehen sie hierauf nicht als 
auf einer absoluten Bedingung. Der Grund, warum die Gewerk- 
vereine solche Beglaubigung des Lehrvertrags wünschen, ist der, 
dass die beiderseitigen Verpflichtungen von Unternehmer und Lehr- 
ling dadurch gesetzlich fixirt werden. Der Unternehmer ist ver- 
pflichtet zu lehren resp. lehren zu lassen, der Junge zu arbeiten, 
jeder unter Strafandrohung. Femer liegt eine derartige Beglaubigung 
im Interesse der beiden Betheiligten. Der Unternehmer ist seines 
Entgeltes sicher; in wenigen Jahren hat er dem Jungen das Gewerbe 
gelehrt, und für den Rest der Lehrzeit erhält er von ihm die Arbeit 
eines Gesellen für den Lohn eines Lehrlings. Es lohnt den Unter- 
nehmer daher zu lehren oder lehren zu lassen, und alsdann ist auch 
Aussicht, dass der Junge das Gewerbe erlerne. 

Ungeachtet des Wunsches der Gewerkvereine werden solche 
urkundliche Lehrverträge, wie die Statistik der Maschinenbauer be- 
weist^), nur mehr in der geringern Anzahl von Fällen abgeschlossen. 
Wo aber solche Verträge fehlen, sind meistens Verhältnisse der 
schlimmsten Art die Folgen dieses Mangels. Es besteht alsdann 
keinerlei Band zwischen Unternehmer und Lehrling. Der Unter- 
nehmer kann nach Belieben den Jungen entlassen, der Junge das 
Verhältniss aufkündigen. Der Unternehmer hat keine Verpflichtimg 
zu lehren resp. lehren zu lassen, der Lehrling keine zu arbeiten. 
Ja es ist nicht wahrscheinlich, dass der Unternehmer auch nur 
versuchen werde zu unterrichten, da er nichts dabei gewinnt: denn 
sobald der Junge etwas zu können vermeint, eilt er fort, ima einen 
andern Arbeitgeber und hohem Lohn aufzusuchen. Bewirbt sich 
der Lehrling alsdann um eine andere Stelle, so ist er durch die 
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Aussicht auf höhern Lohn zu der Angabe versucht, er habe eine 
längere Lehrzeit durchgemacht, als wirklich der Fall ist*). Be- 
weisende Papiere führt er nicht bei sich, und so wird er zum 
Betrüger und sehr oft mit Erfolg. Oft aber findet er auch keine 
Arbeit ausser zu geringerem Lohne, als die Gesellen erhalten, und 
da er als Geselle gilt, droht daraus eine TLohnreduction auch für 
•die andern Gesellen. 

Sehr häufig jedoch liegt, die Ursache des Mangels eines Lehr- 
vertrags auch in den Arbeitgebern. Sehr häufig werden Jungen, 
mit denen kein Lehrvertrag eingegangen wird, gar nicht als Lehr- 
linge angenommen, um sie in dem Gewerbe zu unterrichten. Ihre 
Arbeitgeber gehören zu jenen Unternehmern, welche ohne festen 
Fuss im Gewerbe diesen zu erlangen suchen, indem sie ihre 
Nachbarn unterbieten. Sie arbeiten mit der geringern und billigeren 
Arbeit der Lehrlinge und liefern zu geringeren Preisen geringere 
Waare. In beliebiger Anzahl nehmen sie Lehrlinge an, entlassen 
sie ohne Weiteres in flauen Zeiten, um sie bei Wiederbelebung des 
Gewerbes durch frische Mengen ^zu ersetzen. Solche Lehrlinge 
müssen frühzeitig im Stücklohn arbeiten und erlernen deshalb ihr 
Gewerbe nie ganz, da sie dadurch veranlasst werden, nur gewisse 
einzelne Fertigkeiten im Gewerbe zu erlangen. Femer können sie 
sich, da sie durch die Bedingungen keines Lehrvertrages geschützt 
sind, erzwungenem Ueberzeitarbeiten nicht anders entziehen, als 
durch Verlassen der Fabrik. Haben sie ihre Lehrzeit aber endlich 
überstanden, so werden sie oft sofort entlassen, und finden dann 
wegen ihrer mangelhaften Ausbildung keine weitere Beschäftigung 
in ihrem Gewerbe. Schon in dem Kapitel über die Entstehung der 
Gewerkvereine wurden zahlreiche Beispiele solcher Verhältnisse an- 
geführt Besonders aber giebt das sog. Turn^iwer system Veran- 
lassung zu diesen Missbräuchen. Derartige kleinen Arbeitgeber 
geben sich nämlich nicht selbst damit ab, Lehrlinge in ihrem Ge- 
werbe zu erziehen. Diese Pflicht überlassen sie den grössern 
Unternehmern. Besitzt dann ein Lehrling eine Uebung von zwei 
oder drei Jahren, so veranlassen sie denselben durch das Mehr- 
gebot von ein paar Schillingen seinen ursprünglichen Herrn zu ver- 
lassen. Die Arbeit solcher in den letzten Jahren ihrer Lehrzeit 
befindlichen Jungen ist den kleinen Unternehmern die für meiste 
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Arbeit ebensoviel werth wie die Arbeit gelernter Arbeiter und setzt 
sie in Stand, mit den grössern Häusern zu concurriren. Im lon- 
doner Druckergewerbe bestanden diese Missbräuche bereits 1666*); 
noch heute begegnen wir unter den englischen Druckern den näm- 
lichen Klagen darüber wie früher'®'); und, wie der Aufruf des 
deutschen Buchdruckertags von 1868 an die Eltern und Erzieher 
beweist, bestehen diese Missbräuche ebenso in Deutschland. Nach 
den von dem deutschen Buchdruckerverbande veranlassten Auf- 
nahmen betrug die Zahl der unter diesem Lehrsysteme verkonmienen 
Buchdruckergehilfen in dem Zeiträume von sechs Jahren sieben 
Procent aller Buchdrucker Deutschlands '*% Der Schaden aber, 
welcher den ehrlichen Arbeitgebern daraus erwächst, dass sie den 
Lehrling, nachdem sie ihm zwei oder drei Jahre lang mehr be- 
zahlten, als er werth war, verlieren, wenn er gerade anfangt ihnen 
von Vortheil zu werden, hat sie mitunter zum Abschluss besonderer 
Vereinbarungen bewogen, dass als Ehrensache kein Arbeitgeber 
dem Andern seinen Lehrling wegnehmen solle ^). 

Endlich machen die Arbeiter zu Gunsten der Lehrzeit geltend, 
dass sie in ihrem Verdienste durch die schlechtere Arbeit des nicht 
gelernten Arbeiters beeinträchtigt würden. In den Gewerben nämlich, 
in denen mehrere Arbeiter zusammen an einem Stück Arbeit ar- 
beiteten, müssten die bessern Arbeiter die schlechtere Arbeit der 
schlechtem wieder gut machen und die verdorbene selbst ersetzen*^). 

Vergleichen wir mm die Einwendungen Adam Smith's gegen 
die Lehrzeit mit den hier angeführten Argumenten der Vertheidiger 
derselben, um zu einem Urtheil über die Weisheit der englischen 
Gewerkvereine zu gelangen, wenn sie die zurückgelegte Lehrzeit 
von den als Mitglieder aufzunehmenden Arbeitern fordern. Die erste 
bei dieser Prüfung zu erledigende Frage ist die, welche A. Smith 
auf\¥irft, indem er bestreitet, dass die Erlangung der nöthigen 
Arbeitstüchtigkeit in einem Gewerbe die besondere Heranbildung 
zu demselben voraussetze. Diese Lehre ist seit Smith sehr ver- 
breitet; vielleicht darf man sagen, dass sie die herrschende ge- 
worden; und schottische Arbeitgeber, welche vor der kgl. Commission 
vernommen wurden, unterstützen die Ansicht ihres grossen Lands- 
manns, indem sie es als ihre Erfahrung bezeichnen, dass ein. sehr 
geweckter und intelligenter Junge, der nur Handlangerdienste bei 
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der Arbeit eines gelernten Arbeiters verrichte, durch eigene Beobach- 
tung sich alle Kenntnisse erwerben werde, die er durch die Lehre 
erhaltfe*). „Ein Junge lehrt sich selbst", sagt Nasmyth, ein sehr 
scharfsinniger Erfinder von Maschinen; „es ist nur nöthig, dass man 
ihn an eine Stelle setze, an der er von seinen Augen und Händen 
(jebrauch machen kann^). In jedem mechanischen Gewerbe, mit 
dem ich bekannt bin, fordere ich, mit Ausnahme des Falles, dass 
ein Arbeiter ausserordentliche Vorsorge treffen sollte, um Dinge zu 
verbergen, die Arbeiter heraus, zu verhindern, dass ein Junge das 
Gewerbe erlerne, vorausgesetzt, dass dfer Junge inteUigent und fleissig 
sei"*^). Und ohne Zweifel in der Schilderung des eigenen Lebens 
giebt Nasmyth einen blendenden Beleg für die Richtigkeit seiner 
Erfahrung. Wie er sagt, wurde er niemals regelmässig zu einem 
Gewerbe herangebildet, und er . „dankt seinen Sternen", dass dies 
nicht der Fall war. Dagegen erhielt er allerdings seine Erziehung 
von seinem Vater, „einem erfindungsreichen Manne und einem 
Künstler"^). Von diesem wurde vor Allem die Vielseitigkeit, An- 
stelligkeit und Selbsthülfe in ihm • entwickelt. „Der grosse Unter- 
schied", sagt er, „zwischen einem Arbeiter erster Qualität und einem 
mittleren Arbeiter ist diese glückliche Gabe sich stets zu helfen zu 
wissen. Jeder Arbeitgeber sieht, ob ein Arbeiter sie hat und ein 
andrer sie nicht hat. Der Eine findet nie Schwierigkeiten bei seiner 
Arbeit; der Andre beklagt sich beständig, dass ihm die richtigen 
Werkzeuge fehlen oder hat andre Anstände; in der Regel aber zeigt 
er dadurch nur, dass ihm jene wichtige Gabe fehle, deren Besitz 
grossen Erfolg giebt"®). Als Haupthinderniss der allgemeinen Er- 
langung dieser Anstelligkeit bekämpft Nasmyth die Arbeitstheilung, 
obwohl sie mehr Arbeit aus einem Arbeiter herauszuziehen ermög- 
liche^). „Im Stande zu sein ein Brett mit einem Bohrer zu zer- 
sägen und ein Loch mit einer Säge zu bohren ist das Zeichen eines 
ganzen Mechanikers, eines Mannes, der nie geschlagen werden kann; 
und wenn dieses Princip von den ersten Tagen der Erziehung an 
eingeprägt würde, Gott weiss was für eine grosse Nation wir sein 
würden" 8). 

Gewiss giebt -es Niemanden, der nicht mit diesen frischen 
Aeusserungen sympathisirte, in denen ein genialer Mann die Art 
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und Weise beschreibt, wie er seine Erfolge ierrang. Allein diese 
Aeusserungen selbst haben doch nur Richtigkeit und Bedeutung mit 
der in ihnen selbst liegenden Beschränkung. Sie gelten nur für 
sehr geweckte und intelligente Menschen, nur für solche, welche, 
wie Nasmyth selbst sagt, von der Natur besonders glückliche 
Gaben empfangen haben, also nur für die Ausnahmen. Damit ist 
aber auch die Bedeutung der Einwendungen A. Smith's charakte- 
risirt. Dieselben sind nur richtig für ausgezeichnet begabte Naturen. 
Adam Smith, müssen wir uns erinnern, schrieb in einer Zeit, in 
der aus frühern Verhältnissen naturgemäss hervorgegangene politische 
und industrielle Regelungen veraltet und zu Privilegien ausgeartet 
waren und deshalb als künstlich gemacht erschienen, und zwar 
wurden durch sie gerade die am Meisten Begabten von Politik und 
Industrie häufig ausgeschlossen. Femer theilte A. Smith '^^), wie 
schon oben*) erwähnt, den Irrthum seiner Zeitgenossen von der 
natürlichen Gleichheit aller Menschen, welche nur durch die Ein- 
wirkung der Erziehung gestört werde; und endlich ist hier, wie bei 
der Beurtheilung seiner ganzen l^hre, nicht zu vergessen, dass er 
ebenso wie die Arbeitgeber, auf welche ich soeben verwies, Schotte 
war, und dass die ganze schottische Race für die Genauigkeit, mit 
der sie ihren ökonomischen Vortheil zu wahren weiss, auf dem 
ganzen Erdball bekannt ist'^"*). Unter solchen Verhältnissen und 
bei solchen Anschauungen und Eindrücken erklärt sich leicht, dass 
A. Smith von der Beseitigung jeglicher gesetzlichen Regelungen 
und dem Naturzustande, wie er bei dem freien Wettbewerb Aller 
eintreten würde, das grösste Heil Aller erwartete; und was aus- 
gezeichnet begabte Menschen angeht, so führt eine in jeder Be- 
ziehung freie Bahn auch unzweifelhaft zur ungehindertsten Entfaltung 
ihrer Klräfte und zur grössten Güte ihrer Leistungen. Allein Raum 
und Zeit wären verschwendet, wollte man heute noch bei Widerlegung 
der Lehre von der natürlichen Gleichheit aller Menschen verweilen^ 
Die grosse Masse gehört, wie schon das Wort „die Ausgezeichneten" 
sagt, nicht zu den Letzteren, sondern bildet den Mittelschlag. Sich 
selbst überlassen und ohne Erziehung würde sie statt die grösste 
Vollkommenheit zu erreichen, auch nie nur zu mittelmässiger Tüch- 
tigkeit gelangen. Wäre es [aber unzweifelhafl verdammungswürdig 
den Ausgezeichneteren durch künstliche Einrichtungen Hemmnisse 
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in ihrer Entwicklung zu bereiten, so wäre es doch zum Mindesten 
ebenso Unrecht und von viel schlimmem Folgen für das Gemein- 
wohl begleitet, wollte man die grosse Masse des Volks, welche 
nicht höhere Leistungen zu liefern hat, welche nicht technisch son- 
dern ökonomisch producirt und auf die Fristung ihres Lebens mittelst 
dieser niedem Leistungen angewiesen ist, nicht durch besondere 
Einrichtungen zu der grössten ihr möglichen Tüchtigkeit bringen. 
Ohne weitere Anleitung, sich selbst überlassen, würde sie verkommen. 
Sie bedarf nothwendig der besondem Erziehung zu den verschiedenen 
Gewerben. 

Dieses Bedürfniss einer besondern Heranbildung besteht aber 
nicht nur für die vornehmsten Gewerbe, welche der Kunst sich schon 
nähern. Dasselbe ist allgemein, wie das Beispiel der Grubenarbeiter 
beweist. Die in den Kohlengruben beschäftigten Arbeiter werden 
allgemein als auf der tiefsten Bildungsstufe stehend betra<5htet, und 
ihre Arbeit gilt als am Wenigsten Bildung erfordernd. Trotzdem 
setzt auch die Arbeit in Kohlengruben bestimmte körperliche An- 
lagen, besondere Geschicklichkeit und bestimmte Kenntnisse voraus ^*^% 
wie dies schon J. G. Hoffmann*^^) hervorhob. Es giebt in den 
Kohlengruben entsprechend den verschiedenen Arten von Arbeit 
verschiedene Arten von Arbeitern („Mn hed men*^ und ,ythick hed 
men^*), deren Thätigkeit so verschieden ist, dass treffliche Arbeiter 
der einen Art bei der Arbeit der andern Art nicht so viel verdienen 
würden, um davon leben zu können. Ferner ist nothwendig, dass 
Arbeiter in Kohlengruben mit den besondern Gefahren ihrer Be- 
schäftigung aufs Genaueste vertraut sind*). Ungelernte Arbeiter 
haben nicht die nöthige Kenntniss der Gase, und, wie schon oben**) 
hervorgehoben wurde, war die Einführung ungelernter Arbeiter die 
Ursache zahlreicher Unglücksfalle in Kohlengruben. Endlich ist die 
Arbeit in Kohlengruben so aufreibend, dass Arbeiter, welche nicht 
seit dem 14. Jahre daran gewöhnt sind, sondern sich erst in vor- 
gerückterem Alter ihr zuwenden, nicht einmal die halbe Lebenszeit 
des regelrecht herangebildeten Bergmanns leben, obwohl diese schon 
kurz genug ist. J. G. Hoffmann'^^) hat auch dies anerkannt 
und hinzugefügt, dass „selbst solche Handwerker, bei deren Ge- 
werbe sehr wenig auf Körperkraft anzukommen scheine, einer ebenso 
frühen Uebung bedürfen, um gewisse Stellungen des Leibes oder 
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gewisse Bewegungen der Gliedmaassen zehn, zwölf und selbst mehr 
Stunden des Tages hindurch mit der Leichtigkeit auszuhalten, womit 
ein für die ganze Lebensdauer gewähltes Geschäft betrieben werden 
müsse, wenn es den Menschen nicht unglücklich machen solle/^ 

Erscheint die Frage nach der Nothwendigkeit einer besondern 
Heranbildung zum Gewerbe hiemach allgemein zu bejahen zu sein, 
so bleibt es doch noch fraglich, ob die von den englischen Gewerk- 
vereinen festgehaltene Lehrzeit gerade der zweckmässigste Weg sei, 
um den Arbeitern die wünschenswerthe Tüchtigkeit in ihrem Ge- 
werbe zu sichern. Allerdings erscheinen die Einwendungen Adam 
Smith's gegen das Lehrlingssystem, dass der Lehrling während der 
Lehrzeit nichts lerne, weil er kein Interesse habe, nicht träge zu 
sein, gegenüber den thatsächlichen Verhältnissen des Lebens voll- 
ständig bedeutungslos, da es bei dem herrschenden Lehrlingssysteme 
mit theilweiser Löhnung des Lehrlings dem Letztern keineswegs am 
Interesse zu arbeiten fehlt Allein wie die Aussagen der Verthei- 
diger der Lehrzeit selbst bezeugen, ist es absolut nothwendig, wenn 
die Lehrzeit wirklich als Bildungszeit und nicht bloss als Arbeitszeit 
dienen soll, dass zwischen Lehrling und Lehrer ein urkundlicher 
Lehrvertrag eingegangen werde. Diese Verträge sind jedoch schon 
dermaassen ausser Gebrauch gekommen, dass die Gewerkvereine 
selbst nicht mehr darauf bestehen, sondern sie nur mehr als wün- 
«chenswerth bezeichnen. Damit ist aber auch die Hoffnung, dass 
das Abschliessen solcher Verträge je wieder vorherrschend werde, 
schon aufgegeben und ebendamit das jetzige Lehrlingssystem als 
Unterrichtsmittel für ungenügend erklärt. Hiezu kommt noch die 
Erwägung, dass ein Lehrling, der einen andern Arbeiter als Lehr- 
meister annimmt, von diesem offenbar nicht mehr lernen kann, als 
dieser selbst weiss. Dieses Wissen wird sich in der grossen Anzahl 
von Fällen lediglich auf die herkömmliche Praxis des Gewerbes be- 
schränken, und diese Praxis wird sehr häufig weit hinter dem von 
den technischen Wissenschaften bereits als richtig Erkannten zurück- 
stehen. Was also nothwendig erscheint, ist der Wegfall der Lehr- 
zeit, soweit sie als Unterrichtszeit dienen sollte, imd ihre Ersetzung 
•durch Unterricht in gewerblichen Schulen. Dieser technische Unter- 
richt würde, wie Schm.oller '^^ sehr richtig hervorhebt, ein Gegen- 
gewicht .bieten „gegen die durchaus einseitige keine technische und 
menschliche Erziehung gewährende Beschäftigung unsrer vierzehn bis 
-achtzehnjährigen jungen Leute in den grossen Geschäften", und 
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somit dem von Na smyth betonten Bedürfhiss nach Hebung der 
Vielseitigkeit der Arbeiter Rechnung tragen. Dabei dürfte freilich 
nicht so weit gegangen werden, dass man sich wie Nasmyth will^), 
lediglich auf die Erziehung des Auges beschrankte. Vielmehr müssten 
die technischen Unterrichtsstunden bereits in die Elemente der ein- 
zelnen Gewerbe, welche die jungen Leute erlernen wollen, ein- 
führen. 

Diese Nothwendigkeit, das jetzt herrschende Lehrlingssystem 
iiurch technische Schulbildung theilweise zu ersetzen, wird von den 
Führern der Gewerkvereine bereits anerkannt^), und es wurde schon 
oben hervorgehoben, wie die englischen Gewerkvereine und darunter 
insbesondere die der Bergleute für die Errichtung technischer Fach- 
schulen agitiren. Eine derartige Beschränkung der Lehrzeit wäre 
um so unbedenklicher, als auch die Rücksicht, welche früher*®^ 
und mitunter noch jetzt '*^ die Vertheidiger einer lang dauernden 
Lehrzeit geltend machen, dass der Lehrling seinem Lehrmeister 
nicht bloss zur Erlernung des Gewerbes sondern auch zur Vollen- 
dung seiner Erziehung übergeben werde, vollständig wegfallt, seitdem 
die Lehrlinge nicht mehr bei dem Unternehmer sondern bei einem 
Arbeiter in die Lehre gegeben werden und deshalb nicht mehr in 
den Haushalt ihres Lehrmeisters eintreten. Allein wenn auch die 
Lehrzeit beschränkt und durch Bildung in Fachschulen ersetzt wer- 
den muss, so darf das Lehrlingssystem doch keineswegs ganz weg- 
fallen. Die Lehrzeit nämlich soll jetzt abgesehen von einer Unter- 
richtszeit auch eine Zeit der Einführung in die Praxis sein. In 
dieser letztern Eigenschaft darf die Lehrzeit nie wegfallen. Schon 
das obige Citat aus Hoff mann beweist die Nothwendigkeit früher 
Praxis des Gewerbes sowohl aus technischen wie aus sanitären 
Gründen, und für den grossem und entfernteren Absatz eines Pro- 
ducts ist es von der grössten Wichtigkeit, ob ein Gewerbe an einem 
Orte einen Arbeiterstand hat, dessen Traditionen so mit ihm ver- 
knüpft sind, dass seit Generationen schon die Kinder der Arbeiter 
mit den Handgriffen und technischen Vortheilen des Gewerbes der 
Väter vertraut gemacht werden*®^ 

Würde man jedoch einen Jungen, der die technische Schule 
durchgemacht hat, sofort als Arbeiter, wie A. Smith dies will, statt 
vorerst noch eine Zeit lang als Lehrling beschäftigen, so würde er 
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nie mit mehr als mit der Praxis eines einzelnen Zweigs des Ge- 
werbes vertraut werden; das Princip der Arbeitstheilung würde in 
für die Arbeiter nachtheiliger Weise wieder übertrieben, während 
der Junge als Lehrling in allen den einzelnen Zweigen seines Ge- 
werbes kürzere Zeit beschäftigt werden und so sein Gewerbe voU- 
ständig erlernen würde. 

Allerdings wird auch dieses combinirte gewerbliche Bildungs- 
system keine absolute Sicherheit geben gegen Schlechtigkeit der 
Producte. Auch unter den Arbeitern, die diesen Bildungsgang 
durchgemacht haben, werden stets noch untüchtige vorkommen. 
Allein für die grosse Masse der Arbeiter wird dieses Bildungssystem 
das richtige sein und damit wird es auch das System sein, um die 
grösstmögliche Güte, aber nicht nur diese, sondern auch die grösst- 
mögliche Billigkeit wirklich guter Waaren zu sichern. Allerdings 
hat A. Smith Recht, wenn er sagt, das Lehrlingssystem vertheuere 
die Waaren und ohne sein Bestehen würden billigere Waaren zu 
Markte kommen. Allein, wie die Erfahrung gezeigt hat, gilt dies 
nur für Waaren geringerer Qualität Genügt die schlechtere Waare, 
um ein bestimmtes Bedürfniss des Publicums zu befriedigen, so wäre 
es allerdings Verschwendung bessere Arbeiter auf ihre Herstellung 
zu verwenden; aber ohne Zweifel werden sich, wo dies der Fall ist, 
auch stets schlechtere imd billigere Kräfte in genügender Anzahl 
finden, um die schlechtere Arbeit zu leisten. Besteht dagegen im 
Publicum' ein wirkliches Bedürfniss nach Waaren guter Qualität, so 
wird es auch die hÖhern Preise, welche deren Herstellung erfordert, 
bezahlen, und jedenfalls werden in solchem Falle Arbeiter, welche 
systematisch zu einer Production herangebildet werden, im Stande 
sein, die Producte billiger herzustellen*), als solche, welche erst, 
indem sie produciren, durch .eigenen Schaden klug werden müssen. 

So lange aber die hier als wünschenswerth ^bezeichnete Ver- 
bindung einer kurzen Lehrzeit mit technischen Fachschulen noch 
nicht besteht, weil solche Fachschulen sei es durch Staatshülfe oder 
gesellschaftliche Selbsthülfe noch nicht ins Leben getreten, erscheint 
mir das Bestehen der Gewerkvereihe auf der herkömmlichen Lehr^ 
zeit nach den Gründen, welche sie dafür geltend gemacht haben, 
als nothwendiges Schutzmittel. Dieses Verlangen erscheint als öko- 
nomisch weise mit Rücksicht auf die ganze Volkswirthschaft. Mit 
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Rücksicht aber auf ihre Mitglieder selbst scheint es nicht nur 
juristisch sondern auch Ökonomisch gerechtfertigt. Denn nicht nur, 
dass die Mitarbeit mit ungebildeten Arbeitern sie in ihrem Ver- 
dienste und sogar in ihrem Leben gefährden kann, wie schon er- 
wähnt wurde*), würde die Concurrenz schlechter Arbeiter ihnen das 
Bestehen auf dem oben erörterten Lohnminimum unmöglich machen 
und sie so des Dammes gegen willkürliche Lohnreductionen be- 
rauben. 

b. Die englischen Gewerkvereine und die Abgrenzung 
der Arbeitszweige. — Es ist eigentlich nur eine Consequenz des 
eben erörterten Strebens der englischen Gewerkvereine, dass, um die 
nöthige Arbeitstüchtigkeit zu sichern. Niemand ein Gewerbe betreibe, 
zu dem er nicht herangebildet worden, wenn viele wenn auch nicht 
alle Gewerkvereine sich widersetzen, dass Arbeiter in einem Ge- 
werbe, zu dem sie nicht gehören, beschäftigt werden. Dieser Wider- 
stand erstreckt sich aber nicht bloss gegen die Beschäftigung von 
Angehörigen andrer Gewerbe z. B. in der Maschinenindustrie, son- 
dern wie in dem ersten Bande ^) hervorgehoben wurde, setzte die 
Vereinigte Gesellschaft der Maschinenbauer bei der Amalgamirung 
i. J. 1850 fest, dass auch nach der Vereinigung die in einem Zweige 
ihres Gewerbes arbeitenden Mitglieder der Gesellschaft nicht zu 
einem andern Zweige übertreten sollten. Soweit die Gewerkvereine 
diese Bestimmung wie in dem Falle der Maschinenbauer nur für 
ihre Mitglieder treffen, sind sie ohne Zweifel formell dazu berechtigt. 
Aber nicht alle Gewerkvereine bleiben dabei stehen. Die Stein- 
metzen, Maurer und Stuckaturarbeiter, deren Beschäftigungen so viel- 
fach ineinandergreifen, haben ihre Arbeitszweige genau abgegrenzt*^). 
Sie erlauben weder einander noch auch den Handlangern in ihren 
Gewerben noch auch den Arbeitern ganz fremder Gewerbe irgend 
eine Verrichtung vorzunehmen, welche nach ihrem Dafürhalten und 
nach dem Herkommen zu ihrer besondern Arbeitssphäre gehört. 
Diese Abgrenzung wird sowohl von den drei Gewerben wie auch 
von den dazu gehörigen Handlangern anerkannt und genau ein- 
gehalten^); kein zu diesen Gewerben oder zu den ^Handlangern 
gehöriger Arbeiter beklagt sich darüber, und die verschiedenen 
Arbeiterklassen unterstützen sich sogar gegenseitig, wenn sie einmal 
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über eiiie Abgrenzung übereingekommen sind, in deren Durchführung 
gegenüber den Arbeitgebern*). Wo dagegen eine Abgrenzung der 
Arbeitssphären noch streitig ist, finden wir auch Beispiele von 
Kämpfen von Gewerkverein gegen Gewerkverein ^), ganz wie sie 
seitens der entarteten Zünfte im 17. imd 18. Jahrhundert geführt 
wurden. 

Ohne Zweifel sind auch die Steinmetzen, Maurer und Stuckatur- 
arbeiter juristisch berechtigt, sich zu weigern eine bestimmte Arbeit 
vorzunehmen oder zu arbeiten, wenn gewisse Personen gleichfalls 
an der Arbeit beschäftigt werden sollten. Diese juristische Recht- 
fertigung kann jedoch nicht genügen. Was aber die Ökonomische 
Berechtigung solchen Benehmens angeht, so machen die Mitglieder 
jener verschiedenen Zweige der Baugewerbe geltend, dass ein Maurer, 
welcher z. B. die Arbeit eines Steinmetzen, ein Stuckaturarbeiter, 
welcher die eines Maurers verrichten solle, diese nicht nur nicht 
ebensogut wie die betreffenden Facharbeiter zu leisten im Stande sei, 
sondern auch aus Unkenntniss die Arbeit der Mitarbeitenden zu 
verderben Gefahr laufe *^). Auch ist dies kein blosser Vorw^and, 
denn der Secretär der Gesellschaft der Bauunternehmer*^) selbst 
erkennt mit Rücksicht auf diese Thatsache das Wünschenswerthe 
einer der Arbeitstheilung entsprechenden Theilung der Arbeiter in 
Klassen an, und ein schottischer Bauunternehmer®) betont die alte 
Lehre Adam Smith's, dass durch die Beschränkung eines Arbeiters 
-auf einen Arbeitszweig die Arbeit besser und billiger geleistet werde. 
Auch berufen sich die Maschinenbauer^) darauf, dass ein Unter- 
nehmer seinen Aufseher ohne Zweifel sofort entlassen würde, wenn 
sich dieser es einfallen lasse, Arbeiter von einem Zweige des Ge- 
werbes in einen andern zu versetzen. 

Es liesse sich also zu Gunsten solch scharfer Abgrenzung der 
Arbeitszweige geltend machen, was von den Vertheidigem der Ge- 
werkvereine auch häufig geltend gemacht wurde *^**), dass die letztern 
nichts Anderes als die genaue Durchführung der Lehren der Na- 
tionalökonomie erzielten. Hiegegen jedoch ist zu erwidern, dass, 
da die Ausführung jener Vorschriften der Gewerkvereine schon in 
der Natur der Sache liege, es nicht nothwendig sei, sie durch jeden- 
falls sehr engherzig klingende Bestimmungen noch besonders anzu- 
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ordnen. Ausserdem giebt es in den genannten wie in andern Ge- 
werben Arbeiter, welche an der Grenze mehrerer Gewerbe liegen, 
und die ohne Zweifel von den Angehörigen dieser verschiedenen 
Gewerbe gleich gut oder beinahe gleich gut verrichtet werden könn- 
ten. In solchen Fällen, zumal wo Arbeiter des andern Gewerbes, 
wie z. B. auf dem Lande, nicht gerade zur Hand sein mögen^ auf 
der Abgrenzung der Arbeitssphären zu bestehen, lässt sich ökono- 
misch in keiner Weise rechtfertigen, sondern erinnert stark an den 
Monopolgeist der entarteten Zünfte*), wie wir denn bei den Ar- 
beitern der Baugewerbe, unter denen, was wohl zu beachten ist, die 
Coalitionen bis ins 14. Jahrhundert zurückdatiren, noch manchem 
anderen Verrotteten und Caricaturenhaften aus der Zeit der Entartung 
der Zünfte begegnen werden. 

Ferner ist das Hindemiss hervorzuheben, welches die scharfe 
Abgrenzung der Arbeitszweige dem Uebergange Einzelner von einem 
Gewerbe zu einem andern entgegensetzt. Auch dieser Fall wird 
nur ausnahmsweise vorkommen eben wegen der besondern Heran- 
bildung, welche der Betrieb jedes einzelnen Arbeitszweigs erheischt. 
Aber es ist klar, dass diese Beschränkung gerade für einzelne Be- 
gabtere sehr drückend und ihnen hinderlich sein kann in ihrenv 
Bestreben, sich in eine höhere Klasse zu erheben. Allein, erwidern 
die Gewerk vereine, imd dies ist, wie schon im ersten Bande erwähnt, 
der Grund, aus dem die Maschinenbauer auf einer Abgrenzung der 
Arbeitszweige bestehen, solche Arbeiter können, wenn sie zu einem 
andern Arbeitszweig übergehen noch nicht den allgemeinen Lohnsatz 
verdienen, und begnügen sie sich mit einem geringern Lohne, so 
entsteht die Gefahr einer allgemeinen Lohnreduction. Es liegt hier 
derselbe Gedanke zu Grunde, wie wenn selbst die Maurer sich 
bereit erklären, mit jedem Handlanger zu arbeiten, sobald sich der- 
selbe zu der Tüchtigkeit eines gelernten Maurers herangebildet 
habe^). Wir haben es also hier wieder mit einer aus dem Zustande 
der Desorganisation des Verhältnisses zwischen Arbeitgeber imd 
Arbeiter hervorgegangenen Schutzwaffe zu thun, und so lange der 
Kriegszustand dauert, lässt sich den Arbeitern schwerlich zumuthen, 
auch nur ein Stück ihres Rüstzeugs abzulegen. Dagegen ist es 
erfreulich zu hören, dass, wo dieser. Kriegszustand durch die Ein- 
führung von' Arbeitskammern,, in denen der allgemeine Lohnsatz 
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geregelt und in denen auf individuelle Fälle Rücksicht genommen 
wird, beseitigt wurde, die Gewerkvereine der Beschäftigung beliebiger 
Arbeiter seitens der Arbeitgeber keinen Widerspruch entgegensetzen*). 
Femer wird, sobald ein verbessertes, vielseitigeres Lehrsystem vor- 
herrschend geworden sein wird, auch der letzte Grund für die Ab- 
grenzung der Arbeitszweige weggefallen sein. 

c. Die englischen Gewerkvereine und die Beschrän- 
kung der Lehrlingszahl. — „Es muss bei Beginn unsrer Er* 
örterung bemerkt werden", sagt Fawcett zu Anfang des Kapitek 
seiner Nationalökonomie'^*), in dem er die Gewerkvereine bespricht, 
„dass es unmöglich ist dass ein Gewerkverein den Lohn, welcher 
in einem Gewerbe bezahlt wird, hoch halte, es sei denn, dass er im 
Stande ist, die Anzahl Arbeiter zu beschränken, denen es gestattet sein 
soll, in dem Gewerbe zu arbeiten". Diese Bemerkung ist vollständig 
richtig. Schon oben wurde hervorgehoben, dass Verkäufer auf die 
Dauer unmöglich das Angebot ihrer Waare der Nachfrage des 
Augenblicks stets anpassen können, wenn sie nicht im Stande seien, 
das zukünftige Angebot entsprechend der wahrscheinlichen zukünf- 
tigen Nachfrage zu regeln. Ohne die Möglichkeit das Angebot der 
Nachfrage anzupassen aber ist es nicht nur nicht möglich den Preis 
der Arbeit hochzuhalten, sondern der Arbeiter wird auch zur An- 
nahme jeder andern dem Käufer beliebigen Verkaufebedingung 
gezwungen. 

Die englischen Gewerkvereine haben dies längst erkannt imd 
theils, wie wir sahen, durch das Erfordemiss lechnischer Tüchtigkeit, 
besonders aber dadurch, dass sie darauf bestehen, dass die Zahl der 
Lehrlinge oder der unerwachsenen Arbeiter ein' bestimmtes, in den 

einzelnen Gewerben verschiedenes Verhältniss zur Zahl der erwach- 

« 

senen Arbeiter nicht überschreite, beschränken sie das Angebot von 
Arbeit in einem Gewerbe. Diese Beschränkung der Lehrlingszahl 
gehört unter den jetzigen Verhältnissen nothwendig zu dem Systeme 
der Gewerkvereine. Allerdings haben einzelne Vertheidiger '^*) der 
letztern, und darunter auch der Minderheitsbericht der kgl. Commis- 
sion^^^), aus praktischen Rücksichten, weil nämlich Gegner, welche 
mit den Arbeitsverhältnissen nur oberflächlich vertraut sind; auf diese 
Beschränkung besonders ihre Anklage gegen die Gewerkvereine zu 
begründen pflegen, darauf verwiesen, dase nicht alle Gewerkvereine 
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die Lehrlingszahl zu beschränkeh versuchen. Allein solche Gewerk- 
vereine sind nur Ausnahmen. £s darf aus diesen Ausnahmen 
keineswegs geschlossen werden, dass die Gewerkvereine von dieser 
Beschränkung abzugehen bereit seien. Vielmehr erklären sich die 
Ausnahmen vollständig aus den besondem Verhältnissen der be- 
treffenden Gewerbe. Es gehören nämlich zu diesen Ausnahmen die 
londoner Schiffbauer*); allein da, wie erörtert, im Schiffbau zu 
London die Arbeit im Contracte an einzelne Gruppen von Arbeitern, 
welche diese selbst beliebig zusammensetzen, begeben wird, ist klar, 
dass die Arbeiter kein Bedürfniss haben, den Arbeitgeber in der Zahl 
der zu beschäftigenden Lehrlinge zu beschränken. Sie haben deren 
Beschäftigung vollkommen selbst in der Hand. Femer gehören 
dazu die londoner Schriftsetzer^); allein da der Preis der Arbeit der 
Setzer durch einen gemeinsam von Arbeitern und Arbeitgebern ver- 
einbarten Tarif seit bald hundert Jahren geregelt wird, ist eine 
Veranlassung zur Beschränkung der Lehrlingszahl gar nicht vor- 
handen, zumal weil die Arbeitgeber, da der Stückpreis der Arbeit 
einmal feststeht, nur Nachtheil von der schlechtem Arbeit einer zu 
grossen Zahl von Lehrlingen hätten. Bei den Schneidern*^) des 
sog. „ehrbaren" londoner Schneidergewerbes ist die grössere tech- 
nische Fertigkeit, die noth wendig ist, ein hinreichender Schutz gegen 
die Beschäftigung von allzuviel Lehrlingen. Der Angabe in Bezug 
auf die Gewerkvereine in den Eisengewerbeal) stehen widersprechende 
Angaben ®) gegenüber. Für die Gewerkvereine in den Baugewerben ^) 
aber wird das Fehlen einer Beschränkimg der Lehrlingszahl voll- 
kommen erklärt durch den Grund, den einer der Secretäre der- 
selben angiebt. „Unser Gewerbe", sagt er ^), „ist ein fortschreitendes, 
das einen grossen Theil der überschüssigen Arbeit andrer Gewerbe 
zu absorbiren im Stande ist". Wir können überzeugt sein; dass ein 
Stillstand oder Rückgang in diesen oder Verändemngen in den 
besondern Verhältnissen der oben genannten Gewerbe Beschrän- 
kungen der Lehrlingszahl sofort hervorrufen würden. 

Wie aus dem ersten Bande bekannt ist, sind diese Beschrän- 
kungen durch die Grewerkvereine an die Stelle der frühem Be- 
schränkung der Lehrlingszahl durch die Gesetze getreten, als diese 



a) qu. 18024. ^) qu- 19889. c) qu. 18217 — 8. d) qu, 8473. 
«) qu. 8727—30, 13204—5- ^) qu. 247, 318, 406, 1494, 2215, 2313, 2479, 
8054. Siehe dagegen qu. iioo, 2009, 2211— 8, 3194, 3197, 3201, 3493—8» 
6767. 8) qu. 249; vgl. auch 2313—6, 2882. 
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^ ^r: uurden. Alle Argu- 

^^ : ^kungen mit Ausnahme 

.^--.ang der Gesetzgebung 

vi-enden sich daher auch 

^^,i.^' durch die Ge werk vereine, 

vjsiiihrungen Adam Smith's 

.•aü Lehrlingsstatut. „Wie das 

. . . :: Jeder an seiner eigenen Arbeit 

vj, u-hon Eigenthums ist, so ist es 

^•>^-',vhste. Das Vermögen des Armen 

.>:. >.»vklichkeit seiner Hände. Ihn zu 

....Ä* ihm gutdünkt, ohne Benachtheiligung 

. .^v-.vn, ist eine offene Verletzung dieses 
*.x ist ein offenbarer Eingriff in die be- 
, Jes Arbeiters als auch Jener, die geneigt 
.xschäftigen. Wie es den Einen verhindert* 
MW für gut dünkt, so verhindert es die An- 
^.. .^i.;^»;en. die sie für geeignet halten. Die Beur- 
...... ui tu einer Arbeit sich eignet, kann doch ohne 

i.i.v.unken des Arbeitgebers überlassen werden, dessen 
>v >«aik angeht. Die affectirte Besorgniss des Gesetz- 
V sXsi^Ä:eber möchten eine ungeeignete Person beschäf- 
. caNir ebenso unverschämt wie bedrückend." 
..vivV weiter unten auf diese Ausführung A. Smith's 
^v. .».iiuni. Sie steht wie die ganze Arbeit A. Smith's, wie 
.^i Knios'^^) trefflich nachgewiesen wurde, in engem Zu- 
^^;.^an,»ie mit den industriellen Bedürfnissen seiner Zeit und 
.x^i'UÄ'hen Glaubensbekenntnisse seiner Zeitgenossen. Hätten 
,^»i Jao auf Smith folgenden Theoretiker ebenso wie ihr grosser 
Vv*.>-v^ ilirc Lehren aus dem Studium des wirklichen Lebens ge- 
un^it. statt die relativen Wahrheiten Smith's zu einem absoluten 
NXNiotiu* auszuspinnen, so hätten sie, seinem Geiste getreu, sich 
. \:ivh die Erscheinungen, welche in Folge der geschichtlichen Ent- 
wicklung nach Smith an die Oberfläche traten, längst zu einer 
j^ovision der Smith'schen Kritik des Lehrlingssystems veranlasst 
vohon müssen. Statt dessen scheint sie die blendende Argumen- 
tation des Meisters der Art befriedigt zu haben, dass mit alleiniger 
Au sngh me J. St. MilTs kein englischer Nationalökonom an der 
boMHhffslosen Verurtheilung der Lehrlingsbeschränkungen mehr 
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erüttelt hat. Ja Mill's Schüler, Henry Fawcett, welcher durch 
die thatsächlichen Verhältnisse gedrängt in der Frage der unbe- 
schränkten Einwanderung den abstracten Satz, dass Niemand ge- 
hindert werden darf, seine Arbeit nach Belieben zu verwenden, als 
praktisch durchführbar aufgiebt(s. u. S. 176), verurtheilt'^^) nichtsdesto- 
weniger, die Gewerkvereine, weil sie, wie er richtig sagt, ohne Aus- 
schluss von Arbeitern von den einzelnen Gewerben nicht bestehen 
können. Dabei übersieht er jedoch inconsequenter Weise, dass, wie 
wir sehen werden, dieselbe Nothwendigkeit für diese Ausschliessung 
vorliegt wie für die Beschränkung der Einwanderung. 

Nicht so beistimmend zur Smith'schen Kritik verhielt sich die 
Theorie in Deutschland. Hier war von Anfang auch das Verhalten 
der Gesetzgebung verschieden von der englischen gewesen. Während 
die englische Gesetzgebung das Lehrlingsstatut trotz der Petitionen 
der Arbeiter, dasselbe den veränderten Verhältnissen entsprechend 
nur zu verbessern, einfach beseitigte, behielt z. B. die Handwerks- 
ordnung für Westpreussen von 1774, welche mit den Miss- 
bräuchen der Innungen und Zünfte stark aufräumte, doch die 
Möglichkeit einer Beschränkung .der Lehrlingszahl durch die Orts- 
behÖrde auf Wunsch der Gewerbetreibenden und unter Zustimmung 
der Kriegs- und Domänenkammer bei'^^. Auch finden wir in der 
Handwerksstatistik der Stadt Brandenburg von 1784 im Gegensatz 
zu der damals schon beginnenden Ueberfluthung vieler englischer 
Gewerbe durch unerwachsene Arbeiter* eine bemerkenswerth geringe 
Verhältnisszahl der Lehrlinge '^^). Was aber die Theorie angeht, 
so fehlt uns allerdings auch nicht eine der englischen ähnliche auf 
die Worte Adam Smith's und noch mehr auf die J. B. Say's 
schwörende Schule, welche, wie Knies sehr richtig sagt^^^), „mit 
der socialistischen Theorie gemein hat, dass sie Beide nur die 
„Menschenrechte" des Einzelnen in Betracht ziehen, nicht die, Men- 
schenrechte der gesellschaftlichen Körper". Allein ganz verschieden 
hievon ist die realistische Betrachtungsweise des für die Behandlung 
gewerblicher Fragen mustergiltigen J. G. Ho ff mann. Die Ver- 
wirklichung des Gemeinwohls ist ihm der Mittelpunkt der Volks- 
wirthschaft. Dabei reisst er nicht, indem er die einseitige Förderung 
des Consumtionsinteresses für identisch hält mit der des Gemein- 
wohls, das wirthschaftliche Element im Volksleben aus dem Zu- 
sammenhange mit dem Gesammtzustande des Volkes heraus. Viel- 
mehr erklärt er aus allgemein politischen Rücksichten, weil es 

Brentano, Arbeitergilden. II. II 
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iiümlicli ein Irrthum sei, „wenn ein kräftiger und wahrhaft wohl- 
tliütiger Widerstand gegen das unruhige Treiben der in den höchsten 
lind niedrif^sten Gebieten der menschlichen Thätigkeit aufgeregten 
Lfiili^nst-liaftm ir(?i'nilwo gesucht werde, als bei den Inhabern des 
kleiiieii llesilisl.mds an Niilurfonds und Erwerbsmitteln" die Fürsorge 
tiir ili-n-n WuhlliiibeKhfii und Zufriedenheit für die „nächst der 
Krftillnits ili*r «llspineinsicn niii-hteii der Staatsgewalt wichtigste der 
Aiiiii.ilH-n *Wr Kf};ir<M))^fn """'>. Vimi diesem Gesichtspunkte aus 
niul .ati viiiindlk^ir dir ihuisüchlichen Verhältnisse des wirklichen 
1 ^■l^■ll^ Hill lli'fnn.uin am-h au die Erürtenrng der Frage, wie 
l;l^^■i^ die Anzahl itr ^lest-llon und I.ohrlinse sein müsse, um den 
ll.iii.tttoikünwislt'ru \\i<- ^''wüiisihie \\'olilli;ibenheit 2U sichern. Als 
U>'>nli.t[ »it'lli er t\s als wirdiSL-haltlicht'S Ideal hin, dass jedes Ge- 
wi-rlx' tmjii'iahT i'lmwwiviel I^lirlinge und dreimal so viel Gesellen 
als Mi'isii'i liaiv, uml nur das macht ihm Sorge, wie die Gesellen 
untt'r<kit>rii<^(>u srii-n, wck-hen es die Verhältnisse unmöglich mach- 
Ifii, siih als Mi'istpr in den Städten niederzulassen, welche mit 
drcissi^i Jalireii doch unzweifelhaft gerechten Anspruch auf Begrün- 
lUiUK i'hifs ciKcneu Henles hätten, und deren Unmöglichkeit selbst- 
st;iudii{ nw werden das Geraein wesen in hohem Grade schädige. 
hii' iiiithim' IhitiTkunfi findet er für sie auf dem Lande""'). Diese 
Hanw Hi'trachtung Iloffmann's bezieht sich, wie man sieht, (ebenso 
wii- die A, Smith's) noch auf das Handweric, nicht auf den Gross- 
lu'lrioh. Was aber würde Hoffmann zu den englischen gross- 
industriellen Verliältnissen gesagt haben, in denen die gelernten 
Arbeiter eine ähnliche Stufe über dem reinen Proletarier, wie die 
vmi ilini der Fürsorge der Regierungen empfohlenen kleinen Hand- 
werksmeister einneiimen, und in denen die Arbeiter, wo keine 
I.elirlingsbeschränkungen bestehen, sofortiger Entlassung nach be- 
endeter Lehrzeit ausgesetzt sind und dadurch zu einem unstäten 
Leben ohne Aussicht auf Fortkommen verdammt werden? — 
Schmoller"'), der sich der Hoffmann'schen Betrachtungsweise 
aoschliesst, erklärt mit Rücksicht auf deutsche Verhältnisse, welche 
i ähneln, „dass die frühere Beschränkung der Lehr- 
I ganz sinnlos war, wie man oft meinte", 
wir selbst die Bedeutung der obigen Ausführung 
Zu ihrer richtigen Würdigung ist nöihig sich die 
j vergegenwärtigen, in denen er schrieb. In Eng- 
feanntlich wie in allen lindern in frühem Zeiten die 
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Zahl der Lehrlinge, welche ein Meister annehmen durfte, beschränkt. 
Ich werde in dem folgenden Paragraphen auf die wahrscheinlichen 
Ursachen, aus denen diese Beschränkung entstand, zurückkommen. 
Allein war auch, wie wir dort sehen werden, aller Wahrscheinlichkeit 
nach die Beschränkung der Lehrlingszahl naturgemäss aus den 
frühern gewerblichen, socialen und politischen Bedürfnissen hervor- 
g^egangen, so war die Festsetzung der Zahl der Lehrlinge t'n cow 

m 

creto mit dem Laufe der Zeit doch veraltet. Besonders wo diese 
Zahl durch starre gesetzliche Bestimmungen festgesetzt war, oder 
wo der bornirte gewerbliche Egoismus der zu geschlossenen Fa- 
miliencoterien entarteten Zünfte es unmöglich machte, durch elastische 
Anschmiegung der Einzelheiten der Beschränkung an die veränderten 
Verhältnisse solchen Veränderungen Rechnung zu tragen, musste 
die Festsetzung einer bestimmten Lehrlingszahl die erwachende 
Grossindustrie in allen ihren Bewegungen hemmen. Der Wider- 
spruch, in dem sich jene veralteten Bestimmungen mit den Be- 
dürfnissen seiner Zeit befanden, Hess A. Smith die Nothwendigkeit 
ganz übersehen, mit der sie aus frühern Bedürfnissen entstanden, 
und da ihre Beseitigung noch nicht die selbst damals noch mit ihnen 
verbundenen Vortheile zu Tage gebracht hatte, verkannte er die 
letztem über ihren starken Schattenseiten. Er sah nur die durch 
die Gesetzgebung gehemmte Entwicklung der Industrie und den 
Ausschluss einer Anzahl von erwachsenen Arbeitern vom Gewerb- 
betriebe. Dabei war die Beschränkung der Lehrlingszahl nicht die 
einzige zur Zeit A. Smith 's bestehende Schranke. A. Smith lebte 
in einer Zeit, in der es galt Freiheit und Gleichheit aller Individuen 
gegenüber Klassenprivilegien zum Durchbruch zu bringen und die 
Mündigkeit der Einzelnen gegenüber der Zuvielregiererei seitens 
süffisanter Behörden und Gesetzmacher zu behaupten. Ganz im 
Geiste des i8. Jahrhunderts und J. J. Rousseau's legt^ er nun 
«inseitig der gesetzlichen Organisation alle bestehenden Uebel zur 
Last und construirte a priori die besten Zustände als Folge der 
Beseitigung jeglicher Schranken. Mit den Erfahrungen von heute 
hätte A Smith ohne Zweifel anders geurtheilt, denn er fusste mit 
seinen Studien vollständig in den thatsächlichen Verhältnissen des 
wirklichen Lebens, und wie in allen seinen Erörterungen, so lag 
ihm auch bei seiner Betonung des Rechts und der Freiheit jedes 
Einzelnen, seine Arbeitskraft nach Belieben nutzbar zu machen?, nichts 

so am Herzen wie das Wohlergehen der arbeitenden Klassen ^*^\ 

II* 
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Allein die ganze moderne Entwicklung der Industrie lallt mit 
ihrem Hauptaufschwung erst in die Zeit nach 1776, dem Jahre des 
Erscheinens der Smith'schen Untersuchung. Adam Smith kannte 
noch nicht die Missbräuche, welchen die Arbeiter selbst in vorwärts- 
schreitenden Gewerben durch den Mangel jeglicher Lehrlingsbe- 
schränkungen ausgesetzt wurden. Er wusste nicht, dass selbst in 
solciicn Gewerben dieser Mangel häufig nicht zur Beschäftigung einer 
grössern Zahl von erwachsenen Arbeitern, sondern nur von Lehr- 
lingen führt, welche, „nachdem sie zum Ruine ihrer Gesundheit 
sieben Jahre der Erlernung eines Gewerbes gewidmet", entlassen 
und entweder auf Beschäftigungen verwiesen werden, „für welche 
ihr körperlicher Zustand sie gänzlich ungeeignet macht", oder „jeg- 
licher Heschäftigung beraubt auf die Gesellschaft losgelassen werden, 
der Mildthätigkeit zur Last oder zur Gefahr des Eigenthums ihrer 
Nachbarschaft"*}. Diese Folgen traten, wie aus dem ersten Bande 
bekannt ist, in allen Gewerben ein, in denen die gesetzliche oder 
herkömmliche Beschränkung der Lehrlingszahl aufhörte. Schon 
Sheridan'') hob in beredten Worten diese Folgen hervor, und die 
seit seiner Zeit unveränderten Klagen der Arbeiter bezeugen*) die 
Fortdauer dieser Verhältnisse, theils offen, thdls versteckt unter dem 
Turn-over syslem, wo immer Gewerkvereine nicht bestanden, um 
ihnen zu steuern. Auch fehlen leider in Deutschland nicht den 
englischen ähnliche Verhältnisse'"^). Gegenüber solchen thalsäch- 
lichen Verhältnissen aber empfinden die Arbeiter A. Smith's wohl- 
gemeinte Berufung an das heiligste und unverletzlichste Eigenthum 
eines Jeden an der Stärke und Geschicklichkeit seiner Hände mit 
bittrer Ironie. Statt zu einem Eingriffe in dieses Eigenthum ist 
ihnen die herkömmliche Lehrlingsbeschränkung vielmehr zu dessen 
Hollwerk geworden gegenüber dem Missbrauch der Uebermacht. 
Auch findet man die Klagen über diese Beschränkung und die Be- 
rufung auf jene natürlichen Menschenrechte nicht bei den Arbeitern, 
sondern bei Arbeitgebern, welche von dem Standpuncle ihres 
speciellen Erwerbs und Geschäfts die Beseitigung jeglicher Schranken 
verlangen, welche, wenn auch dem Gemeinwesen zum Segen, doch 
ihrer ungezügelten Gewinnsucht zum Schaden gereichen. 

Den vollen Beleg für die Richtigkeit des letzten Satzes geben 
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die bemerkenswerth ehrlichen Aussagen des Maschmenfabrikanten 
Nasmyth vor der königl. Commission für Gewerkvereine. Eine 
Hauptwahrheit, welche Nasmyth einzuschärfen bestrebt ist, ist die, 
welch' grossen Vortheil es mit sich bringe, wenn eine grössere 
Arbeitsmenge vorhanden sei, als Beschäftigung finden könne, so 
dass immer eine Anzahl Arbeiter beschäftigungslos bleibe*). Zwar 
kann er, von einem Mitgliede der Commission gefragt, ob es denn 
auch wünschenswerth sei, dass die Fabriken der Maschinenfabrikanten 
-einen Theil des Jahres stille ständen, begreiflicher Weise das 
Wünschenswerthe solchen Stillstands nicht einsehen. „Wenn Ihre 
Werke still stehen", erwidert er^), „verlieren Sie den Zins Ihres 
Kapitals und Ihre Maschinen und ein grosser Theil Ihres Eigenthums 
gehen verloren". Auch^ giebt er zu*^), dass die Arbeiter schlechte 
Gewohnheiten während lang dauernder Arbeitslosigkeit annehmen. 
Allein um einen hohen Gewinn zu erzielen, sei es wesentlich, dass 
eine grosse Menge unbeschäftigter Arbeiter vorhanden sei, die sich 
nach Beschäftigung sehnten^), und mit ganz besonderer Freude 
erzählt er*^), wie er es durch Ersetzung von erwachsenen Arbeitern 
durch unerwachsene Bursche ermöglicht habe, solch' hohen Gewinn 
2u erzielen. Wenn er aber hierauf gefragt wird^), ob er darüber 
nachgedacht habe, was aus denen werden solle, welche zu einem 
Gewerbe herangebildet und bis in die Mitte des Lebensalters darin 
beschäftigt worden, welche Familien zu ernähren hätten und nach 
Erlangung des vollen Mannesalters durch neue Bursche ersetzt 
Avürden, sagt er«): „Ich weiss nicht, was aus ihnen werden soll in 
dem Falle, den Sie meinen, aber ich würde dies den natürlichen 
Wirkungen der Gesellschaft überlassen". — Gewiss kann die Gewinn- 
sucht nicht offener zum obersten Leiter der menschlichen Handlungen 
-erklärt werden. Es fehlt hier jeder Schimmer eines Bewusstseins 
des grossen Unrechts solcher Handlungsweise gegenüber dem ganzen 
Gemeinwesen. 

Gegenüber solcher Gesinnung und solcher Handlungsweise von 
Arbeitgebern bestehen die Gewerkvereine darauf, dass ein Arbeit- 
geber nicht mehr als eine gewisse Anzahl unerwachsener Bursche 
im Verhältniss zur Zahl der erwachsenen Arbeiter beschäftige. Die 
Verhältnisszahl ist durch das Herkommen*^) geregelt, wo sie nicht 

a) qu. 19142— 6. b) qu. 19149— 50. c) qu. 19150. d) qu. i 
19189. e) qu. 19133, 19175—92. f) qu. 19196—7. g) qu. 19198. ^ 
t) qu. 18741 — 2. 
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durch besondere Vereinbarung der Arbeiter und der Arbeitgeber*) 
festgesetzt ist. Wird das Herkommen oder die Vereinbarung ver- 
letzt, so suchen die Arbeiter durch Vorstellungen^) oder, wenn 
diese nichts nützen, durch Arbeitseinstellungen*^) die Wiederbe- 
obachtung der Beschränkung herbeizufuhren. Hiegegen nun wird 
der Schrei erhoben, die Gewerkvereine störten die Arbeitgeber in 
der freien Verfügung über ihr Eigenthum und hinderten sie in der 
Ausübimg ihres Rechts, die ihnen nutzbringendsten Arbeitskräfte zu 
verwenden. Allein die Gewerkvereine erkennen diese Berechtigung 
der Arbeitgeber im Princip vollständig an. Nur erwidern §ie ihnen: 
„Wir sind dagegen, wie Ihr Euer Recht systematisch gebraucht* *^)y 
und „ebenso berechtigt wie Ihr sind wir, wenn Ihr eine grössere 
Anzahl von jungen Burschen beschäftigt, als wir für geeignet halten^^ 
Euch zu sagen, dass wir nicht für Euch arbeiten wollen^*®). „Wir 
sind der Ansicht, dass, wenn in einem Gewerbe eine Stelle frei ist, 
der unbeschäftigte erwachsene Arbeiter, der diesem Gewerbe ange- 
hört, einen Anspruch auf diese Stelle habe, bevor neue Kräfte in 
das Gewerbe eingeführt werden. So lange es unbeschäftigte Arbeiter 
in einem Gewerbe giebt, sollte die Zahl der ihm angehörigen Ar- 
beiter nicht durch neue vermehrt werden, oder es würde ein grösseres 
Angebot entstehen, als die Nachfrage erheischen würde" ^). „Wir 
sind bestrebt, durch Beschränkung der Lehrlingszahl auf unsrem 
Markte einen Ueberschuss von Arbeit über die Nachfrage zu ver- 
hindern"^). „Als Arbeiter, welche zu einem Gewerbe herangebildet 
wurden und eine Anzahl Jahre seiner Erlernung gewidmet haben, 
sind wir in gewissem Maase zu einer Anpassung des Angebots an 
die Nachfrage berechtigt" ^ ). „Wenn ein Arbeiter bis in die Mitte 
seines Lebeps für ein Gewerbe gearbeitet hat und Weib und Kind 
hat, welche für ihren Unterhalt auf ihn angewiesen sind, so ist es 
eine grosse Härte, jungen Burschen die Stelle zu geben, die ihnen 
gebührt" ' ). 

Wie mir scheint dürfte es schwer sein, diesen Argumenten der 
Arbeiter zu widersprechen. Auch sind selbst .manche Arbeitgeber 
weit entfernt, die formelle und materielle Berechtigung der Arbeiter, 
die Zahl der Lehrlinge zu beschränken, zu bestreiten. So z. B, 



a) qu. 18315— 9. b) qu. 19759— 64. ' c) qu. 845, 18315— 9. 
d) qu. 925. e) qu. 849. f ) qu. 881. 8) qu. 18739. ^) qu. 18717^ 

19949. M qu. 18740. 
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Mundella*); und selbst Arbeitgeber, welche im Uebrigen lebhafte 
Klagen gegea die Gewerkvereine erheben, anerkennen, obwohl sie 
die absolute Schrankenlosigkeit im Princip für das Beste halten^), 
dass die Gewerkvereine durch die thatsächlichen Verhältnisse be- 
rechtigt^) seien, die Lehrlingszahl zu beschränken; dass diese 
Beschränkung praktisch wünschejiswerth sei, weil ohne dieselbe die 
Arbeitgeber versucht sein würden, die erwachsenen Arbeiter durch 
unerwachsene zu ersetzen; weil diese Versuchung unwiderstehlich 
wirken würde, und weil, wenn ein Arbeitgeber ihr nachgäbe, alle 
ihm folgen müssten*^). Auch erkennt dieser Arbeitgeber an, dass 
die Beschränkung der Lehrlingszahl das Wachsen des Angebotes von 
Arbeit im Verhältniss zur Nachfrage nicht gehindert habe®); die 
Gewerkvereinssecretäre belegen diese Angabe durch ihre Statistik 
und durch den Nachweis, dass trotz der Beschränkung fortwährend 
Arbeiter beschäftigungslos gewesen/), und Schmoller hat ja nach- 
gewiesen, dass auch in Deutschland die alte Gewerbfeverfassung nie 
das Vorhandensein einer überschüssigen Anzahl Meister verhindert 
habe ^°^). Um so mehr aber beweisen diese Aussagen von Arbeit- 
gebern die obige Angabe, dass nur die Gewinnsucht der Einzelnen 
gegen die Beschränkung der Lehrlingszahl sich auflehne; um so 
weniger ist gegen die letztere einzuwenden. 

Die Arbeiter berufen sich für die Berechtigung der Beschränkung 
der LehVlingszahl jedoch nicht nur auf die' Nothwendigkeit, die 
Sicherheit ihrer Existenz zu schützen. Als das Lehrlingsstatut nicht 
mehr beobachtet wurde, und die Arbeitgeber begannen, die er- 
wachsenen Arbeiter durch Massen von unerwachsenen zu ersetzen, 
bestand noch das Armengesetz der Elisabeth. Nach den Bestim- 
mungen desselben lag die Unterhaltung der brodlos gewordenen 
Arbeiterfamilien der ganzen Pfarrgemeine des Ortes ob, und das 
kolossale Steigen der Armensteuer veranlasste, wie oben gezeigt 
wurde, sämmtliche Ortsbewohner in Gemeinschaft mit den Arbeitern 
um die gesetzliche Regelung der Gewerbe an das Parlament zu 
petitioniren. Seit dem neuen Armengesetze von 1834 hat sich die 
Armenlast nur gemindert; die VerjJflichtung zur Unterhaltung der 
Arbeitslosen hat aber nicht vollständig aufgehört. Die Gewerk- 
vereine nun verausgaben enorme Summen auf die Unterhaltung 



*) I9477« b) qu. 18549. c) qu. 18521, 18541, 18543, 18548. 
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ihrer beschäftigungslosen Mitglieder und erleichtem dadurch in be- 
trächtlicher Weise die Armenlast*). Hierauf berufen sie sich bei 
Vertheidigung der Beschränkung der Lehrlingszahl und beanspruchen, 
da sie die brodlosen Mitglieder ihres Gewerbes unterhielten, auch 
das Recht, die Zahl der in das Gewerbe eintretenden Arbeiter nach 
der Nachfrage nach ihnen zu regeln^). 

Weiter betonen die Gewerkvereine, dass die gelernten Arbeiter, 
wo vereinte Arbeit Mehrerer an einem Stücke erfordert werde, 
durch die Mitarbeit einer grössern Anzahl mehr oder minder unge- 
schickter Lehrlinge in ihrem Verdienste geschädigt würden, da die 
gelernten Arbeiter für den durch die Ungeschicklichkeit der Lehrlinge 
verursachten Schaden aufkommen piüssten*^). Und ferner berufen 
sie sich für ihre Berechtigung, der Annahme von allzuviel Lehrlingen 
sich zu widersetzen, darauf, dass sie es seien, welche die Lehrlinge 
unterrichten müssten und zwar umsonst: denn sie würden von ihren 
Arbeitgebern für diesen Unterricht nicht bezahlt, dagegen fiiesse 
der Vortheil von der Arbeit des Lehrlings in die Taschen der 
Arbeitgeber^). Wollten die Arbeitgeber ihre Lehrlinge selbst lehren, 
so wäre der Fall ein ganz anderer. Ja ein Gewerkvereinssecretär®) 
würde es für vollständig überflüssig halten, auf der Beschränkung 
der Lehrlingszahl zu bestehen, wenn die Arbeitgeber die gelernten 
Arbeiter für die Unterrichtung des Lehrlings bezahlen und die Ver- 
antwortlichkeit für die schlechtere Arbeit der Lehrjungen übernehmen 
wollten. Die Zahl der Lehrlinge würde dadurch hinreichend be- 
schränkt werden. Auch machten die Arbeiter ihren Arbeitgebern 
einmal den Vorschlag, unter diesen Bedingungen von der Be- 
schränkung der Lehrlingszahl abgehen zu wollen. Allein der Vor- 
schlag wurde nicht angenommen^). 

Endlich bleiben noch die letzten Einwendungen gegen den 
Ausschluss von Arbeitern vom Betrieb eines Gewerbes zu berück- 
sichtigen. Fawcett beruft sich ^^^) darauf, dass durch solchen 
Ausschluss Arbeiter, welche besondere Anlagen gerade zu bestimmten 
Gewerben hätten, von der Verfolgung ihres Berufes abgehalten 
werden konnten, und dass man es einem Jeden selbst überlassen 
könne zu beurtheilen, ob ein Gewerbe bereits zu sehr überfüllt sei. 



a) S. I. S. 219; ferner qu. 15742—62, 16824. ^) qu. 18718. c) qu. 
18718, 18726—8, 18798—9. d) qu. 8047—9, 8063, 8069, 18718. ^) qu. 
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Was den erstem Einwand angeht, so wird er von Adam Smith 
nicht erhoben. Vielmehr hat Smith gelehrt *^^), dass die Ver- 
schiedenheit der natürlichen Talente in Wirklichkeit viel geringer sei, 
als sie uns erscheine, mid die sehr verschiedene Fähigkeit, welche 
Leute von verschiedenen Berufsarten zu unterscheiden scheine, sobald 
sie zur Reife herangewachsen seien, sei in vielen Fällen nicht 
sowohl der Grund als die Folge der Arbeitstheilung. Der Unter- 
schied zwischen den unähnlichsten Charakteren, z. B. zwischen 
einem Philosophen und einem gemeinen Lastträger, scheine nicht 
sowohl durch die Natur, als durch Gewohnheit, Uebung und Er- 
ziehung begründet zu sein. Allein wird man auch Anstand nehmen, 
diesen Ausfuhrungen A. Smith' s zuzustimmen, so entkräften 
doch, wie mir scheint, die Gründe, welche Hoffmann **'^) und 
Schmoller ^*'^) geltend machen, beide obigen Einwendungen. Der 
bei Weitem grösste Theil der Menschen wird, wie sie ausführen, 
überhaupt gar nicht durch eine bestimmte Neigung oder durch eine 
verständige Würdigung des möglichen Erfolgs zu der Wahl der- 
jenigen Beschäftigung geleitet, wodurch er lebenslänglich seinen 
Unterhalt zu erwerben hofft. Diese Wahl trifft der Arbeiter nicht 
einmal selbst, sondern seine Eltern für ihn. Diese bestimmen aber 
ihren Sohn durchaus nicht immer mit klarer Erkenntniss für einen 
der Berufe, in denen im Augenblicke die grösste Nachfrage besteht. 
Die Hauptrücksicht, von der sie geleitet werden, ist die, dass der 
Junge so bald wie möglich etwas verdiene, ferner ihre grösste Be- 
quemlichkeit und ähnliche Motive. Die Eltern befördern also selbst 
die zu grosse Beschäftigung von Unerwachsenen und das fort- 
währende Wachsen der Anzahl unbeschäftigter gelernter Arbeiter in 
einem Gewerbe. Desto nothwendiger, dass die erwachsenen Ar- 
beiter die Eltern d^r Lehrlinge zur klarern Erkenntniss bringen 
und gegen die üblen Folgen des unwirthschafllichen Verhaltens 
derselben sich schützen. 

Uebrigens ist nöthig, dass die Zahl der im Verhältniss zu den 
erwachsenen Arbeitern zu beschäftigenden Lehrlinge von Zeit zu Zeit 
dem Stand des Gewerbes aufs Neue angepasst werde. Wo Arbeits- 
kammern bestehen, wird diese Regelung keine Schwierigkeit haben*). 
Ueberhaupt scheint mir durch die Einführung von Arbeitskammern 
die Festsetzung einer bestimmten Verhältnisszahl der Lehrlinge über- 



a) Vgl. qu. 19478, 18541, 18543. 



IjQ Zweites Kapitel. 

flüssig ZU werden; denn selbstverständlich werden die Gewerkvereine 
in den Arbeitskammem darauf dringen, dass, so lange einem Ge- 
werbe angehörende erwachsene Arbeiter beschäftigungslos sind, keine 
neuen Arbeitskräfte in das Gewerbe eingeführt werden, und die 
Arbeitgeber werden die Berechtigung dieses Begehrens anerkennen ► 
Auch dürfte die nothwendige Veränderung des Lehrsystems, wie sie 
oben erörtert wurde, solche Festsetzung unnöthig machen, indem 
bei dem veränderten Lehrsysteme für die Arbeitgeber die grosse 
Versuchung zur zu grossen Beschäftigung von Lehrlingen, nämlich 
die billigere Arbeit der Lehrlinge in den letzten Lehrjahren weg- 
fallen würde. 

Allein sämmtliche erörterten Einrichtungen, welche eine Be- 
schränkung der Concurrenz der Arbeiter in den einzelnen Gewerben 
zur Folge haben, sind noch mit Rücksicht auf Fragen von grösserer 
Bedeutung in Erwägung zu ziehen, nämlich mit Rücksicht auf die 
Zunahme der Bevölkerung. 

3. Die englischen Gewerkvereine und die Malthus'sche 
Lehre. — Keine Lehre der Nationalökonomie hat so viele Schriften 
und so lebhafte Discussionen hervorgerufen, wie die Lehre des 
Malthus über Bevölkerung, Diese Erörterungen haben die Lehre 
von manchen Unrichtigkeiten und üebertreibungen, mit denen sie 
zuerst vorgetragen wurde, gereinigt; sie haben dazu gedient, die 
Wahrheit allgemein bekannt zu machen; und ist die richtige Lehre 
auch noch keineswegs allgemein angenommen, so liegt der Grund 
hievon mehr in Missverständnissen, sowie in religiösen und politischen 
Vorurtheilen und Wünschen, als in einem Mangel an Beweisen ^^% 
Diese richtige Lehre geht dahin, dass die Volksmenge nothwendig 
beschränkt ist durch die Menge der Nahrungsmittel; dass, abgesehen 
von jungen Ländern mit einer grossen Menge unbebauter Land- 
striche und abgesehen von Zeiten, in denen neue Erfindungen die 
Productionsfähigkeit ausserordentlich erweitern, die Menschen die 
Tendenz haben, sich rascher zu vermehren als die Masse der 
Nahrungsmittel; dass demnach kluge Vorsicht und Enthaltsamkeit 
nothwendig ist in Bezug auf Eingehung von Ehen und Erzeugung 
von Kindern, wenn nicht die Lage der grossen Masse des Volkes 
verschlechtert und dessen Zahl durch Elend vermindert werden soll. 

In Uebereinstimmung mit diesen Wahrheiten wenden Malthus 
und die übrigen Nationalökonomen; die seiner Lehre folgen, sich 
an die Arbeiter mit der Aufforderung, kluge Enthaltsamkeit in 
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Bezug auf die Ehe zu üben, denn die einzige richtige Methode, 
ihren Zustand wesentlich und andauernd zu bessern, bestehe in der 
Beschränkung ihrer Zahl. -Allerdings wird auch von Vielen auf die 
Auswanderung als auf ein Mittel zur Beschränkung der Zahl der 
Arbeiter verwiesen. Allein selbst angenommen, der Verlust gerade 
der tüchtigsten Arbeiter, welche allein nur selbständig auswandern 
können, wäre wünschenswerth für ein Land; angenommen ferner, 
die Auswanderung fände in so kolossalem Maasse statt, als noth' 
wendig, damit die Lage der Arbeiter wesentlich durch sie verbessert' 
würde, so wäre dieses Mittel doch nur ein temporäres. Wo nicht 
eine bedeutende Steigerung des üblichen Bedürfnissmaasses mit der 
Auswanderung gleichzeitig stattfände, würden die Heirathswünsche 
und Heirathsaussichten derartig durch sie aufgeregt, dass die jeweilig 
entstandene Lücke rasch wieder zuwachsen, nach einiger Zeit wohl 
gar mehr als zuwachsen würde. Und würde man wiederholt zu 
diesem Mittel greifen, fände die Auswanderung regelmässig statt, 
so würde das Volk anfangen, auf diesen regelmässigen Abzug eines 
Theils seiner Menge zu rechnen, und seine Zunahme würde sich 
mit Rücksicht auf ihn regeln. Die Auswanderung allein ist demnach 
unfähig, die Lage der Arbeiter zu bessern **°). Den Sitz der Uebel- 
stände einer zu grossen Bevölkerung lässt sie unberührt. Das einzige 
Mittel zu dessen Beseitigung bleibt immer die Beschränkung des 
Zunahmeverhältnisses der Arbeiterbevölkerung. 

Wünscht man nun wirklich, dass die Arbeiter dieses Mittel 
ergreifen und so ihre Lage verbessern, so muss man • auch noth- 
wendig wünschen, dass die äussern Umstände, welche der geforderten 
Selbstbeherrschung der Arbeiter hemmend im Wege stehen, be- 
seitigt und die objectiven Bedingungen, welche die Verbreitung 
derselben erleichtern, herbeigeführt werden. Nur darf, wie Mangoldt 
mit Recht betont**'); bei Empfehlung von zu diesem Zwecke 
führenden Einrichtungen „niemals ausser Acht gelassen werden, dass 
die Entwicklung der Selbstbeschränkung immer das eigentliche Ziel 
bleiben muss, in dem allein die vollkommene Lösung des Problems 
zu finden ist, und dass die äussern, gleichsam mechanisch wirkenden 
Maassregeln, um die Bevölkerung innerhalb gewissef Schranken zu 
halten, nur als Mittel hiefür zu betrachten sind, deren Zweck es 
nicht sein kann, die moralische Haltlosigkeit der Menschen un- 
schädlich zu machen, sondern für deren Ueberwindung die noth- 
wendigen Voraussetzungen zu sichern". Hält man diesen Grundsatz 
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fest bei Beurtheilung der zur Erzielung der gewünschten Selbst- 
beschränkung getroffenen Einrichtungen, so müssen aber sofort die 
von Mango 1 dt selbst empfohlenen gesetzlichen Beschränkungen 
des Rechtes zu heirathen als ver^ve^flich erscheinen. Denn setzt 
man selbst den Fall, unsre in Bezug auf das Heirathen jetzt an 
Freiheit gewöhnte Arbeiterbevölkerung Hesse sich die Tyrannei eines 
derartigen Eingriffs in die intimsten Angelegenheiten des Individuums 
gefallen, und sieht man selbst davon ab, dass unter den jetzigen 
Verhältnissen Eheerschwenmgen nur zu einer Mehrzahl unehelicher 
Geburten führen würden *^^, so sind doch Heirathsbeschränkungen, 
selbst wo die Erlaubniss zu heirathen nur an das eigene Ersparen 
einer gewissen Summe geknüpft ist, keineswegs geeignet, als Er- 
ziehungsmittel zu dienen. Wo Jemand nicht eher heirathet, als 
bis er so viel erspart hat, um einen Hausstand begründen zu können, 
ist allerdings eine Garantie für das Vorhandensein solcher Charakter- 
tüchtigkeit gegeben, dass die Begründung einer Familie seitens des 
Betreffenden in keiner Weise beanstandet werden kann. Damit ist 
aber keineswegs gesagt, dass durch das gesetzliche Erfordemiss 
solcher Ersparnisse zum Heirathen eine gleiche Tüchtigkeit in den 
Heirathslustigen erzogen würde. Es würde alsdann gespart, bloss 
um die gesetzliche Bedingung zu erfüllen, ähnlich wie ein bestimmtes 
Alter abgewartet wird, wo, was Schaf fle^^^) billigt, dessen Er- 
reichen Heirathserforderniss ist. Für die Selbstbeherrschung der 
Heirathslustigen hätten solche Ersparnisse dann ebensowenig Beweis- 
kraft, wie jenes Abwarten des gesetzlichen Alters, und noch weniger 
kann gefolgert werden, dass nach Wiederbeseitigung des geset^ichen 
Erfordernisses die gesammte Bevölkerung die ehemals gesetzliche Be- 
schränkung factisch beobachten würde. 

Aber bevor von den Einrichtungen die Rede ist, welche dazu 
dienen sollen, um die zum Vorherrschend werden der geforderten 
moralischen Enthaltsamkeit nothwendigen Voraussetzungen zu sichern, 
müssen wir fragen, welche Voraussetzungen denn überhaupt hiezu 
nothwendig sind, und es ergeben sich die zu deren Sicherung 
dienenden Einrichtungen von selbst. 

Die erstd Bedingung, damit die Arbeiter streben durch Selbst- 
beherrschung ihre Zahl zu vermindern, ist, dass sie selbst die Noth- 
wendigkeit einer derartigen Beschränkung ihrer Zahl, um ihre Lage 
zu bessern, erkennen. Die zweite Bedingung ist, dass sie im 
Stande seien, die zukünftige Nachfrage nach Arbeit zu beurtheilen, 
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um ZU wissen, in welchem Grade eine derartige Beschränkung noth- 
wendig sei. Die Nothwendigkeit der ersten Voraussetzung ist 
selbstverständlich. Aber nicht minder nöthig ist, dass der Arbeiter 
beurtheilen könne, ob die wahrscheinliche Zukunft ihm zu heirathen 
gestatte oder nicht, da die Abhängigkeit von Unberechenbarem 
leichtsinnige Heirathen und zahlreiche Nachkommenschaft in den 
niedern Klassen wie in den höhern verursacht. Damit nun die 
Arbeiter zu der nÖthigen Erkenntniss gelangen und besonders damit 
sie die zukünftige Nachfrage beurtheilen können, ist nöthig, dass 
sie im Stande seien, den Arbeitsmarkt zu übersehen. Eine derartige 
Uebersicht aber wäre unmöglich, wären die Arbeiter wirklich eine 
einzige, grosse, unterschiedlose Masse, wie die abstracten Volkswirthe 
annehmen. Der Markt, auf dem die Arbeiter ihre Wäare ausbieten, 
würde alsdann die Gesammtheit der Arbeitgeber und Arbeiter um- 
fassen; er wäre unbegrenzt, und die Folge wäre, dass, statt dass 
die Arbeiter schon durch die Verhältnisse belehrt würden, dass eine 
Verminderung ihrer Zahl und kluge Enthaltsamkeit in Bezug auf 
die Ehe zur Besserung ihrer Lage nothwendig sei, die Ursachen, 
welche ihre Lage bestimmen, ihnen verborgen blieben. Natürlich 
könnte von einer Berechnung der wahrscheinlichen künftigen Nach- 
frage seitens des Arbeiters und' von einer Berücksichtigung derselben 
bei Eingehung von Ehen alsdann nicht die Rede sein. Als einzige 
Hoffnung, dass die Arbeiter zur Erkenntniss der Nothwendigkeit 
der Selbstbeherrschung gelangten, bliebe sonach nur die Zunahme 
der Bildung. Allein die Wirksamkeit dieses Mittels allein muss sehr 
zweifelhaft erscheinen, da die Arbeiter gerade von denen, denen sie 
am Meisten vertrauen, von ihrem Führern häufig belehrt werden 
die Stärke und Hoffnung des Proletariats beruhe auf dessen Ver- 
mehrung, und da ihre nächsten Erfahrungen ihnen als unmittelbare 
Folge der Heirath eine Verbesserung ihrer Lage zeigen. In der 
häuslichen Oekonomie nämlich reicht das Einkommen Zweier vereint 
weiter als getrennt, und in ihren Kindern sehen sie nur Instrumente, 
um das Gesammteinkommen der Familie zu mehren. Allein sind 
auch die ungelernten Arbeiter vielfach die grosse, unterschiedslose 
Masse, als welche die abstracten Volkswirthe sich die gesammte 
Arbeiterklasse denken, und finden wir dem entsprechend unter ihnen 
die geringste Vorsicht im Eheschliessen, so ist doch die gesammte 
Arbeiterklasse weit entfernt, ein solches unterschiedloses Ganzes zu 
sein; vielmehr wäre man versucht zu sagen, es gebe ebensoviel 
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Arbeiterklassen als es Gewerbe giebt Wo nun ein Arbeiter einem 
bestimmten einzelnen Gewerbe angehört, wie z. B. alle die gelernten 
Arbeiter, ist ihm die nothwendige Möglichkeit, den Arbeitsmarkt zu 
übersehen, gegeben. Dieser Markt ist etwas bestimmt Abgegrenztes. 
Das Vorhandensein eines zu grossen Angebots von Arbeit sowie 
dessen Wirkungen sind auf dem abgegrenzten Gebiete leicht er- 
sichtlich. Die Erkenntniss, dass eine Beschränkung des Angebots 
2ur Steigerung des Lohnes führe, drängt sich hier von selbst und 
nothwendig auf. Und ebenso ist es nur hier möglich, dass die 
Arbeiter vor Eingehung von Ehen die Aussichten für die Zukunft 
erwägen. Alles, was zur Abgrenzung des Arbeitsgebiets führt, er- 
leichtert demnach in hohem Maasse das Vorherrschendwerden der 
gewünschten Enthaltsamkeit, ja erscheint als nothwendige Voraus- 
setzung desselben. 

Aber es ist nicht nur nothwendig, dass der Arbeiter die Noth- 
wendigkeit der Selbstbeherrschung zur Besserung der Lage seiner 
Klasse erkenne: er muss auch Willens sein, die nöthige Entsagung 
im Interesse seiner Klasse zu üben, und um solche Gewilltheit zu 
'erreichen, reicht die Behandlung der Frage vom üblichen volks- 
wirthschaftlichen Standpunkt keineswegs aus. Malthus behauptet 
allerdings *''*), es genüge zur Herbeiführung der geforderten Selbst- 
beherrschung die Ansprache des Einzelnen mittelst seines eigenen 
Interesses, und „Jedem, der seine Pflicht getreu erfülle, werde 
voller Lohn werden, wenn auch um ihn noch so viele fehlen'*. 
Allein das Eine ist so wenig zutreiffend wie das Andere. Der 
einzelne Arbeiter hat persönlich wenig oder gar keinen Vortheil 
von seiner Selbstbeherrschung, da deren Wirkungen sich ferst in 
einer viel spätem Zeit geltend machen können. Im Gegentheil; 
es erwächst ihm, wie schon oben bemerkt wurde, häufig directer 
Vortheil aus der Begründung einer Familie. Denken wir aber selbst 
an jene Klasse der Arbeiter, die sich in einer behäbigeren Lage 
befindet, und die deshalb fähig ist sich zu verschlechtern; denken 
wir, ein Angehöriger dieser Klasse suche wirklich die Grösse seiner 
Familie zu beschränken, entweder weil er widerstrebe, seinen ge- 
wohnten Bequemlichkeiten zu entsagen, oder um seinen Kindern 
einige Ersparnisse zum Beginn ihrer Lebenslaufbahn mitzugeben, 
oder weil er wünsche, seiner Frau die elende Plackerei zu ersparen, 
welche eine grosse und beständig zunehmende Familie mit sich 
l)ringt, so würden die Wirkungen seines individuellen Verhaltens 
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auf die Arbeiterzahl auch für die Zukunft vollständig paralysirt 
iverden, so lange die gesammte Arbeiterklasse sich nicht ebenso 
verhielte. Ja die Beschränkung, die er sich selbst auferlegte, würde 
leichtsinniger Denkenden nur um so mehr Möglichkeit geben, sich 
zu vermehren. Es genügt also weder ein Appell an das individuelle 
Interesse, noch vereinzeltes Handeln. Die Nationalökonomie, indem 
sie die Arbeiter auffordert, durch Selbstbeherrschung ihre Lage zu 
bessern, verlässt vielmehr nothwendig ihren egoistischen und indivi- 
dualistischen Standpunkt. Sie muss nothwendig an die moralischen 
Pflichten jedes einzelnen Arbeiters gegenüber seiner ganzen Klasse 
appelliren. Sie verlangt vereintes Handeln und setzt mindestens 
eine factische wenn auch nur stillschweigende Organisation voraus. 
Dem entsprechend haben auch alle Nachfolger von Malthus mit 
Nachdruck betont, dass die Besserung der Lage der Arbeiter mittelst 
Selbstbeherrschung die Bildung eines allgemeinen Pflichtgefühls unter 
ihnen erfordere, einer allgemeinen Meinung, wie J. St. Mill 
sagt ^^^), dass Jemand, der seine Familie rücksichtslos vermehre, 
eine unmoralische Handlung begehe, „so dass jeder Arbeiter jeden 
Andern, der mehr wie die Anzahl Kinder habe, als ihm die Um- 
stände der Gesellschaft zu haben gestatten, betrachte, als ob er 
ihm ein Unrecht zufüge, — als ob er einen Platz ausfülle, den er 
^u theilen berechtigt sei". Das Vorherrschendwerden der geforderten 
Selbstbeherrschung erheischt also vor Allem die Beseitigung aller 
Umstände, welche die Entstehung einer solchen allgemeinen Meinung 
verhindern, und die Schaffung von Verhältnissen, welche die Bildung 
•des geforderten Pflichtgefühls begünstigen. 

Endlich aber setzen wir selbst den Fall, eine Anzahl Arbeiter 
habe die Nothwendigkeit geschlechtlicher Enthaltsamkeit zur Besserung 
der Lage ihrer Klasse erkannt und sei auch bereit die geforderte 
Entsagung im Interesse ihrer Klasse zu üben, so würde doch ihre 
Bereitwilligkeit nicht zur That werden, jene Arbeiter würden auf 
etwaS; was sie doch nur als einen legitimen Genuss betrachten, 
nicht wirklich verzichten, so lange sie wüssten, dass alle Entsagung 
ihrerseits durch Andere, die weniger Gemeinsinn besitzen, neutra- 
hsirt würde. Würden sie aber auch jene Entsagung wirklich üben, 
so würde ihr Verhalten doch vollständig vergeblich sein, wenn ihnen 
nicht die Möglichkeit gegeben wäre, sich gegen die Wirkungen des 
entgegengesetzten Verhaltens Andrer zu schützen. Solcher Schutz 
iann nothwendig sein einmal gegenüber fremden Einwandrern. Soll 
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bei Solcher Einwanderung noch an die Möglichkeit einer Minderung 
des Arbeitsangebots durch Selbstbeherrschung und Vorsicht der 
Arbeiterklasse gedacht werden, so ist ein gleicher sittlicher und 
intellectueller Zustand, und zwar ein sehr hoher Bildungszustand, 
der einwandernden Arbeiterklasse wie der einheimischen nothwendige 
\'oraussetzung. Auch ist dies wirklich die Voraussetzung der ab- 
stracten Volkswirthe, welche nur mit gleichartigen Individuen rech- 
nen. Aber schon Knies hat gesagt und bewiesen ^'% dass „nichts 
deudicher den Irrthum zeigt, für die politische Oekonomie die 
Völker als Summen unterschiedsloser Individuen zu Grunde zu 
legen, als wenn man die wirklichen Individuen der geschichtlichen 
Völker als wirthschaftende Kikfte nebeneinander stellt". Und einen 
Beleg dafür wie wenig die Voraussetzung der Gleichartigkeit zu- 
trifft, wenn die einwandernden Arbeiter einer ganz andern Race 
angehören wie der einheimischen, giebt für England die Ein- 
wanderung irischer Arbeiter. Man hat die Bedeutung dieser Ein- 
wanderung neuerdings zu schwächen gesucht, indem man darauf 
hinwies, dass die Irländer nun nach America mehr als nach Eng- 
land sich wenden^''). Allein richtet sich auch der natürliche Zug 
ihrer Wanderung mehr nach America, so hat die Einwanderung 
nach England doch noch keineswegs aufgehört ^'^, ztunal da sie 
von den Arbeitgebern künstlich genährt wird^'^. Die Sorglosigkeit 
dieser irischen Arbeiter aber in Hinsicht des Heirathens und Kinder- 
erzeugens ist so gross, dass sie beinahe sprüchwörtlich geworden.. 
Gegenüber diesem Missstande haben dann auch englische National- 
ökonomen, welche den Arbeitan Vorsicht und Selbstbeherrschung 
im Heirathen anempfehlen, wie J. St. MilP*°) und Henry Fawcett 
kein Bedenken getragen, die Beschränkimg des Zuzugs fremder 
Arbeiter als möglicher Weise nothwendige Voraussetzung der Besserung 
der Lage der Arbeiter durch das anempfohlene Mittel anzuerkennen. 
„Unzweifelhaft", sagt Fawcett ^^'), „hat jedes menschliche Wesen 
in abstracto ein unzerstörbares Recht, seine Arbeit nutzbar zu 
machen, wo ihm dies gefällt; allein obwohl dieser Satz im Allge- 
meinen wahr, ist es gewagt, eine entschiedene Meinung über seine 
praktische Wahrheit auszusprechen . . Unbeschränkte Einwanderung 
könnte die Wohlfahrt einer Arbeiterbevölkerung vernichten, und 
dieser Schaden würde von keinem compensirenden Vortheil Andrer 
begleitet" . . „Wir widersetzen uns*', können die heimischen Arbeiter 
den fremden zurufen, „eurem Kommen; durch Klugheit haben wir 
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uns in eine bessere Lage gebracht, als in der ihr euch befindet, 
und wir wollen durch euren Mangel an Klugheit nicht leiden." 
Schreckt man nun auch vor einer Beschränkung der Einwanderung 
zurück, welche nur durch Gesetzgebung möglich wäre, so muss man 
doch die Berechtigung gesetzlich nicht verbotener Einrichtungen 
anerkennen, welche dazu dienen, die Arbeiter eines Landes gegen 
ein Verhalten der Angehörigen einer auf ganz andrer Bildungsstufe 
befindlichen Race zu schützen, welches selbst absolute Ehelosigkeit 
der Einheimischen paralysiren würde. 

Aber dieselbe Gefahr wie von Arbeitern, die einer auf einer 
andern Culturstufe befindlichen Race angehören, droht den Arbeitern, 
von denen Selbstbeherrschung überhaupt zu erwarten ist und welche 
sie wirklich üben, oft von andern Arbeitern des eigenen Landes. 
Nicht nur unter den Angehörigen der verschiedenen Völker, sondern 
auch innerhalb eines Volkes unter den Angehörigen verschiedener gesell- 
schaftlichen Klassen und innerhalb der Arbeiterklasse eines Landes 
unter den Angehörigen der verschiedenen Kategorien derselben be- 
steht keine Gleichartigkeit*). Die Arbeiter eines Landes lassen sich 
vielmehr in zwei grosse Kategorien scheiden: in solche, die einen 
Lohn verdienen, der ihnen mit einer gewissen Behäbigkeit zu leben 
ermöglicht, und in solche, welche nur einen zur Lebensfristung ge- 
nügenden Lohn oder nicht einmal diesen verdienen und im letztern 
Falle das Fehlende durch Betteln ergänzen. Der Unterschied fällt 
im Grossen und Ganzen mit der Unterscheidung von gelernten 
und ungelernten Arbeitern zusammen. Während von jenen be- 
häbigeren Arbeitern die geforderte Selbstbeherrschung wirklich einiger- 
maassen geübt wird, ist bei den Angehörigen der zweiten Klasse 
das gerade entgegengesetzte Verhalten die Regel. Nur mit der 
grössten Mühe sind sie im Stande sich selbst zu erhalten. Sie be- 
finden sich in einem Zustande, in dem sie nichts zu verlieren haben, 
und in dem sie keinerlei Rücksichten kennen. Das, was den nur 
einigermaassen Behäbigen vom unvorsichtigen Heirathen abhält, die 
Furcht, seine Kinder in schlechterer Lage zu sehen, als in der er 
selbst sich befindet, ist hier unmöglich vorhanden. Im Gegentheile 
haben sie sogar, wie schon oben erwähnt wurde, unmittelbar gewisse 
Vortheile von ihren Kindern. Während die gelernten Arbeiter Frauen 
und Kinder nicht arbeiten lassen, schicken die ungelernten Frau und 
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Kind in die Arbeit, und zwar die Kinder desto früher je weniger 
der Vater verdient**^. Kommt es ja jetzt selbst noch vor, dass 
Kinder von nur zwei Jahren schon von ihren Eltern an Fabrikanten 
verdingt werden *^^). Dazu kommt noch, dass der einzige diesen 
Leuten zugängliche Genuss der geschlechtliche ist, und so findet es' 
sich denn erfahrungsmässig, dass je hoflfnungsloser die Lage, desto 
zahlreicher leichtsinnige Ehen, und dass je ärmer und herabge- 
kommener die Eltern; desto zahlreicher die Kinder***). Schon 
Montesquieu sagt **^) von den Leuten, die gar nichts haben, wie 
die Bettler, dass sie viele Kinder haben, da es dem Vater nichts 
koste sein Gewerbe seinen Kindern zu lehren, welche schon bei der 
Geburt Werkzeuge dieses Gewerbes sind. Will man nun, dass die 
Arbeiter bestrebt seien durch Selbstbeherrschung ihre Lage zu ver- 
bessern; so muss man nothwendig auch die Schutzmaassregeln wollen, 
durch welche die dieser Aufforderung Folgenden sich selbst schützen 
gegen das entgegengesetzte Verhalten Jener, welche in Verhältnissen 
und Bildung ^ ebenso verschieden von ihnen sind, wie die Arbeiter 
einer andern, auf verschiedener Stufe der Civilisation befindlichen 
Race. 

Als Resultat dieser Betrachtimg ergiebt sich also, dass, um das 
Streben der Arbeiter hervorzurufen, durch Selbstbeherrschung ihre 
Zahl zu beschränken und so die Lage ihrer Klasse zu bessern, vor 
Allem Einrichtungen nothwendig sind, welche den Arbeitern die 
Erkenntniss von der Nothwendigkeit der geforderten Selbstbeschrän- 
kung zur Besserung ihrer Lage aufdrängen, und welche sie das 
Maass erkennen lassen, in welchem eine Beschränkung ihrer Zahl 
erfordert wird; ferner solche Einrichtungen, welche die allgemeine 
Bereitwilligkeit die geforderte Entsagung zu üben, erwecken und die 
Entstehung einer allgemeinen Meinung der Arbeiter, dass dieselbe 
Pflicht sei, begünstigen; endlich solche, durch welche die der Mal- 
thus'schen Forderung Folgenden gegen das entgegengesetzte Ver- 
halten andrer Arbeiter geschützt werden. 

Als eine Maassregel zur Herbeiführung der gewünschten Selbst- 
beherrschung haben John Stuart Mill und Andere für die Länder 
mit grossem Grundbesitz die Verwandlung der Taglöhner in kleine 
selbständige Bauern empfohlen, und allerdings erfüllt das Grund- 
eigenthum in hohem Maasse die drei erörterten Bedingungen. Der 
Bauer ist in der Lage den durchschnittlichen Ertrag seines Grund- 
stücks genau zu ermessen. Er weiss, dass derselbe nur eine 
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beschränkte Anzahl von Menschen zu erhalten im Stande ist. Er 
kann die Anzahl dieser Menschen berechnen. Sein Interesse, seine 
eigene Lage und die seiner Kinder nicht zu verschlechtern, führt 
ihn dazu seine Familie nicht über dieses Maass zu vermehren; und 
so lange das Gnindeigenthum überhaupt staatlich geschützt ist, ist 
er gewiss, dass sein Verhalten zur Sicherung seiner Lage und der 
Zukunft seiner Kinder nicht durch das entgegengesetzte Benehmen 
Andrer paralysirt werde. Dem entsprechend findet sich auch in 
Ländern mit kleinen bäuerlichem Grundbesitze wie in der Schweiz, 
in Norwegen und Frankreich eine viel geringere Zunahme der länd- 
lichen Bevölkerung als in England mit seinen grossen Grundbesitzern 
und seinen Schaaren besitzloser Tagelöhner ^^ ). 

Allein eigentlich lässt sich diese Einrichtung nicht als Mittel 
zur Verbreitung grösserer Vorsicht unter den Arbeitern bezeichnen. 
Vielmehr hören die Arbeiter gerade durch ihre Durchführung auf, 
blosse Arbeiter im technischen Sinne zu sein. Dann aber erstreckt 
sich ihre Wirksamkeit nur auf die ländlichen Tagelöhner. Die Ar- 
beiter in der gewerblichen Industrie lässt sie ganz unberührt. Dieselbe 
Wirksamkeit aber wie der kleine Grundbesitz für die ländlichen 
Tagelöhner haben die Gewerkvereine für die gewerblichen Arbeiter. 

Der Gewerkverein erstens fasst alle zu einem Gewerbe Ge- 
hörigen in einem Vereine zusammen oder hat wenigstens die Ten- 
denz sie Alle in einem Vereine zusammenzufassen. Abgesehen 
davon, dass die Gewerkvereine, wie wir sahen, auch danach streben, 
dass Niemand ein Gewerbe betreibe, das er nicht regelmässig er- 
lernt hat, führt schon dieses Zusammenfassen zu einer Abgrenzung 
eines bestimmten Gebietes in Mitten des allgemeinen Arbeitsfeldes; 
Die so vereinten und zusammengehörigen Arbeiter werden durch 
die Thätigkeit ihres Vereins dann gewohnt ihre allgemeine Lage 
als Gewerbe zu überblicken. Wie der Bauer den wahrscheinlichen 
Ertrag seines bestimmten Feldes sind sie im Stande die wahrschein- 
liche Nachfrage in ihrem abgegrenzten Gewerbe und dessen Er- 
nährungsfähigkeit zu* beurtheilen; und gegenüber der Erkenntniss 
der Beschränktheit der Nachfrage nach Arbeit drängt sich die Noth- 
wendigkeit einer Beschränkung des Angebotes derselben unvermeid- 
lich auf. Auch zeigen die eben erörterten Maassregeln der Ge- 
werbepolitik der Gewerkvereine, dass sie diese Nothwendigkeit längst 
erkannt haben, und schon J. St. Mill erklärt ^*^ das Vorherrschen 
grösserer Vorsicht rücksichtlich der Ehe seitens der gelernten Ar- 
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heiter aus Verhältnissen, welche durch die eben unter diesen Ar- 

m 

heitern bestehenden Gewerkvereine hervorgerufen werden, nämlich 
aus der Begrenzung ihres Arbeitsfelds, aus ihrer Gewohnheit ihre 
allgemeine Lage zu überblicken, aus einem bessern Verständniss 
ihrer gemeinsamen Interessen und aus ihrem höheren Einkommen, 
welches ihnen möglich macht, etwas zu verlieren. 

Als zweites Erforderniss nannte ich die Bereitwilligkeit der Ar- 
beiter die geforderte Entsagung zu üben. Nun wird gewiss Alles, 
was die Behäbigkeit des individuellen Arbeiters vermehrt, was ihn 
zur Wirthschaftlichkeit und zur Vorsorge für die Sichenmg seiner 
Existenz erzieht, also eine Reihe von verschiedenen Vereinen der 
Arbeiter wie Consum vereine, Sparkassen, Baugenossenschaften und 
andre ähnliche Einrichtungen den Sinn des Arbeiters für die ge- 
forderte Entsagung vermehren. Allein gleich starke Trieb fe dem zu 
solcher Selbstbeherrschung wie das Eigenthum für den kleinen 
Grundeigenthümer giebt es nicht für den individuellen Arbeiter in 
den Gewerben; und was individuelles Verhalten angeht, so bleibt es, 
wie schon oben bemerkt wurde, stets wirkungslos für die Hebung 
der Klasse. Der gewerbliche Arbeiter hat überhaupt keine abge- 
rundete individuelle wirthschaftliche Existenz ähnlich dem Eigen- 
thümer. Er hat in wirthschaftlicher Beziehung gar nicht als indivi- 
duelle Persönlichkeit, sondern nur als Exemplar einer ganzen Gattung 
Bedeutung. Dem entsprechend ist das, was erfordert wird, die 
Bildung einer allgemeinen Meinung unter sämmtlichen Exemplaren 
dieser Gattung, dass die geforderte Selbstbeherrschung eine Pflicht 
jedes Einzelnen sei gegenüber dem Ganzen, von dem er ein Theil 
ist. Alles, was den Arbeiter dahinführt, seine Klasse als ein Ganze.* 
zu betrachten mit gemeinsamen Interessen und Endzielen der Theile, 
Alles, was ihn daran gewöhnt, seine individuellen Wünsche und 
Neigungen zu opfern, sobald sie der Wohlfahrt des Ganzen wider- 
sprechen, muss dazu dienen, dieses Pflichtgefühl zu erwecken. Wie 
nun der Gewerkverein überhaupt ein besseres Verständniss der Ar- 
beiter für ihre gemeinsamen Interessen wachruft, wie die Coalition 
allein insbesondere die Nothwendigkeit ihre Zahl zu beschränken 
der Masse der Arbeiter klar zu machen im Stande ist, so verlangt 
auch die ganze gewerbliche Politik des Gewerkvereins ein stetes 
Unterordnen des Interesses des Einzelnen unter die Wohlfahrt Aller, 
und demnach ist von allen bisher aufgetauchten Einrichtungen der 
Gewerkverein die einzige, als deren natürliche Folge die Erziehung 
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zu dem zur geforderten Selbstbeherrschung nÖthigen Pflichtgefühl 
und die Bildung der geforderten allgemeinen Meinung der Arbeiter 
mit Sicherheit zu erwarten ist^^^. 

Endlich drittens verleihen die Gewerkvereine den wirklich Selbst- 
beherrschung Uebenden den zur ökonomischen Wirksamkeit ihres 
Verhaltens nöthigen Schutz. Ich verstehe unter diesen Schutzmitteln 
natürlich nicht die Gewaltthätigkeiten, mittelst deren die englischen 
Gewerkvereine sich häufig dem Eindringen irischer Arbeiter wider- 
setzten. Pollard-Urquhart erzählt**^), dasS; als die Irländer 
zuerst in beträchtlicher Anzahl nach England kamen, die Noth- 
wendigkeit, sich gegen gefürchtete Gewaltthätigkeiten der Gewerk- 
vereine zu schützen, sie veranlasste, in den sogenannten ^,Rookerüs 
of London*'*' zusammenzuwohnen, und dass erst, seitdem sie vorzüg- 
lich als ungelernte Arbeiter beschäftigt wurden und damit der Anlass 
zu Collisionen genommen wurde, die Feindseligkeiten verschwanden. 
Erwägt man auch die Gefahr, welche den englischen Arbeitern von 
dem Einströmen der Irländer drohte, so lassen sich solche Unge- 
setzlichkeiten zwar erklären, niemals aber entschuldigen. Ein ge- 
setzlich nicht verbotenes Mittel dagegen, durch welches die eng- 
lischen Gewerkvereine sich gegen die Wirkungen des leichtsinnigen 
Verhaltens sei es von Angehörigen andrer Racen oder tieferer 
Klassen schützen, ist die erörterte Beschränkung der Befugniss zum 
Gewerbbetriebe. 

Dass schon Adam Smith gegen die Ungerechtigkeit dieser 
Beschränkung vom Standpunkte abstracter Menschenrechte geeifert 
hat und die Mehrzahl der Theoretiker seit ihm seiner Verwerfung 
derselben gefolgt ist, wurde schon oben^) gezeigt. Allein schon 
•dort zeigte die nähere Untersuchung der Verhältnisse der Wirklich- 
keit, dass diese Beschränkung, statt eine die Erwachsenen von der 
Arbeit ausschliessende Schranke zu sein, ein Schutz ist gegen die 
Ersetzung von Erwachsenen durch Unerwachsene. Aber auch ab- 
gesehen hievon rechtfertigt eine weitere Betrachtung der Wirklich- 
keit und zwar von keinem Geringem als von John Stuart Mill 
jene Beschränkung als nothwendigen Schutz der Klugen gegen das 
Verhalten der Unklugen. „Bisher", sagt der berühmte Philosoph ^^°) 
^,war die Trennung der verschiedenen Arten von Arbeitern so voll- 
ständig und die Demarkationslinie zwischen ihnen so scharf gezogen, 
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dass sie beinahe gleichbedeatend ist mit einer erblichen Verschieden- 
heit der Kaste. Jede Beschäftigung rekmtirt sich hauptsächlich ans 
den Kindern der bereits in ihr oder in Beschäfdgangen desselben 
Rangs und derselben gesellsdiaftlichen Achtong Beschäftigten oder 
ans den Kindern von Personen, die, wenn anch orsprünghch von 
geringerem Range, erfolgreich waren, in ihren Anstrengxmgen sich 
selbst emporzuheben *). Folglich wurde der Lohnsatz einer jeden 
Klasse bisher mehr durch die Zunahme ihrer eigenen Bevölkerung 
geregelt, als durch die Volksvennehrung des ganzen Landes . » 
Wenn der Lohn der gelernten Arbeiter um so viel höher bleibt als 
der der ungelernten, so ist der Grund hievon der, dass die gelernten 
Arbeiter eine weisere Klasse sind, die nicht so früh und rücksichtslos 
heirathen wie jene. Würden aber die Ldirlingsbeschränkungen be- 
seitigt, so würde eine Tendenz entstdien, die untern Klassen der 
gelernten Arbeiter unter den Einfluss eines Zunahmeverhältnisses zu 
bringen, das von geringeren Ansprüchen ans Leben bestimmt würde, 
als die ihrigen sind, und so ihre Lage zu verschlechtem ohne die 
der grossen Masse zu heben . . Lehrlingsbeschränkungen '^') er- 
scheinen demnach'' (wie auch ähnlich das Eigenthum) „lediglich als 
Verschanzungen eines bestimmten Platzes gegen die Einfalle der 
Ueber\'ölkerung und als IVIittel den Lohn einer Klasse abhängig zu 
machen von deren eigenem Zunahmeverhältniss anstatt von dem 
einer leichtsinnigeren und unvorsichtigeren Klasse. Was beim ersten 
Anblick als die Ungerechtigkeit des Ausschlusses des zahlreicheren 
Theiles vom Gewinn von verhältnissmässig Wenigen erscheint, ver- 
schwindet bei der Erwägung, dass Erstere durch ihre Zulassung ihr 
Loos für nicht länger als niu: kurze Zeit bessern \^'ürden; die einzig 
dauernde Wirkung ihrer Zulassung würde in der Herabdrückung 
der Uebrigen auf ihr Niveau bestehen." Eben hiedurch aber zeigt 
sich die Bedingung nicht erfüllt, durch welche selbst Adam Smith 
das Recht jedes Einzelnen, seine Arbeitskraft * nach Belieben zu 
gebrauchen, beschränkt wissen wollte, nämlich die, dass dem Näch- 
sten durch den Gebrauch kein Schaden geschähe ^^^. Die Be- 
seitigung der Lehrlingsbeschränkungen würde ähnlich wirken, wie 
wenn Communismus an die Stelle des Eigenthums träte ^^^). 

John Stuart Mill also zieht consequenter als Fawcett die 
Folgerungen aus seiner Rechtfertigung von Beschränkungen der 
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Einwanderung. Wie nach Fawcett nur die einheimischen Arbeiter 
den fremden, erscheinen nach Mill auch die gelernten berechtigt 
den ungelernten Arbeitern zuzurufen*): „Durch Klugheit haben wir 
ims in eine bessere Lage gebracht wie ihr, und wir wollen durch 
euern Mangel an Klugheit nicht leiden". Und Fawcett's Verur- 
theilung der Gewerkvereine vom Standpunkte abstracter Menschen- 
rechte ^), weil die Gewerkvereine Andre verhinderten, ihre Arbeits- 
kräfte nach Belieben nutzbar zu machen, erscheint demnach hin- 
fallig, denn gewiss ist es „gewagt, eine entschiedene Meinung über 
die praktische Wahrheit jener abstracten Rechte zu äussern". 

Aber die Lehrlingsbeschränkungen sind nicht nur nöthig, um 
die Wirksamkeit der Selbstbeherrschung der arbeitenden Klassen zur 
Besserung von deren Lage zu sichern. Sie haben auch die Rück- 
wirkung, diese Selbstbeherrschung selbst wieder zu fördern, indem 
die ständige Regelung und Beschränkung des Angebotes von Arbeit 
nach der Nachfrage das Bewusstsein von der Nothwendigkeit jener 
ßelbstbeherrschung verstärkt, indem sie den Arbeitern fortwährend 
vor Augen führen, in welchem Maasse nur ein Gewerbe eine Zu- 
nahme dieses Angebotes erheischt, und indem die Sicherheit der 
Wirksamkeit der Selbstbeherrschung ihre Bereitwilligkeit solche zu 
üben verstärkt. 

Betrachtet man Gewerkvereine und Beschränkungen des Gewerb- 
betriebs so mit Rücksicht auf die Malthus'sche Lehre, so erscheinen 
auch die alten Handwerkergilden mit ihren Beschränkungen in an- 
derm Lichte. Es ist sehr charakteristisch, dass in den ältesten 
Gildestatuten die directe und indirecte Beschränkung der Meisterzahl 
fehlt, und dass wir erst Ende des 13. und im Laufe des 14. Jahr- 
hunderts Erschwerungen . des Meisterwerdens begegnen ^), Ist es 
nämlich heutigen Tags noch gewöhnlich, dass die Kinder eines 
Arbeiters das Gewerbe des Vaters ergreifen, so herrschte diese Ge- 
wohnheit unzweifelhaft in noch höherem Maasse in den ersten Zeiten 
des Zunftlebens vor, als das Gewerbe noch lediglich im Hause betrie- 
benes Handwerk war. Das Einkommen aus dem Gewerbbetrieb 
wurde damals durch das Zunahmeverhältniss der Mitglieder des 
Gewerbes geregeh; und wir dürfen mit Wahrscheinlichkeit annehmen, 
dass dasselbe im Verhältniss zum Fortschreiten des Gewerbes stand. 
Denn vergegenwärtigt man sich jene arbeitsamen, sparsamen und 
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klugen Handwerker des Mittelalters^ so darf man sicher sein, dass 
sie die von Malthus gewünschte Vorsicht rücksichtlich der Ehe 
in hohem Maasse übten. Um das 14. Jahrhundert nun waren sdion 
Unterschiede in den Vermogens>'erhältnissen der verschiedenen Ge- 
werbe entstanden. Auch lockte der Aufschwung einzelner Gewerbe, 
besonders der Wollengewerbe, aUenthalben eine grosse Anzahl von 
Hörigen nach den Städten. Dadurch entstanden in der Handwerks- 
bevölkerung einer Stadt verschiedene Abstufungen mit verschiedener 
sittlicher Bildung, verschiedenem Selbstbewusstsein, verschiedenen 
Ansprüchen ans Leben, und ohne Beschrankungen mussten die Ver- 
hältnisse der verschiedenen Klassen der städtischen Handwerker von 
der Zunahme von Klassen beeinflusst werden, die von ihnen selbst 
in Bildung, Anschauungen und Interessen völlig verschieden waren. 
Dadurch wurde aber nicht nur ihr Einkommen bedroht, sondern 
auch die siegreiche Durchführung der von den vornehmsten Klassen 
der Handwerker im Interesse des ganzen Handwerkerstandes um 
politische Freiheit und politische Gleichheit begonnenen Kämpfe 
wurde gefährdet. In ihrem Einkommen mussten aber jene Gewerbe 
besonders, welche, nicht von gleichem Aufschwung wie andere er- 
griflfen, keine Veränderung in den Productionsverhältnissen erlitten 
hatten, die Wirkungen der Zunahme der Bevölkerung fühlen. Es 
ist deshalb erklärlich, warum wir schon im 14. Jahrhundert Er- 
schwerungen des Meisterwerdens begegnen; warum, während früher 
ein Lehrling sofort nach Vollendung der Lehrzeit Meister werden 
konnte, nun das Arbeiten als Geselle während einer bestimmten 
Anzahl von Jahren gefordert wurde; warum wir Lehrlingen begegnen, 
bestimmt Meister zu .werden, und Knechten ohne diese Aussicht, 
welche nicht wie jene im Gewerbe unterrichtet werden; warum um 
jene Zeit eine von den Meistern verschiedene Arbeiterklasse zu ent- 
stehen beginnt. Erklärlich erscheinen aber besonders die mit den 
übrigen Erschwerungen des Meisterwerdens auftauchenden Beschrän- 
kungen der Lehrlingszahl, und wie so häufig Bestimmungen des 
positiven Rechts nichts weiter sind als Krystallisationen der in einem 
gegebenen Momente herrschenden thatsächlichen Verhältnisse, so 
darf man vielleicht aus den in den Statuten der verschiedenen Zünfte 
vorkommenden verschiedenen Zahlen von Lehrlingen und Knechten, 
auf welche die Meister beschränkt wurden, schliessen, dass diese 
Zahlen das Bedürfniss der verschiedenen Gewerbe nach Arbeitskräften 
bezeichnen. Finden wir andrerseits in einzelnen Zünften noch im 
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14. Jahrhundert keine Beschränkung der Lehrlingszahl*), so dürfen 
^vir vielleicht annehmen, dass die betreffenden Gewerbe, ähnlich wie 
die modernen englischen Baugewerbe, deren Gewerkvereine die 
Lehrlingszahl nicht beschränken, weil sie im Stande sind die über- 
schüssige Arbeit vieler andrer Gewerbe zu beschäftigen, noch keiner 
Beschränkung bedurften. Endlich, wenn wir schon in jener frühen 
Zeit, — ich meine nicht erst in den von Monopolgeist erfüllten 16. 
und 17. Jahrhunderten, — Beschränkungen der Mitgliedschaft auf 
die Kinder der Gewerbsgenossen begegnen^), so dürfen wir dies 
mit Wahrscheinlichkeit als die Fixirung des vorher bereits that- 
«ächlich bestehenden Verhältnisses, dass sich jene Gewerbe stets 
aus den Kindern der darin Beschäftigten rekrutirten, betrachten. 

Wie es sich aber auch mit der Richtigkeit dieser Hypothesen 
verhalten mag, jedenfalls ist richtig, dass wir von keiner Ueber- 
völkerung in den Gewerben zu Zeiten der Handwerkergilden hören ^ •''*). 
Wie aber die Nachtheile, welche die Beseitigung der alten Gewerbs- 
organisation mit sich brachte, die Gewerbvereine hervorriefen, so 
werden diese Nachfolger der alten Gilden auch in dieser Beziehung 
an deren Stelle treten, und wie die Zünfte in früherer Zeit, so sind 
die Gewerkvereine von heute die einzige Institution, von der die 
Durchführung der Malthus'schen Forderung auf natürliche Weise zu 
erwarten ist. Es ist nur zu bedauern, dass sich die Wirksamkeit 
derselben nicht auch auf die ungelernten Arbeiter erstreckt. Wo 
die Zahl der letztem grösser ist als die Nachfrage nach ihrer Arbeit, 
genügen organische Einrichtungen nicht zur Abhülfe; es sind da 
ausserordentliche Maassregeln, ähnlich den von Mi 11 vorgeschlagenen, 
Avie staatlich organisirte Colonisation u. dgl., noth wendig ^^^). Wo 
die Anzahl der Ungelernten dagegen der Nachfrage nach ihrer 
Arbeit entspricht, haben die Gewerkvereine auch, auf sie eine gün- 
stige Wirkung, wenn sie auch nur die gelernten Arbeiter zur Selbst- 
beherrschung erziehen; denn wie Mi 11 in seiner Schrift „lieber die 
Freiheit*^ sagt^^^): „Wo immer eine Klasse über alle andern hervor- 
ragt, bildet sich das allgemeine sittliche Bewusstsein zum guten Theile 
nach ihren Vorurtheilen und nach dem Bewusstsein der Ueberlegenheit 
dieser Klasse". Ebendeshalb aber ist Oekonomisten , welche, obwohl 
sie den Arbeitern Selbstbeherrschung als Mittel zur Besserung 
ihrer Lage empfehlen, gegen die Anwendung des hier erörterten 
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einzigen Mittels, um ihren Rath zu verwirklichen, Einwendungen 
erheben, mit Malthus^^^ zu erwidern: „Betrachtet man die 
Unannehmlichkeiten, die mit der Seltenheit der Arbeiter für die 
Käufer der Arbeit verbunden [sein würden, auch von der ungün- 
stigsten Seite, so ist es offenbar, dass die Reichen, wenn sie sich 
den Uebelstand, der mit Erreichung des Zwecks, den sie nach ihrer 
Versicherung erreicht wünschen (nämlich mit der wesentlichen und 
dauernden Verbesserung des Zustands der Armen), unvermeidlich 
verknüpft ist, nicht gefallen lassen wollen, es mit ihrer Versicherung 
nicht ernstlich gemeint haben können. Ihr Wohlwollen gegen die 
Annen ist dann entweder kindisches Spiel oder Verstellung, dient 
entweder nur zu ihrem Zeitvertreib oder dazu, den gemeinen Mann 
mit blossen Aufmerksamkeitsbezeugungen zufrieden zu stellen. Ein« 
mal wünschen, den Zustand des Armen wirklich zu verbessern und 
sie in Stand zu setzen, sich eine grössere Menge von den Bedürf« 
nissen und Behaglichkeiten des Lebens anzuschaffen und ein ander- 
mal, über den hohen Arbeitslohn zu klagen, ist gerade, was der 
alberne Junge thut, wenn er seinen Kuchen weggiebt und ihn gleich 
darauf heulend wiederverlangt. Wenn eine übermässige Menge 
Arbeiter ihre Hände anbietet, so ist es schlechterdings unmöglich, 
dass ein Jeder reichlich belohnt werden kann. Die Geschichte 
liefert durchaus kein solches Beispiel, und dergleichen selbst zu 
fingiren verräth eine grosse Unkenntniss der einfachsten Grundsätze 
der Volkswirthschaftslehre". 

4. Die englischen Gewerkvereine und die Auswan- 
derung. — Ich komme jetzt zu der letzten Zuflucht der Arbeiter, 
wenn der Lohn dauernd tiefer sinkt, als mit ihrem Standard of 
Life sich vereinigen lässt, zu der Auswanderung. Selbstverständlich 
habe ich hier nicht die ganze Auswanderungsfrage zu erörtern. 
Uns interessirt hier nur, wie die Gewerkvereine sich zur Aus- 
wanderung stellen. Was aber die Gewerkvereine angeht, so ist 
schon aus dem ersten Bande*) bekannt, dass die Unterstützung der 
Auswanderung zu ihren Bestrebungen gehört. In der Eisenindustrie 
verwenden die Gewerkvereine in der That beträchtliche Summen 
auf Unterstützung der Auswandernden^), aber die Wirkung auf das 
Arbeiterangebot ist gering*^). Auch erklären es Gewerkvereins- 
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secretäre selbst für einen ganz vergeblichen Versuch, wollten die 
GewerkvereJne durch Auswanderung das Arbeitsangebot erheblich 
verringernd''^). Uebrigens wurde die ganze Auswanderungsfrage 
von den Gewerkvereinen im Allgemeinen bisher nur lässig behandelt, 
eben weil, wie das Beispiel der Maschinenbauer zeigt*), das Be- 
dürfniss danach bisher nicht gross war. Sollten einmal die im 
ersten Bande bezeichneten*) Bedingimgen eintreten, von denen die 
Maschinenbauer ihr energisches Eingreifen abhängig machen, so ist 
kein Zweifel, dass ihre Organisation auf» den Arbeitsmarkt erheblich 
einwirken kann. 

Trotzdem, dass dieses Bestreben der Gewerkvereine durch Aus- 
wanderung das Arbeitsangebot zu mindern, von den meisten National- 
ökonomen gebilligt wird, war auch dies der Anlass zu heftigen An- 
griffen auf die Gewerkvereine seitens derjenigen, die sie sonst stets 
durch Sätze der vulgären Nationalökonomie zu bekämpfen bereit 
sind. Die Angabe der Gründe solcher Angriffe lässt an Offenheit 
nichts zu wünschen übrig. So schrieb vor mehreren Jahren der 
Standard^^^), das Organ der conservativen Partei, indem es die 
Auswanderung bekämpfte, ganz im Gegensatze zu den oben citirten 
Worten, mit denen ihr Gesinnungsgenosse Malt hus aufs Schlagendste 
sein Wohlwollen für die Armen gegenüber seinen Verläumdem be- 
weist: „Eine zahlreiche Bevölkerung, in einem civilisirten Lande 
nothwendig für die Behaglichkeit Aller, ist unentbehrlich für die 
Reichen, wenn sie ihren Reichthum geniessen und durch ehrbare 
Mittel vergrössem wollen. Eine zahlreiche Bevölkerung macht die 
Arbeit reichlich und deshalb verhältnissmässig billig; und gleichviel 
ob der Wunsch ist, die Arbeit dem Genüsse oder dem Gewinne 
dienstbar zu machen , je zahlreicher die Bevölkerung ist , desto 
grössere Leichtigkeit gewährt sie für das Eine wie das Andre". 
Im gleichen Sinne denuncirt ein Hüttenbesitzer die Gewerkvereine 
der Hüttenarbeiter aufs Lebhafteste vor der kgl. Commission ^), weil 
sie die Auswanderung unterstützten, um den Arbeitsmarkt zu ver- 
mindern, bis ihn Merivale, der bekannte Schriftsteller über Colo- 
nien und Mitglied der kgl. Commission, auf das Verdienstliche dieses 
Bestrebens aufmerksam macht *^). 

Ich habe, obwohl die allgemeine Meinimg die Auswanderung 
billigt, erhebliche Bedenken gegen die Auswanderung gelernter 
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Albeiter unter normalen Verhältnissen. In dem dritten Kapitel 
-'ii. Abschn.; dieses Bandes werde ich auf diesen Gegenstand zurück- 
kommen. 

IV. Die Regelung der Nachfrage nach Arbeit 
I. Monopolistische Bestrebungen einzelner Gewerk- 
vereine. — Die Kachfrage nadi Arbeit ist nicht Sache des Ar- 
beiters. Nichtsdestoweniger ist sie ab der andre die Verkaufs- 
bedingungen bestinunende Factor für ihn von der grossten Be- 
deutung, und offenbar würde es ihm den grossten Vortheü gewähren, 
wären die Käufer gezwungen seine Arbeit zu kaufen. Einen solchen 
Zwang bewirkten die mittelalterlichen Bannrechte der Zünfte. Etwas 
Aehnliches aber wie diese Bannrechte besteht noch heute unter den 
Steinmetzen, den Sandstein- und den Backsteinmaurem und den 
Zieglem in einzelnen Theilen von England. So weigern sich an 
manchen Orten die Steinmetzen und Sandsteinmaurer zu arbeiten, 
wenn Steine gebraucht werden, die in dem Steinbruche bereits zu- 
behauen oder polirt worden sind*). An manchen Orten haben die 
Ziegler durch Vereinbarung die Gegend unter sich vertheilt, und 
erlauben weder den Verbrauch von Backsteinen, welche ausserhalb 
ihres Districtes gebrannt wurden, noch die Ausfuhr der von ihnen 
selbst gefertigten Ziegel^). Die Backsteinmaurer weigern sich häufig 
mit Backsteinen zu mauern, welche nicht innerhalb ihres bestinmiten 
Bezirks gefertigt wurden*^). Thornton hat in seinem Buche ^^**) 
ziemlich alle einzelnen vor der kgl. Conmiission vorgebrachten Fälle 
aufgeführt; und gewiss, Niemand wird etwas gegen seine Ver- 
urtheilung solch engherzigen gewerblichen Egoismus' einwenden. 
Allein darin ist seine Darstellung unrichtig, dass nach ihr diese 
unentschuldbaren Maassregeln als für die Gewerkvereine im Allge- 
meinen charakteristisch erscheinen- Sie finden sich jedoch bei 
keinem einzigen andern Gewerbe, als bei den Steinmetzen, Zieglem 
und Maurern und an einem Orte bei den Anstreichern. Die ge- 
werblichen Vereinigungen der Arbeiter in diesen Gewerben sind aber 
bekanntlich die ältesten und halten am zähesten am Altherkömm- 
lichen fest. Dabei sind die Arbeiter der genannten Gewerbe noto- 
risch die bomirtesten der englischen Arbeiter^). Allein trotzdem 
finden sich auch unter ihnen diese Bestrebungen nicht überall. Sie 
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fehlen z. B. gänzlich in London*). Und endlich haben die Arbeits- 
kammern, wo sie eingeführt wurden, dazu geführt, dass die Arbeiter 
selbst von dem Unsinnigen solcher Regeln überzeugt wurden und 
in deren Beseitigung einwilligten^). 

2. Die englischen Gewerkvereine und die Maschinen. — 
Ein weiterer Versuch der Arbeiter, sich Nachfrage nach Arbeit zu 
sichern, war ihr früher allgemeiner Widerstand gegen die Einführung 
von Maschinen. Das Widerstandsmittel bestand indess nicht in 
Arbeitseinstellungen; denn Leute, die schon ausser Arbeit sind,, 
können die Arbeit nicht einstellen. Es war die Rebellion von Ver- 
hungernden. Die bedeutendste darunter -war die der Strumpfwirker 
von Nottingham im Jahre 1812 „Diese Leute waren", wie Byron 
sagte ^^^), „bereit zu graben, aber der Spaten war in andern Händen; 
sie schämten sich nicht zu betteln, aber es gab Niemanden sie zu 
unterstützen; ihre eigenen Existenzmittel waren ihnen abgeschnitten, ' 
alle andern Gewerbe waren überfüllt, und ihre Ausschreitungen, so 
beklagens- imd verdammenswerth sie auch waren, konnten nicht 
überraschen . . Wären in den ersten Stadien dieser Unruhen ge- 
eignete Berathungen gepflogen worden, wären die Beschwerden der 
Arbeiter und die der Arbeitgeber (denn auch diese hatten ihre 
Beschwerden) gerecht untersucht und billig erwogen worden, so 
hätten noch Mittel gefunden werden können, um die Arbeiter der 
Arbeit und dem Lande die Ruhe wiederzugeben". Allein die Re- 
gierung war allzusehr durch auswärtige Politik beschäftigt, und 
„nach Monaten von Unthätigkeit und nach Monaten des Handelns, 
schlimmer als Unthätigkeit, kam zuletzt das grosse Specificum, das' 
nie fehlbare Universalrecept aller Staatsquackscilber von den Tagen 
Draco's bis auf unsre Tage'*. Es wurde ein besonderes Gesetz 
erlassen, das die Zerstörung von Maschinen mit dem Tode bestrafte. 
Gewiss eine ewige Schmach in der Geschichte der Grossindustrie 
und eine Barbarei, die wir heute für im 19. Jahrhundert unmöglich 
erklären würden, wäre nicht Byron's grossherziger, Indignation und 
Talent sprühender Protest in unsern Händen! 

. Wenn auch nicht durch Zerstörung von Maschinen, so haben 
die Arbeiter seitdem noch oft sich deren Einführung widersetzt, 
meist von der bornirten Anschauung aus, sie könnten diese Ein- 
führung dadurch verhindern. Später aber formulirten die Arbeiter 
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auch andre Forderungen. Man ging von der ökonomischen Idee 
aus, dass die grosse Arbeiterbevölkerung durch den Aufschwung der 
Industrie hervorgerufen worden sei, dass die Zunahme der Arbeiter- 
zahl nur ein Anpassen war an die Bedürfnisse der Gesellschaft und 
ein Hören und Folgeleisten auf ihren Ruf^"^^. Da man die Gesell- 
schaft also für das Dasein der Arbeiter mitverantwortlich hielt, da 
sie den Vortheil von deren Vorhandensein zog, so verlangte man, 
dass die Gesellschaft so lange auf den Vortheil von der Einführung 
der Maschinen, auf die billigeren Preise, verzichte und so die 
arbeitslos Gewordenen noch weiter zu beschäftigen ermögliche, bis 
diese in andern Beschäftigungen untergebracht seien ^'^^). Was nun 
immer an dieser Forderung berechtigt gewesen sein mag, was un- 
berechtigt, jedenfalls war sie undurchführbar in einem gewerblichen 
Systeme auf Grundlage freier Concurrenz. Auch gaben die Arbeiter 
selbst den Widerstand gegen Maschinen als etwas Hoffnungsloses 
allmählich auf. Die letzten Reste dieses Widerstands zeigten sich 
in den Jahren 1857 — 9 bei den Schuhmachern von Northampton- 
shire^"^"^). Allerdings wird den Gewerkvereinen im Allgemeinen auch 
jetzt noch häufig nachgesagt, sie widersetzten sich gegen die Ein- 
führung von Maschinen, wie ja auch Bitzer^"*^) das Märchen, dass 
der Grund des Streites der Vereinigten Maschinenbauer von 1852 
der Widerstand gegen Maschinen gewesen sei, trotz meiner Wider- 
legung desselben im ersten Bande aufs Neue aufgetischt hat. Allein 
vor der kgl. Commission konnten diese Angaben in keiner Weise 
begründet werden. Die einzigen Angaben*), welche dahin zielten, 
zerfielen bei näherer Prüfung in Nichts^). Und selbst unter den 
Strumpfwirkern von Nottingham, unter denen nach solchen Gesetzen, 
wie das von 1812, die Erbitterung gegen Maschinen begreiflicher 
Weise nie ganz aufgehört hatte, hat die Arbeitskammer Mundella's- 
zur Zerstörung dieser Gefühle geführt *=). Die englischen Gewerk- 
vereine sind heute nicht gegen die Einführung von Maschinen*^); 
die einzige Forderung, welche sie heute mit deren Einführung ver- 
knüpfen, ist, wie oben®) gezeigt wurde, die Kürzung der Arbeitszeit; 
ja der Gewerkverein der unter den gelernten am Tiefsten stehenden 
Arbeitern, die nationale Gesellschaft der Grubenarbeiter fasste 1864 
auf ihrer Conferenz zu Manchester folgenden Beschluss^"^^): „Die 
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Conferenz hat mit grosser Freude aus dem Berichte über einige 
Bezirke vernommen, dass die daselbst angewendeten eisernen Ma- 
schinen zur Ausbeutung der Kohlenbergwerke, welche Grubenarbeiter 
zu ersetzen beabsichtigen, in gewissem Maasse erfolgreich sind; die 
•Conferenz ist der Ansicht, dass es ein ernstlicher Makel unsrer 
Wissenschaft sei und unsrer Civilisation, dass jährlich looo Gruben- 
arbeiter dieses Landes in den Gruben ums Leben kommen, abge- 
sehen von der grossen Zahl, die dauernd arbeitsunfähig wird, und 
sie ist der Meinung, dass im Interesse der Menschlichkeit und um 
weitere Unglücksfälle in den Gruben zu vermeiden, je eher je besser 
diese Maschinen in den Grubenbezirken zur Anwendung kommen 
sollten, indem die Grubenarbeiter dadurch veranlasst werden würden, 
ihre Arbeitskraft und ihr Leben gesunderen und weniger gefahrlichen 
Beschäftigungen zuzuwenden". 

3. Die englischen Gewerkvereine und die Regelung 
<ier Production. — Die monopolistischen Bestrebungen der Ar- 
beiter in den genannten Baugewerben und der Widerstand der 
Arbeiter gegen Maschinen waren Versuche der Arbeiter, sich eine 
Nachfrage, die ihnen nicht zukam, zu sichern. Ein weniger an- 
fechtbarer Versuch, die Nachfrage zu beeinflussen, ist das Streben 
der Arbeiter die vorhandene Nachfrage nach ihrer Arbeit zu regeln. 
Diese Bestrebung ist eine nothwendige Folge des Hauptzweckes der 
Gewerkvereine, nämlich vor Allem die Stetigkeit imd Regelmässigkeit 
<ies Arbeitseinkommens zu sichern. Sie ist Mitursache einer Reihe 
der schon erörterten Maassregeln der Gewerkvereine. Schon bei 
Besprechung der Einwirkimg der Gewerkvereine auf den Arbeitstag 
wurde darauf hingewiesen*), dass ein kürzerer Arbeitstag die Ver- 
theilung der vorhandenen Arbeit auf eine grössere Anzahl Arbeiter 
und auf einen längern Zeitraum bewirke. Allein ist die Rücksicht 
hierauf auch eine untergeordnete bei dem Verlangen der Gewerk- 
vereine nach Kürzung des Arbeitstags, so ist sie eine der Haupt- 
beweggründe ihres Widerstands gegen systematische Ueberzeit^), 
und sie wirkt sogar mit bei dem Widerwillen der Gewerkvereine 
gegen ein ungeregeltes Stücklohnsystem; weil dieses zimi systema- 
tischen Ueberzeitarbeiten führt *^). 

Ganz besonders aber ist die Regelung der Nachfrage nach Arbeit 
seitens der in den Kohlengruben beschäftigten Arbeiter ausgebildet 
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worden. In frühem Zeiten nämlich verdingten sich, wie schon er- 
wähnt, die Grubenarbeiter für zwölf Monate gegen einen bestimmten 
vierzehntägigen Lohn. Dieser Lohn war ihnen garantirt, mochten 
sie lÄ-irklich beschäftigt werden oder nicht. Wenn nun eine für die 
Bedürfnisse des Marktes genügende Quantität Kohlen gefordert war, 
und eine weitere Production ein Sinken des Kohlenpreises herbei- 
geführt haben würde, Hessen die Grubenbesitzer ihre Arbeiter oft 
wochenlang feiern, um den Marktpreis der Kohle hochzuhalten*). 
Mit der Abschafifung der Verdingung auf ein Jahr durch die Arbeit- 
geber änderten sich diese Verhältnisse. Allerdings stellen die Gruben- 
besitzer bei drohender Ueberfüllung des Marktes die Production oft 
noch wochenlang ein. Allein die unterdessen feiernden Arbeiter 
erhielten keinen Lohn. Hiedurch wurde das Eintreten von Ueber- 
production aber weiter erleichtert und 'ein grösseres Schwanken des 
Lohnsatzes herbeigeführt. Die Speculation wurde dadurch von einer 
hemmenden Fessel befreit. Entstand eine besonders lebhafte Specu- 
lation, so stieg der Lohn allerdings; aber war der Markt mit Kohlen 
überfüllt, so sank der Kohlenpreis, der Lohn der Arbeiter wurde 
reducirt und die Zahl derselben durch Entlassung gemindert^). Die 
Existenz der Arbeiter wurde dadurch 'also unregelmässiger und un- 
sichrer. Hiezu kam, dass Grubenbesitzer nun häufig grosse Quanti- 
täten Kohlen auf Lager ansammelten und dann, von ihren Arbeitern 
dadurch unabhängig geworden, denselben härtere Verkaufsbedingungen 
aufzuerlegen versuchten*^). Und selbstverständlich war ihr Streben 
dann immer erfolgreich, denn eine Arbeitseinstellung lag unter diesen 
Umständen sogar in ihrem Interesse. 

Um diesen Nachtheilen, welchen die Arbeiter durch die Aen- 
derung in ihrem Verdingungssystem ausgesetzt wurden, entgegen- 
zuwirken, vermindern die Grubenarbeiter allgemein ^^^ bei Erhöhung 
des Stückpreises ihrer Arbeit ihre wöchentliche Production um so- 
viel, dass der Wochenlohn, den sie verdienen, trotz des gestiegenen 
Stückpreises nicht mehr beträgt wie zuvor '^). Die Folge ist, dass, 
wenn grössere Quantitäten Kohlen gefördert werden sollen, die 
Grubenbesitzer gezwungen werden, im Kohlenbergbau neue und 
deshalb ungeschickte und ebendeshalb theurere Arbeiter in die Gruben 
zu senden*^). Sollte nun ein Grubenbesitzer wünschen, einen Vor- 

*) qu. 14735« '^) qu. 15603—4. c) qu. 15594—9. <1) qu. 11791^ 
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rath von Kohlen anzusammeln, um seinen Arbeitern dann desto 
ungehinderter dictiren zu können, so käme ihm der Versuch wahr- 
scheinlich theurer als die Erreichung seines Zwecks werth wäre. 
Hat aber die Von dem Grubenbesitzer gewünschte Mehrförderung 
von Kohlen ihre wirkliche Ursache in einer lebhafteren Speculation 
mit Kohlen, und beruht die Speculation auf solider Grundlage, d. h. 
besteht das grössere Bedürfniss nach Kohlen nicht bloss in der 
Phantasie der Speculanten, so ist diese Vertheuerung der Productions- 
kosten ohne Einfluss auf den Markt, denn der Marktpreis wird 
alsdann für den grössern Kostenpreis aufkommen. Ist die Specu- 
lation aber ungesund, so verhindert sie der Ballast grösserer Pro- 
ductionskosten die Höhe zu erreichen, die sie sonst erreicht haben 
würde. Der unausbleibliche Rückschlag ist dann nicht so jäh, 
und vor Allem werden die regelmässig in den Gruben beschäftigten 
Arbeiter davon nicht berührt. Die ganze Tendenz und Wirkung 
der Minderung der Production durch die Gewerkvereine der Gruben- 
arbeiter ist demnach die Sicherung der Regelmässigkeit des Ein- 
kommens und der Stetigkeit der Beschäftigung ihrer Mitglieder. 
Gewiss ein schlagender Beleg für den von Thornton geleugneten 
Vorzug, welchen die Gewerkvereine einem 'gleichmässigen Lohne bei 
steter Beschäftigung vor einem hohen, Schwankungen ausgesetzten 
Lohne bei unregelmässiger Arbeit geben! 

Von der juristischen Berechtigung dieser Bestrebungen der 
Gewerkvereine, durch Beschränkung des Ueberzeitarbeitens und 
durch Minderung der Production die Nachfrage nach Arbeit stetiger 
zu machen, brauche ich nicht zu reden, denn sie versteht sich von 
selbst. Allein auch ökonomische Rechtfertigungsgründe für diese 
Versuche lassen sich beibringen. Die Arbeiter stellen sich damit 
erst recht auf den Standpunkt der Arbeit als Waare. Ebenso wie 
die Grubenbesitzer bei voraussichtlicher Abnahme der Nachfrage 
nach Kohlen die Quantität, die sie produciren, verringern, um einem 
Sinken des Preises ihrer Waare vorzubeugen, verfahren die Gewerk- 
vereine. Dabei ist die Speculation der letztern unsrer Sympathie 
viel würdiger als die der Verkäufer andrer Waaren. Denn keines- 
wegs ist ihr Zweck die Erzielung eines hohen Geldgewinns, sondern 
die Sicherung der Stetigkeit des Einkommens ihrer Mitglieder und 
damit der Möglichkeit einer geordneten, menschenwürdigen Existenz. 
Ferner kommt die Wirkung dieses Verhaltens der Gewerkvereine 
keineswegs den beschäftigten Arbeitern allein zu gut; vielmehr finden 
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gerade in Folge desselben mehr Arbeiter Arbeit. Durch die Minderung 
der Gefahr von Ueberspeculationen und Ueberproductionen ist das 
erörterte Streben der Gewerkvereine endlich auch' verdienstlich für 
die ganze Gesellschaft. 

Allein erscheint die Beschränkung der Production durch die 
Gewerkvereine hiemach keineswegs als so absolut verwerflich, wie 
man gewöhnlich annimmt, so erscheint mir doch nur die Beschrän- 
kung des Ueberzeitarbeitens als an sich schon gerechtfertigt. Da- 
gegen fussen die Recht fertigungsgründe der bei den Grubenleuten 
üblichen Minderung der Production beim Steigen des Lohnsatzes 
lediglich in dem gegenwärtigen, desorganisirten Verhältnisse zwischen 
Arbeitgeber und Arbeiter. Diese Beschränkung an sich erregt 
schwere Bedenken. Alle Fälle, die berechtigten wie die unberech- 
tigten, in denen eine Mehrförderung von Kohlen verlangt wird, werden 
bei diesem Systeme der Productionsminderung gleich behandelt. 
Hiedurch aber wird ein grosser Uebelstand erzeugt. In den Fällen 
nämlich, in denen eine solide {«[achfrage nach einer grössern Kohlen- 
menge besteht, wo also ein höherer Kohlenpreis für die durch die 
Productionsbeschränkung verursachten grösseren Production skosten 
aufkommt, werden neue, unerfahrene Arbeiter in die Gruben ein- 
geführt, und hierdurch wird, wie die Grubenleute selbst sagen, die 
Gefahr von Grubenunglücken vermehrt. Es erscheint demnach, wo 
der Kriegszustand zwischen Arbeitgebern und Arbeitern aufgehört 
hat, wo an die Stelle des Strebens sich gegenseitig zu übervortheilen, 
gegenseitiges Vertrauen und Berücksichtigung der beiderseitigen 
Interessen getreten ist, die Beseitigung jener Productionsbeschränkung 
für alle Fälle dringend nothwendig. Als Defensivmaassregel ist sie 
dann überflüssig und damit ihr einziger Rechtfertigungsgrund ge- 
schwunden. 

Dieses sind die einzigen Maassregeln, deren Durchführung die 
Gewerkvereine zur Regelung der Nachfrage erstreben. Ihre geringe 
Zahl erklärt sich leicht, da die Nachfrage nicht Sache des Ver- 
käufers ist sondern des Käufers, und der Erstere nur wenig Ge- 
legenheit hat, sie zu beeinflussen. Mit der Besprechung dieser 
Bestrebungen aber bin ich auch mit der Erörterung der einzelnen 
Regelungen zu Ende, mittelst deren die englischen Gewerkvereine 
ihren Zweck zu erreichen suchen. Die meisten derselben zeigten 
sich bei näherer Untersuchung der concreten Verhältnisse keineswegs 
so verdammungswürdig, als sie nur oberflächlich, abstract und vor- 
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^rtheilig betrachtet erscheinen. Die meisten entsprechen vollständig 
-der Stellung des Arbeiters als Verkäufer einer Waare. Durch viele 
derselben allein wird es dem Arbeiter möglich, den Forderungen zu 
genügen, welche die Nationalökonomie an ihn in dieser Eigenschalt 
richtet. Indem sie unter der Masse der Arbeiter, unter dem Mittel- 
schlage, naturgemäss und nothwendig aus der absoluten Freiheit 
sich entwickelt haben, zeigen sie sich als die nothwendige Ergänzung 
der Nationalökonomie auf Grundlage vollkommner Freiheit. Doch 
hatten wir auch manche, wenn auch nur wenige dieser Regelungen 
zu verurtheilen. Besonders gehörten zu diesen solche, welche, Ueber- 
reste einer veralteten gewerblichen Organisation, seitens der Arbeiter 
der am wenigsten gebildeten Gewerbe festgehalten wurden. Auch 
bei Beurtheilung dieser und andrer nicht zu rechtfertigenden Re- 
^lungen haben wir jedoch nicht zu vergessen, dass sie in einem 
langjährigen Kampfe entgegenstehender Interessen ihren Grund 
haben, dass sie, wie schon in der Einleitung dieses Kapitels be- 
merkt wurde, Acte der Nothwehr* sind, deren etwaiges Uebermaass 
eher dem Angreifer als dem Angegriffenen zur Last fallt. Wo 
durch die Eihführung von Arbeitskammern ein friedlicheres Ver- 
haltniss zwischen den beiden Gegnern angebahnt wurde, sahen wir 
nicht nur jene verwerflichen sondern auch andre nur unter den 
jetzigen Verhältnissen noth wendigen Regelungen, deren Beseitigung 
-wünschenswerth ist, bereits verschwinden. Bei andern Regelungen 
wurde auf die Möglichkeit, sie in Zukunft zu beseitigen, verwiesen, 
-welche die Einführung von Arbeitskammern gewährt. 
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DRITTES KAPITEL. 

DIE ENGLISCHEN GEWERKVEREIN^ UND DER LOHN. 

Schon mehrfach wurde in den vorstehenden Kapitehi das Ver- 
halten der englischen Gewerkvereine rücksichtlich des Lohnes be- 
rührt. Im ersten Kapitel und auch später wurde hervorgehoben, 
dass sich die Gewerkvereine niemals in den Lohnvertrag eines ein- 
zelnen Arbeiters einmischen, dass ihre Ein\nrkung auf die Lohnhöhe 
sich vielmehr nur auf die Löhne sämmtlicher Arbeiter bezieht, indem 
sie entweder eine allgemeine Erhöhung des Lohns um gewisse Pro- 
cente verlangen oder einer aUgemeinen Herabsetzung desselben 
widerstehen. Sodann wurde gegenüber Thornton bewiesen, dass 
die Gewerkvereine keineswegs nach dem in jedem, einzelnen Augen- 
blicke grösstmöglichen Lohnsatze streben, sondern dass sie, sobald 
der Lohn ihrer Mitglieder für deren Bedürfnisse genügt, vor Allem 
auf die Stetigkeit des Arbeitereinkommens bedacht sind. Auch 
wurden die Schutzmaassregeln der Gewerkvereine besprochen, um 
eine gegebene Lohnhöhe gegen Reductionen zu sichern, und be- 
sonders wurde auch hervorgehoben, ^vie es nur die Gewerk vereine 
den Arbeitern ermöglichten, den sogenannten natürlichen Lohn d. h. 
ihren Standard of Life hochzuhalten. Allein diese Erörterungen, 
obwohl für die Untersuchung des Einflusses der Gewerkvereine auf 
die Lohnhöhe von Bedeutung, waren nur gelegentliche Ausführungen^ 
Es fehlt noch die eigentliche Untersuchung dieses Einflusses und 
der Wirkungen desselben. Es ist noch nöthig zu prüfen, ob denn 
ein solcher Einfluss überhaupt möglich ist; ob er in Wirklichkeit 
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•stattgefunden hat; ob nicht auch ohne diesen Einfluss dieselbe 
Lohnhöhe erreicht oder beibehalten worden wäre; ferner wodurch 
überhaupt der Lohnsatz bestimmt wird; welche Lohnerhöhungen 
wünschenswerth sind, welche nicht; welches der Maassstab ist für 
die Beurtheilung der Berechtigung einer Lohnhöhe; welches die 
Wirkungen einer Lohnerhöhung sind auf den Gewinn und auf die 
Preise; welches die Bedeutung der Lohnhöhe in einem Gewerbe ist 
gegenüber der ausländischen Concurrenz, ferner für die Auswanderung, 
für die in andern Gewerben beschäftigten Arbeiter, für die Fabri- 
kanten, für das Sacheinkommen der Arbeiter und endlich für die 
zukünftige Nachfrage nach Arbeit. 

I. Ist eine Einwirkung der Gewerkvereine auf die Lohnhöhe 
überhaupt möglich? Ich meine hier eine Einwirkung, welche den 
Lohn über den Betrag erhöht, welchen derselbe nach den Ver- 
hältnissen des Marktes bei völlig freier Concurrenz von Arbeitern 
und Arbeitgebern von selbst erreicht haben würde. Nach den Aus- 
führungen gewisser Theoretiker wäre es von vornherein unmöglich 
durch Coalitionen den Lohn über diesen Betrag zu erhöhen, und 
zwar wird diese angebliche Unmöglichkeit mit Rücksicht theils auf 
das Angebot von Arbeit theils auf die Nachfrage begründet. • 

a. Nach der abstracten Theorie ist es ebensowenig möglich, 
dass der Lohnsatz lange Zeit über dem natürlichen Lohne, d. h, 
über dem herkömmlichen Standard of Life der Arbeiter stehe, wie 
dass der Marktpreis einer andern Waare als Arbeit dauernd über 
deren Kostenpreis erhöht bleibe. Stimmt, argumentirt McCul- 
loch^'*^ der Lohn irgend einer Anzahl Arbeiter, welche sich, um 
ihn zu erhöhen, vereinigen, mit dem natürlichen Lohnsatze in dem 
Industriezweige; zu dem sie gehören; schon überein oder beträgt er 
gar mehr als dieses, so ist die Coalition unpassend und unvernünftig. 
Jeder Anfanger in der Nationalökonomie muss jeden Gedanken, als 
ob in solchem Falle ein Angebot von Arbeit mangeln könne, be- 
lächeln; denn Hundert gegen Eins sagen, dass keine Coalition von 
allen Arbeitern eines* Gewerbes eingegangen werden kann, und 
selbst angenommen, dies sei möglich, so würde doch im Augen- 
blicke, in dem der Preis noch so wenig über seine natürliche Höhe 
erhöht worden ist, das Interesse einer grossen Anzahl Coalirter 
erheischen, die Coalition zu verlassen und ihre Waare zu Markt zu 
bringen. Und in der That betrachtet man alle Menschen, ohne 
jede Unterscheidung, nur als Wesen, welche nur einen Zweck und 
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nur ein Talent haben, nämlich zu erwerben, und bei welchen der 
Trieb zu erwerben unendlich gross ist, so erscheinen auch Coa- 
litionen und Gewerkvereine als nur auf diesem einen Principe be- 
ruhend, und müssen zerfallen, sobald eine Steigerung des Markt- 

• preises eintritt über den Kostenpreis. . Es erscheinen alsdann die- 
Arbeiter nur wie Puppen, ^yelche von einem geheimen Mechanismus 
bewegt, in einem gewissen regelmässigen Tacte sich zusammenfüge» 
und trennen. Allein entspricht die Lehre McCuIloch*s auch 
dieser Voraussetzung der auf Smith folgenden Scholastik, so würde- 
man sie doch vergeblich bei Adam Smith selbst suchen. Ging- 

, Smith auch von dem Eigennutze als von der Haupttriebfeder aller 
menschlichen Handlungen aus, so stand er mit seiner ganzen Arbeit 
doch viel zu sehr im wirklichen Leben, um sich solcher Einseitigkeit 
wie seine Nachfolger schuldig machen zu können. So schrieb er 
gerade mit Rücksicht auf unsre Frage ^'*^): „Angehörige desselben^ 
Gewerbes kommen selten zusammen, selbst nur zur Lustbarkeit und 
Zerstreuung, dass ihr Gespräch nicht in einer Verschwörung gegen 
das Publicum ende oder in einem Anschlage, um die Preise zu* 
steigern", und er leitet damit eine Ausführung ein, wie die Cor- 
porationen dazu gedient hätten, eine sehr bedeutende Ungleichheit 
in den Vortheilen und Nachtheilen der Verwendung von Arbeit und 
Kapital in den verschiedenen Gewerben hervorzurufen. A. Smith 
also erkannte die Möglichkeit an, dass der Preis einer Waare dnrcli^ 
Coalition dauernd über deren Kosten erhöht werde. Doch \\'Bhrhaft 
komisch und für die Befangenheit in Abstractionen , in welcher die- 
ganze auf Smith folgende Schule sich befindet, charakteristiscb 
wird Smith dafür von McCulloch in einer Note ^'*'^) zi> der 
citirten Stelle corrigirt. „ Es ist jedoch beinahe unmöglich *V 
schreibt McCulloch, „dass irgend ein derartiger Anschlag die ver- 
muthete Wirkung habe. Im Augenblicke, dass eine Coalition die 
Preise zu einer künstlichen Höhe hinauftreibt, wird das Interesse 
der Einzelnen davon abzufallen zu gross, um zu gestatten, dass sie 
für eine irgend beträchtliche Periode beibehalten werde". — So wird 
also im Widerspruch mit der Geschichte die künstliche Hochhaltung- 
der Preise durch die Corporationen während Jahrhunderten für nicht 
stattgefunden erklärt! 

Uebrigens ist die " Lehre McCulloch's von der Unmöglich- 
keit durch Coalitionen den Lohn über den sogenannten natürlichen 
Lohnsatz zu erhöhen allerdings nur die logische Consecjuenz aus 
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der Voraussetzung, dass der Mensch in allen seinen Handlungen 
von dem Eigennutze bestimmt werde, und wie Knies gezeigt ^^°) 
hat, war diese Annahme Smith 's nicht nur die Anschauung der 
gesammten englischen und französischen Literatur des vorigen Jahr- 
hunderts, sondern sie hatte auch einen gesicherten Rücjshalt an dem 
damaligen Leben auch der gebildeten Stände. Allein Knies hat 
weiter gezeigt ^^'), dass diese Annahme keineswegs für alle \Ölker 
und für alle Zeiten zutriflft; und ebensowenig zutreffend wie für alle 
' Völker und alle Zeiten ist sie für sämmtliche Klassen eines und 
desselben Volkes zu einer gegebenen Zeit. In wenig Fällen hat 
sich die abstracte Theorie in grelleren Widerspruch zu dem wirk- 
lichen Leben gesetzt als durch die Ausdehnung jener ihrer Voraus- 
setzung auf die englischen Arbeiter. Allerdings nämlich äussert 
sich in der Klasse der englischen Unternehmer, wie in jeder herr- 
schenden Klasse, die Selbstliebe im Eigennutze der einzelnen ihr 
Angehörigen; und da es heute der Reichthum ist, welcher die 
Herrschaft giebt, bethätigt sich dieser Eigennutz in einem rück- 
sichtslosen Streben der Einzelnen nach dem grösstmöglichen Gewinn. 
Mit Rücksicht auf die heutigen englischen UiÄernehmer trifft daher 
die obige Lehre McCulloch's vollständig zu, und es ist dieses 
eigennützige Streben der Einzelnen stets das grösste Hemmniss der 
Dauer der Coalitionen der Arbeitgeber. Dagegen entstand bei den 
englischen Arbeitern, wie bei allen Klassen, welche noch nach 
Gleichberechtigung ringen, in Folge des Drucks, gegen welchen sie 
ankämpften, aus der Selbstliebe der Einzelnen das Gefühl ihrer 
Zusammengehörigkeit, der Gemeinsinn, die Aufopferungsfähigkeit 
und andere Tugenden und Leidenschaften, gegen welche das Streben 
nach hohem Lohne sehr stark in den Schatten tritt. Statt dass die 
Coalitionen, sobald der Lohn mehr beträgt als zur herkömmlichen 
Lebensweise nöthig ist, zerfallen und die Einzelnen rücksichtslos 
mit einander concurriren, wie McCulloch gemeint hat, hat die 
Erfahrung gezeigt, dass, selbst bei ganz hoffnungslosen Kämpfen, 
das Klassengefühl die englischen Arbeiter verhindert hat, die Arbeit 
eher wieder aufzunehmen, bis ihre Kassen erschöpft, Hab' und Gut 
verkauft oder verpfändet, und oft Weib und Kind der absoluten 
Noth nahe gebracht waren. Die Geschichte der englischen Gewerk- 
vereine seit 1824 steht in vollständigem Widerspruche zu der obigen 
abstract richtigen Lehre. 

b. Allein noch mittelst einer andern Begründung wurde mit 
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Rücksicht auf das Angebot von Arbeit von der abstracten Schule 
die Unmöglichkeit einer dauernden Lohnerhöhung durch die Ge- 
werkvereine behauptet. Angenommen, sagt jnan*^^), der Lohn 
würde während längerer Zeit über seinen natürlichen Satz, d. h. 
über das, was zur herkömmlichen Lebensweise der Arbeiter noth- 
wendig ist, erhöht, so würde dies doch eine derartige Vermehrung 
der Zahl der Geburten zur Folge haben, dass in Folge des ver- 
grösserten Angebotes von Arbeit der Lohn wieder auf seine natür- 
liche Höhe herabsinken würde. Die Theoretiker, welche so argu- 
mentiren, setzen offenbar als selbstverständlich die Unmöglichkeit 
voraus, dass die Arbeiter von dem ihnen gegebenen Rathe, die 
Erhöhung des Marktpreises der Arbeit zu einer Erhöhung des na- 
türlichen Lohnes durch Verbesserung ihrer Lebensweise zu benutzen, 
Gebrauch machen. Allein auch dieser Einwand der abstracten 
Schule ist durch die ganze Darstellung der Regelung des Angebotes 
der Arbeit durch die Gewerkvereine im vorigen Kapitel schon wider- 
legt. Denn ganz abgesehen von der durch die Gewerkvereine, 
besonders durch Kürzung der Arbeitszeit und die sich an diese 
knüpfenden Folgen, b€>\'irkten Hochhaltung und Erhöhung des na- 
türlichen Lohnes, ganz abgesehen von der Einwirkung der Gewerk- 
vereine auf die Zahl der Geburten, und selbst angenommen die 
Lohnerhöhung führe wirklich zu einer Vermehrung der Arbeiterzahl, 
ist offenbar, so lange die Gewerl^vereine durch Lehrlingsbeschrän- 
kungen das Arbeitsangebot an die zukünftige Nachfrage nach Arbeit 
anpassen, jede Gefahr ausgeschlossen, dass in einem Gewerbe jenes 
Angebot in grösserem Maasse als die Nachfrage wachse. Eben- 
deshalb werde ich in allen weitern Erörterungen über den Einfluss 
der Gewerkvereine auf die Lohnhöhe von der Annahme ausgehen, 
dass die Zunahme der Arbeiterzahl in einem Gewerbe Schritt halte 
mit der Zunahme der Nachfrage nach Arbeit in dem betreffenden 
Gewerbe. Denn selbstverständlich stelle ich mich bei diesen Er- 
örterungen auf den Boden der durch die Gewerkvereine geschaffenen 
Verhältnisse. 

c. Indess der Widerspruch, in dem sich diese von der abstracten 
Schule erhobenen Einwände zu dem wirklichen Leben befinden, ist 
so offenkundig, dass dieselben heute nur selten mehr vorgebracht 
werden. Desto häufiger wird von der nachsmith^schen Scholastik 
die Unmöglichkeit durch Coalitionen den Lohnsatz zu steigern mit 
Rücksicht auf die Nachfrage behauptet. Man geht nämlich von 
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der Anschauung aus, dass der Lohn aus dem Kapitale der Unter- 
nehmer bezahlt werde. Man hält das in einem gegebenen Momente 
in Löhnen veranlagte Kapital für identisch mit dem Vermögen 
eines Landes, da's nur möglicher Weise, direct oder als Grundlage 
Yon Credit, zur Lohnzahlung verwendbar gemacht werden könne. 
Da man also eine im Voraus feststehende Summe, einen sogenannten 
Lohnfond, annimmt, welche nicht mehr und nicht weniger, in einem 
gegebenen Momente auf die Lohnzahlung verwendet werden' muss, 
ist klar, dass der Lohnsatz lediglich abhängt von der Zahl der 
Arbeiter, unter welche diese Summe vertheilt wird. Der Durch- 
schnittslohn der Arbeiter ist damit nothwendig gegeben; selbst die 
Unternehmer können an seinem Betrage nichts ändern; und gelingt 
einer Klasse von Arbeitern durch Coalition einen höhern Lohn zu 
erzwingen, so geschieht dies nur auf Kosten der übrigen Arbeiter ^^'^). 
Diese Theorie hat zwei Fehler. Einmal beruht sie auf der 
irrigen Anschauung, dass der Lohn statt von dem Consumenten 
des Arbeitsproducts aus dem Kapitale des Unternehmers bezahlt 
werde. Das Kapital aber ist, wie Hermann^^'^) es treffend be- 
zeichnet, nur ein Frachtmittel dienend zur Ueberlieferung begehrter 
Güter von einer Person zur andern. Der Unternehmer giebt aus 
seinem Kapitale dem Arbeiter allerdings schrittweise den Unterhalt 
im Verhältniss, in dem dieser seine Arbeit leistet, und wird dafür 
Eigenthümer des Arbeitsproducts. In der That giebt er aber sein 
Kapital gar nicht weg. Er formt es durch Umtausch bloss um. 
Bald begreift es die Summe der Tauschgüter, welche der Arbeiter 
als 'Lohn erhält, bald die Arbeit selbst, etwa fixirt an einem an 
sich werthlosen Stoffe. Allein er lässt es nicht dauernd in dieser 
letztern Form. Er kauft die Arbeit nur um sie später im Producte 
denen anzubieten, welche sie isolirt nicht bedürfen. Er setzt seine 
Tauschwerthe in die Form von Arbeitspro ducten um, nur um sie 
an den Consumenten gegen andere Werthformen abermals zu ver- 
tauschen. Der wahre Gegenwerth der Arbeit liegt also nicht im 
Kapitale, sondern in dem, was die Consumenten entgegenbieten. 
Das, was ein Consument für eine Waare bietet, ist aber keineswegs 
ein unabänderlich feststehender Betrag. Dieser Betrag ist vielmehr 
verschieden je nach dem Grade, in dem der Consument einer ge- 
wissen Waare bedarf, und kann sich möglicher Weise auf dessen 
ganzes Vermögen belaufen. Indem die obige Theorie annimmt, 
der Lohn werde aus dem Kapitale des Unternehmers bezahlt, über- 
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sieht sie diese Möglichkeit einer Abwälzung des von Coalitionen 
geforderten höhern Lohnes auf die Consumenten; sie übersieht, dass 
ein Unternehmer jederzeit bereit sein wird, mehr Kapital auf die 
Lohnzahlung zu verwenden, sobald ihm der Consument die darauf 
verwendete Summe ersetzt, und dass es ihm, wenn er selbst nicht 
mehr als ein gewisses Kapital hat, in solchem Falle stets möglich 
sein wird, durch Anleihen sich Kapital zu verschaffen. Es ist näm- 
lich unrichtig, dass das auf die Lohnzahlung in einem gegebenen 
Momente verausgabte Kapital identisch ist mit dem Vermögen eines 
Landes, das nur möglicher Weise zur Lohnzahlung verwendbar ge- 
macht werden kann. 

Der zweite Fehler der obigen Theorie besteht darin, dass sie 
•übersieht, dass das Vermögen der Unternehmer ausser den zur 
Production nöthigen fixen Kapitalien und dem zur Production er- 
forderten Material und ausser dem, was an die Arbeiter als Lohn 
gezahlt wird, noch in dem Theile besteht, welchen die Unternehmer 
auf die Befriedigung ihrer eigenen Bedürfnisse verwenden. Dieser 
letztere Theil aber macht das möglicher Weise für Lohnzahlung 
disponible Vermögen zu einer sehr unbestimmten, veränderbaren 
Grösse. Die Unternehmer können, — vielleicht gerade durch Ge- 
werkvereine gezwungen, — jeden Augenblick den Theil, den sie 
auf ihre eigenen Bedürfnisse verwenden, verringern oder bei ent- 
gegengesetzten Verhältnissen vergrössern. „Es giebt", wie J. St. 
MilP^^) sagt, „kein Naturgesetz, welches es an sich unmöglich 
macht, dass der Lohn bis zu dem Punkte steige, dass nicht nur 
diejenigen Fonds davon absorbirt werden, welche der Arbeitgeber 
ursprünglich zum Betrieb seines Geschäftes bestimmt hatte, sondern 
auch Alles, was er über den nothdürftigen Lebensbedarf auf sich 
persönlich verwendet. Die wirkliche Grenze der Lohnsteigerung ist 
die praktische Erwägung, wie viel den Arbeitgeber ruiniren oder 
veranlassen würde, sein Geschäft aufzugeben, nicht die unerbittliche 
Grenze eines Lohnfonds**. 

Die Lehre, dass es unmöglich sei durch Coalitionen den Lohn 
zu erhöhen, weil es in jedem einzelnen Augenblicke eine feststehende, 
unabänderliche Summe gebe, welche nicht mehr und nicht weniger 
auf die Löhnung verwendet werden müsse, übersieht also die Mög- 
lichkeit der Erhöhung des Lohns auf Kosten der Consumenten und 
auf Kosten der Unternehmer. Ich habe bereits an einem andern 
Orte^^'') diese Lohnfondtheorie in den verschiedenen Schattirungen, 
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in denen sie bei ihren Anhängern auftrat, eingehend erörtert und 
ihre Unrichtigkeit nachgewiesen. Sie ist eine specielle Eigenthüm- 
lichkeit der englischen Volkswirthschaftslehre nach Adam Smith. 
In Deutschland hat Hermann schon 1832 in der ersten Auflage 
seiner Staats wir thschaftlichen Untersuchungen ^^^) die richtige Lehre 
vertreten. Auch in England waren die Männer der Praxis keines- 
wegs der richtigen Lehre verschlossen*). Endlich hat sich auch 
ein englischer Schriftsteller, Francis Longe, in einer besondern 
Schrift gegen die Lehre vom Lohnfond gewendet ^^^); seitdem 
hat sich auch Thornton in seinem Buche über die Arbeit gegen- 
dieselbe erklärt ^^^), und, wie schon die oben angeführte Stelle 
zeigt, hat sie nun auch J. St. Mill, der bedeutendste ihrer neueren 
Vertreter, verlassen. „Die Lehre", schreibt er^^^)> „welche bisher 
von allen oder den meisten Nationalökonomen (mich inbegriffen) 
gelehrt wurde, und welche es für unmöglich erklärte, dass Coa- 
litionen die Löhne erhöhen könnten, oder welche deren Wirkung 
in dieser Beziehung auf die etwas frühere Erreichung einer Erhöhung 
beschränkte, welche der Wettbewerb des Marktes ohne sie hervor- 
gerufen haben würde, — diese Lehre ist ihrer wissenschaftlichen 
Grundlage beraubt und muss aufgegeben werden. Das Recht oder 
Unrecht des Vorgehens der Gewerkvereine ist eine einfache Frage 
der Klugheit und der socialen Pflicht, nicht eine Frage, welche 
durch unabänderliche ökonomische Nothwendigkeiten peremtorisch 
entschieden ist". 

2. Zeigt sich so, dass ein Einfluss der Gewerkvereine auf die 
Lohnhöhe keineswegs schon an sich unmöglich ist, so ist damit 
doch noch nicht gesagt, dass ein solcher Einfluss in Wirklichkeit 
stattgefunden hat. Thornton allerdings hält die Behauptung, dass 
die Gewerkvereine den Lohn nicht erhöhten, für heutzutage un- 
möglich ^^'^), da dies der Erfahrung des täglichen Lebens zu sehr 
widerspreche, und erklärt ^^°), dass „es kaum noch einem Zweifel 
unterliege", dass die Totalsumme des jährlichen Verdienstes der 
englischen Arbeiter in Folge der Thätigkeit der Gewerkvereine 
gegenwärtig um fünf Millionen Pfund Sterling mehr betrage, als er 
ohne sie betragen haben würde. Allein thatsächlich wird trotz aller 
Erfahrung des täglichen Lebens die Erhöhung des Lohns durch die 
Gewerkvereine noch seitens vieler Gegner der Gewerkvereine ge- 



*) Vgl. qu. 4284. 
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leagnet, und auch die Berechnung Thornton's über den Betrag, 
um den sie die Lohne erhöht hatten, scheint mir wenig geeignet, 
sie zu einer andern Ueberzeugung zu bringen^ denn alle Annahmen 
seiner Berechnung sind willkürlich und ohne den geringsten Anhalt 
im wirklichen Leben. 

Ueberhaupt ist, so interessant und wichtig es wäre, genau den 
Betrag angeben zu können, um den die Gewerkvereine den Lohn 
der englischen Arbeiter gesteigert haben^ „seit der Unionismus seine 
Tliatigkeit begann" ^^'j, auch nur der Versuch einer solchen Be- 
rechnung nur möglich seitens Jemanden, dem jede Kenntniss der 
Geschichte der Gewerkvereine abgeht und der seine Theorien ab- 
stract construirt, statt sie aus dem wirklichen Leben zu schöpfen. 
Eine solche Berechnung würde eine eingehende Statistik der Lohn- 
und Arbeiterverhaltnisse bis weit zurück ins vorige Jahrhundert er- 
heischen. Da aber selbstverständlich jegliches Material zu einer 
solchen Untersuchung fehlt, bleibt mir nur die bescheidenere Auf- 
gabe, an wenigen Beispielen, in denen unter sonst gleichen Ver- 
haltnissen an Orten, an denen Gewerkvereine bestehen, ein höherer 
Lohn" herrscht als wo keine bestehen, und an andern Beispielen, in 
denen unzweifelhaft durch die Gewerkvereine der Lohnsatz dauernd 
erhöht wurde, den Einfluss der Gewerkvereine auf die Lohnhöhe 
zu zeigen. 

Ein schlagendes Beispiel der erstem Art gab der Secretär der 
Vereinigten Zimmerleute und Schreiner vor der kgl. Commissiop für 
Gewerkvereine. „Können Sie", wurde er gefragt*), „irgend zwei 
Städte angeben, deren Verhältnisse hinreichend gleich sind, um zu 
zeigen, dass in der Stadt, in der Ihr Gewerkverein stark war, eine 
Lohnerhöhung oder andere Vortheile erlangt wurden, während in 
der andern Stadt, in der Ihr Verein nicht stark war, und in der, 
soweit man beurtheilen kann, caeteris parihus dieselben Ursachen 
für die Erlangung dieser Vortheile bestanden, dieselben nicht erlangt 
wurden? — Ja; wenn sie die statistische Tabelle auf Seite 8 ansehen, 
werden sie finden, dass in Sheffield, wo einer der grössten Zweige 
unsrer Gesellschaft besteht, im Sommer die Arbeitszeit 5772 Stunden 
und der Lohn £ i 10 j., im Winter 5272 Stunden und £ i 8 j. 
die Woche beträgt. Dagegen in Rotherham, das nur wenige (eng- 
lische) Meilen von Sheffield entfernt liegt und wo unsre Gesellschaft 

a) qu. 146. 
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schwach ist, erhalten die Arbeiter im Sommer 4 s, und im Winter 
2 s. weniger als die Arbeiter in Sheffield; auch arbeiten sie im 
Winter länger als die sheffielder Arbeiter", nämlich 5 Stunden länger, 
wie der Jahresbericht für 1865 zeigt, auf den hier verwiesen wird. 
Und ähnliche Beispiele liefern andre Gewerbe. So beträgt der 
Unterschied zwischen den Orten, an denen Gewerkvereine besteherv 
und denen, an welchen keine bestehen, bei den Müllern 12 s. Lohn 
und 2572 Arbeitsstunden und bei den Gerbern 11 s, Lohn und 14 
Arbeitsstunden die Woche ^). In Droylsden, wo die Handlanger 
der Backsteinmaurer nicht coalirt sind beträgt ihr Lohn von 15 bis 
20 s,f während sie vier (englische) Meilen entfernt, in Manchester^ 
24 s, und zwei (englische) Meilen entfernt, in Ashton, 22 s, Wochen- 
lohn erhalten, „d. h. zwei Meilen weiter, wo sie coalirt sind, er- 
halten sie grössern Lohn''*). In Liverpool erhalten die gewerk- 
vereinten Küper 33, die nicht gewerkvereinten 24 s. Wochenlohn*). 
Nach der statistischen Erhebung von 1862 betrug der Durchschnitts- 
lohn der gewerkvereinten Maschinenbauer 28 s, "j^jz A, ^^^ Durch- 
schnittslohn der nichtgewerkvereinten 24 s, 9 ^. die Woche ^), und 
in einem einzigen Districte war der Lohn der Nichtgewerkvereinler 
höher als der der Gewerkvereinler*^). Allein mag die Ursache hievon 
auch in dem Umstände liegen, dass die Gewerkvereine, indem sie 
das Verdienen des an einem Orte herrschenden allgemeinen Lohn- 
satzes zur Aufnahmebedingung machen, nur aus den bessern Ar- 
beitern bestehen, so zeigt sich doch der Einfluss der Gewerkvereine 
darin, dass in Schottland, wo die Zahl der Gewerkvereinler in der 
Maschinenindustrie verhältnissmässig gering ist, der Lohnsatz niedrig 
und die Zahl der Arbeitsstunden gross ist verglichen mit England^). 
Derselbe Unterschied besteht ferner zwischen den Gewerkvereinlern 
des „ehrbaren" und den Nichtgewerkvereinlern des „unehrbaren" 
Schneidergewerbes in London^). Ganz in Uebereinstimmung mit 
diesen Angaben antwortet ein Eisengiesser vor der kgl. Commission 
auf die Frage®): „Erhalten Sie als Nichtgewerkvereinler höhern 
Wochenlohn als ein gewerkvereinter Arbeiter von gleicher Geschick- 
lichkeit? — Nein; ein Gewerkvereinler von gleicher Geschicklichkeit 
erhält höhern Lohn, weil er etwas hat, auf das er sich stützen 
kann". Und einer der heftigsten Gegner der Gewerkvereine vor 



*) qu. 7354. ^) S. 1. S. 246—9. c) S. I. S. 250. d) qu. 18218. 
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der kgl. Commission, der Secretär der Gesellschaft der Bauunter- 
nehmer giebt zu, dass, wo die Gewerkvereine am stärksten seien, 
der Lohn am höchsten sei und am höchsten bleibe^). 

Uebrigens konnte in einigen, wenn auch nicht in allen, der 
eben angeführten Beispiele der Unterschied zwischen den an ver- 
schiedenen Orten herrschenden Arbeitsbedingungen auch andern 
localen Verschiedenheiten als bloss dem Bestehen des Gewerkvereins 
an dem einen und seinem Nichtbestehen an dem andern Orte zu- 
geschrieben werden. Unzweifelhaft dagegen tritt der Einfluss der 
Gewerkvereine herv.or, wo die günstigeren Arbeitsbedingungen nur 
auf Grund ihres Vorgehens erlangt wurden. Dies war z. B. bei 
den Steinmetzen in London der Fall. Nach den Aussagen^) eines 
heftigen Gegners der Gewerkvereine blieb der Lohn der londoner 
Steinmetzen unverändert von 1834 bis 1853. In letzterem Jahre 
erlangte ihr Gewerkverein eine Erhöhung von 6 ^. Der so erhöhte 
Lohn blieb derselbe bis 1865 und 1866, in welchen Jahren er auf 
Antrieb des Gewerkvereins im erstem um i'/a A und dann um 
Vz ^- gesteigert wurde. Aehnliche Lohnsteigerungen durch Gewerk- 
vereine fanden statt in andern Gewerben, wie in der Glasindustrie^), 
im Kohlenbergbau*^). Ein Besitzer von Kohlengruben sagt aus, 
dass er aus blosser Furcht vor einer Arbeitseinstellung den Lohn 
um yVa Procent erhöht habe®), und Aehnliches erklären die Betriebs- 
directoren anderer Kohlenbergwerke^). Als besonders interessant 
jedoch sind hervorzuheben die Vorgänge im Hüttengewerbe in 
Staffordshire 8^). Vor dem Jahre 1848 bestand zwischen den Ar- 
beitern und Arbeitgebern in Staffordshire ein der römischrechtlichen 
societas leonina ^^^) ähnliches Verhältniss. Stieg die Nachfrage nach 
Eisen, so wurde der Lohn allerdings etwas erhöht, aber nicht im 
Verhältniss zur gestiegenen Nachfrage. Während die Arbeiter auf 
diese Weise nicht den vollen Antheil am Gewinne hatten, erhielten 
sie vollen Antheil am Verluste, indem die Arbeitgeber bei Abnahme 
der Nachfrage sich durch Herabsetzung des Lohnes möglichst schadlos 
zu halten bestrebt waren. Ein Hauptfall der Art ereignete sich, 
wie ein Arbeitgeber erzählt, im Jahre 1847. Der Preis des Eisens 
war in Folge der gewachsenen Nachfrage rasch auf £ 12 die Tonne 
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gestiegen. Der Lohn der Arbeiter war nicht in demselben Maasse 
erhöht worden. Als der Eisenpreis wieder fiel, folgte dagegen auf 
eine Lohnherabsetzung die andre. Hiegegen nun widersetzten sich 
die Gewerkvereine, bis endlich 1848 ein Unternehmer, Namens 
Thorneycroft, mit ihnen die Vereinbarung traf, dass fernerhin der 
Lohn der Puddler stets mit dem Verkaufspreise der Tonne Eisen, im 
Verhältniss von i s. zu y i auf- und absteigen solle. Diese Re- 
gelung des Lohns heisst die nach der gleitenden Scala (sliding 
Scale). Diese Festsetzung des Verhältnisses des Lohnes zum Eisen- 
preise entsprach vollständig den Verhältnissen des Arbeitsmarkts zur 
Zeit der Vereinbarung. Diese Vereinbarung wurde beobachtet bis 
1857. In diesem Jahre wurde das Gewerbe sehr flau, und in Folge 
dessen verliessen viele Puddler das Gewerbe. Als sich dann die 
\ Nachfrage nach Eisen 1858 wieder hob, nahm auch die Nachfrage 
nach Arbeitern wieder zu, und die Gewerkvereine dachten, dass sie, 
da Arbeit äusserst lebhaft begehrt werde, ökonomisch berechtigt 
seien, eine Lohnerhöhung zu fordern. Sie erlangten auch eine 
solche Erhöhung um 6 A Ganz dasselbe wiederholte sich 1863. 
Der Lohn wurde um weitere 6 ^. erhöht. Und bei einem Eisen- 
preise von z. B. £ 7 10 s. die Tonne beträgt der Lohn statt 7 s, 
6 S). nun 8 j. 6 A Dieses günstigere Verhältniss des Lohnes zum 
Preise der Tonne Eisen verdanken die Arbeiter nach den einstim- 
migen Aussagen und Anklagen der Arbeitgeber ausschliesslich dem 
Eingreifen der Gewerkvereine ^). Ganz in Uebereinstimmung damit 
sind aber die Klagen gegen die Gewerkvereine seitens der Unter- 
nehmer in andern Gewerben. Trollope, der grosse londoner Bau- 
unternehmer sagt, dass ohne Gewerkvereine niemals eine allgemeine 
Lohnerhöhung stattfinden würde ^). Ebendasselbe sagen der Secretär 
der Gesellschaft der Bauunternehmer^) und Edmund Ashworth aus 
Manchester^). Ueberhaupt ist unter allen Arbeitgebern, welche vor 
der kgl. Gewer kvereinscommission erschienen nur ein einziger, der 
Maschinenfabrikant Robinson aus Manchester®), welcher den Ein- 
fluss der Gewerkvereine auf die Lohnerhöhung bestreitet, indem er 
die gleiche Höhe des Lohns der Maschinenbauer während der Jahre 
1851 bis 1866 nachzuweisen versucht. Seine Angaben sind voll- 
ständig richtig und stimmen mit der Statistik der Maschinenbauer 
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überein. Allein, wie im Vorgehenden schon mehrfach besprochen 
wurde, haben die Vereinigten Maschinenbauer in dieser Periode eine 
Lohnerhöhung auch nicht erstrebt. 

3. Durch diese Angaben der Arbeitgeber und durch den Wider- 
stand, welchen sie den von den Gewerkvereinen geforderten und 
später erlangten Lohnerhöhungen entgegensetzten, sind aber auch 
diejenigen widerlegt, welche, wenn sie auch ausser Stande sind, den 
Einfluss der Gewerkvereine auf die Lohnerhöhung zu bestreiten, 
doch behaupten, dass diese Lohnerhöhungen auch von selbst, mit 
Nothwendigkeit und ganz unabhängig von dem ausdrücklichen Be- 
gehren der coalirenden Arbeiter eingetreten sein würden. Diese 
ihre Lehre geht, ebenso wie sie in Bezug auf die Nachfrage auf 
der Annahme eines unabänderlichen Lohnfonds beruht, in Bezug 
auf das Angebot von der Annahme aus, dass stets alle vorhandenen i 
Arbeiter eines Gewerbes beschäftigt seien. Wäre dies wirklich der 
Fall, so müsste eine wachsende Nachfrage nach Arbeitsproducten 
selbstverständlich sofort eine das vorhandene Angebot übersteigende 
Nachfrage nach Arbeit hervorrufen und den Lohn von selbst steigern ► 
In diesem Falle, nimmt die abstracte Theorie weiter an, würden 
dann Arbeiter andrer Gewerbe ihr Gewerbe verlassen und der höher 
gelohnten Arbeit sich zuwenden, und auf diese Weise würde der 
Lohnsatz in den verschiedenen Gewerben sich ausgleichen. Allein 
abgesehen davon, dass Jeder, der nicht die Unterschiede des wirk- 
lichen Lebens geflissentlich übersieht, weiss, dass die verschiedenen 
Gewerbe so abgegrenzt sind, dass nur sehr selten Arbeiter eines 
Gewerbes im Stande sind, der in einem andern Gewerbe entstehenden 
Nachfrage zu genügen, besteht trotz aller Beschränkungen des An- 
gebotes der Arbeit durch die Gewerkvereine, wie die Höhe der von 
diesen den Arbeitslosen gewährten Unterstützung beweist, jeder Zeit 
in einem Gewerbe ein so grosser Ueberschuss von unbeschäftigten 
Arbeitern über die Beschäftigten, dass die vergrÖsserte Nachfrage 
nach Arbeit ganz einflusslos auf die Lohnhöhe bleiben würde, würden 
nicht die Gewerkvereine die durch die vergrÖsserte Nachfrage ent- 
standene grössere Schwäche der Arbeitgeber benützen, um auf einer 
Erhöhung des Lohns zu bestehen. 

Uebrigens ist die hier bekämpfte Lehre, welche die Coalitionen 
als im besten Falle überflüssig erklärt, so sehr sie den Voraus- 
setzungen der abstracten Theorie entspricht, doch nie etwas Andres 
als eil) Argument der Parteifehde gewesen. Von den Anhängern 
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der abstracten Schule, welche weniger die Bekämpfung einer ent- 
gegenstehenden Partei im Auge hatten, als nach einer wissenschaft- 
lichen Behandlung der Frage strebten, ist sie niemals behauptet 
worden. So wurde bereits 1824 von McCulloch ausgeführt *^^), 
dass die Arbeiter bei gestiegener Nachfrage ohne ausdrückliches 
Verlangen nie einen höhern Lohnsatz erlangen würden, ja dass eine 
Arbeitseinstellung um höhern Lohn zu erlangen oder einer Lohn- 
herabsetzung zu widerstehen, der einzige Prüfstein sei einer etwaigen 
Veränderung in der Lage des Arbeitsmarkts. Weiter hob später 
Fawcett hervor ^^'*), dass ein nachdrückliches Verlangen der Ar- 
beiter nach Lohnerhöhung das einzige Mittel sei, um diesen sofort 
bei jeder günstigeren Gestaltung des Marktes der Arbeitsproducte 
Antheil an dem grössern Gewinn zu gewähren, der dem Arbeit- 
geber aus der gestiegenen Nachfrage nach seinen Producten er- 
wachse. Und Thornton hat gezeigt *^^), dass, wenn es auch 
richtig sei, dass abgesehen von nur vorübergehenden Erhöhungen 
des Geschäftsgewinns die Löhne nothwendig steigen müssten, wenn 
der Geschäftsgewinn über dem gewöhnlichen Satze stehe, doch die 
Lohnerhöhung, die in dem natürlichen Gange der Dinge eintreten 
würde, keineswegs so gross wäre , wie die durch eine Arbeitsein- 
stellung erzwungene. 

Genügen diese Ausführungen vollständig, um auch denen,, 
welche an einem kraft Naturgesetzes unabänderlichen durchschnitt- 
lichen Lohnsatz festhalten, zu zeigen, dass eine Nachhilfe seitens 
der Arbeiter, um dem Naturgesetz Geltung zu schaffen, keineswegs 
unnöthig sei, so ist doch klar, dass, nachdem mit Beseitigung der 
Lohnfondtheorie auch die Lehre von der Unabänderlichkeit des 
Lohnsatzes gefallen ist, auch von der Lehre, dass der durch die 
Gewerkvereine erlangte höhere Lohn von selbst ohne Begehren der 
Arbeiter eingetreten sein würde, nicht mehr die Rede sein kann. 
Die Beseitigung der Lohnfondtheorie hat es, wie J. St. Mi 11 sagt^^^, 
„für uns nothwendig gemacht, es nicht als eine Unmöglichkeit son- 
dern als etwas Mögliches in Betracht zu ziehen, dass Arbeitgeber, 
indem sie aus der Unfähigkeit der Arbeiter, lang ausser Arbeit zu 
sein, Vortheil ziehen, im Stande sind, die Löhne tiefer zu halten 
als natürlich nothwendig ist; und umgekehrt, dass, wenn Arbeiter 
durch Coalition in Stand gesetzt werden, so lange zu feiern, dass 
sie den Arbeitgebern dadurch eine grössere Unannehmlichkeit, als 
die Lohnerhöhung wäre, verursachen, eine Lohnerhöhung erlangt 
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werden kann, welche durch die Coalition nicht nur nicht so früh- 
zeitig, sondern möglicher Weise ganz und gar nicht eingetreten 
wäre". Statt des naturnothwendigen Lohnes der frühern Theorie 
sind nur die zwei äussersten Grenzpunkte geblieben, unter welche 
der Lohn dauernd nicht fallen und über welche er dauernd nicht 
steigen kann: als Minimalsatz nämlich der Lohn, welcher zum ab- 
soluten Lebensbedarf der nothwendigen Arbeiterzahl unentbehrlich 
ist; als Maximalsatz der, welcher, wenn überschritten den Unter- 
nehmer ruiniren oder veranlassen würde, sein Geschäft aufzugeben. 
Der wirkliche Betrag des Lohnes aber zwischen diesen beiden 
äussersten Grenzpunkten ist eine Machtfrage zwischen den Arbeitern 
und Arbeitgebern. 

4. Uebrigens fasst auch die abstracte Schule die Festsetzung 
des Marktpreises der Arbeit als Machtfrage auf, indem sie denselben 
durch Angebot und Nachfrage bestimmt werden lässt. Der einzige 
Unterschied zwischen ihrer Lehre und dem wirklichen Leben ist, 
dass unter den Voraussetzungen der erstem bei völlig freier Con- 
currenz in jedem Augenblicke nur ein einziger Lohnsatz sich als 
das Resultat des Interessenkampfes zwischen Arbeitern und Arbeit- 
gebern ergeben kann, und dass demnach der coalirte unmöglich 
mehr Macht als der vereinzelt stehende Arbeiter hat. Indem die 
abstracte Schule ferner lehrt, dass es unmöglich sei, dass der Markt- 
preis der Arbeit dauernd über dem Kostenpreis stehe, d. h. über 
dem Lohne, welcher zur Fortsetzung der herkömmlichen Lebens- 
weise der Arbeiter eines Gewerbes nothwendig ist, nimmt sie das 
Herkommen als den Lohn regelnd an, und sie unterscheidet sich 
bei dieser Lehre vom wirklichen Leben nur dadurch, dass sie an- 
nimmt, schon der vereinzelt stehende Arbeiter sei im Stande sich 
zu weigern, unter diesem herkömmlichen Lohnsatz zu arbeiten, 
während es in Wirklichkeit, wie schon oben erörtert wurde, nur 
durch den Gewerkverein den Arbeitern möglich wird an ihrem her- 
kömmlichen Standard of Life festzuhalten. Wenn sich aber die 
Theorie von dem naturnothwendigen einen Lohnsatze als hinfällig 
gezeigt hat, wenn vielmehr auch theoretisch nur mehr eine Minimal- 
und Maximalgrenze des Lohnes feststeht, unter die er nicht fallen 
und über die er nicht steigen kann, und die wirkliche Höhe des 
Lohnes zwischen diesen beiden äussersten Grenzen lediglich eine 
Machtfrage ist, drängt die Frage sich nothwendig auf, ob denn der 
Lohnsatz bisher innerhalb jener Grenzen lediglich durch den Ge- 
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brauch der Uebermacht entweder der Arbeiter oder der Arbeitgeber 
festgestellt worden sei; ob er bei Uebermacht der Arbeitgeber immer 
nur den Minimalsatz, bei Uebermacht der Arbeiter immer nur den 
Maximalsatz betragen habe; wodurch denn überhaupt bisher der 
Lohnsatz geregelt worden sei, und welche Regelung desselben die 
englischen Gewerkvereine erstreben. 

Bei Beantwortung dieser Fragen dürfte es zweckdienlich sein, 
an J. St. MiH's treffliche Erörterungen ^^^ über die beiden Factoren, 
welche die Preise bestimmen, zu erinnern. Diese beiden Factoren 
sind nach ihm die Concurrenz und das Herkommen. Die National- 
ökonomen, sagt er, sind gewohnt, nur auf den erstem dieser 
Beiden Nachdruck zu legen. Sie drücken sich aus, als ob in allen 
Fällen die Concurrenz wirklich bewirke, was stets nur ihre Tendenz 
ist zu bewirken. Allein es würde eine grosse Verkennung des 
wirklichen Verlaufs der menschlichen Dinge sein, zu vermuthen, 
dass die Concurrenz auch in der That eine unbegrenzte Wirkung 
ausübe. Die Concurrenz ist überhaupt nur in verhältnissmässig mo- 
derner Zeit das 'regelnde Princip der Verträge geworden. Je mehr 
wir zurückblicken, desto mehr sehen wir alle Verträge unter dem 
Einflüsse fester Gewohnheiten. So wird die Bodenrente vielfach noch 
jetzt mehr durch das Herkommen wie durch die Concurrenz be- 
stimmt, und dasselbe gilt für die Preise andrer Waaren, wenn diese 
auch eher der Herrschaft der Concurrenz unterworfen wurden. Auch 
jetzt werden eigentlich nur im Grosshandel die Preise lediglich durch 
die Concurrenz geregelt. Dagegen macht sich im Detailhandel der 
Einfluss derselben auf die Preise nur sehr wenig bemerklich. Der 
regelmässige Regulator der Detailpreise ist das Herkommen, das 
von Zeit zu Zeit durch Anschauungen der Käufer und Verkäufer 
über das, was billig und recht ist, abgeändert wird. Ebenso aber 
wie mit den Detailpreisen ist es mit den Gebühren der Aerzte und 
Advocaten, welche beinahe unveränderlich sind. „Wenn aber das 
Herkommen in so beträchtlichem Maasse das Terrain hält gegen 
die Concurrenz, selbst wo in Folge der Menge der Concurrenten 
und des allgemeinen Durstes nach Gewinn der Geist der Concurrenz 
am stärksten ist, so können wir sicher sein, dass dies noch viel 
mehr der Fall ist, wo sich die Leute mit geringerem Gewinne be- 
gnügen und ihr pecuniäres Interesse geringer anschlagen als ihr 
Wohlbefinden und ihr Behagen". 

Unter allen nationalökonomischen Ausführungen MilTs scheint 
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mir dies eine der vortrefflichsten und wichtigsten. Ganz im Gegen- 
satze zu der sonstigen abstracten Methode der Engländer berück- 
sichtigt sie einmal die Thatsachen des wirklichen Lebens. Allein 
es ist zu verwundem, dass Mi 11, nachdem er das Herkommen als^ 
von maassgebendem Einflüsse 'bei Regelung der Bodenrente, der 
Detailpreise und sogar des Lohnes der geistigen Arbeiter dargestellt 
hat, er des Einflusses desselben auf die Lohnhöhe der Handarbeiter 
in keiner Weise erwähnt. Und zwar muss dies besonders nach 
dem von Mill in dem letzten, wörtlich angeführten Satze Gesagten 
auffallend erscheinen. Allein der Grund dieses Nichterwähnens mag^ 
einmal darin liegen, dass Mill die Kenntniss der Löhne der Arbeiter 
wahrscheinlich nicht so leicht zugänglich war, als die Kenntnis? 
der Bodenrente, der Detailpreise und der Gebühren von Advocaten 
und Aerzten. Doch genügt keineswegs diese Erklärung allein. Vor 
Allem muss jene unglückliche Annahme eines Lohnfonds zu diesem 
Uebersehen beigetragen haben;, denn ohne den Glauben an den 
einen, naturnothwendigen, unabänderlich feststehenden Lohnsatz hätte 
Mill seine Ausführungen über den Einfluss des Herkommens auf 
die Preise nie so sehr vergessen, können, dass er an einer spätem 
Stelle *^®) selbst die Möglichkeit einer Feststellung des Lohnes durch 
Gesetz, Behörden, Herkommen oder öffentliche Meinung bestreitet. 
Und doch passen seine Ausführungen über den Einfluss des Her- 
kommens auf die Detailpreise andrer Waaren als Arbeit vollkommen 
auf die Feststellung des Preises der Handarbeit, ja vielleicht ist 
gerade bei dieser Feststellung der Einfluss des Herkommens am 
grössten. 

Ebenso wie die Preise andrer Waaren als Arbeit wurde be- 
kanntlich in früheren Zeiten der Preis der Arbeit von Zeit zu Zeit 
durch Behörden geregelt. Als diese Regelungen dann in Abnahme 
kamen, verlangten, wie wir schon im ersten Bande sahen, die Ar- 
beiter die Durchführung des Lehrlingsgesetzes der Elisabeth, welches 
dieselben anordnete, und nach Abschaffung [dieses Gesetzes petitio- 
nirten sie unzählige Male ans Parlament um gesetzliche Regelung- 
des Lohnes. Allein das Parlament, unter dem Einflüsse der ab- 
stracten ökonomischen Schule, erklärte diese Regelungen für un- 
möglich; und betrachtet man heute die ganz ähnliche Regelung 
des Lohnes durch Arbeitskammern oder das Bestehen eines und 
desselben Lohnsatzes in einem Gewerbe während Jahrzehnten in 
Folge des Einflusses des Herkommens oder der Gewerkvereine, und 
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denkt man an das Elend zurück, welches die Arbeiter in Folge der 
Zurückweisung ihrer Bitten um gesetzliche Lohnregelungen erduldeten, 
so wird man an all* das Unglück erinnert, welches in frühern Jahr- 
hunderten in Folge der Annahme von heute längst vergessenen 
Dogmen oder Volksaberglauben über eine Menge von Menschen 
verhängt wurde oder doch ohne Hülfe und Linderung blieb. Nach 
Abschaffung oder Verweigerung der gesetzlichen Regelung der Löhne 
trat dann an Stelle der Letztem das Streben de;r Gewerkvereine den 
Lohnsatz zu regeln, indem sie an dem herkömmlichen Lohnsatz 
festzuhalten und ihn von Zeit zu Zeit, aus ähnlichen Gründen, aus 
denen nach Mi 11 in den herkömmlichen Detailpreisen eine Aenderung 
eintritt, weil nämlich Aendeningen in den Verhältnissen der Arbeiter 
oder in den allgemeinen Lebensverhältnissen eingetreten sind, zu 
erhöhen suchen. 

Den Beweis für die Richtigkeit dieser Angaben habe ich schon 
im ersten Kapitel gegeben, in welchem ich bewies *), dass nicht der 
in jedem Augenblicke erreichbar höchste Lohn, sondern ein den 
jeweiligen ordentlichen Bedürfnissen der Arbeiter genügender aber 
stetiger Lohn von den Gewerkvereinen erstrebt werde. Der Lohn der 
londoner Setzer, welcher von 1785 bis 1800, von 1800 bis 1810, von 
-da bis 1816 und von 1816 bis 1866 unverändert blieb, der der londoner 
Schiffbauer, welcher von 1824 bis 1867 nicht geändert wurde, sind 
sicher schlagende Beispiele nicht nur, dass eine Stetigkeit des Lohnes 
lange Zeit hindurch möglich ist, sondern auch des überwiegenden 
Einflusses des Herkommens auf den Lohnsatz. Ganz ebenso, sahen 
wir^), blieb der Lohn der Maschinenbauer in und um London 
unverändert während 10 bis 12 Jahren, und, wie die Statistik der 
Maschinenbauer*^) und die des Maschinenfabrikanten Robinson^) 
zeigt, ist dasselbe für die andern Theile Englands der Fall. Im 
londoner Baugewerbe blieb der Lohn unverändert von 1834 — 53 und 
von 1853 — 65®). Und abgesehen von wenigen Ausnahmsfallen in 
bestimmten Gewerben, auf welche ich gleich unten zurückkommen 
w^erde, und abgesehen von den dem Untergange nothwendig ver- 
fallenen Gewerben, wie der englischen Handweberei oder der eng- 
lischen Seidenindustrie, zeigt sich allenthalben ^eine ähnliche Stetigkeit 
des Lohns. Unter dem Einflüsse der Qewerkvereine wurde der 
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herkömmliche Lohn festgehalten, welcher der regelmässigen Lebens- 
weise der Arbeiter entsprach. Von Zeit zu Zeit, in grossen Perioden, 
wurde dann bei günstiger Gelegenheit eine Lohnerhöhung durch- 
gesetzt, nachdem mit dem allgemeinen Fortschreiten der Zeit die 
regelmässigen Bedürfnisse der Arbeiter sich weiter entwickelt hatten 
oder eine Aenderung in den allgemeinen Lebensverhältnissen eine 
Lohnerhöhung nothwendig machte. Und indem diesem erhöhten 
Lohne die regelmässigen Bedürfnisse der Arbeiter entweder bereits 
entsprachen oder sich ihm anpassten, wurde dieser erhöhte Lohn 
auch zu ihrem natürlichen Lohne. Keineswegs aber erscheint hier- 
nach die Höhe des Lohnsatzes als von den jeweiligen Schwankungen 
von Angebot und Nachfrage beeinflusst. Fand eine Aenderung in 
der Nachfrage nach Arbeitsproducten und in Folge derselben nach 
Arbeit statt, so äusserte sie sich nicht in der Herabdrückung des 
Lohnsatzes, sondern konnte höchstens in der Beschäftigung einer 
geringern Anzahl von Arbeitern sich äussern, durch welche dann, 
wie schon oben*) erörtert wurde, einem weitern relativen Sinken 
der Nachfrage desto rascher ein Ziel gesetzt wurde. 

5. Die Ausnahmefalle, in denen im Unterschiede zu den übrigen 
Gewerben der Lohn sehr häufig auf- und abschwankt, wurden schon 
oben^) erwähnt. Sie finden sich vornehmlich in der Kohlen- und 
Hüttenindustrie. In diesen Industrien giebt es zwei Systeme der 
Löhnung*^). Das eine besteht darin, den herkömmlichen Lohn zu 
bezahlen ohne Rücksicht auf die Verhältnisse des Gewerbes. Bei 
dem andern steht der Lohn in einem bestimmten Verhältnisse zum 
Preise einer Tonne Eisen und schwankt mit diesem auf und ab. 
Dieses System besteht in Staffordshire. Die Arbeitgeber von Stafford- 
shire haben eine den Gewerkvereinen der Arbeiter in sehr Vielem 
ähnliche Genossenschaft. Von Zeit zu Zeit treten sie zusammen 
und setzen den Marktpreis der Tonne Eisen fest. Zu diesem Preise 
steht dann der Lohn der Puddler in einem gewissen Verhältnisse 
und nach dem Lohne der Puddler richtet sich der aller übrigen 
Hüttenarbeiter und der Arbeiter in Kohlengruben*^). Der Marktpreis 
der Tonne Eisen regelt sonach direct den Lohn sämmtlicher bei 
ihrer Herstellung beschäftigten Arbeiter, und so lange an dem Ver- 
hältnisse des Lohnes der Puddler zu dem Preise der Tonne Eisen. 



a) S. oben S. 131 — 9. ^) S. oben S. 39, 40. c) qu. 10726. 

^) ^u. 4653, 4669-70, 9503, 9733, 10577—82; 9657, 9715—7. 



1^ 



Die englischen Gcwerkvercine und der Lohn. 215. 

nicht gerüttelt wird, können alle Lohnstreitigkeiten zwischen Ar* 
heitern und Arbeitgebern nur Streitigkeiten sein über den wirklichen 
Pfeis, zu dem das Eisen verkauft wird*). Diese Streitigkeiten sind 
keineswegs selten; denn da der von den Arbeitgebern auf ihrer 
Zusammenkunft fixirte Marktpreis, wie sie selbst aussagen^), keines- 
wegs der ist, zu dem sie ihr Eisen wirklich verkaufen, ist es eigent- 
lich nur der Lohn, der auf jener Zusammenkunft fixirt wird ^). 

Dieses letztere sogenannte System der gleitenden Scala ist dem 
Streben der Gewerkvereine nach grösstmöglicher Stetigkeit des Lohnes 
gerade entgegengesetzt, und schon oben wurde erwähnt^), dass die 
Gewerk vereine selbst Gegenden, in denen Lohnconfiscationen ge- 
bräuchlich sind, wegen der dort herrschenden Stetigkeit des Lohnes, 
den Orten vorziehen, an denen zwar derartige Missbräuche nicht 
vorkommen, an welchen der Lohn dagegen mit den Eisenpreisen 
auf- und abschwankt. Dieser Widerwille der Gewerkvereine gegen 
die gleitende Scala hat zu einer eingehenden Erörterung der beiden 
Systeme vor der kgl. Ge#rerkvereinscommission geführt. Wie sehr 
häufig bei derartigen Streitigkeiten wurden von den Vertheidigern 
beider Systeme richtige und unhaltbare Aussprüche gethan. Die 
Gegner der Scala gingen zu weit, indem sie sagten, der durch die 
Scala festgestellte Lohn stehe in gar keinem Verhältnisse zur Nach- 
frage nach Arbeit®); vielmehr ist dieser Lohn, wie die Vertheidiger 
der Scala entgegnen, nur der Ausdruck der Verhältnisse des Markts 
in einem gegebenen Augenblicke*). Im Hüttengewerbe ist bei 
hohen Eisenpreisen eine grössere und bei niedern Preisen eine ge- 
ringere Nachfrage nach Arbeit «f). Allein auch die Entgegnung der 
Vertheidiger der Scala ist nur beschränkt, nicht absolut wahr. Ein- 
mal nämlich wird die Scala unbrauchbar, wenn z. B. in Folge 
von Erfindungen die Productionskosten gemindert werden und die 
Eisenpreise sinken. Aber auch bei Fortdauer derselben Productions- 
verhältnisse ist der nach der Scala festgestellte Lohn doch nur 
dann der wahre Ausdruck des Verhältnisses von Angebot und Nach- 
frage, wenn auch das Angebot der Arbeit, das zur Zeit der Ver- 
einbarung der Scala vorhanden war, sich nicht verändert hat. Die 
Festsetzung des Lohns ist, wie wir sahen, eine Machtfrage zwischen 
Arbeitern und Arbeitgebern, und dem entsprechend müssen auch 
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alle zwischen Beiden abgeschlossene Verträge wie die Verträge 
zwischen zwei Mächten aufgefasst werden. Solche Verträge sind 
aber nie etwas Anderes als die Krystallisationen des in einem ge- 
gebenen Augenblicke zwischen den Contrahenten bestehenden Macht- 
verhältnisses, und sind demnach nur so lange wahr und durchführbar, 
als die thatsächlichen Verhältnisse der Zeit des Vertragsabschlusses 
fortbestehen. Hat sich das Angebot der Arbeiter geändert, so ent- 
spricht die unter andern Verhältnissen vereinbarte Scala nicht mehr 
den thatsächlichen Machtverhältnissen; die Gegner der Scala haben 
Recht, wenn sie sagen, dass ein unbedingtes Festhalten des einmal 
fixirten Verhältnisses des Lohnes zum Productenpreise in Wider- 
spruch gerathen könne mit der Lage des Markts*); und die Arbeit- 
geber haben Unrecht, wenn sie sich über die Arbeiter beklagen, 
weil diese eine Minderung des Angebotes von Arbeit zu einer ihnen 
vortheilhaften Aenderung jenes Verhältnisses des Lohns zum Preise 
benutzten^). Auch haben die Arbeitgeber Unrecht, wenn sie die 
von den Gegnern der Scala befürwortete Stetigkeit des Lohnes für 
unmöglich erklären, und diese Gegner haben Recht, wenn sie das 
Schwanken des Lohnes im Verhältniss zum Schwanken der Eisen- 
preise für keineswegs wünschenswerth halten. 

6. Diejenigen, welche die Unmöglichkeit eines stetigen Lohnes 
behaupten, führen als Grund dafür an, dass in dem Lohne beinahe 
ausschliesslich die Productionskosten des Eisens beständen. Nach 
den Angaben*^) der Arbeitgeber, welche in diesem Punkte nicht 
genau übereinstimmen, scheint, wenn ein Unternehmer eigene Kohlen- 
gruben, Eisenbergwerke und alles Andre hat, was zur Herstellung 
einer Tonne Stabeisen noth wendig ist, der Lohn circa 80 Procent 
des Preises der Tonne zu betragen. Ebenso wird im Strumpfwirker- 
gewerbe für die Nothwendigkeit eines häufigen Schwankens der 
Löhne angeführt, dass bei den feinern Artikeln 90 Procent der 
Kosten auf den Lohn kommen und 10 Procent auf den Stoff ^). 
Wolle man, wird von den Hüttenbesitzern behauptet, der auslän- 
dischen Concurrenz begegnen, so müsse man das Eisen zu geringern 
Preisen wie die fremden Concurrenten verkaufen. Um den Preis 
herabsetzen zu können, müsse man aber die Productionskosten 
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mindern, und da der Lohn einen so beträchtlichen Bestandtheil der 
Productionskosten betrage, müsse die Reduction auf Kosten der 
Arbeit geschehen*). Allein es wird hier ganz übersehen, dass eine 
Reduction des Preises auch stattfinden kann auf Kosten des Unter- 
nehmergewinns. Allerdings kann in den Gewerben, in denen der 
Lohn einen so hohen Procentsatz der Productionskosten ausmacht, 
die ausländische Concurrenz es nothwendig machen, dass die Löhne 
herabgesetzt werden; damit ist jedoch noch keineswegs gesagt, dass 
der Lohn mit jeder einzelnen Preisschwankung der Waaren steigen 
und fallen müsse, etwa dreimal innerhalb sechs Monaten, wie dies 
bei dem Systeme der gleitenden Scala in Wirklichkeit vorkam^). 
Es ist dies eine Abwälzung des ganzen Risicos auf die Arbeiter. 
Der Gewinnsatz des Unternehmers ist hier etwas stetiges statt des 
Lohnsatzes des Arbeiters, und dieser trägt statt Jenes alle Nach- 
theile der Speculation. Dass aber Stetigkeit des Lohnsatzes auch 
in der Eisenindustrie möglich ist, zeigt, dass das System der glei- 
tenden Scala nur auf Staflfordshire beschränkt ist*^). In Wales ist 
dasselbe ganz unbekannt. Und ebenso lebhaft wie die Unternehmer 
aus Staffordshire die Unmöglichkeit eines stetigen Lohnsatzes be- 
haupten, verurtheilen die welschen Besitzer von Kohlengmben und 
Hüttenwerken, und darunter solche, welche über loooo Arbeiter 
beschäftigen, das System der gleitenden Scala. Sie seien bestrebt, 
sagen sie, den Lohn so gjeichmässig als möglich zu halten, gleich- 
viel ob das Gewerbe blühend oder flau sei^). Werde der Preis 
einer Tonne Eisen um ein Pfund St. herabgesetzt, so setzten sie 
die Löhne der Arbeiter keineswegs herab. Der Verlust werde von 
<ien Unternehmern bestritten. Man müsse dies tragen. In dem 
Verhältnisse des Preises zu den Productionskosten bestehe sowohl 
Gewinn wie Verlust. In einem Falle habe man Gewinn, im andern 
Verlust, im Durchschnitt aber sei dies Verhalten gewinnbringend®). 
Das Auf- und Abschwanken des Lohns mit dem Schwanken 
der Waarenpreise ist aber nicht nur nicht nothwendig, es ist für die 
Arbeiter auch keineswegs wünschenswerth. Es ist ein Hinderniss 
jeglicher geordneten Lebensweise der Arbeiter. Zwingt diese das 
vorübergehende Herabgehen des Lohnes einerseits zu Entbehrungen, 
so ist das Steigen des Lohnes, das nicht dauernd ist, ihnen nur 
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^<ladSk:h, Solche «orabergefaende Steigerangen fuhren nämlirh 
keineswegs dazu, dass die regelmässge Lebensreise der Arbeiter 
«ch dem heileren Ijohne anpasse, noch auch vird ein TheC dieses 
Lohnes erspart, sondern solche vorobergehende Mehreinnahmen 
werden vergeodet. Damit aber erscheinen vorübergehende Lohn- 
erhohongen auch nicht als ökonomisch gerechtfertigt. 

7. Zeigt sich nämlich nach der obigen Erörterung die Fest- 
stellung des Lohnes audi lediglich als eine Machtfrage. imd ist 
deshalb was das Verhaltniss zwischen Arbeitgeber und Arbeiter an- 
geht kein Lohn an sich geredit oder tmgerecht, so fdüt es doch 
keineswegs an einem Maassstabe, um die Berechtigung einer Lohn- 
erhöhung zu beurtheüen. Diesen Maassstab giebt die Volkswirth- 
schaftslehre selbst. Einerseits nämlich lehrt sie, dass der Marktpreis 
der Arbeit stets dem natürlidien Lohne, d. h. der geordneten regel- 
mäßigen Lebensweise der Arbeiter entspredien müsse, und bezeichnet 
es als ein Unglück, wenn der Lohn imter dieses Maass sinkt; andrer- 
seits bezeichnet sie einen hohen und steigenden natürlichen Lohn 
der Arbeiter ak etwas Wünschenswerthes. Die Volkswirthschaits- 
lehre selbst giebt uns also einen sittlichen Maassstab an die Hand, 
um die Berechtigung einer Lohnhohe zu beurtheilen, nämlich die 
Art der Verwendung des Lohns. Der Lohn ist ihr gerecht, der so 
tiel beträgt, als zur Befriedigung der geordneten, r^elmässigen 
also der vernünftigen Bedürfnisse des Arbeiters nöthig ist Sie miss- 
billigt den Lohn, welcher tiefer steht als dieses Maass. Sie miss- 
bUligt aber auch den Lohn, der darüber beträgt, sofern dieser 
Mehrbetrag nicht auf vernünftige Weise verwendet wird. Denn 
einmal kann eine unvernünftige, schwelgerische Lebensweise der 
Arbeiter niemals die geordnete, regelmässige Lebensweise der Ar- 
beiter, der natürliche Lohn derselben, sein oder werden. Dann 
aber ist das Endziel auch der Volkswirthschaftslehre doch nur die 
sittliche und intellectuelle Hebung des ganzen Volkes, und sie unter- 
zieht die materielle Wohlfahrt nur als die zu jener Hebung nöthige 
Vorbedingung einer besondern Betrachtung.' So wünscht sie ja auch 
nur mit Rücksicht auf die ganze sittliche und intellectuelle Fort- 
bildung der Arbeiter das Steigen der ordentlichen, regelmässigen 
Bedürfnisse derselben. Ebendeshalb erscheint also auch nur die- 
jenige Lohnerhöhung als weise und als ökonomisch berechtigt, 
welche den entweder schon gestiegenen vernünftigen Bedürfnissen 
der Arbeiter entspricht» oder welche deren Steigen zur Folge hat. 
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welche den Marktpreis der Arbeit deren natürlichem Lohne anpasst 
oder ein Anpassen des letztern an jenen hervorruft. Dies ist der 
Maassstab, nach welchem allein die Berechtigung jeder Lohnerhöhung 
zu beurtheilen ist. Und ebendeshalb lässt sich auch die Frage, 
welcher Lohn der in einem gegebenen Augenblicke gerechte ist, 
keineswegs absolut, sondern nur mit Rücksicht auf den Stand und 
auf die Verbreitung der Civilisation in dem fraglichen Augenblicke 
beurtheilen. Mit fortschreitender und um sich greifender Civilisation 
muss der natürliche Lohn nothwendig wachsen; mit diesem Fort- 
schreiten wird ein höherer Lohn stets mehr gerechtfertigt sein. 

Diese Erwägung zeigt aufs Neue, dass die Arbeiterfrage keines- 
wegs eine blosse Lohnfrage, sondern dass sie eine Culturfrage ist. 
Die englischen Gewerkvereine aber, indem sie einerseits durch Herbei- 
führung kürzerer Arbeitszeit die dem Umsichgreifen der Cultur ent- 
gegenstehenden Schranken zerstören und die Hebung des sittlichen 
und intellectuellen Niveaus der Arbeiter zu fördern bestrebt sind, 
indem sie andrerseits an der Stetigkeit des Lohnsatzes als Regel 
festhalten und nur nach längern Zeiträumen den Lohnsatz erhöhen, 
entsprechen diesen beiden Seiten der Frage. 

8. Hat sich als das Resultat der bisherigen Erörterung ergeben, 
dass die Feststellung des Lohnsatzes eine Machtfrage sei, wurde 
gezeigt, wie die Gewerkvereine ihre Macht bei Entscheidung dieser 
Frage gebrauchen; und wurde zuletzt untersucht, welcher Gebrauch 
dieser Macht gerechtfertigt sei, so ist damit doch noch keineswegs 
die nöthige Betrachtung der Einwirkung der Gewerkvereine auf die 
Lohnhöhe beendet. Es ist noch nöthig zu untersuchen, in wiefern 
in den verschiedenen einzelnen Gewerben ein hoher Lohn möglich 
sei. Es ist zu prüfen, ob bei Beurtheilung der Berechtigung einer 
Lohnhöhe denn wirklich allein der Gesichtspunkt maassgebend sei, 
ob der Lohn den wirklichen, vernünftigen Bedürfnissen der Arbeiter 
entspreche oder deren Steigen zur Folge habe. Es müssen noch 
die ökonomischen Wirkungen einer Hochhaltung oder Erhöhung des 
Lohnes durch die Gewerkvereine erörtert werden. 

Was diese Wirkungen einer Lohnsteigerung angebt, so muss 
ich das Verdienstliche der darauf bezüglichen Ausführungen Thorn- 
ton's hervorheben. Ich sehe mich um so mehr dazu veranlasst, 
als ich leider bis jetzt meist polemisch gegen diesen Schriftsteller 
auftreten musste. Zwar werde ich auch von manchen Thornton'- 
schen Ausführungen über die Folgen von Lohnsteigerungen abweichen 
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müssen. In einem der wichtigsten Punkte, in Bezug auf die Wir- 
kung einer Lohnsteigerung in einem Gewerbe auf die Arbeiter andrer 
Gewerbe, ist Thornton's Anschauung sogar völlig verfehlt Auch 
ist das Richtige seiner Ausfährungen keineswegs neu. Alles, was 
daran richtig ist, hat bereits 1834 Torrens in den zwei Sätzen 
zusammengefasst: „In einem Lande, welches nicht von fremden 
Märkten abhängig ist, können G>alitionen den Lohn auf sein 
Maximum erhöhen, vorausgesetzt, dass das Angebot von Arbeit nicht 
zunimmt" *^^, und „in einem Lande, welches eine Ueberlegenheit 
hat in der Production für fremde Märkte, können die Löhne 
innerhalb der Grenzen solcher Ueberlegenheit ' erhöht werden" *^°). 
Femer wurde die besondere Stellung des Hauptbeispiels Thorn- 
ton's, der Baugewerbe, und der übrigen Gewerbe, welche ein 
locales Monopol besitzen, schon vor Thornton von Beesly hervor- 
gehoben*^'), und selbst Arbeitgeber haben diese Ausnahmestellung 
anerkannt. Allein indem Thornton systematisch die Wirkung von 
Lohnsteigerungen in den verschiedenen CJewerben betrachtete, hat 
er das Verdienst gehabt, endlich die Pseudoökonömisten zum Schwei- 
gen zu bringen, welche unterschiedlos für jedes Gewerbe eine 
dauernde Lohnerhöhung durch Coalitionen für unmöglich erklärten 
und den Ruin des Landes, der Gewerbe und der Arbeiter selbst 
als Folge des Versuchs, durch Coalitionen den Lohn zu erhöhen, 
voraussagten. 

„Es ist deutlich", sagt Thornton*^*), „dass die Löhne nicht 
steigen können, ohne dass sich eines von zwei Dingen ergiebt. 
Entweder müssen auch die Preise steigen, oder es muss der Ge- 
schäftsgewinn abnehmen. Wenn die Umstände der Art sind, dass 
die Preise nicht erhöht werden können, und zwar wenigstens um 
so viel als die Löhne gestiegen sind, dann muss der Gewinn noth- 
wendiger Weise geringer werden; und wenn er nicht etwa vorher 
abnorm gestiegen war, dann muss er jetzt unter das übliche Maass 
hinabsinken. Ist dann die Verringerung des Reingewinns nicht in 
sämmtlichen Geschäftszweigen eingetreten, sondern hat sich auf einen 
einzelnen Zweig beschränkt, so wird entweder ein Theil des Kapitals 
von dem einen Zweig auf andere übertragen werden, in denen der 
gewöhnliche Geschäftsprofit sich noch erzielen lässt, oder der be- 
treffende Industriezweig wird sich ganz oder zum Theil nach andern 
Orten ■ übertragen". 

Demnach hätte man bei Erwägung der Folgen von Lohn- 
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Steigerungen stets zu unterscheiden, ob die Lohnerhöhung in sämmt- 
lichen Gewerben oder nur in einzelnen stattfand. Fand sie in allen 
Gewerben statt, so lehrt Thornton^^*^), und noch schärfer wie 
dieser hebt MilP^"^) dies hervor, dass die nothwendige Folge ein 
Sinken des Gewinnes sei. Eine allgemeine Erhöhung des Lohnes 
könne nämlich den Arbeitgebern nicht durch eine allgemeine Preis- 
erhöhung ersetzt werden; eine allgemeine Preiserhöhung könne 
nämlich nicht stattfinden, es sei denn, dass mehr Geld verausgabt 
werde, und eine Steigerung der Löhne verursache keine grössere 
Verausgabung von Geld. Allein diese Lehre erscheint mir keines- 
wegs richtig; vielmehr scheint mir, dass ein allgemeines Steigen des 
Lohnes dieselben Folgen haben würde, wie eine Lohnsteigerung in 
einzelnen Gewerben. In den Gewerben, welche ein gewisses Monopol 
besitzen, und deren Producte den nothwendigen Lebensbedürfnissen 
dienen, würde die Lohnsteigerung auf die Preise abgewälzt. Die 
Nachfrage nach entbehrlicheren Gütern würde abnehmen, dagegen 
die Nachfrage nach weniger entbehrlichen Verbrauchsgütern seitens 
der höher gelohnten Arbeiter wachsen, und diese Nachfrage würde 
alsdann die Arbeiter, welche vorher die entbehrlichen Güter her- 
stellten, beschäftigen. Die weitern Ausführungen über die Folgen 
von Lohnsteigerungen in einzelnen Gewerben werden diese Wir- 
kungen noch weiter beleuchten. Hier sei nur noch bemerkt, dass 
die ganze Frage praktisch irrelevant ist, denn weder hat eine gleich- 
zeitige und gleichmässige Lohnsteigerung in allen Gewerben jemals 
stattgefunden, noch auch ist ihr Eintreten in der Wirklichkeit über- 
haupt denkbar. Ja es klingt wahrhaft komisch, wenn Thornton 
aus Furcht, die Gewerkvereine konnten mittelst einer gleichzeitigen 
und gleichmässigen Lohnerhöhung in allen Gewerben den Rein- 
gewinn zu sehr beschneiden, die Arbeiter warnt *^^), nicht die Henne 
zu tödten, welche die goldenen Eier lege. 

Was Lohnsteigerungen angeht, welche auf einzelne Geschäfts- 
zweige beschränkt sind, so lehrt Thornton* ^^), dass dieselben nur 
dann auf Kosten des Gewinns stattfinden können, wenn das be- 
treffende Gewerbe in so grossem Maassstabe betrieben werde, dass 
darin trotz eines niedrigeren Procentsatzes ein grösserer Gewinn zu 
erzielen sei, als in andern Gewerben bei einem hohen Procentsatze. 
In allen übrigen Fällen dagegen sei eine Lohnsteigerung nur mög- 
lich, insofern eine Preissteigerung der Arbeitsproducte möglich sei, 
und Thornton '76) fuhrt vier Fälle solcher Möglichkeit auf. 
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Einmal, es wächst der Reichthum eines Landes oder die Anzahl 
der Kunden und in Folge dessen die Nachfrage nach den Producten 
eines Gewerbes. Hier ist es möglich die Kunden zum Ersatz der 
durch die Lohnsteigerung verursachten grössern Productionskosten 
zu zwingen. 

Femer ist zweitens eine Lohnsteigerung auf Kosten der Con- 
sumenten möglich, zwar ohne Steigerung, vielleicht sogar bei einer 
beträchtlichen Herabsetzung der Preise, wenn in einem Gewerbe in 
Folge von verbesserten Maschinen und Arbeitsprocessen die Pro- 
duction billiger werden würde, wenn nicht eben die Lohnerhöhung 
deren Sinken verhinderte. 

Oder drittens, es findet weder ein Wachsen des Reichthums 
statt noch eine Vermehrung der Anzahl der Kunden noch auch in 
Folge von Verbesserungen eine billigere Production, allein das Ge- 
werbe besitzt eine Art von localem Monopol. Hierher gehören alle 
Gewerbe, deren Erzeugnisse die Kunden sich viel bequemer in der 
Nähe als aus der Feme verschaffen, deren Erzeugnisse zu den ersten 
Lebensbedürfnissen gehören. Dies sind z. B. die Baugewerbe, das 
Bäcker- und Fleischergewerbe, vorwiegend wohl auch das Schneider- 
gewerbe, viel weniger schon die Schuhmacherei, und vornehmlich 
alle Gewerbe, die weniger fertige Producte als vielmehr Dienst- 
eistungen anbieten, wie z. B. die Schornsteinfeger, alle die Repa- 
raturarbeiter, Schlosser, Schmiede u. s. w. Versuchen hier die Ar- 
beiter ihre Löhne zu steigern, so ist es möglich, dass sie auch bei 
massiger Handelsthätigkeit eine Lohnerhöhung erringen. Es ist den 
Untemehmern hier nämlich möglich, entsprechend den gestiegenen 
Löhnen die Preise zu steigern und so die Consumenten zu zwingen, 
aus ihrem Einkommen den Arbeitern die grössern Löhne zu zahlen. 
Dabei sind die Producte dieser Gewerbe zur Befriedigung der noth- 
wendigsten Lebensbedürfnisse so sehr erfordert, dass die Consu- 
menten lieber als auf diese Producte zu verzichten, die höhern Preise 
bezahlen. 

Endlich viertens wird eine gleiche Abwälzung der durch die 
Lohnsteigemng bewirkten grössern Productionskosten den Unter- 
nehmern in den Gewerben möglich, die zwar der Concurrenz andrer 
Landestheile ausgesetzt sind, die jedoch ein bedeutendes Ueber- 
gewicht gegen die Gewerbe des Auslands behaupten. Beinahe jedes 
Land besitzt vor den meisten andern einen Vorzug, der ihm die 
Production gewisser Waaren besohders erleichtert. Thornton 
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rechnet zu diesen Gewerben in England alle jene, welche aus Shef- 
üeld, Birmingham, Leeds, Manchester, Glasgow, Newcastle und einer 
Reihe von andern Städten die ersten Sitze der Industrie gemacht. 
In allen solchen Industrien könnten die Unternehmer sich durch 
eine Preissteigerung für jede Aufbesserung der Löhne schadlos hal- 
ten, die nicht so gross wäre, dass dadurch die einheimischen Preise 
die Höhe der ausländischen erreichten. 

Bei Annahme von gleichbleibenden Verhältnissen, — abgesehen 
also von einem Wachsen der Nachfrage in Folge von zunehmendem 
Reichthum oder einer zunehmenden Anzahl von Kunden und ab- 
gesehen von billigeren Productionsprocessen, — reducirt sich demnach 
die Möglichkeit einer dauernden Lohnerhöhung auf die von Torrens 
schon hervorgehobenen Fälle, in denen die Gewerbe einer aus- 
ländischen Concurrenz entweder gar nicht ausgesetzt sind oder doch 
einen bedeutenden Vorsprung vor den Gewerben des Auslands be- 
haupten. Es bleibt .daher einerseits zu untersuchen, ob die durch 
die Gewerkvereine bewirkte Hochhaltung des Lohnes verursacht hat, 
dass irgend eine englische Industrie durch die ausländische Con- 
currenz vom Markte vertrieben wurde, was noth wendig eine Schä- 
digung der englischen Arbeiter selbst zur Folge gehabt hätte, und 
in wiefern die Möglichkeit einer solchen Vertreibung den oben aui- 
gestellten Grundsatz erschüttert, dass bei Beurtheilung der Berech- 
tigung einer Lohnhöhe lediglich die regelmässigen , vernünftigen 
Bedürfnisse der Arbeiter maassgebend sein dürften. Andrerseits ist 
es nöthig zu fragen, ob dieser Grundsatz nicht selbst bei den Ge- 
werben, welche im Monopole eines Landes sind, modificirt werden 
müsse wegen der WirJtung hoher Löhne der Arbeiter eines Ge- 
werbes auf die Löhne der in andern Gewerben beschäftigten Ar- 
beiter. 

9. Beginnen wir mit der Frage, ob die Gewerkvereine durch 
unpassende Erhöhung oder Hochhaltung des Lohns die englische 
Industrie von ihren Märkten vertrieben haben. Die englischen Ge- 
werkvereine wurden sehr häufig dieser Wirkung beschuldigt und es 
war diese Anklage eines der wirksamsten Mittel, um ihnen in den 
Augen des Publicums zu schaden. Die Gewerbe, für welche diese 
Angabe gemacht wurde, sind: die Eisenindustrie, die Maschinen- 
industrie, der Schiffbau an der Themse, die londoner Drucker und 
die Baugewerbe. Ich werde die Verhältnisse eines jeden dieser 
Gewerbe im Einzelnen prüfen. 
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Beginnen wir mit den Baugewerben. In keinem Gewerbe sind 
in letzterer Zeit die Lohnerhöhungen besser geglückt als in den 
Baugewerben, begreiflicher Weise nicht zur Freude der Unternehmer 
und des Publicums. Man warnte immer die Arbeiter, dass sie einen 
Rückgang der Nachfrage und dadurch ihren eigenen Schaden ver- 
ursachen würden. Allein mit Rücksicht auf ihr locales Monopol 
und die Unentbehrlichkeit von Neubauten Hessen sich die Arbeiter 
nicht irre machen. Da brachte ein Speculant mehrere Schiffsladungen 
mit schwedischen Thüren und Fensterrahmen nach London und 
Hüll. Dies wurde bei den damaligen Agitationen gegen die Ge-" 
werkvereine sofort als gegen sie sprechendes Factum benutzt. Selbst 
Thornton^^^ erwähtit noch dieser Thatsache als eines bedenk- 
lichen Zeichens. Allein trotzdem, dass die schwedische Waare lo 
Procent billiger war als die englische*), wurden nach den überein- 
stimmenden Aussagen der Arbeiter^) und des Secretars der Bau- 
unternehmer*^), innerhalb 3 Jahren nur 3 Schiffsladungen nach 
England gebracht und von diesen nur eine verkauft. Einmal näm- 
lich hatte das Holz durch den Seetransport zu sehr gelitten und 
verzog sich beim Trocknen *). Dann erscheint auch im Allgemeinen 
die englische Schreinerarbeit tüchtiger als die ausländische^). Statt 
abzunehmen hat aber nach dem Zeugnisse des grossen londoner 
Bauunternehmers Trollope trotz der erhöhten Löhne die Nachfrage 
nach Bauten stets zugenommen®). 

Im Eisengewerbe war- die Anklage gegen die Gewerkvereine,. 
sie machten es der englischen Industrie unmöglich mit dem Aus- 
lande zu concurriren, noch heftiger, wie in den Baugewerben. Statt 
wie in diesen zu wachsen war die Production in der englischen. 
Eisenindustrie in den Jahren 1866 — 7 wirklich zurückgegangen.. 
Ferner wurde in einer Schrift von Creed und Williams über die- 
belgische und preussische Eisenindustrie darauf aufmerksam ge-> 
macht, dass im Jahre 1866 eine belgische Firma der englischen Con- 
currenz zum Trotz einen russischen Auftrag für 40000 Tonnen 
Eisen erhielt, und es wurde darin überhaupt die Gefahr, welche- 
der englischen Eisenindustrie von der belgischen drohe, betont. 
Auch war von der holländischen Regierung 1866 einem lütticher 
Hause eine Lieferung von Eisenbahnschienen statt den mitcon- 
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currirenden englischen Hüttenbesitzem zugeschlagen und belgische 
Schienen waren auf der East-Gloucestershire-Eisenbahn gelegt wor- 
den. Statt nun den Rückgang der heimischen Nachfrage in ihrer 
damals doch so offen liegenden Ursache, nämlich in dem durch die 
Ueberspeculation und deren Zusammenbrechen im Jahre 1866 hervor- 
gerufenen ungesunden Zustand der Industrie und den Grund jener 
vereinzelten Siege der belgischen Industrie in der naturgemässen 
Fortentwicklung der Letztem zu sehen, wurde Beides von den in 
ihren Einnahmen geschädigten Arbeitgebern den Gewerkvereinen, 
welche damals Alles verschuldet haben sollten, zur Last gelegt. 
Allein die Unternehmer, welche dahingehende Aussprüche auch vor 
der kgl. Gewerkvereinscommission machten, stützten ihre Angaben 
lediglich auf ihre subjective Meinung, und erklärten, dass sie weder 
statistische Daten hätten, noch sich je um solche gekümmert hätten*). 
Gleichzeitig müssen sie zugeben, dass auch in denjenigen Gegenden, 
in denen keine Gewerk vereine beständen, die Eisenindustrie ebenso- 
sehr zurückgegangen sei^); so insbesondere auch in Wales und 
in Frankreich*^). Andere Unternehmer räumen dagegen direct ein, 
dass der Rückgang der Eisenindustrie in Anderem als in den Ge- 
werkvereinen seine Ursache habe ^). Zu diesen gehört auch Williams ^\ 
einer der Verfasser der oben erwähnten Schrift und Secretär der 
South-StafFordshire-Ironmasters-Association. Und was. die belgische 
Concurrenz angeht, so erklärt der Director eines der bedeutendsten 
Hüttenwerke, der Schrecken davor sei grösser als die Gefahr^), und 
dasselbe bezeugen die statistischen Tabellen des Handelsamts ^^^). 
E^ ergiebt sich aus diesen, dass der Totalbetrag des im Jahre 1867 
ausgeführten britischen Eisens und Stahls jeglicher Art den Betrag 
aller frühern Jahre übertrifft, und dass er beinahe mehr wie 50 
Procent mehr als der des Jahres 1861 beträgt. Die detaillirte An- 
gabe der Ausfuhr von Eisen und Stahl zeigt ferner gerade was 
Dampfmaschinen und Eisenbahnschienen angeht, in Bezug auf welche 
die ausländische Concurrenz angeblich am bedeutendsten war, eine 
bedeutende und stetige Zunahme der Ausfuhr. Und zwar betrug 
gerade was Belgien angeht die Einfuhr britischen Eisens nach Belgien 
im Jahre 1865: 23422 Tonnen; im Jahre 1866: 28451 Tonnen und 
im Jahre 1867: 50722 Tonnen^). Während das belgische Eisen das 
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•englische angeblich vom Markte vertrieb, hatte sich die Einfuhr von 
englischem Eisen nach Belgien also gerade verdoppelt. Was aber 
die Abnahme der heimischen Nachfrage nach Eisen angeht, so 
genügt die auf Ueberspeculation beruhende übertriebene Concurrenz 
der Unternehmer und der Zusammenbruch dieser Speculation im 
Jahre 1866 vollkommen um sie zu erklären. Statt jedoch die Schuld 
dieser Abnahme sich selbst zuzuschreiben, und dem eigenen Mangel 
an Vernunft und Besonnenheit, tadelten die Unternehmer ihre Ar- 
beiter, weil diese ohne Rücksicht auf ihre Unbesonnenheit darauf 
bestanden, ein gewisses Quantum zur Fristung ihres Lebens zu 
erhalten*). 

In noch höherem Maasse als in der Eisenindustrie hat die 
Ueberspeculation einen Rückgang im Schiffbau veranlasst. Aber 
auch hier wurden die Gewerkvereine beschuldigt, denselben veran- 
lasst zu haben, und besonders wurde die Angabe häufig gehört, 
die Gewerkvereine hätten die Uebersiedelung des Schiffbaues von 
der Themse nach dem Clyde verursacht. Was nun vor Allem die 
letztere Angabe betrifft, so erklärte Clifford Wigram, einer der 
grössten londoner Schiffsbaumeister, vor der Gewerkvereinscommission 
dieselbe ausdrücklich für irrig ^). Nach seiner Angabe sind die 
Kosten des Baues eines Schiffes so ziemlich dieselben an der Themse 
^ie an dem Clyde *^). Damit stimmen die Angaben SamudaV, M. P., 
«ines andern londoner Schiffbauers und heftigen Gegners der Ge- 
werkvereine überein ^). Auch ist die Richtigkeit jener Beschuldigung 
um so bedenklicher, als die Schiffbauer am Clyde ebenso gewerk- 
^ereint sind wie die an der Themse, da der Gewerk verein der erstem 
Viel unruhiger ist als der der letztern, und da der Lohn der lon- 
doner Schiffbauer, wie erwähnt, stationär ist. Besonders aber spricht 
dagegen der gleichzeitige Rückgang des Schiffbaus am Clyde und an 
der Themse ®). Der allgemeine Rückgang des Schiffbaus aber datirt 
nach der Angabe Samuda's von dem Bankerotte von Overerid and 
Gurney im Mai 1866^). Als Grund desselben giebt er die von 
diesem Geschäftshause und andern ähnlichen finanziellen Gesell- 
schaften genährte Unsolidität und Ueberspeculation der Unternehmer 
an. „Ich glaube", sagt er^), „dass sowohl am Clyde wie in London 
eine enorme Anzahl ungesunder Unternehmen bestehen, und dass 
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sie hauptsächlich die Schuld der Schwierigkeit trifft, in der wir uns 
befinden. Die Unterstützung, welche die Unternehmer von billigen 
Banken und Finanzgesellschaften erhielten, hat viele von ihnen ver- 
führt, Lieferungen zu Preisen zu übernehmen, zu denen sie dieselben 
nicht liefern konnten" . . „Ich glaube, dass sie unter Einwirkung 
■der damals bestehenden Concurrenz Schiffe zu einem niedrigeren 
als dem Kostenpreise lieferten"*) . . „Eine solche Firma existirte 
nur während zwei Jahren. Während dieser Zeit baute- sie eine 
grosse Anzahl von Schiffen. Als sie zur Entstehung kam, war sie 
unbekannt und sie musste mittelst nichts als Concurrenzpreisen der 
ruinösesten Art mit den Firmen des ganzen Königreichs concurriren, , 
und als sie fallirte, kam die merkwürdige Thatsache zu 
Tage, dass sie, selbst wenn sie die Arbeit umsonst er- 
halten hätte, nicht hätte bestehen können"^) . . „Diese 
leichtsinnige Speculation übte eine sehr nachtheilige Wirkung auch 
für alle übrigen Unternehmer"'^). Was -aber die Wirkung derselben 
für die Arbeiter angeht, so beweist dieselbe etwas, was die Gegner 
<ier Betheiligung der Arbeiter am Unternehmergewinn stets über- 
sehen, nämlich den Antheil, welchen auch ohne solche Betheiligung 
<iie Arbeiter stets an den Nachtheilen der Unternehmen haben: die 
Zahl der beschäftigten Arbeiter sank auf ein Viertel und es entstand 
unter ihnen die bitterste Noth^). Dass die von den Gewerkvereinen 
^geforderten Löhne an dieser Noth jedoch schuldlos waren, zeigt, 
dass Samuda verneint®), dass ihm eine Lieferung angeboten worden 
sei, welche abgelehnt werden musste, wegen der von den Arbeitern 
geforderten Löhne, und welche in Folge dessen gar nicht geleistet 
wurde. 

Ganz ebenso unbegründet wie die bisher erörterten Anklagen 
ist die, dass die Gewerkvereine im Maschinengewerbe die englische 
Industrie vom Markte vertrieben. Auch in diesem Gewerbe war 
<ier Lohn bis. 1867 stationär. Trotzdem aber wurde diese Anklage 
gegen die Vereinigten Maschinenbauer erhoben, als der Maschinen- 
fabrikant Schneider im Creuzot 18 Locomotive für die Great-Eastern- 
Bahn lieferte. Allein der wahrscheinliche Grund hievon war, dass 
ein Mitglied der Verwaltung dieser Bahn von einem frühern Auf- 
enthalte in Frankreich her noch Beziehungen zu Schneider hatte ^). 



a) qu. 16741. b) qu. 16821. c) qu. 16822— 3. d) qu. 16678, 
16750. e) qu. 16829. ^) qu. 918, 938. 
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Jedenfalls ist Thatsache, dass nach der Einfuhr jener französischen" 
Locomotive der Lohn der Maschinenbauer stieg*) und trotzdem 
dieselbe Eisenbahngesellschaft vierzig Locomotive bei englischen 
Firmen bestellte^). Die vereinzelte Thatsache der Einfuhr von 
i8 französischen Maschinen nach England beweist also in keiner 
Weise für das Verdrängtwerden der englischen Maschinenindustrie 
vom Markte. (Dabei schildert der schon mehrfach erwähnte 
americanische Hüttenbesitzer sowohl das physische Aussehen wie die 
ganze Haltung gerade der Arbeiter Schneider's als äusserst elend *^)» 
Er bezeichnet^) es als „die Schlussfolgerung ,n zu der er durch die 
von ihm beobachteten Thatsachen getrieben werde", dass „die Eisen- 
industrie in Frankreich auf der wesentlichen Bedingung beruht, dass^ 
die Arbeiter nur einen Tag in der Woche Fleisch zu essen erhalten'*. 
Zudem versicherte ihm der Sohn Schneider's, ihre Firma arbeitete- 
ohne Gewinn®); worauf allerdings die englischen Unternehmer die 
bemerkenswerthe Entgegnung machen^), dass Aussagen von Unter- 
nehmern über den Gewinn, den sie machten, kein Vertrauen ver- 
dienten.) Den schlagendsten Beweis aber gegen das angebliche- 
Verdrängtwerden der englischen Maschinenindustrie vom Markte in 
Folge der Thätigkeit der englischen Gewerkvereine liefert die stetige 
Zunahme der Ausfuhr englischer Maschinen, welche die Statistik des 
englischen Handelsamts ^ ^^) zeigt. Allerdings ist auch die Angabe 
des Maschinenfabrikanten Robinson richtig, dass Preussen, Württem- 
berg, Frankreich, Oestreich, wohin England früher Maschinen expor- 
tirte, diese nun selbst fabriciren ^). Allein derselbe Fabrikant 
Robinson ist weit entfernt dies der Einwirkung der englischen Ge- 
werkvereine auf die Lohnhöhe zuzuschreiben **) ; und seine Ansicht 
scheint um so wahrscheinlicher, als nach seiner Angabe der Lohn 
nur ein Fünftel der Kosten einer Locomotive beträgt * ). Der Grund 
hievon liegt vielmehr in der natürlichen Fortentwicklung jener Län- 
der, und was speciell die lebhafte Concurrenz der deutschen Ma- 
schinenindustrie mit der englischen angeht, so liegt, nach Angabe 
des deutschen Mitglieds der Firma Beyer and Peacock zu Man- 
chester^), der Grund derselben in den grössern technischen Fort- 
schritten, welche die deutsche Maschinenindustrie gemacht hat. 



^ 
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Was endlich die Buchdrucker angeht, so hat sich allerdings 
-der Druck von Werken von London zwar nicht ins Ausland^), aber 
theilweise in die Provinzen verzogen^). Dies war schon vor 1866 
-der Fall*^), also bei einem Lohnsatze, der unverändert von 1816 bis 
1866 bestand^), und nach der Angabe der Unternehmer selbst liegt 
der Grund davon in andern Ursachen als in dem Lohnsatz ®). Wäre 
es aber wirklich der Fall, dass billigere Lebensmittelpreise es den 
Druckern in den Provinzen ermöglichten, mittelst eines geringern 
Geldlohns wie die londoner Drucker dieselbe Lebensweise zu führen 
wie diese, so ist weder der Druck von Werken noch der Buch- 
drucker selbst an London gebunden; es wäre in solchem Falle 
die Uebersiedelung des Druckergewerbes in die Provinzen kein 
Nachtheil; im Gegentheile es entspräche dies den Principien des 
Freihandels; es würde alsdann nur an dem Orte gedrückt, ah 
welchem die günstigsten Bedingungen für das Drucken bestehen. 

10. Diese eingehende Erörterung der Verhältnisse aller jener 
Gewerbe, für welche überhaupt behauptet wurde, dass die Gewerk- 
vereine ihre Verdrängung auf dem Markte durch die ausländische 
Concurrenz verursacht hätten, zeigt also jegliche Angabe über die 
nachtheilige Wirkung der Gewerkvereine auf den englischen Aus- 
fuhrhandel als unrichtig *^*'). Damit aber sind die oben gestellten 
Fragen erst theilweise beantwortet. Angenommen, die französische 
Maschinenindustrie mache wirklich derartige Fortschritte, dass es 
den englischen Maschinenfabrikanten unmöglich wäre, mit ihr zu 
concurriren, ohne den Lohn der englischen Arbeiter herabzusetzen 
und sie so zu einer schlechtem als ihrer bisherigen Lebensweise 
zu zwingen, würde unter solchen Verhältnissen der Grundsatz er- 
schüttert werden, dass bei Beurtheilung der Berechtigung einer Lohn- 
höhe lediglich die regelmässigen, vernünftigen Bedürfnisse der Ar- 
beiter maassgebend sein können? 

Nach den vor der kgl. Gewerkvereinscommission ausgedrückten 
Anschauungen der englischen Arbeiter wäre es in solchem Falle 
besser, das Gewerbe ans Ausland zu verlieren und selbst aus- 
zuwandern^). Ganz dieselbe Anschauung aber ist richtig nach der 
Freihandelstheorie. „Eine erwerbreiche Industrie", lehrt diese „ent- 
steht am sichersten dann, wenn Handelsfreiheit das Kapital nöthigt; 
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sich denjenigen Gewerben zuzuwenden, welche am meisten durch 
die Landesverhältnisse begünstigt sind". „Die Ausfuhr, die Mit- 
bewerbung in der Fremde mit allen Fabrikindustrien des Auslands, 
wo von allen schützenden Zöllen abgesehen werden muss, ist der 
wahre Prüfstein, ob eine Industrie naturgemäss und stark, oder ob 
sie ein Schwächling, eine Treibhauspflanze ist, welche durch Schutz 
auferzogen werden muss". Dies sind Sätze namhafter deutscher 
Freihändler*^^), und ich glaube nicht, dass sich an denselben mäkeln 
lässt. Allein kann man sagen, dass eine Industrie zu denen gehöre» 
welche am meisten durch die Landesverhältnisse begünstigt sind,, 
dass sie naturgemäss und stark, kein Schwächling, keine Treibhaus- 
pflanze sei, deren Existenzmöglichkeit nur auf Löhnen beruht, welche 
die Arbeiter unter ihre herkömmliche Lebensweise herabdrücken? 
Wären solche niedrige Löhne nicht identisch mit den verworfenen 
schützenden Zöllen? Und wäre es nicht die grösste Versündigung 
gegen die Gesinnung Cobden's und Bright's, wollte man, nachdem 
man die Besteuerung des ganzen Volkes durch Schutzzölle zu Gunsten 
weniger Industrieller als eine Ungerechtigkeit denuncirt hat, im 
Interesse weniger Unternehmer den Schutzzoll niedriger Löhne auf 
Kosten der ärmsten Klasse des Volkes rechtfertigen? Nach der 
Freihandelslehre wäre ein Gewerbe in dem angenommenen Falle 
unfehlbar dem Untergange geweiht. Hohe Löhne würden demnach 
nur günstig wirken, indem sie ähnlich wie die Handelsfreiheit das 
Kapital zwängen, sich denjenigen Gewerben zuzuwenden, welche am 
meisten durch die Landesverhältnisse begünstigt sind, jenen Ge- 
werben, in denen ein Land mit aller Welt concurriren kann, und 
von denen nach der Freihandelstheorie jedes Land einige besitzt. 

II. Die Frage, ob unter allen Umständen bei Beurtheilung der 
Berechtigung einer Lohnhöhe die regelmässigen, vernünftigen Be- 
dürfnisse der Arbeiter allein maassgebend seien, scheint mir dem- 
nach zu bejahen. Dies scheint mir um so mehr der Fall zu sein, 
als es mir nothwendig erscheint, nicht nur die Möglichkeit in 
Betracht zu ziehen, dass hohe Löhne die Nachfrage und das Kapital 
nach andern Ländern treiben, — was in den dafür vorgebrachten 
Fällen nicht stattfand, wie wir gesehen haben, — sondern auch die 
Möglichkeit zu erwägen, dass Löhne, welche unter den Standard or 
Life der Arbeiter fallen, diese zur Auswanderung bewegen. Eine 
derartige Auswanderung aber wäre für die englische Industrie ge- 
radezu vernichtend. Keine gleich allgemein verbreitete Anschauung: 
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erscheint mir nämlich zweifelhafter als die, dass England trotz seiner 
höhern Arbeitslöhne immer noch billigere Producte zu liefern im 
Stande sei, als der Continent, theils wegen seiner natürlichen Vorzüge^ 
theils wegen seines grösseren Kapitals. Knies hat als allgemeinen 
Satz aufgestellt*®*), „dass durch die Fortschritte in der Conmiunication 
der Vortheil, welchen die Völker rücksichtlich der Roh- und Hilfs- 
stoffe für die Fabrikation besitzen, gemindert, dagegen andrerseits 
aus derselben Ursache die Wirkungskraft der Vorzüge, welche einem 
Volke in der menschlichen Arbeitskraft und in den erhaltenen Re- 
sultaten der Production in frühern Zeiten (in dem Kapitale) gegeben 
sind, erhöht wird". Was nun das Kapital angeht, so ist es aner- 
kannter Maassen*®^) von rein kosmopolitischem Charakter und 
wendet sich dahin, wo von Natur schon die günstigsten Productions- 
bedingungen sind. Es muss also in England schon eine andere 
günstige Productionsbedingung vorhanden sein, welche das Kapital 
dahin zieht. Diese Bedingung kann nach dem Satze von Knies 
nicht dauernd in den natürlichen Vorzügen des Landes bestehen. 
Hiemit muss sie also in der grossem Vorzüglichkeit der englischen 
Arbeiter bestehen. Und in der That scheint mir die grössere Con- 
currenzfahigkeit Englands in beträchtlichem Maasse darauf zu be- 
ruhen, dass die Arbeitskraft der englischen Arbeiter noch vorzüg- 
licher ist im Vergleiche zu der continentaler Arbeiter, als ihr Lohn» 
mehr als der Lohn continentaler Arbeiter beträgt^**). Dies beweist 
auch, wenn z. B. der Secretär der Vereinigten Maschinenbauer an- 
giebt*), dass englische Maschinenbauer, Mitglieder des Gewerk- 
vereins, in Frankreich von £ 2 bis £ 2. 10 s. die Woche für die- 
selbe Arbeit erhalten, für welche sie in England nur 36 s. wöchent- 
lich erhalten würden. Und Hewitt, der americanische Hüttenbesitzer, 
giebt als das Resultat seiner Beobachtungen^) in America an, dass 
die englischen Arbeiter besser als die Arbeiter aller andern Nationen 
seien, die americanischen Arbeiter inbegriffen. „Wo wir Stärke 
brauchen", sagt er, „verbunden mit Fertigkeit, nehmen wir Eng- 
länder". 

Welche Wirkung die Auswanderung gelernter Arbeiter nach 
andern Ländern für die ausländische Industrie habe, hat ferner die 
Geschichte schon mehrfach gezeigt. Schon im ersten Bande wurde 
die Einwirkung der Vertreibung der cölner Weber nach Verlust 
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der Weberschlacht im Jahre 1371 auf die aachener Tuchindustrie 
erwähnt*). Friedrich der Grosse in seinem Aufsatze über die 
Industrie erzählt*^*), dass „die weise Elisabeth, Königin von Eng- 
land, als Alba die Freiheit der Flammänder tyrannisch unterdrückte, 
die Dummheit ihrer Nachbarn benutzte und in ihr Land die Ar- 
beiter von Gent und Brügge heranzog". Der Einfluss des Wider- 
rufe des Edicts von Nantes auf die französische Industrie ist be- 
kannt. Die Vertriebenen wandten sich nach England, Holland und 
Brandenburg, und nach Friedrich d. Gr. *^^) beruht die gesammte 
brandenburgische und berliner Industrie auf der Aufnahme, welche 
der grosse Kurfürst ihnen zu Theil werden Hess. Um von neuern 
Zeiten zu reden, so wurde mir von einem der ersten deutschen 
Kennern der Entwicklung der Kunstgewerbe versichert, der Auf- 
schwung der englischen Kunstindustrie in den fünfziger Jahren 
beruhe keineswegs in dem Maasse, als man gewöhnlich annehme, 
auf dem Einflüsse des Kensington Museums; vielmehr sei von viel 
grösserem Einflüsse das Wegziehen französischer Arbeiter von Frank- 
reich nach England, besonders während und nach den Jahren 1849 
bis 1852, und deren Anwerbung von englischen Unternehmern ge- 
wesen. Dass die Massenauswanderung der pariser Arbeiter nach 
England und America nach dem Falle der Commune, von welcher 
die Zeitungen berichteten, für die französische Industrie nachtheilig 
sein wird, erscheint nach diesen historischen Beispielen ausser Zweifel. 
Dafür endlich, dass schlechte Arbeiterverhältnisse in England 
ähnliche Auswanderungen wirklich zur Folge hatten, finden sich schon 
Beispiele zu Beginn dieses Jahrhunderts. So meldet z. B. ein Par- 
lamentsbericht von 1817*^^, „dass die Verletzung des Lehrlings- 
gesetzes der Elisabeth, welche in den kgl. Werften nach dem Frieden 
von Amiens versucht wurde, die Arbeiter dazu brachte auszuwandern, 
und dass die Feinde Sr. Majestät dadurch in Stand gesetzt wurden, 
mittelst der Hülfe britischer Schiff"sbauer und andrer britischen Ar- 
beiter ihre Seemacht wieder herzustellen'*. Um aber auf moderne 
Zeiten überzugehen, so ist die Auswanderung der Maschinenbauer 
nach Australien nach dem unglücklichen Ausgange des Streites von 
1852 aus dem ersten Bande ^) schon bekannt. Vor der kgl. Com- 
mission ferner sind es besonders die Besitzer englischer und schot- 
tischer Kohlengruben, welche sich bitter über die Auswanderung 
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ihrer Arbeiter nach America beklagen*). Alle Grubenarbeiter in 
Schottland heisst es, sparten Geld, um einmal nach America 
auswandern zu können, und sie werden von ihren Gewerkvereinen 
dazu ermuntert ^). . Aehnlich ist es in England und Wales. Und 
zwar sind es selbstverständlich nicht die ungeschickten Arbeiter, 
welche auswandern, sondern die geschicktesten, denn nur diese 
haben die nöthigen Mittel*^). Seien sie fort, sagen die Arbeitgeljer**), 
so bleibe kein Mittel, als sie durch unerfahrene Arbeiter zu er- 
setzen, die grosse Nachtheile bereiteten. Seien diese aber gehörig 
herangebildet worden, so wanderten auch sie®). Die Wirkung dieser 
Auswanderung sei die Güte der Arbeit herabzudrücken ^). 

12. Auch in dem allgemeinen industriellen Interesse eines Landes 
muss es nach diesen Erwägungen also wünschenswerth erscheinen, 
dass der Lohn stets so viel betrage, als zur Befriedigung der zu 
einer gegebenen Zeit bestehenden regelmässigen Bedürfnisse der 
Arbeiter nothwendig ist, und zwar kann, wie wir sahen, auch die 
Rücksicht auf die ausländische Concurrenz an diesem Satze nichts 
ändern. Aber ganz abgesehen von dieser Concurrenz ist noch die 
Stichhaltigkeit dieses Satzes zu prüfen mit Rücksicht auf die Wir- 
kung hoher Löhne der Arbeiter eines Gewerbes auf die Löhne der 
in andern Gewerben beschäftigten Arbeiter. 

Thornton nämlich, obwohl er die Lehre verwirft, dass das 
Bestehen eines unabänderlich feststehenden Lohnfonds es unmöglich 
mache, dass der Lohn einer Klasse von Arbeitern anders als auf 
Kosten der übrigen Arbeiter erhöht werde, sagt weiter ^*^), und 
Mill*^^) stimmt ihm hierin vollständig bei: Wenn zu einer Zeit, in 
welcher der Nationalreichthum und die Nachfrage nach Producten 
nicht wachsen, in den Gewerben, welche eine Art Monopol geniessen, 
von den Arbeitern eine Lohnerhöhung erzielt wird, so geht der 
gesammte Gewinn, welcher den Arbeitern durch den Zuschlag auf 
ihre Löhne erwächst, der Gesammtheit der Arbeiterklasse verloren, 
in deren Taschen das, was die Consumenten mehr bezahlt haben, 
geflossen wäre, wenn jene Arbeiter diesen Betrag nicht unterwegs 
in die ihrigen abgelenkt hätten. „Denn in einer Zeit, in welcher 
der Nationalreichthum sich nicht vermehrt, ist die Summe Geldes, 
welche das Publicum auf den Einkauf von Waaren und Pfoducten 
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aller Art zu verwenden hat, ein fester und bestimmter Betrag, so 
dass je mehr für eine Art von Erzeugnissen gezahlt werden muss^ 
desto weniger für alle andern Arten übrig bleibt. Je mehr z. B. 
die Kunden den Bauunternehmern zu zahlen haben, desto weniger 
bliebe ihnen für alle übrigen Unternehmungen. In demselben 
Maasse, wie sie die Ersteren in Stand setzten höhere Löhne zu 
zahlen, setzten sie die Unternehmer, denen sie jetzt weniger zu thun 
geben, ausser Stand, auch nur die Löhne zu zahlen, die sie zu 
zahlen gewohnt waren. Gerade so viel wie die Bauarbeiter ge- 
wannen, mussten also alle andern Arbeiter verlieren". 

Selbst dann aber, sagt Thornton weiter**^), wenn in einem 
Lande der Handel in steigender Entwicklung begriffen ist, ist eine 
Lohnerhöhung in irgend einem besondern Gewerbe unmöglich, ohne 
dass sie die Nachfrage nach den Erzeugnissen andrer Gewerbe um 
den Aufschwung bringt, den diese sonst genommen haben würde,, 
oder ohne dass sie in gleichem Maasse die Nachfrage nach Arbeits- 
kräften in jenen andern Gewerben benachtheiligt. 

Dies heisst mit andern Worten nichts Anderes als: in den vier 
oben aufgeführten Fällen, in denen es möglich ist, die Consumenten 
zu zwingen, die Kosten einer Lohnerhöhung zu tragen, findet diese- 
Lohnerhöhung statt auf Kosten der Arbeiter der übrigen Gewerbe. 
Es ist dies in der That eine neue Lohnfondtheorie. Bei dieser 
neuen begegnen wir wie bei der alten einem festen Betrag, der jeder 
Lohnerhöhung im Wege steht; nur ist es jetzt ein feststehender 
Betrag von Einkommen, den das Publicum auf den Einkauf voa 
Waaren und Producten aller Art verwendet, und früher war. es ein 
feststehender Betrag von Kapital, der unter die Arbeiter zur Ver- 
theilung kam. In der Wirkung sind aber beide Lehren identisch. 
Nach der neuen wie nach der alten ist keine Lohnerhöhung in 
einem Gewerbe möglich, ohne dass der Lohn in einem andern Ge- 
werbe um so viel sinken muss, um wie viel er in dem ersten ge- 
stiegen war. 

Allein diese neue Lohnfondtheorie ist ebensowenig zutreffend 
wie die alte. Es ist ein Punkt, der eigentlich auf flacher Hand 
liegt, den aber Thornton und Mill in ihrem Raisonnement über^ 
sehen. Allerdings ist richtig, dass emem Consumenten, je mehr er 
für eine Art von Erzeugnissen zahlen muss, desto weniger für 
alle andern Arten übrig bleibt. Allein völlig irrig ist, hieraus zu 
schliessen, da$s bei einer Preissteigerung, die durch eine Lohnerhöhung 
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hervorgerufen wurde, eine Abnahme im Gesammtbegehr nach andern 
Waaren hervorgerufen werde. Es findet in Folge einer derartigen 
Preissteigerung nur eine Aendemng in der Person des Nachfragenden 
statt; es findet dieser Aendemng entsprechend auch eine Aenderung 
in der Art der begehrten Producte statt; die Grösse der Nachfrage 
nach Producten bleibt aber gänzlich dieselbe. 

Der Punkt, den Thornton und Mi 11 übersahen, ist nämlich 
der, dass um dieselbe Grösse, um die das Einkommen der Con- 
sumenten in Folge der Lohnerhöhung abnimmt, das Einkommen 
der Arbeiter, deren Lohn erhöht worden ist, steigt. Diese Arbeiter 
aber sind gleichfalls Consumenten, nur vielleicht von andern Erzeug- 
nissen. Sinkt also die Nachfrage der bisherigen Consumenten von 
Producten in Folge von der Vertheuerung einzelner Waaren, so 
wächst die Nachfrage der Arbeiter nach Producten in demselben 
Maasse, in dem die Nachfrage jener gesunken ist. Der Gesammt- 
betrag der Nachfrage bleibt also derselbe. Ein Beispiel wird die 
Richtigkeit dieser Lehre beweisen. Setzen wir, ein Consument habe 
ein Einkommen von 880. Die Hälfte hiervon verwende er auf 
unentbehrliche Verbrauchsgüter, die wir 500 Brode nennen wollen, 
die andere Hälfte auf entbehrliche Verbrauchsgüter, die ich mit 
500 Cigarren bezeichnen will. Nehmen wir ferner an, die 500 
Brode und die 500 Cigarren würden von je 500 Arbeitern producirt. 
Der Preis der 500 Brode beträgt 440 und ebensoviel der der 500 
Cigarren. 400 von diesen 440 erhalten die Bäcker als Lohn und 
40 der Bäckermeister als Gewinn, also 10 Procent von seinem Ka- 
pitale. Dasselbe Vertheilungsverhältniss findet statt bezüglich des 
Preises der Cigarren; 400 erhalten die Cigarrenarbeiter, 40 der 
Cigarrenfabrikant. Nun nehmen wir an, dass der Lohn der Bäcker 
um 100 steigt. Der Preis der Brode steigt demgemäss auf 550, 
wovon 500 Bäckerlohn und 50, d. h. 10 Procent vom Kapitale, Unter- 
nehmergewinn. Nun bleiben dem Consumenten allerdings nur mehr 
880 — 550 d. h. 330 für Cigarren. Dafür stehen aber den Bäckern 
100 und dem Bäckermeister 10 mehr zu Gebote; um diesen Betrag 
vergrössert sich ihre Nachfrage, und die Gesammtnachfrage nach 
andern Producten wie Brod bleibt demnach unverändert; sie beträgt 
nach wie vor 440, und ebensoviel Arbeiter wie früher können des- 
halb zu demselben Lohne wie früher Beschäftigung finden. 

Doch ist es nöthig die ökonomischen Folgen einer Lohnsteigerung 
noch weiter in Worten statt in Zahlen zu erklären. Fragen wir 
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zunächst worin das Einkommen Jemandes besteht. Zunächst be- 
steht es in einer Summe Geldes; eigentlich aber besteht es in der 
Summe von Gütern, auf welche die Geldsumme verwendet wird. 
Die Art dieser Güter ist je nach individuellen und Standesbedürf- 
nissen verschieden. Im Ganzen wird das Geldeinkommen Jemandes 
stets in drei Theile zerfallen; in einen Theil, der auf unentbehrliche 
Güter, in einen zweiten, der auf entbehrliche Güter verwendet wird, 
und in einen dritten, der kapitalisirt wird. Steigt nun in Folge 
einer Lohnerhöhung der Preis der unentbehrlichen Güter, so kann 
zweierlei geschehen. Entweder der Consument verringert den Theil, 
den er auf entbehrliche Güter verwendet, d. h. er beschränkt seinen 
Verbrauch von Luxusgütern, oder er verringert den Theil, den er 
bisher kapitalisirte. Nehmen wir einmal an, er thue das erstere, 
was auch das Wahrscheinlichere ist, denn der Drang durch haus- 
hälterisches Verfahren die einmal errungene sociale Position aufrecht 
zu erhalten, nimmt zu, eine je höhere Position schon erreicht ist; 
zumal wird dieser Drang durch die Erwägung unterstützt, dass ein 
desto grösseres Vermögen nothwendig ist, je theuerer das Leben 
wird. Also nehmen wir an, das was abnehme sei die Nachfrage 
nach entbehrlichen Gütern. Die Arbeiter, welche diese Güter bisher 
producirten, würden nun allerdings unter der abnehmenden Nach- 
frage leiden. Nur eine geringere Anzahl derselben könnte zu dem 
frühern Lohne in demselben Gewerbe beschäftigt werden. Allein 
dafür würde auf der andern Seite eine grössere Nachfrage nach 
Verbrauchsgütern der Arbeiter entstehen, und, da die Unternehmer, 
wie Mill sehr richtig bemerkt ^^°), gar kein besonderes Interesse 
haben gerade diesen oder jenen Gegenstand zu produciren, so würden 
sie nun ihre Kapitalien und ihre Arbeiter in der Herstellung dieser 
Verbrauchsgüter verwenden. In Folge der Lohnerhöhung in einem 
Gewerbe entstände also keineswegs eine geringere Gesammtnach- 
frage nach Arbeitskräften. Das Geldeinkommen der frühem Con- 
sumenten bliebe dadurch ganz unverändert; allein diese müssten 
einen grossem Theil davon wie früher an gewisse Arbeiter abgeben, 
deren Geldeinkommen dadurch stiege; dadurch würde allerdings der 
Theil ihres Geldeinkommens, den sie an die Arbeiter andrer Ge- 
werbe abgeben könnten, verringert; aber das Geldeinkommen der 
Letztern würde trotzdem nicht verringert; denn was sie von den 
frühern Consumenten weniger empfangen würden, würden sie von 
den Arbeitern, deren Lohn gestiegen ist, mehr erhalten. Dasjenige 
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Einkommen der frühem Consumenten, das durch die Lohnerhöhung 
verringert werden würde, wäre ihr Sacheinkommen, und dagegen 
wäre das Sacheinkommen derjenigen Arbeiter, deren Lohn erhöht 
worden, gewachsen. Das Einzige, was erreicht worden, wäre dem- 
nach eine Veränderung des Sacheinkommens der verschiedenen 
Klassen der Gesellschaft, und eine dieser Aenderung entsprechende 
Veränderung der Production. An der Stelle von Luxusgütern wür- 
den Verbrauchsgüter der niedern Klassen hergestellt. 

Uebrigens kann die Abnahme der Consumtion von Luxusgütem 
sich ebensogut auf eingeführte Fremdwaaren wie auf einheimische 
Producte erstrecken. Selbstverständlich müsste dem Aufhören dieses 
Consums von Fremdwaaren auch das Aufhören der Ausfuhr jener 
einheimischen Waaren entsprechen, welche bisher gegen jene Fremd- 
waaren vertauscht wurden. Da die Inländer nämlich nicht länger 
geneigt wären, das Aequivalent, das ihnen die fremden Producenten 
für ihre Waaren boten, zu nehmen, könnten diese auch die Waaren 
der Inländer nicht länger beziehen. Allein die Volks wir thschaft 
eines Landes würde darunter nicht leiden. An die Stelle des Con- 
sums ausländischer Luxusgüter durch Einheimische und einheimischer 
Producte durch Fremde, träte ein Consum einheimischer Producte 
seitens der höher gelohnten einheimischen Arbeiter, und Reisende, 
wie Arthur Rüssel Wallace^^^), würden nicht mehr finden, dass die 
Bewohner der Tropenländer, denen die Producte europäischer Ar- 
beiter nur Luxusgüter sind, dieselben regelmässig eben so billig, 
ja billiger beziehen, wie die europäischen Arbeiter, \velche derselben 
zum Leben nothwendig bedürfen. 

Gleichviel aber ob in Folge von Lohnsteigerungen und ent- 
sprechenden Preissteigerungen in den den nothwendigen Lebensbe- 
dürfnissen dienenden Gewerben der Consum von inländischen oder 
ausländischen Luxusgütern abnimmt, so haben auch die Arbeiter, 
welche bisher die inländischen Luxusgüter oder jene Güter zur 
Ausfuhr producirten, selbst wenn ihr eigener Lohn unverändert 
geblieben, Vortheil von diesen Veränderungen. Die Nachfrage nach 
Luxusgütern ist nämlich grössern Schwankungen unterworfen, der 
Absatz einheimischer Produfte nach Aussen zu ihrem Eintausch un- 
sicherer, und die Production solcher Güter demnach viel grösseren 
Krisen ausgesetzt, als die von Gütern, nach denen seitens der Masse 
des Volks eine regelmässige Nachfrage besteht. 

13. Statt den Arbeitern der übrigen Gewerbe auf die Dauer 
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Nachtheil zu bereiten, gereicht also eine Lohnerhöhung in einem 
einzigen Gewerbe der gesammten Arbeiterklasse auf die Dauer zum 
Vortheil. Dies gilt jedoch nicht nur für die Arbeiterklasse; es gilt 
ebenso auch für die Klasse der Unternehmer. Ein hohes Geld- 
einkommen der Arbeiterklasse ist mit Rücksicht auf die Nachfrage 
nach ihren Producten im Interesse des Fabrikantenstands. Wo 
nämlich die Production auf Kosten der Arbeiter zunimmt, zwingen 
die Fabrikanten, wie Wallace*^') zeigt, sich selbst zur Entdeckung 
neuer Märkte in die Ferne zu schweifen, während, wenn die Kauf- 
kraft der Massen entwickelt würde, wenn ihre Bedürfnisse mittelst 
der überströmenden Producte ihrer Arbeit befriedigt würden, ein 
viel sichrerer und regelmässigerer Markt ganz nahe läge. Mag die 
Verkaufsfahigkeit der Fabrikanten bei niederen Löhnen sich einerseits 
hundertfaltig vergrössern, so ersticken sie durch Lohnreductionen 
doch gleichzeitig ihre zukünftige Kundschaft im Keime, und als 
Resultat sehen wir zuletzt auf der einen Seite eine stets zunehmende 
Masse unverkäuflicher Producte und auf der andern eine gleiche 
von darbenden Arbeitern und von unverkäuflicher Arbeit. Thorn- 
ton's Vergleich mit der Tödtung der Henne, welche die goldenen 
Eier legt, dürfte mit mehr Recht als den nach hohen Löhnen ver- 
langenden Arbeitern jenen Fabrikanten entgegengehalten werden, 
welche auf Kosten des Lohns ihre Preise niedrig halten, um ihren 
Betrieb zu vergrössem. 

14. Endlich bleiben noch die zwei letzten Einwendungen gegen 
die Hochhaltung oder Erhöhung der Löhne durch die Gewerk- 
vereine zu widerlegen. Den einen Einwand hat, obwohl er am 
häufigsten gehört wird, bereits Adam Smith widerlegt, als er aus- 
führte^^*), dass, wenn auch im Mittelalter die Mitglieder der ver- 
schiedenen gewerblichen Corporationen in den Städten im Tausch- 
verkehr mit einander weder Vortheil noch Nachtheil gehabt hätten 
von der durch sie bewirkten Erhöhung der Preise ihrer Waaren, 
sie doch in Folge dieser Erhöhung im Handelsverkehr mit dem 
Lande sehr viel gewonnen hätten, und in diesem Verkehre mit dem 
Lande habe der ganze Handel bestanden, der die Städte unterhalten 
und reich gemacht habe. Sehr häufig wird nämlich der Einwand 
erhoben, dass der Vortheil von Lohnerhöhungen den Arbeitern selbst 
durch die Preiserhöhung unentbehrlicher Güter illusorisch gemacht 
werde. Das Geldeinkommen der Arbeiter gehöre zu den Pro- 
ductionskosten der Güter; steige dieses Geldeinkommen, so werde 
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-entsprechend dieser Steigerung der Preis jener Güter steigen, und 
die Arbeiter erhielten dadurch, dass sie als Consumenten grössere 
Preise zu zahlen gezwungen seien, für ihr grösseres Geldeinkommen 
nur dieselbe Summe von Sachgütem wie früher. Allein dieser Ein- 
wand wäre nur dann richtig, wenn es die Arbeiter allein wären, 
die jene unentbehrlichen Güter kauften, also wenn die erhöhten 
Löhne nur aus Arbeitereinkommen bezahlt würden. Allein Rentiers, 
Unternehmer, Grundbesitzer und Beamte müssen ja auch die hohem 
Preise der Güter bezahlen. Der Kapitalzins, der Untemehmergewinn, 
der Beamtengehalt und die Bodenrente bezahlen mit an den hohem 
Löhnen der Arbeiter, und Alles, was ihnen aus diesem Einkommen 
mehr wie früher bezahlt wird, ist für sie reiner Gewinn. Man ver- 
gegenwärtige sich nur, dass das Sacheinkommen der Rentiers, Unter- 
nehmer, Grundbesitzer und Beamten durch die Lohnsteigemng ge- 
ringer wird, und dass, da dieses Sacheinkommen kleiner wird; das 
Gesammteinkömmen der Nation aber dasselbe bleibt, es nothwendig 
das Sacheinkommen der Arbeiter ist, welches wächst 

15. Was den zweiten noch möglichen Einwand gegen die Hoch- 
baltung und Erhöhung der Löhne durch die Gewerkvereine angeht, 
so könnte er damit begründet werden, dass die Consumenten, statt, 
wie oben angenommen wurde, in Folge der höhern Preise der 
unentbehrlichen Güter ihren Consum von Luxusgütern zu beschränken, 
jene höhern Preise auf Kosten der Ersparnisse, die sie sonst ge- 
macht haben .würden, bestreiten könnten. Wird dies, wie schon 
oben bemerkt, nun nicht wahrscheinlich und jedenfalls nur in ge- 
ringerem Maasse als die Beschränkung im Verbrauch der Luxus- 
güter eintreten, so Hesse sich doch auf Grund, dass dies überhaupt 
vorkommen könnte, sagen, dass, wenn die Arbeiter auch augen- 
blicklich von einer Lohnerhöhung Vortheile zögen, das durch sie 
hervorgerufene Schmalem des Einkommens der Reichen in be- 
deutendem Maasse das Fortschreiten der Kapitalisation, somit das 
Wachsen des Reichthums des Landes und somit die Zunahme des 
Einkommens hindere, aus dem die zukünftige Nachfrage nach Arbeit 
bestritten wird. Dadurch werde in -der Zukunft die Nachfrage nach 
Arbeit geringer sein, als sie ohne die Lohnerhöhung gewesen wäre, 
und eine Lohnerhöhung habe demnach geringere Löhne für die 
Zukunft zur Folge, als ohne sie bezahlt werden würden. 

Allein auch diese Annahme lässt ausser Acht, dass in dem 
Maasse, in dem das Einkommen der Reichen in Folge einer Lohn- 
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erhÖhung geschmälert wird, das Einkommen der Arbeiter wächst. 
Nun ist es gewiss, dass die Arbeiter ihr erlangtes grösseres Ein- 
kommen zunächst auf VergrÖsserung ihres Consums verwenden 
werden. Auch ist dies nur wünschenswerth, besonders wenn der 
grössere Consum in der Form von edleren Genüssen auftritt, oder 
wenn der grössere Lohn auf Beschaffung gesunderer Nahrung oder 
Wohnung verwendet wird. Wie sehr die Gewerkvereine diese beiden 
Wirkungen gehabt haben, ist Jedem bekannt, der gerade mit den 
Klassen der englischen Arbeiter vertraut ist, unter denen Gewerk- 
vereine bestehen. Auch kann ich auf die im obigen schon mehr- 
fach erwähnte Einwirkung der Gewerkvereine auf die sittliche und 
intellectuelle Hebung seiner Mitglieder verweisen*). Selbst bezüg- 
lich der als am tiefsten stehenden englischen Arbeiter, der Gruben- 
leute, wird vor der kgl. Gewerkvereinscommission der grosse civili- 
satorische Fortschritt hervorgehoben, der in ihrer Lebensweise statt- 
gefunden habe, und zwar wird ausdrücklich versichert, dass dies 
stets bei hohem "Stande des Lohnes der Fall gewesen sei ^). Gerade 
was bessere Wohnungen aber angeht, erinnere ich an die grosse 
Zunahme der englischen Arbeiterwohnungen, von den Arbeitern 
selbst mittelst Baugenossenschaften erbaut. Dabei ist erwähnens- 
werth, dass gerade unter den Arbeitern der Baugewerbe, denen in 
England in letzterer Zeit die Lohnerhöhungen besser • als den Ar- 
beitern irgend andrer Gewerbe geglückt sind, solche Baugenossen- 
schaften unter dem Einflüsse der Gewerkvereine entstanden*^). 

Aber wenn die Arbeiter in Folge ihres grössern Einkommens 
auch zunächst ihren Consum vergrössern, so pflegen sie doch auch 
einen Theil desselben zu kapitalisiren. Man denke nur an die 
englischen Distributiv- und Productivgenossenschaften, welche aus 
solchen Kapitalisirungen entstanden, oder an die sehr beträchtlichen 
Reservefonds, welche die englischen Arbeiter in ihren Friendly So" 
cteiies und Gewerkvereinen aufgesammelt haben. Die Vereinigten 
Maschinenbauer allein besassen im Jahre 1866 einen Reservefond 
von & 138113, den 33000 Mitglieder in 16 Jahren erspart hatten. 
Diese Reservefonds werden Banken übergeben, erzeugen neues Ein- 
kommen und somit neue Nachfrage nach Arbeit. 

Indessen kann nicht geleugnet werden/ dass wenige Reiche,. 
die grosse Einkommen beziehen, in grösserem Maasse kapitalisiren 
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werden als viele Arbeiter mit nur genügendem Einkommen. Das, 
was die Arbeiter auf sich persönlich verausgaben können, ist eben 
im Verhältniss zu dem, was die Reichen auf ihre Person zu ver- 
wenden im Stande sind, noch einer unendlichen Ausdehnung fähig. 
Allein der ganze Einwand, ganz gleichgültig, in welchem Maasse 
er theoretisch* begründet ist, dass eine Lohnerhöhung die zukünftige 
Nachfrage nach Arbeit verringere, erscheint mir bedeutungslos und 
rein aprioristisch. Bedeutungslos: denn der einzige Nutzen, welchen 
eine grosse Nachfrage nach Arbeit für die Arbeiter hat, ist der, 
dass sie den Preis der Arbeit erhöht. Den Arbeitern aber zumuthen, 
doch ja nicht den Preis der Arbeit zu erhöhen, weil dies die 
Nachfrage verringere, hiesse, wie Thornton sehr richtig sagt^^^), 
ihnen zumuthen, „einen Zweck einem Mittel zu opfern, dessen ein- 
ziges Verdienst darin besteht, dass es zu demselben Zwecke führt". 
Der Einwand erscheint aber auch als rein aprioristisch. Denn wo 
bleibt seine Bestätigung durch die Erfahrung, wenn trotz aller Lohn- 
erhöhungen und Gewerkvereine der Schatzkanzler Gladstone 1863 
die berühmt gewordene Erklärung gab^^^): „In 10 Jahren, von 1842 
bis 1852, hat sich das steuerpflichtige Einkommen des Landes um 6 
Procent vermehrt; aber in 8 Jahren, von 1853 — 1861, hat es im Ver- 
hältniss zum Einkommen des Jahres 1853 um 20 Procent zugenommen" ; 
und sich seine Angabe über „dieses ausserordentliche und beinahe 
berauschende Wachsthum'* lediglich auf das Einkommen Derer, die 
£ 150 und mehr einnehmen, also der Besitzenden bezieht? 

16. Fassen wir nunmehr das Resultat dieser Untersuchung zu- 
sammen, so ergab sich zuerst, dass keinerlei Unmöglichkeit besteht, 
wie behauptet wurde, dass die Gewerkvereine auf die Lohnhöhe 
einwirken. Vielmehr beweisen zahlreiche Beispiele, dass die eng- 
lischen Gewerkvereine den Lohnsatz wirklich erhöht haben. Die- 
selben beweisen zugleich, dass diese Lohnerhöhungen ohne das 
Eingreifen der Gewerk vereine nicht stattgefunden hätten. Die Lehre, 
dass eine Lohnerhöhung stets von selbst, auch ohne dahin gehende 
Forderung der Arbeiter eintreten würde, ist damit praktisch wider- 
legt» Dieselbe zeigte sich aber auch als theoretisch unhaltbar. 

Weit entfernt, durch die Concurrenz ausschliesslich geregelt zu 
werden, sahen wir vielmehr, dass der Lohn, ähnlich wie die Detail- 
preise andrer Waaren als Arbeit, durch das Herkommen geregelt 
werde. Nur von Zeit zu Zeit, mit grossen dazwischen liegenden 
Perioden, treten in der Wirklichkeit Lohnerhöhungen ein, entsprechend 
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den inzwischen gestiegenen Preisen der Lebensmittel und den in- 
zwischen mit dem Fortschreiten und mit der Ausbreitung der Civili- 
sation gewachsenen Bedürfnissen der Arbeiter. Diese Regelung des 
Lohns entspricht auch den Wünschen der englischen Gewerkvereine. 
Doch findet diese Regelung nicht ausnahmslos statt. In gewissen 
Gewerben schwankt der Lohn mit den Productenpreisen auf und ab. 
Dieses Auf- und Abschwanken ist jedoch weder nothwendig noch 
wünschenswerth. Vielmehr sind Lohnherabsetzungen unter den na- 
türlichen Lohn und Steigerungen des Lohnsatzes über den letztern, 
welche nur' vorübergehend sind, für den Arbeiter gleich verderblich. 

Diese Erwägungen führten uns zur Aufwerfung der Frage, 
welche Lohnerhöhungen denn überhaupt berechtigt seien; welches 
denn der Maassstab sei, um die Berechtigung einer Lohnhöhe zu 
beurtheilen. Einen solchen Maassstab gab uns die Volkswirthschafts- 
lehre selbst. Sie lehrt, dass der Lohn stets der geordneten, regel 
massigen Lebensweise der Arbeiter entsprechen müsse, und bezeichnet 
die Steigerung dieser Lebensweise als etwas wünschenswerthes. Jede 
Lohnhöhe zeigt sich demnach als berechtigt, welche dieser Lebens- 
weise entspricht, jede Lohnerhöhung als gerechtfertigt, welche ent- 
weder einen tiefer stehenden Lohn zu diesem Betrage hinauftreibt, 
oder welche eine Steigerung des Standard of Life der Arbeiter zur 
Folge hat. Hiernach ist die Frage nach der Berechtigung einer 
Lohnhöhe in concreto stets mit Rücksicht auf den Stand und die 
Ausbreitung der Civilisation in einem gegebenen Augenblicke zu 
beantworten. Dann aber ergiebt sich hieraus, dass mit dem Fort- 
schreiten der Cultur höhere Löhne und Lohnerhöhungen stets noth- 
wendiger und berechtigter sein werden. 

Damit jedoch der genannte Gesichtspunkt bei Beurtheilung 
einer Lohnhöhe und Lohnerhöhung als der auch unter allen Um- 
ständen allein maassgebende anerkannt werde, war nöthig die öko- 
nomischen Wirkungen von hohen Löhnen und von Lohnerhöhungen 
weiter zu untersuchen. Es ergab sich, dass eine Lohnerhöhung 
möglich sei auf Kosten des Gewinns. Dies zeigte sich jedoch als 
nur in einem solchem Gewerbe möglich, in dem das Kapital sich 
so sehr gehend gemacht, dass ein grosser Kapitalist lieber in ihm 
thätig bleibt, als dass er ein anderes Geschäft anfinge, worin zwar 
der Reingewinn höher wäre, er jedoch der Möglichkeit entbehrte, 
ein so bedeutendes Kapital nutzbar zu machen. In allen andern 
Fällen finden Lohnsteigerungen statt auf Kosten der Consumenten. 
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Lohnsteigerungen auf Kosten der Consumenten sind jedoch nur 
möglich, insofern die Preise dadurch nicht so sehr erhöht werden, 
dass die Nachfrage der Consumenten sich der ausländischen statt 
der einheimischen Industrie zuwendet. Hier war nöthig zu zeigen, 
dass die Gewerkvereine eine derartige Wirkung bis jetzt in keiner 
Weise hervorgebracht haben. Ferner aber wurde gezeigt, dass der 
oben aufgestellte Gesichtspunkt bei Beurtheilung einer Lohnhöhe 
auch dann maassgebend bleiben müsste, wenn eine Industrie nur 
mittelst niedrer Löhne mit dem Auslande concurriren könnte, da 
eine solche Industrie für das Inland bereits verloren und nur künst- 
lich gehalten sei. Dagegen, sahen wir, würde das Abgehen von 
jenem Gesichtspunkte und eine Herabdrückung der Lebensweise der 
Arbeiter, indem sie die Auswanderung gerade der besten Arbeiter 
fördern würde, die heimische Industrie beträchtlich schädigen. Auch 
zeigte es sich als keineswegs richtig, dass hohe Löhne in einem 
Gewerbe nur möglich seien auf Kosten der Arbeiter andrer Ge- 
werbe. Die Arbeiter aller Gewerbe haben schliesslich Vortheil von 
•der Erhöhung des Lohns der Arbeiter eines Gewerbes, indem die 
hiedurch hervorgerufene Steigerung des Consums der Arbeiter grössere 
Regelmässigkeit in der Production und in ihrer Beschäftigung be- 
wirkt. Insofern zeigen sich hohe Löhne als auch im Interesse der 
Fabrikantenklasse. Der Einwand endlich, dass die Arbeiter, was 
sie durch Lohnerhöhungen gewännen durch die Preiserhöhung der 
ihnen unentbehrlichen Güter wieder verlören, zeigte sich als ober- 
flächlich; der aber, dass sie durch Lohnerhöhungen die künftige 
Nachfrage nach Arbeit verkürzten, ist theils im Widerspruche mit 
der bisherigen Erfahrung, theils auch ist er bedeutungslos. 

Der Grundsatz, dass der alleinige Maassstab für die Beurtheilung 
•einer Lohnhöhe und einer Erhöhung des Lohns die Art der Ver- 
wendung des letztern sein dürfe, bleibt also unter allen Verhält- 
nissen aufrecht bestehen. Erscheint eine Lohnhöhe oder Lohner- 
höhung nach diesem Maassstabe als gerechtfertigt, so können die 
weitern rein ökonomischen Wirkungen derselben an dieser Berech- 
tigung jiichts ändern. Was die rein Ökonomischen Wirkungen einer 
Lohnerhöhung angeht, so bewirkt diese eine Verminderung des 
sachlichen Einkommens der bisherigen Consumenten und eine eben 
so grosse Vermehrung des sachlichen Einkommens der Arbeiter. 
Sie bewirkt eine Aenderung in der Art der Production, indem an 

die Stelle der Production von entbehrlichen Verbrauchsgütern eine 
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grössere Production der unentbehrlichen tritt. Indem der Arbeiter 
durch sie einen grossem Theil des Gesammteinkommens einer Nation 
erhält, bewirkt sie eine gleichmässigere Vertheilung dieses Ein- 
kommens unter deren sämmtliche Mitglieder. Seitdem aber eine 
ökonomische Wissenschaft besteht, haben alle Wirthschaftslehrer hohe- 
Sachlöhne und gleichmässige Vertheilung der Einkommen als die 
wirthschaftlich wünschenswerthesten Zustände eines Volkes bezeichnet« 
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VIERTES KAPITEL. 

-ARBEITSEINSTELLUNGEN, AUSSPERRUNGEN UND ARBEITS- 
KAMMERN. 

„Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitern", sagt der 
um die Schlichtung derselben so hochverdiente englische Grafschafts- 
richter Rupert Kettle ^^^, „lassen sich in drei Klassen eintheilen: 
Sie sind entweder i. Streitigkeiten über die Bedingungen eines zu- 
künftigen Arbeitsvertrags, oder 2. über die Auslegung der Bedin- 
gungen eines bestehenden Vertrags, oder haben 3. ihre Ursache in 
einer Verletzung der Gefühle". Und in der That ist diese Ein- 
theilung der Arbeitsstreitigkeiten erschöpfend. Sämmtliche Punkte, 
über welche, wie wir in den vorstehenden Kapiteln gesehen haben, 
Misshelligkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitern entstehen , 
können, lassen sich unter diesen drei Kategorien begreifen. 

Das Mittel, welches bisher zur Anwendung kam, um Streitig- 
keiten aus einer der drei angeführten Ursachen zu entscheiden, war, 
je nachdem es die Arbeitgeber oder die Arbeiter waren, welche sich, 
um juristisch zu reden, im Zustande des Besitzes befanden, die 
Arbeitseinstellung oder die Aussperrung. Die Arbeitskammer ist das 
friedliche Mittel, welches an die Stelle dieser Beiden getreten ist. 

Um die Arbeitseinstellungen und Aussperrungen und besonders 
auch die diese Beiden ersetzenden Arbeitskammern richtig zu wür- 
digen, reicht es jedoch nicht hin, sie nacji ihren heutigen Ursachen 
und Wirkungen zu beurtheilen. Es ist nöthig, sie in ihrer geschicht- 
lichen Stellung in der Entwicklung der Industrie zu betrachten. 



246 Viertes Kapitel. 

Hiezu müssen wir auf schon früher Erwähntes theilweise zurück- 
greifen. Wir müssen für einen Augenblick selbst bis auf die Zeit 
vor der Entartung der Zünfte zurückgehen. In dieser Zeit werden 
wir auch dem ersten Beispiel von Arbeitskammern begegnen. 

Wie aus dem ersten Bande*) bekannt ist, treten in den Nach- 
richten über Zünfte aus der Zeit vor dem 14. Jahrhundert die 
Knechte, wie die Arbeiter damals genannt wurden, im Allgemeinen 
nur wenig hervor. Es erklärt sich dies aus dem Charakter und 
dem Zustande der damaligen Handwerke. Diese waren meist nur 
locale Gewerbe. Die Zahl der Meister war weder direct durch 
Zahlbestimmungen noch durch indirecte gesetzliche Hindernisse bei 
Erlangung der Meisterschaft beschränkt. Auch wurde Niemand 
durch rein thatsächliche Erfordernisse von der Meisterschaft aus- 
geschlossen. Das zum selbständigen Gewerbbetriebe nöthige Kapital 
war damals äusserst gering. Die Meister waren selbst noch über- 
wiegend Arbeiter. Auch war in der frühesten Zeit die Zurücklegung- 
einer Gesellenzeit keineswegs nothwendig, um Meister zu werden.. 
Jeder Lehrling wurde Meister sofort nach vollendeter Lehrzeit. Alle 
Angehörige einer Stadt waren demnach im Stande ein Gewerbe- 
selbständig zu betreiben und von einem eigentlichen Arbeiterstande 
mit besondern Interessen und Anschauungen war daher damals nochr 
nicht die Rede. 

Eine Ausnahme hievon finden wir nun an den Orten, an wel- 
chen in gewissen Gewerben schon damals Grossbetrieb stattfand^ 
Diese Gewerbe waren die Wollen weberei und die Baugewerbe. Wa& 
die Erstere angeht, so hören wir von unglaublichen Massen von 
Webern, welche in den mittelalterlichen Städten enge zusammen- 
g|5drängt wohnten. Sie hatte einen eigentlichen Arbeiterstand. Und, 
gerade mit Rücksicht auf die Arbeiter in den Wollengewerben finden 
wir Einrichtungen ähnlich den modernen Arbeitskammern Mundella'si" 
wir begegnen besondern Delegirten der Arbeiter, welche gemeinsam.- 
mit den Delegirten der Meister die Angelegenheiten des Gewerbes- 
regeln. So wählten nach den Ordonnanzen der Weber von Y-pern. 
von 1280 die Arbeiter drei von den neun Mitgliedern der Commission.. 
welche über die Güte der Arbeit wachte, und nach denselben Or- 
donnanzen war der Lohn der Arbeiter daselbst in einem bestimmten. 
Verhältnisse zum Einkommen der Meister geregelt^). Das Lefietere^ 



k 



a) I. S. 57 flf. b) s. I. Note 220. 



Arbeitseinstellungen, Aussperrungen und Arbeitskammern. 247 

war auch in Brügge der Fall. Auch enthalten mehrere die Regelung 
des Gewerbes betreffende Ordonnanzen der Weber zu Brügge die 
Clausel „unter Zustimmung der Meister und Knechte"*). Ja selbst 
wo, wie zu Brüssel, die Regelung des Gewerbes nicht seitens der 
Handwerker selbst, sondern seitens der Patrizier stattfand, wurde 
keine Bestimmung getroffen, ohne dass die Knechte vorher gehört 
wurden^). Eine ähnliche Einrichtung wie zu Ypern bestand ferner 
im 13. Jahrhundert bei den Tuchwalkern in Paris. „Die Tuch- 
walker", berichtet Levasseur*^), „hatten vier prucfhommes, zwei 
Meister und zwei Knechte, welche alle Jahre an Weihnachten und 
an Johanni aufs Neue erwählt wurden. Zu dieser Zeit begaben 
sich die prud'hommes zum Provost; die Meister schlugen zwei 
Knechte vor, die Knechte zwei Meister, und der Provost proclamirte 
die vorgeschlagenen Namen". Die französischen Prud'hommes finden 
sich also schon in der alten Zunftverfassung und entstanden nicht 
erst, wie Eberty^^^ meint, aus einer Verordnung Karl's VI von 1382. 

Ebenso wie in den Wollengewerben finden wir in der andern 
Grossindustrie des Mittelalters, in den Baugewerben, schon frühzeitig 
eine Organisation der Arljeiter und eine Theilnahme derselben an 
der Regelung des Gewerbes. Doch bedingten die besondern Ver- 
hältnisse dieser Gewerbe eine Abweichung von den in der Wollen- 
industrie bestehenden Einrichtungen. In der Wollenindustrie standen 
einer grossen Zahl von Knechten eine Mehrzahl von Meistern gegen- 
über. Bei dem Bau mittelalterlicher Dome und Paläste dagegen 
gab es nur einen einzigen Meister. In dieser Beziehung war das 
Verhältniss der mittelalterlichen Baumeister zu ihren Arbeitern ähn- 
lich dem der Eigenthümer isolirt liegender Hüttenwerke und Fabriken. 
Es regelten also auch nicht Delegirte der Meister gemeinsam mit 
Delegirten der Arbeiter das Gewerbe, sondern jeder einzelne Stein- 
metzmeister hielt mit seinen Gesellen das Hüttenrecht ^). 

So lange die Arbeiter solcher Maassen Theil hatten an der 
Regelung des Gewerbes oder dabei gehört wurden, und so lange 
sie Theil hatten an der Wahl der die Gewerbegerichtsbarkeit aus- 
übenden Vorsteher der Zunft, war die Möglichkeit gegeben, Streitig- 
keiten sowohl über künftige wie über bestehende Arbeitsbedingungen 
auf friedlichem Wege zu schlichten. Was aber die Streitigkeiten 
angeht, welche aus Verletzungen des Gefühls, der persönlichen 
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Würde und Freiheit entstehen, so gab es allenthalben im Mittelalter 
über die Ehre der verschiedenen Stände genau bestimmende Ord- 
nungen, und derartige Streitigkeiten waren daher nur Streitigkeiten 
über die Anwendung einer bestehenden Ordnung und wurden durch 
die allgemeinen Behörden geschlichtet. Diese Verhältnisse änderten 
sich mit beginnender Entartung der Zünfte. Diese Entartung begann, 
sobald die Zünfte in den Städten zur Herrschaft gelangten. In der 
Mitte des 14. Jahrhunderts tritt uns ein zwischen Meistern und 
Knechten entstehender Gegensatz zu Tage. Wie in dem ersten 
Bande*) gezeigt wurde, und wie auch Levasseur^) lehrt, entstand 
um diese Zeit ein besonderer Arbeiterstand. Die Zünfte begannen 
mehr und mehr zur gewerblichen Organisation nur mehr der Meister 
zu werden. Allerdings gehörten auch die Arbeiter noch immer zur 
Zunft. Allein es bildeten sich verschiedene Klassen von Zunft- 
angehörigen, die sich nach der gesellschaftlichen Stellung der ihnen 
Angehörigen unterschieden. Die Arbeiter bildeten noch besondere 
Organisationen, und während die Zunft früher auch die Meister und 
Knechte in gesellschaftlicher Beziehung vereinte, waren die Haupt- 
zwecke dieser Vereine der Arbeiter deren besondere gesellschaftliche 
Vereinigung und die Wahrung der besondern Interessen derselben. 
Auch die Leitung des Gewerbes kam ausschliesslich in die Hände 
der obern Klasse der Zunftmitglieder. Beispiele von Zunftvorstehein, 
welche der Zahl der Arbeiter entnommen wurden, finden sich in 
dieser Zeit nur mehr als Ausnahmen. Sowohl die Regelung der 
Verhältnisse der Gewerbe als auch die Entscheidung über die Er- 
füllung eingegangener Verpflichtungen geschah ohne Theilnahme 
der Arbeiter. Doch waren diese Regelungen keineswegs einseitig 
und die Richter nicht parteiisch. Die Zunftartikel haben ebenso 
den Schutz der Arbeiter wie den der Meister im Auge, und Bei- 
spiele zeigen, dass dieselben gegen die Meister auch wirklich zur 
Anwendung kamen. 

Noch weniger als zu Ende des 14. und während des 15. Jahr- 
hunderts hatten die Arbeiter im 16. und 17. Jahrhundert Antheil an 
der Regelung der Gewerbe. Aus gleichberechtigten Mitgliedern der 
Zunft wurden die Arbeiter stets mehr zu Unterthanen derselben. 
Auf dem Continente werden die besondern Organisationen der Ar- 
beiter immer allgemeiner in allen Gewerben. Wahrscheinlich war 
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dasselbe in England der Fall. Gleichzeitig hören wir mehr von 
Arbeiterunruhen. Doch viel bedeutender für die weitere Regelung 
der Arbeiterverhältnisse als die Bestimmungen der Zünfte ward von 
1562 an das in diesem Jahre erlassene Lehrlingsgesetz der Elisabeth. 
Durch dieses Gesetz wurden bestimmte Verhältnisse, wie die Lehr- 
zeit und die Lehrlingszahl, direct geregelt; mit der Feststellung des 
Lohns in allen damals in England bestehenden Gewerben wurden 
die Friedensrichter und die Stadtmagistrate beauftragt; ebenso sollten 
diese Behörden in Streitigkeiten wegen Erfüllung bestehender Arbeits- 
verträge entscheiden; auch war das Gesetz auf die Sicherung einer 
guten Behandlung der Arbeiter durch die Arbeitgeber bedacht. Für 
alle Fälle also, aus denen Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitern hervorgehen können, hatte das Gesetz vorgesorgt. Nur 
war die Regelung des Gewerbes der unmittelbaren Selbstbestimmung 
der Meister und Arbeiter entrückt. 

Wie schon aus dem ersten Bande bekannt ist, begannen mit 

_ _ « 

Anfang des 18. Jahrhunderts die Bestimmungen des Lehrlingsgesetzes 
und darunter auch die Regelung des Lohns durch die Stadtbehörden 
und Friedensrichter nicht mehr zur Ausführung zu kommen. An 
mehrem Beispielen wurden daselbst die Nachtheile gezeigt, welche 
für die Arbeiter daraus hervorgingen. Ich ver^veise*) insbesondere 
auf die Petitionen der in der Wollenmanufactur beschäftigten 
Arbeiter um Regelung des Lohns, auf die Verweigerung derselben 
durch die Friedensrichter, auf die daraus entstandenen Arbeiter- 
nnruhen und auf deren Aufhören, sobald der Lohnsatz festgestellt 
wurde. Manche Gewerbe aber, wie die Baumwollenindustrie, sind 
zu modernen Ursprungs, als dass das Lehrlingsgesetz der Elisabeth 
jemals für sie Geltung gehabt hätte. 'Um so interessanter sind die 
ältesten Nachrichten, welche ich über die Arbeiterverhältnisse in der 
Baumwollenindustrie in den Parlamentsberichten aufgefunden habe. 
Nach einem Parlamentsberichte ^) von 181 1 petitionirten in diesem 
Jahre englische und schottische Bäumwollenweber, Fabrikanten und 
Arbeiter, ans Parlament, es möge die Einrichtung getroffen werden, 
dass von beiden Parteien, d. h. von Fabrikanten und Arbeitern 
gewählte Vertrauensmänner von Zeit zu Zeit je nach den Verhält- 
nissen den Lohn festsetzen sollten. Ein Unparteiischer sollte ge- 
wählt werden, um, im Falle beide Parteien sich nicht vereinigen 
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könnten , zu entscheiden. Der Vorsitzende der vierteljährlichen 
Schwurgerichtssessionen solle dieser Unparteiische sein. Was auf 
diese Weise festgesetzt worden solle gerichtlich durchgeführt werden 
können. „Wir haben nichts, dessen Ausführung wir so sehr wün- 
schen", sagt ein vernommener Arbeiter, „als gerade dieses." Drei- 
hundert der bedeutendsten Fabrikanten, heisst es ferner, hätten die 
Bittschrift mit imterzeichnet. Dieselben würden die darin enthaltenen 
Vorschläge gern von selbst zur Ausführung bringen.' Allein sie 
könnten dies nicht selbständig thun wegen einer Anzahl gewissen- 
loser Fabrikanten, die sich nicht unterwerfen und welche sie um 
den Markt bringen würden. Weiter aber enthält der Bericht die 
wichtige Nachricht, dass siebenzig Jahre lang der Stücklohn auf 
diese Weise vereinbart worden sei; seit dreizehn Jahren sei diese 
Einrichtung jedoch aufgegeben worden, und das Elend, welches als 
in Folge dieses AufhÖrens eingetreten geschildert wird, ist so gross, 
dass selbst der Pariamen tsausschuss, wenn er auch dem Wunsche 
der Petenten Folge zu leisten als eine Einmischung der Gesetz- 
gebung in die Arbeitsverhältnisse verweigert, jene Noth mit dem. 
tiefsten Bedauern und der grössten Achtung vor den unter ihr 
Leidenden erwähnt. 

Wir sehen also nicht nur, dass bereits 181 1 Einrichtungen ähn- 
lich den Arbeitskammern nach dem Systeme Kettle's verlangt wurden,, 
sondern auch dass in den Gewerben, in denen der Lohnsatz durch 
die Behörden nicht festgestellt wurde, sich im 18. Jahrhundert bereits- 
ähnliche Einrichtungen entwickelt hatten und während 70 Jahren 
factisch bestanden. Ferner wurde im ersten Bande ausführlicher 
gezeigt*), wie im Seidengewerbe zu Spitalfields, als die Regelung, 
des Lohns durch den Bürgeruieister von London in Abnahme kam,- 
Arbeite runruhen entstanden, und wie diese im Jahre 1773 die gesetz- 
liche Einführung von Einrichtungen herbeiführten, welche den heu- 
tigen Arbeitskammern noch ähnlicher sind. Diese Einrichtungea 
wirkten so wohlthätig, dass die an andern Orten in der Seiden- 
industrie beschäftigten Arbeiter und Fabrikanten um Einführung- 
derselben in ihre Fabrikorte petitionirten. Doch diese Bitten waren 
vergeblich, und auch für Spitalfields wurden die Gesetze, auf denen 
jene Einrichtungen beruhten, 1824 beseitigt. 

Das Lehrlingsgesetz der Elisabeth wurde 1814 abgeschafft. 

a) I. S. 120—3. 
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Diese Abschaffung war eine That von weittragender Bedeutung, 
Ich meine hier nicht die unmittelbar praktische Bedeutung. Diese 
Letztere war vielmehr verhältnissmässig gering. Die Behörden hatten 
nämlich längst aufgehört die Bestimmungen des Gesetzes gerichtlich 
durchzusetzen. Insbesondere die Regelung der künftigen Arbeits» 
bedingungen durch die Behörden war ausser Gebrauch gekommen 
und bestand nur mehr als Ausnahme im Seidengewerbe von Spital- 
fields. Auch änderte die Abschaffung nichts bezüglich der Streitig- 
keiten wegen Erfüllung eines bereits bestehenden Vertrags. Für 
diese blieben die gewöhnlichen Gerichte competent. Allerdings 
suchte man durch besondere Gesetze auch Schiedsgerichte zur 
Schlichtung der aus solchen Verträgen entstehenden Streitigkeiten 
einzuführen. Allein es ist unnöthig bei ihnen länger zu verweilen, 
wie dies von andern Schriftstellern geschehen, denn alle diese Gesetze 
von dem im Jahre 1800 erlassenen bis zum sogenannten Lord St. 
Leonards Act von 1867 kamen niemals zur Anwendung. Die grosse 
Bedeutung der Abschaffung des Lehrlingsgesetzes liegt vielmehr 
darin, dass zwei theoretische Anschauungen durch sie zur gesetz- 
lichen Anerkennung gelangten. Die eine dieser Anschauungen war 
die der neuen ökonomischen Schule, dass eine Regelung des Lohnes 
durch Behörden unmöglich sei. Man betrachtete die Arbeit als eine 
Waare wie andere Waaren, deren Preis naturnothwendig durch 
Angebot und Nachfrage festgestellt werde, und überliess dem ent- 
sprechend die Feststellung der zukünftigen Arbeitsbedingungen der 
freien Vereinbarung beider Contrahenten. Die andere Anschauung, 
welche durch diese Abschaffung indirect wenigstens sanctionirt 
wurde, war die der Gleichheit der Menschen. Selbstverständlich 
verstehe ich hierunter nicht Gleichheit in Macht oder Vermögen. 
Noch auch denke ich hiebei an jene offenbare Absurdität, welche 
allerdings den Lehren der neuen ökonomischen Schule zu Grunde 
lag, dass die Menschen körperlich, geistig und sittlich von Natur 
aus einander gleich seien. Ebensowenig meine ich endlich die 
Gleichheit vor dem Rechte, welche vielmehr in England nicht erst 
durch das Gesetz von 1814 anerkannt zu werden brauchte. Die 
Gleichheit, welche durch jene Abschaffung zur Anerkennung kam, 
war vielmehr die sociale Gleichheit von Arbeitgebern und Arbeitern, 
ihre Gleichheit in Ehre und persönlicher Würde. Indem man, wenn 
auch irrig, wie im ersten Kapitel gezeigt wurde, den Verkäufer voa 
Arbeit dem Verkäufer jeder anderen Waare gleichstellte, stellte 
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man auch den Arbeitgeber und Arbeiter beim Abschluss des Arbeits- 
vertrags einander gesellschaftlich gleich. Unter blossen Käufern 
und Verkäufern giebt es weder gesellschaftliche Autorität noch In- 
feriorität. Jede Beanspruchung von Autorität einerseits und jede 
Gefühls-Inferiorität andrerseits, welche den bisherigen Verhältnissen 
anklebte, wurde gesetzlich für unberechtigt erklärt. Damit erhielt 
der Arbeiter, theoretisch wenigstens, eine Stellung, wie sie ihm 
keines der frühern Jahrhunderte zuerkannt hatte. 

Indess sowohl die Gleichberechtigung der Arbeiter bei Regelung 
•der Verkaufsbedingungen ihrer Waare mitzusprechen als auch ihre 
sociale Gleichstellung mit den Arbeitgebern war vorerst nur theo- 
retisch. Statt dass nämlich eine Vereinbarung der Arbeitsbedingungen 
durch Arbeitgeber und Arbeiter an die Stelle der gesetzlichen Re- 
gelung trat, wurden diese Bedingungen nun einseitig von den Arbeit- 
gebern festgestellt; und zwar beanspruchten dies die Arbeitgeber 
bis in die neueste Zeit als Herren gegenüber Dienern. Früher 
hatten Beide, Arbeitgeber und Arbeiter unter der Autorität des 
Rechtes gestanden; jetzt waren sie sich theoretisch zwar gleich- 
gestellt, aber factisch wurde der Arbeiter in Bezug auf die Verkaufs- 
bedingungen seiner Waare durch den Willen des Käufers derselben 
gebunden. Vereinzelt stehend blieb ihm nur die Wahl zwischen 
Unterwerfung unter dieselben und Arbeitslosigkeit. Dem entsprechend 
sahen wir im ersten Bande, dass die Arbeiter sich allenthalben, wo 
das Lehrlingsgesetz ausser Anwendung kam, coalirten. Ohne Coa- 
lition war es, wie schon McCulloch 1824 in der Edinburgh Review 
ausführte ^^-^j, den Arbeitern nicht möglich den ihnen gebührenden 
Lohn zu erlangen. Die Coalition war nöthig, um die theoretische 
Gleichstellung der Arbeiter und Arbeitgeber bei Regelung der Arbeits- 
bedingung praktisch durchzuführen. Und auch von der Gesetz- 
gebung wurde dies anerkannt, als sie 1824 das Verbot von Arbeits- 
einstellungen aufhob. 

Uebrigens bezwecken Arbeitseinstellungen gleichfalls nur ein- 
seitige Festsetzung der Verkaufsbedingungen der Arbeit. In ihrer 
Stellung in der geschichtlichen Entwicklung des Verhältnisses zwischen 
Arbeitgeber und Arbeiter betrachtet erscheinen sie. als das Mittel, 
welches, nachdem sich der Staat von der Regelung dieses 
Verhältnisses zurückgezogen hatte, die Arbeiter ergriffen, 
um dem bei dieser Regelung nun einseitig zur Geltung ge- 
angenden Willen der Arbeitgeber ebenso einseitig ihrea 
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Willen gegenüberzustellen. Da nach Aufhören der staatlichen 
Regelung nicht eine gemeinsame freiwillige an Stelle der staatlichen 
trat, sondern das Gesetz des Stärkern, ermöglichen sie den Arbeitern 
den Krieg, dessen Ausgang nun zum einzigen Schiedsrichter erklärt 
wurde, mit Aussicht auf Erfolg aufzunehmen und auszufechten. 

2. Wie aus dem ersten Bande bekannt ist, sind die Gewerk- 
vereine aus den erwähnten Coalitionen der Arbeiter bei Auflösung 
des alten Verhältnisses zwischen Arbeitgeber und Arbeiter hervor- 
gegangen. Aber während früher die Thätigkeit der englischen 
Gewerkvereine in Arbeitseinstellungen sich vielfach erschöpfte, sind 
diese heute nur mehr das Mittel, zu welchem sie in den äussersten 
Fällen greifen, nachdem jede ändere Lösung einer Streitigkeit fehl- 
schlug. Es ist dies schon aus meiner Schilderung der Gesellschaft 
der Vereinigten Maschinenbauer seit 1852 bekannt^). Ebenso wie 
mit dieser Gesellschaft verhält es sich bei allen englischen Gewerk- 
vereinen ^). Der Widerwille gegen Arbeitseinstellungen ist allgemein. 

Statt mittelst Arbeitseinstellungen suchen alle englischen Ge- 
werkvereine die Bewilligung etwaiger Forderungen zu erlangen durch 
Entsendung von Deputationen. Allein auch solche Deputationen 
werden nicht leichtsinnig entsendet. Die Arbeiter eines Zweiges 
bedürfen dazu der vorhergehenden Erlaubniss des Executivausschusses. 
Die Executivausschüsse aber sind Arbeitseinstellungen noch mehr 
entgegen als die Mitglieder*^). Sie geben daher selten die Erlaubniss 
zu Deputationen. Nie erlauben sie, dass Forderungen gestellt werden 
ausser bei aufblühendem Gewerbe*^). Bevor sie jene Erlaubniss 
ertheilen, suchen sie sich daher über den Stand des Gewerbes, über 
die Berechtigung einer Forderung im Verhältniss zu derselben und 
über die Chancen einer Arbeitseinstellung zu deren Durchführung 
möglichst genau zu unterrichten. Dies thun selbst die verrufensten 
unter den Gewerkvereinen, wie der Verein der Steinmetzen®), 
Wünschen die Mitglieder eines Zweigs der Steinmetzen Forderungen 
an ihre Arbeitgeber zu richten, so entsendet der Executivausschuss 
erst zwei seiner Mitglieder. Diese untersuchen die Sachlage und 
machen einen Bericht. Dieser Bericht wird gedruckt, an sämmtliche 
Mitglieder versendet, und diese stimmen dann darüber ab, ob dem 
einzelnen Zweige gestattet werden solle, eine Forderung zu stellen^ 
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Wird die Erlaubniss hiezu durch allgemeine Abstimmung ertheilt, 
so wird erst eine Deputation an die Arbeitgeber, um die Forderung 
diesen vorzutragen, entsendet. 

Häufig nun kommt es schon zu einer Arbeitseinstellung, weil 
die Arbeitgeber den Empfang jeglicher Deputation im Namen der 
Gesammtheit ihrer Arbeiter verweigern. Dies ereignet sich nicht 
nur, wenn ein Gewerkvereinsbeamter Mitglied der Deputation ist, 
sondern auch, wenn die Deputation lediglich aus Mitgliedern der 
eigenen Werkstätte der Fabrikanten besteht. In der That, nach den 
übereinstimmenden Zeugnissen ^^') von Arbeitern und Arbeitgebern 
ist diese Weigerung^ Deputationen der Arbeiter zu empfangen und 
mit ihnen zu unterhandeln, noch mehr als die von einer der beiden 
Parteien gestellten Forderungen selbst der Anlass zu Arbeitsstill- 
ständen gewesen. Es handelt sich für die Arbeiter hier um die 
Anerkennung ihrer Gleichberechtigung bei Feststellung der Arbeits- 
bedingungen mitzusprechen. Wird diese Anerkennung versagt, so 
erfolgt eine Arbeitseinstellung wegen Verletzung des Gefühls, wie 
Kettle sich ausdrückt. 

Umgekehrt wirkt das Verhandeln mit Arbeiterdeputationen ähn- 
lich wie die Arbeitskanmiem. Sehr häufig verhindert es eine Arbeits- 
einstellung. So erzählt z. B. der durch seine Arbeiterwohnungen 
berühmte Fabrikant Akroyd*^*): „In meiner Fabrik ist es die 
Gewohnheit der Kämmer, wenn sie sich zu einer Lohnerhöhung 
berechtigt glauben, eine Deputation zu entsenden, welche den Mit- 
gliedern der Firma ihre Aufwartung macht. Wir empfangen sie 
stets höflich und laden sie ein, sich zu setzen und die Sache mit 
uns ruhig zu besprechen. Gelingt es nicht, sofort zu einer Verein- 
barung zu gelangen, so verspricht in der Regel jede Partei über 
den Lohn, der für dieselbe Arbeit von andern Arbeitgebern und 
allgemein im Gewerbe gegeben werde, weitere Nachforschungen zu 
machen. Nach Erlangung neuer Information kommen wir gewöhn- 
lich wieder zusammen, um die Sache weiter zu discutiren, und selten, 
wenn überhaupt jemals, misslingt es uns, unsre Differenzen freund- 
lich beizulegen. Der persönliche Verkehr dient dazu, die Rauheiten 
zu mildem und Versöhnung herbeizuführen". Ebenso bezeichnet 
der Fabrikant und jetzige englische Unterrichtsminister W. E. 
Forster ^^^ als den Grund, warum seine Arbeiter nie die Arbeit 
eingestellt hätten, dass er auf jede Ursache ihrer Unzufriedenheit 
sorgsam geachtet und dass er seine Arbeiter stets empfangen habe. 
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Führt aber die Entsendung der Deputation weder zu der Ge- 
livährung der gestellten Forderung noch zu einem Ausgleich, oder 
ivurde der Empfang der Deputation einfach verweigert, so stellen 
<iie Arbeiter die Arbeit ein. Es kommt alsdann zu einem förm- 
lichen Kampf. Schildwachen werden ausgestellt, um den zuwan- 
dernden Arbeitern von der Proscription der betreffenden Arbeitgeber 
Meldung zu thun. Diese Zuwandernden werden ermahnt, bei den 
Gescholtenen nicht in Arbeit zu treten. Und zieht sich der Kampf 
in die Länge, steigt die Erbitterung und fallen schwächere Naturen 
Ton der Sache ab, so kommt es bekanntlich gegenüber diesen Ab- 
trünnigen mitunter zu Ungesetzlichkeiten, wenn auch die Zahl der 
Beispiele der Letztern glücklicher Weise immer mehr abnimmt. Die 
Theilnahme an solchem Kampfe bleibt jedoch keineswegs auf die 
Arbeiter des einzelnen Gewerbes beschränkt. Alle englfschen Ge- 
^erk vereine betheiligen sich mit' Zuschüssen. Der Hass ergreift 
nicht nur die Männer, sondern die ganzen Familien, und von Frie- 
den ist nicht eher die Rede, als bis die Kassen eines der streitenden 
Theile vollständig erschöpft sind. Gleichviel aber, ob die Arbeiter 
siegreich sind oder besiegt werden, ein Arbeitsstillstand hat für sie 
«entsetzliche Folgen. Als Beleg hiefür diene die Schilderung der 
Folgen der Arbeitseinstellung und Aussperrung in den londoner 
Baugewerben im Jahre 1859, welche ich dem Berichte des eng- 
lischen Generalregistrators ^er Geburten, Sterbefalle und Heirathen 
für das Jahr 1859 entnehme. Dabei ist dieses Beispiel besonders 
geeignet, weil es sich darin um einen Arbeitsstillstand handelt, der 
-ebensosehr die Folge einer Aussperrung wie einer Arbeitseinstellung 
-Nvar, und ich, einen Augenblick vorausgreifend, gleich hier hervor- 
heben muss, dass eine Aussperrung dieselben verderblichen Wir- 
kungen wie eine Arbeitseinstellung hervorruft. 

„Während der letzten Hälfte des Jahres", heisst es in dem 
erwähnten Berichte "'°®), „waren die ersten Bauunternehmer Londons 
und ihre Arbeiter in einem offenen Kriegszustande. Die Arbeit- 
geber sperrten ihre Werkstätten am 6. August und beschäftigten 
•von da an* nur mehr Arbeiter, welche ein* Document unterschrieben. 
Die Arbeiter verweigerten diese Unterschrift, wie es hiess bis zur 
Zahl von 20000. Die Conferenz der Gewerkvereine vertheilte ge- 
wisse Summen unter ihre Mitglieder, und in der sechsten Woche 
erhielten 14000 Arbeiter Unterstützung. Diese Unterstützungen 
jedoch waren ungenügend. Die Mittel und der Credit Vieler ging 
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ZU Ende. Die kleinen Krämer erhielten von den Arbeiterfamilien 
statt £ 9 oder 10 nur mehr £ 2 oder 3. Die Noth wurde in 
einigen Fällen drückend. Dennoch wurde der Kampf den Rest des 
Jahrs hindurch fortgesetzt. Die Frauen der Arbeiter waren offenbar 
von der Gerechtigkeit der Sachd ihrer Männer überzeugt und erdul- 
deten mit ihnen die Qualen des Hungers. Ein Beamter der Armen- 
pflege schreibt am i, September folgendermaassen : „Ich besuchte 
die Wohnung dieses Mannes. Er war ausgegangen; aber seine 
Frau war zu Bett, kaum mit Lumpen bedeckt, vor Entbehrung 
augenscheinlich dahinschwindend. Das Zimmer enthielt kaum ein 
Stück Möbel und bot einen äusserst dürftigen, vernachlässigten und 
schmutzigen Anblick dar. Sie sagte: „Wir verhungern, mein Herr; 
wir haben weder Feuer noch Nahrung". „ „Warum" " erwiderte ich» 
„„geht Ihr Mann denn nicht zur Arbeit?"" „Was!" rief sie aus^ 
mit beträchtlicher Energie, „um elender zu werden als ein Sclavel**^ 
— Diese Noth brachte schliesslich eine merkliche Wirkung auf die 
Sterblichkeit der Arbeiter und ihrer Frauen hervor. So lange Brod 
da war, erhielten es jedoch, wie es scheint, die armen Kinder, bis 
sie geschwächt, kalt, schlecht bekleidet zuletzt in aussergewöhnlicher 
Anzahl dahinstarben, als gegen das Ende des Jahres das rauhe 
Wetter hereinbrach". 

In" diesen Entbehrungen, welche die Arbeitsstillstände den Ar- 
beitern auferlegen, und in dem Klassenhass, den sie nähren, be- 
stehen ihre hauptsächlichen Nachtheile. Man hat die Arbeiter ausser» 
dem mit Rücksicht auf die grossen Kosten der Arbeitseinstellungen 
von deren Verderblichkeit überzeugen wollen. Man hat nachzuweisen 
gesucht, dass der grösste Gewinn, der sich aus einer Arbeitsein* 
Stellung möglicher Weise ziehen lasse, kaum die Kosten derselben 
zu decken vermöge. Besonders Watts ^°') hat hierauf bezügliche 
Berechnungen gemacht, welche durch Thornton^°^) auch in 
Deutschland bekannt geworden sind. Allein veranlassen auch diese 
Kosten die Gewerk vereine, und zwar besonders die reichsten, zur 
grössten Vorsicht, wenn sie eine Arbeitseinstellung beschliessen, so 
sind sie doch keineswegs geeignet, Arbeitseinstellungen, \^nn nöthig^ 
zu hindern. Die Kosten eines jeden Dinges, sagen die Gewerk-^ 
vereine ^°'^), müsse man betrachten mit Rücksicht auf das, was man 
mittelst desselben zu erreichen oder abzuwehren hoffe. Die Re- 
duction des Lohns um i Benny per Stunde würde aber in einem 
Gewerbe von 1000 Arbeitern bei einer Tagesarbeit von 10 Stunden. 
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£ 250 wöchentlich oder £ 13000 jährlich betragen. Zähle das 
Gewerbe loooo Arbeiter, so mache die Reduction £ 130000 im 
Jahre aus; bei 20000 Arbeitern £ 260000 jährlich. Welches Ka- 
pital repräsentirten aber diese jährlichen Summen? Zu 5 Procent 
repräsentirten £ 13000 jährlich ein Kapital von £ 260000; £ 130000 
jährlich ein Kapital von 2600000; £ 260000 jährlich ein Kapital 
von £ 5200000. Man möge den grössten Betrag nehmen, zu dem 
die Kosten von Arbeitseinstellungen berechnet worden seien, er 
werde um ein Bedeutendes hinter diesen Beträgen zurückbleiben. 

Und in der That, beim Vergleiche der Kosten eines Arbeits- 
stillstands für die Arbeiter mit dem durch denselben gewonnenen 
oder erstrebten Resultate erscheinen diese Kosten als veranlagtes 
Kapital und das Resultat als Rente desselben. Summen aber, 
welche Renten, wie die angeführten geben, erscheinen gewiss nicht 
unökonomisch veranlagt. Aber abgesehen hievon ist diese ganze 
Kostenvergleichung müssig. Der Nachdruck, der auf die Kosten 
der Arbeitseinstellungen gelegt wird, hätte nur dann Sinn, wenn in 
denselben der Hauptnachtheil bestände, welchen die Arbeiter durch 
einen Ausstand erleiden. Vor Allem aber ist eine Kosten vergleichung 
nur dann am Platze, wenn die Streitobjecte, um die es sich handelt, 
sich auf Geld zurückführen lassen. Bei den heutigen Arbeitsein- 
stellungen in England handelt es sich jedoch pur mehr selten um die 
Höhe des Lohns. Beide Theile, Arbeitgeber und Arbeiter, haben 
die Wunden, welche Arbeitsstillstände schlagen, zu bitter kennen 
und zu sehr fürchten gelernt, um denselben sich unnöthig auszu- 
setzen. Die Arbeitgeber schreiten nie mehr zu einer Lohnherab- 
setzung, ausser wenn die Verhältnisse des Gewerbes sie dazu zwingen. 
In letzterem Falle aber leisten die Arbeiter keinen Widerstand gegen 
die Herabsetzung, denn Arbeitseinstellungen um Lohnherabsetzungen 
bei eintretender Flauheit des Gewerbes zu widerstehen, schlugen 
regelmässig fehl. Fordern umgekehrt die Arbeiter eine Lohner- 
höhung, oder eine Verkürzung der Arbeitszeit, so thun sie dies, 
nach den übereinstimmenden Aussagen von Arbeitgebern und Ar- 
beitern, nur bei aufblühendem Gewerbe. In solchem Falle sind sie 
sicher, ihre Forderung durchzusetzen. Deshalb bewilligen die Arbeit- 
geber geforderte Lohnerhöhungen oder Verkürzungen der Arbeitszeit 
auch in der Regel. Bei den heutigen englischen Arbeitseinstellungen 
handelt es sich viel mehr als um die Lohnhöhe um andere Arbeits- 
bedingungen, wie sie im zweiten Kapitel einzeln erörtert wurden, 
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wie z. B. um die Aufrechthaltung eines gewerblichen Herkommens. 
Mitunter z. B. codificiren die Arbeiter das bestehende Herkommen 
in einer Arbeitsordnung {Code 0/ rules), und es entspinnt sich ein 
Streit, weil die Arbeitgeber die Anerkennung derselben verweigern. 
Handelt es sich um derartige Fragen, so ist ein Vergleich der 
Kosten der Arbeitseinstellung mit dem erstrebten Resultate unmög- 
lich. Ausserdem ist ferner eine alte Einwendung gegen diese Ver- 
gleichung zutreffend, dass nämlich die mittelbaren Resultate einer 
Arbeitseinstellung in der Regel von grösserer Bedeutung sind als 
die unmittelbaren. Die eben erwähnte Scheu der Arbeitgeber, den 
Lohn, ohne dazu gezwungen zu sein, herabzusetzen, ist der deut- 
lichste Beleg; das blosse Bewusstsein der Schrecken eines Kampfes 
hält von den ihn veranlassenden Missbräuchen zurück. Und endlich 
kommt das, was diejenigen gewinnen, welche thatsächlich an einer 
Arbeitseinstellung Theil nehmen, nicht nur ihnen selbst, sondern 
dem ganzen Gewerbe zu gut. 

Fürwahr, wer leugnen wollte, dass die englischen Arbeiter ohne 
Arbeitseinstellungen sich heute in der günstigen Lage befinden 
würden, in der sie sich befinden, würde damit nur seine gänzliche 
Unkenntniss der Geschichte der englischen Arbeiter in diesem Jahr- 
hundert beweisen. Die verschiedenen einzelnen Maassregeln, deren 
Festhaltung und Durchsetzung sie, wie im zweiten Kapitel gezeigt 
wurde, zum Schutze der Arbeiter ermöglichten, sind dafür ein 
sprechendes Zeugniss. Allein sind die guten Wirkungen, welche 
die Arbeitseinstellungen für die englischen Arbeiter in der Ver- 
gangenheit hatten, auch nicht zu leugnen, so erscheinen Arbeits- 
einstellungen doch stets nur als Acte der Nothwehr berechtigt. An 
sich sind sie praktisch und principiell das verwerflichste Mittel, eine 
Streitfrage zu lösen. Praktisch: denn, wie der Secretär des londoner 
Gewerkvereinsraths, G. Odger, sagt^®^), „Arbeitseinstellungen sind 
für die sociale was Kriege für die politische Welt; sie werden 
Verbrechen, jiusser durch absolute Nothwendigkeit hervorgerufen". 
Principiell: denn sie führen zu ebenso einseitigen Entscheidungen, 
als wenn der einzelne Arbeitgeber seinen Willen gegenüber seinen 
Arbeitern zur Geltung bringt, oder wenn durch eben diese Arbeits- 
einstellungen hervorgerufene Coalitionen von Arbeitgebern mittelst 
Aussperrung ihren Willen zum Gesetz machen. 

3. Wie die einseitige Geltendmachung des Willens der Arbeit- 
geber bei Festsetzung der Arbeitsbedingungen die Coalition der 
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Arbeiter, so rief die einseitige Geltendmachung des Willens der 
coalirten Arbeiter die Coalition der Arbeitgeber hervor. Solche 
KToalitionen der Arbeitgeber waren, ähnlich wie die ersten Coalitionen 
der Arbeiter, nur ephemer. Sie fanden statt seitens derjenigen 
Arbeitgeber, an welche die coalirten Arbeiter eine bestimmte For- 
derung richteten, um dieser Forderung zu widerstehen. Nachdem 
•der Kampf ausgefochten war, und oft schon zuvor, zerfielen wieder 
diese Coalitionen. 

Allein seitdem die Organisation der Gewerkvereine mächtiger, 
ihre Taktik kluger geworden, sind aus den ephemeren Coalitionen 
«der Arbeitgeber vielfach formliche Gewerkvereine derselben hervor- 
gegangen. Die Gewerkvereine der Arbeiter haben nämlich Eines 
von den Arbeitgebern gelernt Die Arbeiter haben an sich selbst 
erfahren, dass jeder Arbeiter vereinzelt machtlos ist gegenüber der 
Coalition, welche ihm gegenüber der vereinzelte Arbeitgeber schon 
vorstellt. Sie haben gesehen, dass die Arbeitgeber deshalb mit den 
Arbeitern nur vereinzelt verhandeln wollen, um diesen ihre Be- 
dingungen vorzuschreiben. Ganz ebenso stellen heute die Gewerk- 
vereine, wenn sie eine Forderung durchsetzen wollen, diese Forderung 
nicht an sämmtliche Arbeitgeber eines Gewerbes zugleich, wie sie 
früher dies thaten. Sie stellen eine Forderung zuerst an eine Firma 
allein. Vereinzelt kann keine Firma heute den Kampf gegen einen 
Gewerkverein ausfechten. Entweder nimmt sie den Kampf deshalb 
gar nicht auf und fügt sich der an sie gestellten Forderung sogleich. 
Oder sie nimmt ihn auf und unterliegt. Ist die Forderung bei 
einer Firma durchgesetzt, so wird sie an eine zweite gestellt und 
dann an eine dritte und vierte, bis sie von sämmtlichen Firmen des 
Gewerbes bewilligt ist. 

Gegenüber dieser Taktik haben die Arbeitgeber vielfach eben 
solche dauernden gegenseitigen Unterstützungsgesellschaften wie die 
Arbeiter gebildet, und nicht nur die Entstehung der Vereine der 
Arbeitgeber ist der der Gewerkvereine völlig analog, auch in ihren 
einzelnen Bestimmungen und ihrem Verhalten sind sie das Gegen- 
stück der Gewerkvereine. So haben z. B. die Bauunternehmer von 
Glasgow eine Gesellschaft gebildet, deren Zweck folgendermaassen 
angegeben wird*): „Der Zweck dieser Gesellschaft soll sein die 
Abfassung und Feststellung gewisser Regeln, welche von den Mit* 
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gliedern bei Bezahlung des Lohns der von ihnen Beschäftigten, der 
Lehrlinge, der gelernten und der ungelernten Arbeiter, beobachtet 
werden sollen; insbesondere die Feststellung des Lohns und gegen- 
seitiger Rath bei Führung ihrer Geschäfte". Bezahlt ein Mitglied- 
dieser Gesellschaft seinen Arbeitern einen höhern als den von der 
Gesellschaft festgesetzten Lohn, so verfallt es in Strafe*). Dies 
Lohnmaximum ist das vollkommene Gegenstück des Lohnminimums^^ 
der Gewerkvereine. Nur wird noch strenger auf die Durchführung 
desselben gesehen. Selbst den Bauherrn wird verboten, in Zeiten 
des Mangels von Arbeitskräften den an ihren Bauten beschäftigten 
Arbeitern hohem Lohn zu geben, weil dies zu einer allgemeinen 
Lohnsteigerung führen könnte^), und die Gesellschaft verbietet 
sogar die höhere Löhnung eines einzelnen, besonders ausgezeichneten 
Arbeiters^). Ebenso bestimmt ein Statut der Gesellschaft der Hütten- 
besitzer ^): „Jedes Mitglied, dessen Arbeiter eine Lohnerhöhung oder 
irgend welche andere Concession verlangen, welche, wenn bewilligt, 
zu einer allgemeinen Lohnerhöhung führen könnte, muss diese 
Forderung der Gesellschaft unterbreiten. Diese soll einen Ausschuss 
niedersetzen, um zu bestimmen, ob die Forderung nach der allge- 
meinen im Districte vorherrschenden Scala und Praxis gerechtfertigt 
sei. Empfiehlt dieser Ausschuss die Forderung der Arbeiter abzu- 
schlagen und erfolgt eine Arbeitseinstellung, so soll für die Dauer 
der Arbeitseinstellung unter Zustimmung der Gesellschaft dem Arbeit- 
geber, dessen Arbeiter die Arbeit einstellten, wöchentlich eine solche 
Summe per Puddelofen aus der Kasse der Gesellschaft bezahlt wer- 
den, als nach der Klasse, in welche die betreffende Firma ein- 
getreten ist, bestimmt ist". Es giebt nämlich zwei Klassen yon 
Mitgliedern der Gesellschaft. Jede Firma kann wählen, welcher sie 
angehören will. Je nach der Klasse richten sich die Beisteuern, 
die sie zahlen muss, imd die Unterstützungen, die sie erhält. Ge- 
hört sie zu Klasse A, so erhält sie iß 4 die Woche für jeden Puddel- 
ofen, der kalt ist; wenn zu Klasse B, so erhält sie wöchentlich £ 3, 
Diese Summen werden jedoch nicht aus regelmässigen Beiträgen 
der Mitglieder bestritten. Die Mitglieder zahlen überhaupt keine 
regelmässigen Beiträge. Jede Firma muss vielmehr trockene Wechsel 
bei dem Bankier der Gesellschaft deponiren. Nach Beendigung 
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•einer Arbeitseinstellung schickt die Firma, deren Arbeiter feierten, 
eine Rechnung über die Zahl ihrer Puddelofen und die Zahl der 
Wochen, in denen diese kalt standen, und die Unterstütiung, welche 
sie danach beanspruchen kann, wird durch Umlagen von sämmt- 
lichen zur Gesellschaft gehörigen Firmen erhoben. Weigert sich 
eine Firma diese Umlagen zu zahlen, so findet eine Art Ratiening 
statt. Die hinterlegten Wechsel der Firma werden nämlich dann 
liquidirt*). Aehnlich ist die Organisation der Schiff baumeister am 
Clyde^) und die der Kohlengrubenbesitzer ^°^), und ähnlich wird 
von ihren Gesellschaften der Lohnsatz fixirt. 

Unbestreitbar sind diese Gesellschaften der Arbeitgeber das 
vollkommene Gegenstück der Gewerkvereine. Diese Analogie gilt 
selbst für die bedenklichen Punkte, die bei Gewerkvereinen sich 
finden. Ebenso wie einzelne Arbeitgeber von den Arbeitern ge- 
scholten werden, so werden den Arbeitgebern besonders verhasste 
Mitglieder von Gewerkvereinen gebrandmarkt und allen übrigen 
Arbeitgebern signalisirt, damit sie keine Beschäftigung mehr finden*^). 
Während einer Arbeitseinstellimg stellen die Gewerkvereine Schild- 
wachen aus, um die Arbeiter zu warnen, bei bestimmten Arbeit- 
gebern in Arbeit zu treten. Die Gesellschaften der Arbeitgeber 
erlassen Circulare, in denen sie von der Beschäftigung bestimmter 
Arbeiter abzuhalten suchen*^). Vor Allem aber besteht das Analoge 
-darin, dass die Arbeitgeber, wenn die Arbeiter eine von ihnen ge- 
stellte Forderung ablehnen, ihre Werkstätten schliessen, ebenso wie 
die Arbeiter im umgekehrten Falle die Arbeit einstellen. Ebenso 
wie die coalirenden Arbeiter suchen die coalirenden Arbeitgeber 
ihren Willen einseitig zur Geltung zu bringen. Dieselben Nachtheile, 
die socialen, moralischen und pecuniären, welche die Arbeitsein- 
stellungen begleiten, erscheinen im Gefolge der Aussperrungen. 
Aussperrende Arbeitgeber trifft gegenüber der Gesellschaft dieselbe 
Verantwortung wie ausstehende Arbeiter. 

Man hat die vollkommene Analogie der Aussperrungen mit 
den Arbeitseinstellungen bestritten. Die oben angeführte Taktik der 
Gewerkvereine ihre Forderungen zuerst an eine einzelne Firma allein 
zu stellen, um durch Besiegimg der vereinzelten Arbeitgeber die 
Forderung bei allen durchzusetzen, hat nämlich vielfach die umge- 
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kehrte Taktik der Arbeitgeber hervorgerufen. Sobald die Arbeiter 
einer zur Gesellschaft der Arbeitgeber gehörigen Firma die Arbeit 
einstellen, um eine Forderung durchzusetzen, sperren sämmtliche- 
Mitglieder dieser Gesellschaft ihre Werkstätten so lange, bis jene 
Arbeiter die Arbeit wieder aufnehmen. Dies war u. A. bei der 
Aussperrung in Staffordshire im Jahre 1865 der Fall. Harrison^**^' 
hat nun wiederholt*) zu beweisen gesucht, dass eine solche Aus- 
sperrung keineswegs als legitimes Gegenstück einer Arbeitseinstellung 
betrachtet werden könne. Das Gegenstück einer Arbeitseinstellung 
würde nach ihm sein, wenn die Coalition der Arbeitgeber ihren; 
Genossen unterstützen würde durch Zusendung anderer Arbeiter,, 
durch Verschaffung von Geld oder Credit, durch Ausführung seiner 
Contracte für ihn oder durch Garantirung der Ausführung derselben, 
oder durch irgend eine andere vernünftige Methode, in Folge deren 
die Firma ihrer rebellischen Arbeiter entbehren könnte. Das Gegen- 
stück einer Aussperrung, ähnlich derjenigen in Staffordshire,. 
würde dagegen sein, wenn die Arbeiter sämmtlicher Fabriken die- 
Arbeit einstellen würden, bis ein einzelner Arbeitgeber sich den* 
Forderungen seiner feiernden Arbeiter gefügt habe. Eine Aus- 
sperrung sei nichts Anderes als ein Versuch, die Gesammtheit der- 
Arbeiter zu unterjochen. 

Alle diese Einwendungen Harrison's sind richtig. Allein^ 
darin begdit er einen Fehler, dass er das Verhältniss übersieht, in 
welchem sich eine Arbeitseinstellung gegenüber dem einzelnen Arbeit- 
geber befindet. Auch eine Arbeitseinstellung ist nichts Andres als 
ein Versuch den Arbeitgeber zu unterjochen, und wäre die Arbeits-^ 
einstellung der Zweck der englischen Gewerkvereine statt das Mittel 
zu sein, zu dessen Anwendung sie nur im äussersten Falle schreiten, 
so wäre Thornton's im ersten Kapitel widerlegte Behauptung, 
richtig, dass die Gewerkvereine danach strebten, den Arbeitgebern . 
zu dictiren. Allerdings wurde auch die Arbeitseinstellung erst durch 
einen Unterjochungsversuch der vereinzelten Arbeitgeber hervor- 
gerufen. Der einzelne Arbeitgeber ist eine Coalition gegenüber 
dem vereinzelten Arbeiter und sucht diesem gegenüber seinen Willen- 
einseitig zur Geltung zu bringen. Dies ruft die Arbeitseinstellung 
hervor, bei welcher die Feiernden von sämmtlichen Angehörigen 
ihres Gewerbes unterstützt werden. Hiegegen wieder wendet sieb. 
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die Aussperrung. Sie verhält sich zu einer Arbeitseinstellung ebenso, 
wie diese zu einem vereinzelten Arbeitgeber. Und das eben ist 
das Unglück, dass, seitdem die gesetzmässige Regelung der Arbeits- 
bedingungen weggefallen ist und nicht eine gemeinsame Verein- 
barung derselben, sondern die Geltendmachung des einseitigen 
Willens eines Betheiligten an deren Stelle trat, die Zahl der Kampfes- 
mittel mit den schon genannten noch keineswegs erschöpft ist. 
Jene Aussperrungen seitens der Arbeitgeber einzelner Districte haben 
nur zur Folge, dass die ihrer Industrie angehörig en Arbeiter des 
ganzen Landes sich coaliren, und hat diese Ausdehnung der Arbeiter- 
organisation nur das Entstehen nationaler Gesellschaften der Arbeit- 
geber zur Folge, so besteht auf Seiten der Arbeiter bereits die 
Internationale, um den verstärkten Kampfmitteln der Arbeitgeber 
noch stärkere entgegenzusetzen. Ja möchte man der Nachricht 
einer allerdings nicht sehr zuverlässigen Quelle "^^^ trauen, so wird 
als Gegenstück gegen die Internationale bereits eine internationale 
Verbindung der Arbeitgeber geplant. Ein jedes Kampfmittel der 
einen Partei ist immer das Gegenstück zu dem Kampfmittel der 
Gegenpartei, das es hervorrief. Nur ist selbstverständlich und dem 
Zweck entsprechend jedes dieser Kampfmittel nicht nur eben so 
stark, sondern stärker als das ihm vorhergehende des Gegners. Eine 
ernstliche Mahnung, statt in Arbeitsstreitigkeiten den Kampf zum 
einzigen Schiedsrichter zu erklären, ein friedliches Mittel zu deren 
Schlichtung einzuführen; sonst ist die letzte Folge der Weltbrand! 
4. Ich habe mich oben so deutlich wie möglich dahin aus- 
gesprochen, dass die englischen Arbeiter ohne Arbeitseinstellungen 
sich keineswegs in der günstigen Lage befinden würden, in der sie 
sich heute befinden. Ich habe damit die Arbeitseinstellungen der 
englischen Arbeiter mit Rücksicht auf die Verhältnisse, in denen 
sie sich befanden, gutgeheissen. Dasselbe Urtheil muss ich über 
die Aussperrungen der englischen Arbeiter durch die Arbeitgeber 
fallen. Schon im ersten Bande (S. 209) habe ich anerkannt, dass 
die Niederlage der Maschinenbauer in dem Kampfe von 1852 keines- 
wegs etwas Beklagenswerthes war. Ohne solche Niederlagen würden 
die Arbeiter wahrscheinlich ebenso tyrannisch werden, wie die Arbeit- 
geber dies vielfach sind. Aussperrungen seitens der Arbeitgeber 
sind unter den jetzigen Verhältnissen unzweifelhaft . häufig gerecht- 
fertigt. Wie die Arbeitseinstellungen sind sie oft Acte der Noth- 
wehr. Allein eben als Acte der Nothwehr sind sie auch nur so 
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lange gerechtfertigt, als keine besseren Einrichtongen als die be- 
stehenden solche Selbsthülfe zum Schutze nothwendig machen. An 
sich nämlich sind sie völlig verwerflich, und zwar im öffentlichen 
Interesse. 

„Allerdings", wie Ludlow in trefflicher Ausführung sagt*'**^, 
„fehlt es nicht an Argumenten gegen jeglichen Vorschlag, dass 
Behörden irgend welcher Art sich in Arbeitseinstellungen und Aus- 
sperrungen einmischen. Habe ich als Herr nicht das Recht, meinen 
Diener zu entlassen? Habe ich als Diener nicht ein Recht, den 
Dienst meines Herrn zu verlassen? Welchen Unterschied kann es 
machen, wenn das Wort „Diener" in der Mehrzahl statt in der 
Einheit gebraucht wird? Vor Allem, was sollte mich hindern mein 
Haus abzuschliessen, wenn es mir nicht beliebt, meine Diener zu 
behalten? Diese Argumente haben ohne Zweifel einen gewissen 
Schein für sich. Allein die hauptsachlichste Antwort darauf ist: 
Die Zahl kann einen wesentlichen Unterschied machen in dem 
fraglichen Falle, einen Unterschied, welchen die Gesetze anerkennen 
können. Es giebt Gesetzesverletzungen, bei denen die Zahl ein 
wesentliches Element bildet, wie Aufläufe, Tumulte, Verschwörungen. 
Wenn ein Mann oder selbst zwei einen andern schlagen, so ist 
dies ein Anfall; wenn drei, sagt uns Blacks tone, ist es ein Tu- 
mult. Es ist nicht dasselbe, wie die Armensteuerpflichtigen leicht 
entdecken mögen, wenn Herr Master den James Plush entlässt, oder 
wenn die Herren Web und Woof 500 Arbeiter entlassen. De mt- 
nimis non curat praetor» Allein hier haben wir es mit einer That- 
sache von hinreichender Bedeutung zu thun, dass das Gesetz davon 
Notiz nehme und darüber bestimme". 

Diesen Erwägungen dürfte nur von jenen widersprochen wer- 
den, welche noch an den willkürlichen abstracten Rechten des 18. 
Jahrhunderts festhalten. Allein, die ganze Frage über die Berech- 
tigung von Arbeitseinstellungen und Aussperrungen, ebenso wie 
über die Berechtigung von Handlungen, welche diese nothwendig 
machen, ist, wie Harrison solchen politischen Metaphysikern gegen- 
über sehr richtig bemerkt ^*^^), „keine Frage abstracter Rechte. ^ 
Sie ist eine Frage der Ausübung von Rechten. Es ist weder eine 
metaphysische noch eine wissenschaftliche Frage. Es ist wesentlich 
eine politische und gesellschaftliche. Und in der Politik giebt es 
sehr viele abstracte Rechte, deren Ausübung die Gesellschaft durch 
die Gesetze verdammt. Ein Mann, der von einem Strolche auf der 
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Strasse angefallen wird, mag vollständig das Recht haben, seinen 
Gegner unschädlich zu machen, nicht aber, indem er in Mitten 
eines Gedränges einen Revolver aufs Gerathewohl abschiesst". Dies 
thun aber sowohl Arbeiter wie Arbeitgeber, wenn sie einen Arbeits- 
stillstand herbeiführen, nur um einander ihre Verkaufsbedingungen 
aufzuzwingen. Grosse Mengen von Arbeitern, die völlig unbetheiligt 
sind bei dem Streite, werden regelmässig dadurch ausser Brod ge- 
setzt. Mit dem Unterhalt derselben werden die Armensteuerpflich- 
tigen belastet. Durch die Entbehrung der Producte der Feiernden 
werden sämmtliche Mitglieder des Gemeinwesens in Mitleidenschaft 
gezogen und in ihrem Gewerbe geschädigt. „Wenn aber Jemand 
sieht", sagt Harrison^°^), „dass er nicht im Stande ist, in einem 
Handel die Oberhand zu gewinnen, ausser durch einen Schritt, 
welcher fünfzig seiner Nachbarn ruinirt, kann die Gesellschaft, was 
immer gewisse Oekonomisten sagen mögen, verlangen, dass er auf 
denselben verzichte". „Arbeitgeber und Arbeiter", sagt der Ge- 
werkvereinsausschuss der Social Science Association^'**) sehr richtig, 
„haben kein Recht, ihre Angelegenheiten so schlecht zu regeln, dass 

. sie dritte Parteien Beschwerden unterwerfen". Zudem ist nicht der 
Umstand zu übersehen, den Ludlow hervorhebt ^°^), und den Eisen- 
bahnen, Banken und andere Actiengesellschaften bezeugen, dass der 
grossartige Maassstab, in dem Handel und Gewerbe mehr und 
mehr betrieben werden, stets mehr dahin drängt, deren Betrieb 
einem öffentlichen Amte gleichzustellen und sie dadurch zum ge- 
eigneten Gegenstande öffentlicher Regelung zu machen. 

Noch mehr aber erscheint eine derartige Regelung gerecht- 
fertigt, da die Arbeitseinstellungen und Aussperrungen nicht nur 
unbetheiligte Private in ihren Interessen schädigen. Der durch sie 
grossgezogene Klassenhass droht den Boden, auf dem ein Staat 
überhaupt möglich ist, zu erschüttern. Wer irgend mit der Ge- 
schichte der englischen Arbeitseinstellungen und Aussperrungen be- 
kannt ist, wird den Ausdruck Desorganisation, womit ich den Zu- 
stand der englischen Industrie seit 1814 im ersten Bande bezeichnete, 
statt für Uebertreibung für noch sehr milde erklären. Es ist hohe 
Zeit, dass wieder ein geordnetes Verhältniss zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitern an die Stelle der bisherigen Fehde trete. Ist dieses 
in wirklich befriedigender Weise eingetreten, sind Arbeitseinstellungen 
und Aussperrungen nicht mehr nothwendige Uebel, dann, — aber 

—nicht eher, — werden sie als sociale Verbrechen wieder gesetzlich 
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zu verbieten sein. Betrachten wir, in wie weit in England ein 
geordneter Zustand der Industrie sich bereits selbständig wieder 
entwickelt hat, und was weiter nöthig ist, um ihn zu befestigen. 

5. Die neue Ordnung des Verhältnisses zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitern, welche sich in England selbständig aus der Des- 
organisation entwickelt hat, und welche immer mehr um sich greift^ 
ist die Ordnung desselben durch Arbeitskammern. Ihre Vorläufer 
in der Geschichte: die Regelung der Arbeitsbedingungen durch 
Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter vor Entartung der Zünfte, 
die Regelung der Gewerbe durch die Behörden wie z. B. in Spital- 
fields, die Einrichtimgen, welche in der Baumwollenindustrie im i8^ 
Jahrhundert bestanden, habe ich oben schon aufgeführt. Allein zu 
Ende des vorigen und zu Beginn des jetzigen Jahrhunderts kam 
jegliche Ordnung der Arbeitsverhältnisse ausser Gebrauch. Es trat 
an ihre Stelle der Kampf beider Interessenten. Und fragt man 
nach dem ersten in diesem Kampfe hervortretenden Momente, 
welches mit den heutigen Arbeitskammern einigermaassen verwandt 
ist, so ist auf die Preislisten und Arbeitsordnungen zu verweisen^ 
um deren Durchführung dieser Kampf sich oft drehte. 

Die Arbeitsordnungen {Codes of working ruies) sind nichts 
Anderes als von den Gewerkvereinen gemachte Codificationen de& 
in einem Gewerbe an einem bestimmten Orte bestehenden gewerb- 
lichen Herkommens. Sie sind dem entsprechend auch in demselben 
Gewerbe an jedem Orte verschieden. Ueber alle im zweiten Kapitel 
erörterten Punkte enthalten sie Bestimmungen. Diese Codificationen 
gingen nach dem Zeugnisse Maults*) allein von den Gewerk- 
vereinen aus. Diese übersendeten sie den Arbeitgebern; und von 
diesen wurden sie dann mitunter ohne Weiteres angenommen und 
unterschrieben, oder sie wurden durch Arbeitseinstellungen den 
Arbeitgebern aufgezwungen. Wo aber eine Arbeitsordnung einmal 
zur Annahme gelangt ist, dient sie sehr zur Minderung von Streitig- 
keiten. Streitigkeiten, ob etwas gewerbliches Herkommen sei oder 
nicht, werden durch sie abgeschnitten. Es kann nur mehr Streit 
darüber entstehen, ob dieses Herkommen verletzt worden sei oder 
nicht. Soll eine Aenderung in einer Arbeitsordnung eintreten, so 
muss sie nach der regelmässigen Bestimmung derselben erst sechs 
Monate früher angekündigt werden, als sie eintreten soll. Häufig 
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enthalten Arbeitsordnungen heute die Bestimmung, dass die Aenderung^ 
von je sechs Delegirten der Arbeitgeber und Arbeiter gemeinsam, 
beschlossen werden solle. Hiemit also werden die Arbeitskammern 
direct angebahnt. 

Früher als diese Arbeitsordnungen bestanden die Preislisten. 
Sie finden sich in den Gewerben, in denen im Stücklohn gearbeitet 
wird, und sind ein unmittelbarer Ueberrest aus der Zeit der Regelung 
des Lohns durch die Behörden. Ich selbst hatte eine der ältesten 
derartigen Preislisten in Händen. Dieselbe hatte den Titel: The 
London Cahinet Makers Union Book of Prices, By a Committee of 
Masters and Journeymen ; also die Preisliste des Vereins der londoner 
Kunsttischler, welche Arbeitgeber und Arbeiter vereinbart hatten^ 
Diese Preisliste war von 1824 und di$ zweite verbesserte Auflage» 
Wie aus der Vorrede hervorging, wurde die erste Auflage 181 1, und 
zwar hauptsächlich auf Betrieb der Arbeiter, verfasst und gedruckt. 
Die zweite war ein dickes Buch von 474 Quartseiten, mit 8 Kupfer- 
tafeln geschmückt, und kostete £ i 7 j. Sie enthielt ganz detaillirte 
Angaben über den Preis jedes einzelnen Stücks Arbeit im Tischler- 
gewerbe, sowohl bei neuen Arbeiten wie bei Reparaturen, und zwar,, 
wie die Vorrede sagt, um Streitigkeiten über den Preis zu beseitigen. 

Eine andere derartige Preisliste ist die der londoner Schiffbauer 
von 1824. Wie ein Schiff'baumeister angiebt, stellten 1824 die 
Schiff'bauer die Arbeit ein, um die Annahme einer Preisliste für 
Reparaturarbeiten zu erzwingen. Sie erreichten ihren Zweck voll- 
ständig, und die Liste besteht unverändert von 1824 bis heute. Jede 
einzelne Arbeit ist darin aufs Genaueste specificirt. 

Der interessanteste hierher gehörige Fall ist jedoch die Preis- 
liste der londoner Schriftsetzer^"). Aus ihr hat sich direct eine 
Art Arbeitskammer entwickelt. Dabei ist diese Preisliste der Setzer 
neben den schon erwähnten Preislisten in der Baumwollenindustrie 
die älteste, von der etwas bekannt ist. Im Jahre 1785 nämlich 
hören wir zuerst etwas von einer Preisliste der Setzer. Die Arbeiter 
unterbreiteten ihren Arbeitgebern acht Vorschläge als Basis einer 
Regelung. Fünf nur von den acht Vorschlägen wurden von den 
Arbeitgebern angenommen, und diese fünf bildeten die erste Preis- 
liste. Acht Jahre später, im Jahre 1793, unterbreiteten die Arbeiter 
den Arbeitgebern zwei neue Vorschläge. Dies führte zu einer Con- 
ferenz beider Parteien und endete mit der schliesslichen Annahme 
eines der beiden Vorschläge seitens der Arbeitgeber. Im Jahre- 
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1800 gewährten die Arbeitgeber eine Lohnerhöhung um ein Achtel 
<ier in der Preisliste von 1785 verzeichneten Preise. Im darauf 
folgenden Jahre 1801 bildeten die Setzer den ersten eigentlichen 
Gewerkverein. Als Zweck desselben gaben sie an, „Unregelmässig- 
keiten zu corrigiren und die Art und Weise, in der nach Her- 
kommen und Präcedenzfällen die Preise gerechnet würden, unter 
>einen Gesichtspunkt zu bringen, damit sie von Allen, die es angehe, 
besser verstanden würde". Vor 1801 war es das Herkommen der 
JSetzer gewesen, ihre Beschwerden und Wünsche den Arbeitgebern 
mitzutheilen , indem sie Petitionen an dieselben unterzeichneten. 
Allein es war damals schwer zu bestimmen, welches die richtige 
Art und Weise war, die Preise zu rechnen. Zwar gingen die Setzer 
von Haus zu Haus, lun die wirklich herkömmliche Art und Weise 
constatiren zu können. Aber jede Werkstätte hatte ihre besondere 
Art und Weise. Nachdem nun die Setzer einen Gewerkverein ge- 
bildet hatten, handelten sie gemeinsam und erlangten 1805 die 
Niedersetzung eines Schiedsausschusses. Derselbe bestand aus acht 
Arbeitgebern und acht Arbeitern, welche von den Vereinen der 
beiden Parteien abgeordnet wurden. Er sollte Regeln vereinbaren 
für die zukünftige Bezahlung der Arbeit der Setzer, und das Resultat 
seiner Arbeiten blieb die Grundlage der Preisberechnung bis auf 
<lie jetzige Zeit. Es wurde eine Preisliste vereinbart bestehend aus 
27 Artikeln. Im Jahre 1810 wurde sie um ein Weniges geändert. 
Hierauf Hessen die Arbeiter ihren Gewerkverein, der so Erspriess- 
liches erreicht hatte, wieder zerfallen. In Folge dessen waren sechs 
Jahre nach der im Jahre 181 o gewährten Erhöhung die Arbeitgeber 
erfolgreich in der Durchsetzung einer Reduction von ^1^ ^. per 1000 
für Wiederabdrücke. Die Reduction führte zu einer vergeblichen 
Arbeitseinstellung und zur Wiederbelebung des Gewerkvereins. Auch 
dieser schlief wieder ein und wurde nur immer wieder erneuert, 
wenn es galt die Preisliste zu vertheidigen. Der noch heute be- 
stehende Gewerkverein der londoner Setzer datirt von 1848. 

In den Preisen, wie sie die Preisliste 18 16 feststellte, ist bis 
1866 nicht die geringste Aenderung eingetreten. Allein die Preis- 
liste von 1805 — 10 mit den Aenderungen von 1816 gestattete ver- 
schiedene Interpretationen der wirklichen Meinung ihrer Verfasser. 
Auch erwähnte sie nicht einer Menge von Dingen von Bedeutung, 
welche das Leben des Setzers täglich mit sich bringt. Um diese 
Uebelstände zu beseitigen wurde von dem Gewerkvereine der Setzer 
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1834 der Preisliste ein Commentar beigefügt und später noch ein 
Appendix angehängt. Allein die Arbeitgeber wollten diese Zuthaten 
als von den Arbeitern ausgehend nicht anerkennen. Ferner ent- 
standen zahllose Streitigkeiten über den Wortlaut der Preisliste selbst, 
besonders wegeii des Mangels an Definitionen der gebrauchten 
technischen Ausdrücke. Dies führte endlich 1847 zu einer aber- 
maligen Vereinigung von Arbeitgebern und Arbeitern zur Beilegung- 
aller DifFerenzpunkte. Diese Beilegung wurde auch glücklich er- 
reicht. Ein Arbeitgeber war Präsident, ein Arbeiter Vicepräsident. 
Bevor die Verhandlungen begannen wurde verabredet, dass über 
keine Frage abgestimmt werden solle. Vielmehr sollten die Arbeit- 
geber die von den Arbeitern gestellten Anträge in Erwägung ziehen 
und umgekehrt. Stellten z. B. die Arbeiter einen Antrag und 
stimmten die Arbeitgeber ihm zu, so war er angenommen. Im 
entgegengesetzten Falle amendirten ihn die Arbeitgeber gemäss 
ihren Anschauungen, und die Arbeiter stimmten dem Amendement 
zu oder zogen ihren Antrag gänzlich zurück. Entstand irgend eine 
Meinungsverschiedenheit, so hatten die Arbeiter ein besonderes Be- 
rathungszimmer, in das sie sich zurückzogen, um die Differenz unter 
sich zu erwägen. Ebendesselben Mittels bedienten sich die Arbeit- 
geber, wenn sie unter sich allein berathen wollten. Auf diese Weise 
wurde das Abstimmen überflüssig gemacht, und die Vereinigung 
kam zu Entscheidungen unter Zustimmung beider Parteien. 

Die Preisliste von 1805 mit ihren Aenderungen von 181 o und 
181 6 wird von Arbeitgebern und Arbeitern als ihr Parlamentsact 
und als ihre Magna Charta bezeichnet. Streitigkeiten fanden aller- 
dings noch in grosser Anzahl seit ihrer Feststellung statt. Allein 
die schwierigsten Streitigkeiten, die über die zukünftigen Arbeits- 
bedingungen, sind durch die Preisliste gänzlich beseitigt. Man 
streitet nur mehr darüber, ob ein Arbeitgeber die Bestimmungen, 
der Preisliste beobachtet habe und über die Auslegung der Preisliste. 
Bei solchen Streitigkeiten kam es allerdings hie und da auch noch 
zu Aussperrungen, wenn man die Entlassung von drei oder vier 
Arbeitern so nennen will, welchen Arbeitgeber mitunter kündigten, 
weil [sie auf der Preisliste bestanden. Indessen nachdem der 
Gewerkverein der Setzer 1848 wieder belebt worden war, brachte 
dieser derartige Verletzungen der Preisliste vor einen Ausschuss der 
Arbeitgeber, der aus den ersten Firmen bestand und über die 
Streitigkeiten entschied. Um das Jahr 1853 oder 1854 wurde der 
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Gewerkverein jedoch weniger geneigt diese Entscheidung den Unter- 
nehmern allein zu überlassen. Auch war es schwierig, Streitigkeiten 
über Auslegung der Preisliste zu schlichten, ohne vor Gerieht zu 
gehen. Dies führte 1855 zuerst zu einer Wiederbelebung der Gesell- 
schaft der Arbeitgeber und dann zur Wiederbelebung des Schieds- 
ausschusses. Vorkommende Streitigkeiten wurden nun auf folgende 
Weise erledigt: Hatten sich die Arbeiter über etwas zu beklagen-, 
so trugen sie ihren Fall zuerst dem Ausschusse ihres Gewerkvereins 
vor. Entschied dieser gegen die Arbeiter, so war die Frage erledigt. 
Entschied er für die Arbeiter, so kam sie vor den Ausschuss der 
Arbeitgeber. Stimmten die Ausschüsse von Arbeitern und Arbeit- 
gebern überein, so war die Sache beendet. Stimmten sie nicht 
überein, so kam sie vor den Schiedsausschuss. Dieser Schieds- 
ausschuss sollte aus drei Arbeitgebern und drei Arbeitern bestehen, 
von denen keiner in der streitigen Frage interessirt sein sollte, imd 
aus einem Advocaten, der von Arbeitgebern und Arbeitern gemein- 
sam zu wählen war. Der Advocat sollte nur dann entscheiden, 
wenn Arbeitgeber und Arbeiter sich nicht vereinigen konnten. 

Dieser Schiedsausschuss kam dreimal zusammen. Die beiden 
ersten Male waren die sechs Mitglieder einstimmig und entschieden 
zu Gunsten der Arbeiter. Das dritte Mal handelte es sich um Aus- 
legung einer Bestimmung der Preisliste. Hier musste der Advocat 
eintreten. Er entschied zu Gunsten der Arbeitgeber. Für den 
concreten Fall, in dem die Auslegung jener Bestimmung fraglich 
geworden, unterwarfen sich die Arbeiter vollständig diesem Ent- 
scheide. Allein derselbe widersprach offenbar dem Wortlaute der 
Preisliste. Dabei war der Advocat, als mit einer der interessirten 
Firmen verwandt, den Arbeitern verdächtig. Als die Arbeitgeber 
den Entscheid als Präcedenzfall gelten lassen wollten, brachten daher 
die Arbeiter die Frage 1858 vor den Court of Exchecquer, Dieser 
Gerichtshof entschied zu Gunsten der Arbeiter. Hiegegen appellirten 
die Arbeitgeber an den Court of Errors, Allein dieser bestätigte 
den Ausspruch des Court of Exchecquer und verurtheilte die Arbeit- 
geber in die Kosten. Seitdem kam der iSchiedsausschuss nicht mehr 
zusammen. 

Die Preisliste jedoch wurde nicht aufgegeben. Arbeitgeber und 
Arbeiter sprechen von ihr, wie erwähnt, als von ihrer Constitution. 
Sie ist verbindlich vor Gericht, denn sie wird von Arbeitgebern und 
Arbeitern unterschrieben, und Streitigkeiten wegen Verletzung der- 
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selben, \yerden seit Aufhören des Schiedsausschusses vor den Rich- 
tern der City oder der Grafschaft entschieden. Beide Theile wün- 
«chen eine Wiederbelebung des Schiedsausschusses, damit Streitig- 
keiten vor ihm statt vor Gericht entschieden würden. Dabei wird 
gewünscht, dass seine Entscheidungen Gesetzeskraft haben und als 
Präcedenzfalle dienen sollen. Die Summe, welche der Gewerkverein 
der Setzer von 1858 bis 1867 auf Gerichtskosten zur Aufrechterhaltung 
der Preisliste verausgabt hat, beträgt £ 2756 i s. 

Im Jahre 1866 wurde die Preisliste von 181 6 auf einer Con- 
ferenz von Arbeitgebern und Arbeitern revidirt und den Arbeitern 
eine Erhöhung der Preise von 1816 um '/o ^. per 1000 bewilligt^"). 

Diese Einrichtungen der londoner Setzer und ihre Geschichte 
sind gewiss von hohem Interesse. Sie erinnern*) lebhaft an die- 
Einrichtungen, welche zur Zeit der Spitalfiel dsgesetze im londoner 
Seidengewerbe bestanden, imd der Gewerkverein der Setzer spielt 
dieselbe Rolle wie der Gewerkverein der Seidenweber, „genannt die 
gute Absicht". Dabei greifen die Einrichtungen der Setzer in ihrem 
Ursprung zurück in die Zeit, als die Regelung der Arbeitsbe- 
dingungen durch die Stadt- und Grafschaftsbehörden nach Anhörung 
beider Parteien noch gesetzlich bestand, und vermittelten so die neu 
anbrechende Wiederordnung des Verhältnisses von Arbeitgeber und 
Arbeiter mit- der alten Ordnung. Allein es ist tragikomisch, dass 
«o oft in dem dazwischen liegenden Zeiträume der Desorganisation 
die Arbeiter, oft in Verbindung mit Arbeitgebern, um die Ein- 
führung von Einrichtungen wie die Mundella'schen Arbeitskammern 
petitionirten, das Parlament, trotzdem dass solche Einrichtungen an 
dem Orte, an dem es tagte, bestanden, dieselben stets für unmöglich 
erklärte. Um ausser den schon so vielfach erwähnten Petitionen 
der Arbeiter und Verweigerungen des Parlaments noch ein weiteres 
hierher gehöriges Beispiel hervorzuheben, verweise ich auf die Vor- 
gänge bei den Handwebern ^'^). Im Jahre 1834 petitionirten die 
Handweber um „locale Gewerbekammern, welche aus einer gleichen 
Anzahl Arbeitgeber und Arbeiter zusammengesetzt sein und die 
Macht haben sollten, den Lohn von Zeit zu Zeit je nach den Um- 
ständen zu regeln durch Feststellung eines Minimallohns in ihren 
resp. Bezirken, so dass einzelne Arbeitgeber verhindert würden, den 
Lohn unnöthig und willkürlich herabzudrücken und sich so zu 
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unterbieten". Ein besonderer Ausschuss des Parlaments examinirte 
Zeugen über die Petition. Aus den Aussagen derselben geht herwr, 
dass der Plan, den man für die beabsichtigten Gewerbekammern 
im Auge hatte, den Einrichtungen der Mundella'schen Arbeits- 
kammern schon ungemein ähnlich war, und dass dieselben Wir- 
kungen von ihnen erwartet wurden, die seitdem eingetreten sind. 
Maxwell unterstützte die Petition unter Hinweis auf die im ersten 
Bande (S. 128) angeführten Worte Pitt's. Ebenso trat John Fielden 
für die Petenten ein. „Ein grosser Theil der vorherrschenden Noth", 
sagte er^"'^), „komme von der ungleichen Vertheilung der Arbeit. 
Statt dass die ausländische Concurrenz dies verschulde, sei es fast 
allein die Schuld der heimischen Concurrenz. Die beantragten 
Gewerbekammern würden diesem Uebel steuern. Sie würden den 
Arbeitgebern wie den Arbeitern gleichen Vortheil gewähren". 

Ebenso wie die Handweber richteten die Arbeiter andrer Ge- 
werbe unzählige Petitionen ans Parlament. In dem Berichte des 
Parlamentsausschusses über „Masters and Operatives" von 1860 
findet sich^^^) ein Verzeichniss von sechzig Gewerkvereinen, darunter 
von solchen, welche, wie der Gewerkvereinsrath von Glasgow mehrere 
andere Gewerkvereine umfassen, und welche um die Einführung 
solcher Arbeitskammern bitten. (Gewiss ein Zeichen, dass die eng- 
lischen Gewerkvereine nicht nach der Dictatur streben, wie Thorn- 
ton behauptet!) Statt das von den Petenten Verlangte zu bewilligen, 
ernannte das Parlament aber stets nur Ausschüsse, welche bessere Mittel 
zur Entscheidung von Arbeitsstreitigkeiten, als Arbeitseinstellungen- und 
Aussperrungen seien, ausfindig machen sollten. Diese empfahlen 
stets Schiedsgerichte, und es wurden auch mehrfach Gesetze erlassen, 
um die Einführung gewerblicher Schiedsgerichte zu erleichtern. 
Allein bei Abfassung dieser Gesetze hatte man nur ■ die fran- 
z()sischen Prud*hommes als Muster vor Augen. Mehr wollte man 
nicht erreichen, als in Frankreich damit erreicht war. Alle eng- 
lischen Gesetze über Schiedsgerichte, der Lord St. Leonards Act 
von 1867 mit inbegriffen, verbieten den Schiedsgerichten ausdrücklich 
sich mit Regelung der zukünftigen Arbeitsbedingungen zu befassen» 
Da über zukünftige Arbeitsbedingungen jedoch die meisten und 
heftigsten Streitigkeiten entbrennen, blieben alle diese Gesetze un- 
praktisch. Die Ursache dieser Verbote der Regelung des Lohnsatzes- 
aber war lediglich die Theorie, dass ökonomische Verträge, un- 
gleich allen andern Verträgen, nicht unter dem Einfiuss des mensch- 
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liehen Willens ständen, dass sie rein physische Erscheinungen seien, 
dem Einfluss der Menschen nicht unterworfen, und dass jede Willens- 
äusserung ein hofiftiungsloser Versuch sei, die unabänderlichen Ge- 
setze der Natur zu verändern. Ja selbst noch 1860, also zu einer 
Zeit, in welcher die Mundella'schen Arbeitskammern bereits be- 
standen, erklärte unter diesem Eindrucke ein Vertreter der abstracten 
Schule, vor dem oben erwähnten Ausschusse des Unterhauses, dass 
Einigungskammern und Schiedsgerichte unmöglich seien^^^). 

6. Die Entstehung der Einrichtungen, welche Mundella in 
Nottingham traf, um dauernden Frieden zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitern herbeizuführen, ist in den Schriften des Grafen von Paris 
und Eberty's schon ausführlich erzählt worden. Es genügt des- 
halb derselben hier nur kurz zu erwähnen. „Nottingham", erzählte^ *^ 
Mundella selbst am 4. Juli 1868, „litt vielleicht mehr als irgend 
ein anderes Centrum der Industrie in Europa von den Zwistigkeiten 
zwischen Kapital und Arbeit. Diese Streitigkeiten bilden feinen Theil 
der Geschichte der Grafschaft seit 1710. Hier war der Luddismus (Zer- 
schlagen der Strumpfwirkerrahmen) vorherrschend, und Arbeiter wur- 
den hier wegen Zerstörung von Maschinen das halbe Dutzend auf 
einmal gehängt. Im Strumpfwirkergewerbe befanden wir ims in 
einem Zustande chronischen Kriegs. Wenn ein Zweig des Gewerbes 
die Arbeit einstellte, unterstützten die übrigen neun oder zehn den 
einen, der feierte. In Mitten einer Arbeitseinstellung, welche drei 
Monate gedauert hatte, wurde vorgeschlagen, alle Zweige auszu- 
sperren, bis die Feiernden zum Nachgeben bereit seien. Einige 
von uns erhoben Einrede hiegegen. Ich widersprach, und zwei 
oder drei Andere thaten desgleichen. Wir sagten: „Lasst uns ein 
besseres System annehmen, um die Frage ein für allemal zu ent- 
scheiden". Wir gingen zu den Arbeitern. Wir erniedrigten uns, 
wie Einige sich ausdrückten • . Wir sagten den Arbeitern: „Wir 
wollen mit Euch sprechen und sehen, ob wir nicht ein besseres 
System ausfindig machen können. Ihr gebt, jeder von Euch i s» 
oder 1 s. 6 ^ die Woche aus, um uns zu bekämpfen; lasst uns 
versuchen, festzustellen, was die Preise sein sollen". Ich hatte 
einige unklare Ideen aus den Consetls des PrucChommes in Frank- 
reich geschöpft. Wir setzten sie ins Werk, und obwohl es einiger 
Jahre bedurfte, um die Sache in den richtigen Gang zu bringen, 
so waren wir doch erfolgreich. Während acht Jahren hatten wir 
nicht eine einzige Arbeitseinstellung, und niemals in der Geschichte 
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unsrer Stadt tind unsres Gewerbes bestand solch' ein herzliches 
Einverständniss zwischen Arbeitgebern und Arbeitern w^e jetzt". 

Indessen die Bedeutung dieser neuen Einrichtung ist so gross, 
dass es von Interesse ist, die kurzen „Regeln der Schieds- und 
Einigungskammer des Strumpfwirker- und Handschuhgewerbes 2u 
Nottingham**, wie sie zuerst Geltimg hatten, selbst anzuführen. 
Zugleich geben dieselben über die Organisation der Kammern den 
besten Bescheid. Die Regeln' lauten: 

„I. Es soll eine Gewerbekammer gebildet werden unter dem 
Namen „Schieds- und Einigungskammer für die Strumpfwirker- und 
Handschuhzweige**. 

„2. Der Zweck der besagten Kammer soll sein über jedwelche 
Frage bezüglich des Lohns, welche von Zeit zu Zeit durch Arbeitgeber 
oder Arbeiter vor sie gebracht werden mag, zu entscheiden und 
in versöhnlicher Weise ihren Einfluss geltend zu machen, um jed- 
welche Streitigkeiten, welche entstehen mögen, zu schlichten.* 

„3. Die Kammer soll aus neun Arbeitgebern und neun Ar- 
beitern bestehen. Die Arbeiter werden auf einer Versammlung der 
verschiedenen Zweige gewählt, die Arbeitgeber auf einer allgemeinen 
Versammlung ihrer Klasse. Sämmtliche Delegirten werden auf ein 
Jahr gewählt und sind fähig wiedergewählt zu werden. Die Wahl 
findet statt im Monat Januar jeden Jahres. 

„4. Jeder Delegirte soll der Kammer beiwohnen mit Vollmacht 
seines Zweiges versehen. Die Entscheidung der Kammer ist bindend 
für den Zweig, den er vertritt. 

„5. Ein Untersuchungsausschuss, bestehend aus vier Mitgliedern 
der Kammer, soll alle Fälle untersuchen, welche die Secretäre vor 
ihn bringen, und seinen Einfluss geltend machen, dass Streitigkeiten 
geschlichtet werden. Ist er ausser Stande die vor ihn gebrachte 
Angelegenheit zu ordnen, so soll diese vor die Kammer gebracht 
und geschlichtet werden. In keinem Falle jedoch darf der Aus- 
schuss einen Entscheid fällen. Der Ausschuss wird jährlich erwählt. 

„6. Die Kammer erwählt auf ihrer Jahresversammlung einen 
Präsidenten, Vicepräsidenten und zwei Secretäre, welche ein Jahr im 
Amte bleiben sollen und wiedergewählt werden können. 

„7. Die Kammer soll alle Vierteljahre einmal zusammenkommen, 
um die Geschäfte zu erledigen, und zwar am ersten Montag im 
Januar, April, Juli und October. Auf eine von drei Mitgliedern 
der Kammer unterzeichnete Aufforderung hin, welche die Natur der 
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ZU behandelnden Angelegenheit angiebt, soll der Präsident innerhalb 
•sieben Tagen eine Versammlung ihrer Mitglieder zusammen berufen. 
Das Circular, welches die Versammlung zusammenberuft, soll die 
Natur der zu erwägenden Angelegenheit bezeichnen, vorausgesetzt, 
■dass dieselbe dem Untersuchungsausschuss zuerst vorgetragen und 
Ton demselben unerledigt gelassen wurde. 

„8. Alle Beschwerden, welche der Kammer zur Untersuchung 
vorgelegt werden, müssen schriftlich vorgebracht werden. Die Natur 
der Beschwerde muss in der Schrift so deutlich wie möglich ange- 
geben sein. Diese Angabe ist wenigstens eine Woche vor der 
Zusammenkunft der Kammer einzusenden. 

„9. Der Präsident soll den Versammlungen der Kammer Vor- 
sitzen und bei seiner Abwesenheit der \'icepräsident. In der Ab- 
wesenheit des Präsidenten und des Vicepräsi deuten soll durch die 
Mehrheit der Anwesenden ein Vorsitzender gewählt werden. Die 
Stimme des Vorsitzenden entscheidet bei Stimmengleichheit. 

„10, Alle Kosten, welche die Kammer verursacht, werden zu 
gleichen Theilen von Arbeitern und Arbeitgebern getragen. 

„II. Keine Aenderung und kein Zusatz darf zu diesen Statuten 
gemacht werden ausser auf einer Viertel Jahrsversammlung oder 
auf einer Versammlung, welche für diesen Zweck besonders zu- 
sammenberufen wird. * Jede vorgeschlagene Aenderung soll einen 
Monat vor dieser Versammlung schriftlich angekündigt werden." 

Hierauf folgen die Unterschriften der Mitglieder der Kammer. 
Präsident ist ein Arbeitgeber, Vicepräsident ein Arbeiter. Gleich 
hier zu bemerken ist, dass „das Wort „Zweig" in den Statuten sich 
auf den Gewerkverein eines Zweiges des Strumpfwirkergewerbes be- 
zieht. So bilden die Verfertiger von Unterhosen und Hemden einen 
besondern Gewerkverein; derselbe wird stets als der „Hemden- und 
Unterhosenzweig" bezeichnet. Die mit engen Handwebestühlen 
Arbeitenden haben einen besonderen Gewerkverein, welcher der 
„broschirte Strumpfzweig" {wrought-hose branch) heisst. Eine Art 
der Maschinenweber bildet den ^^rotary brauch''^ u. s. w. Jeder 
Zweig des Gewerbes hat seinen eigenen Verein, und alle Gewerk- 
vereine im StrumpfNnrkergewerbe von Nottinghamshire, Leicestershire 
und Derbyshire bilden einen amalgamirten Gewerkverein, den so- 
genannten Verein der drei Grafschaften"^'^). 

Nach Gründung der Arbeitskammer zu Nottingham verbreitete 
^ich das System Mundella's rasch in andern Gewerben und an 
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andern Orten. Zunächst wurde eine Arbeitskammer in der Spitzen^ 
Industrie von Nottingham errichtet. „Als ich Nottingham im Sommer 
besuchte", schrieb am 18. April 1868 das Parlamentsmitglied Sa- 
muelson an die Times, „standen die Spitzenrahmen in beinahe jeder 
Werkstätte verlassen, hauptsächlich weil jede Aenderung in der 
Production einen Streit über den Lohn verursachte". Allein eine 
Arbeitskammer wurde errichtet; und „das Resultat ist, dass, wie mir 
einer der »bedeutendsten Fabrikanten Nottinghams mittheilt, nicht 
eine Maschine stillsteht, und Alles in Frieden ist zum ersten Male 
seit Menschengedenken". Auf Nottingham folgte Bradford mit zwei 
Arbeitskammern; hierauf Leicester, Warwick, Derby mit je einer^ 
und wie mir Mundella im Februar 1872 persönlich mittheilte, ist 
die Zahl der Gewerbe, in denen, und der Orte, an welchen seia 
System zur Anwendung kommt, in so rascher Zunahme begriffen,, 
dass es ihm nicht möglich ist, die Zahl der nach seinem Systeme 
heute bestehenden Arbeitskammern auch nur zu schätzen. 

7. Auch die Entstehung des zweiten Systems von Arbeitskam-^ 
mern ist durch den Grafen von Paris und durch Eberty schon 
in Deutschland bekannt. Wie das nottinghamer System an den 
Namen Mundella's knüpft sich dieses zweite an den Namen Rupert 
Kettle's von Wolverhampton, eines Richters am Grafschaftsgericht 
von Worcestershire. Im Frühjahre 1865 drohte eine Arbeitsein- 
stellung in den Baugewerben von Wolverhampton. Der Bürger- 
meister berief eine öffentliche Versammlung der Gewerbe, um Mittel 
zur Verhütung der Arbeitseinstellung ausfindig zu machen. Die 
Zimmerleute und Schreiner leisteten der Aufforderung Folge. Eine 
gleiche Anzahl von Delegirten der Arbeitgeber und Arbeiter kam 
zusammen und erwählte Kettle zum Vorsitzenden. Dieser verfgisste- 
Statuten, und nach längerer Discussion wurden dieselben von den 
Delegirten beider Parteien angenommen. Sie sollten am i. Mai 
1866 in Kraft treten. Seitdem wurden sie von allen Bauunter- 
nehmern in Wolverhampton. angenommen. Hierauf traten auch die 
Stuckaturer bei, und hierauf die Backsteinmaurer. Die Steinmetzen 
dagegen blieben fern. „Von Wolverhampton", schreibt mir Herr 
Kettle am 2.6. Januar 1872, „hat sich das System von Stadt zu 
Stadt und von Gewerbe zu Gewerbe verbreitet, bis es in grösserem^ 
oder geringerem Grade in den meisten der bedeutendsten Centren 
der britischen Industrie angenommen wurde." 

Mir liegt eine grössere Anzahl Statuten von Arbeitskammern 
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nach dem Kettle'schen Systeme vor, darunter auch das erste zu 
"Wolverhampton festgesetzte Statut, sowie das spätere der Backstein- 
maurer von Wolverhampton vom 25. März 1867. Für die Ver- 
fassung der Arbeitskammer bedeutsam sind die §§ i, 2, 12 und 13. 
§ I sagt, das§ alle zwischen Arbeitgebern und Arbeitern entstehenden 
gewerblichen Streitigkeiten durch den Entscheid von sechs Arbeit- 
gebern, welche dem Namen nach aufgeführt werden, und von sechs 
gleichfalls namentlich aufgeführten Arbeitern geschlichtet werden 
«ollen. Im Falle sie oder die Mehrheit derselben nicht überein- 
kommen könnten, sollte Rupert Kettle, der hiemit zum Unparteiischen 
-ernannt werde, den Streitfall entscheiden. Hierauf wird bestimmt, 
•dass im Falle einer oder der andere der delegirten Arbeitgeber sterbe, 
«ein Geschäft in Wolverhampton aufgebe, oder sonst verhindert oder 
nicht Willens sei, als Schiedsrichter zu fungiren, oder im Falle er 
Partei in einer zu entscheidenden Streitsache sei, die übrigen Dele- 
girten der Arbeitgeber einen andern Arbeitgeber an seiner Stelle 
•cooptiren sollten. Ebenso sollen, wenn die genannten Fälle für 
•einen Delegirten der Arbeiter eintreten, die übrigen Delegirten der 
Arbeiter einen andern Arbeiter cooptiren. Sobald ein Streit aus- 
breche sollten die Arbeitgeber oder die Arbeiter den Unparteiischen 
sofort davon in Kenntniss setzen, und dieser soll hierauf die Dele- 
girten auffordern, innerhalb sieben Tagen an einem geeigneten Orte 
und zu geeigneter Zeit sich zu versammeln, um den betreffenden 
otreit zu hören und zu entscheiden. Auf dieser Zusammenkunft 
sollen beide Parteien und andere Personen vernommen werden, 
deren Vernehmung die Delegirten oder der Unparteiische für wün- 
schenswerth halten, und beide Parteien sollen daselbst alle Docu- 
mente vorzeigen, die sie besitzen und deren Vorzeigung die Dele- 
girten oder der Unparteiische verlangen. Der Entscheid der Dele- 
girten oder des Unparteiischen soll bindend und endgültig für alle 
betheiligten Parteien sein. Er soll innerhalb dreier Tage nach der 
letzten Sitzung der Delegirten über einen Streitfall erfolgen. Er 
rsoll nicht nichtig oder vernichtbar sein wegen eines Formfehlers 
und soll zur Verbesserung der Form seitens der Behörden an die 
Delegirten oder den Unparteiischen zurückgewiesen werden können. 
Keinerlei gerichtliches Verfahren soll gegen die Delegirten oder 
•den Unparteiischen möglich sein, wegen irgend etwas, das sie in 
Gemässheit dieses Paragraphen thaten. Endlich wird, bestimmt, 
<iass die 13. Sectipn des Act 5. Geo. IV. c. 96, welche Pfändung^ 
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Verkauf und Einsperrung ins Gefängniss zur Durchsetzung voi» 
Hchiedssprüchen anordnet, für die Entscheidungen der Arbeitskammer 
Geltung haben s^'Jlen. 

§. 2 bestimmt, dass jedfer Streitfall privater Natur, der nur 
einen Arbeitgeber und einen oder einzelne Arbeiter, dagegen das 
Interesse des ganzen Gewerbes nicht direct berühre, bevor er der 
Arl^it<skammer zur Entscheidung vorgetragen werde, vor einen 
Einigungf-ausschuss gebracht werden soll, der nach Kräften bestrebt 
sein soll einen Ausgleich der streitenden Parteien herbeizuführen. 
Dieser Einigungsaufischuss soll aus einem der Delegirten der Arbeit-^ 
geher bestehen, den der im Streit betheiligte Arbeitgeber bestimmt^ 
und aus einem der Delegirten der Arbeiter, welchen der oder die 
betheiligten Arbeiter wählen. Schlägt der Einigungsversuch fehl, so 
kommt der Streitfall vor die Kammer nach §. i. 

§. 12 setzt die Dauer der Statuten auf ein Jahr fest. Soll eine 
der Parteien eine Abänderung der Statuten nach Ablauf des Jahres 
wünschen, «o muss sie dieselbe drei Monate vorher ankündigen. 

§. 13 bestimmt, dass die Statuten gedruckt und dass ein Ab- 
druck derselben an einer hervortretenden Stelle in der Werkstätte 
eines jeden Arbeitgebers angeschlagen werden solle. Ferner solle 
jeder Arbeitgeber jedem Arbeiter einen Abdruck einhändigen. End- 
lich soll ein Abdruck der Statuten, der vom Unparteiischen herrührt, 
als Beweis der Unterwerfung unter dieselben seitens eines Arbeit- 
gebers und seiner Arbeiter vor Gericht gelten, wenn es sich darum 
handelt, einen unter diesen Statuten ergangenen Entscheid durchzu- 
setzen, ausgenommen, wenn beide Parteien durch besondern schrift- 
lichen Vertrag das Gegentheil festgesetzt haben. 

Die Paragraphen 4 — ii" enthalten dann die von der Arbeits- 
kammer wirklich vereinbarten Arbeitsbedingungen. Sie bestimmen 
über die regclmässigeil Arbeitsstunden, den Lohnsatz, die Bezahlung 
für Uolxjrzeitarbeiten; ferner über die Zeit, welche als zum Gange 
zur Arbeitsstätte nothwendig als Arbeitszeit angerechnet wird, über 
Kündigung, über Berechnung und über Auszahlung des Lohns und 
über (las Lehrlingssystem. Ein Paragraph in den ersten Statuten verbot 
Stückl()hnung. In den Statuten von 1867 dagegen ist festgesetzt, „dass 
jeder Arbeitgeber das Recht haben soll sein Geschäft, insbesondere 
was Stücklohnung, Lehrlinge, den Gebrauch von Maschinen und 
Werkzeugen und andere Details der Oberleitung angeht, in der 
Weise zu führen, die er für die vortheilhafteste hält, wenn dieselbe 
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mit den Statuten nicht unvereinbar ist und die Arbeiter in ihrer 
individuellen Freiheit nicht beeinträchtigt". §. 3 bestimmt, „das» 
weder Arbeitgeber noch Arbeiter emem Manne Schwierigkeiten be- 
reifen sollen, weil er Gewerkvereinler oder Nichtgewerkvereinler ist". 

8. Vergleichen wir nun das Gemeinsame und das Verschiedene 
dieser Systeme Mundella*s und Kettle's und die relativen Vorzüge 
derselben. Der Ausgangspunkt beider Männer war verschieden. 
Mundella trat an die Frage hauptsächlich von der praktischen Seite 
heran, Kettle hauptsächlich von der gesetzlichen. Mundella strebte 
die Veranlassungen sdbst zu Gewerbsstreitigkeitön zu Vermeiden^ 
Kettle dagegen, ausgebrochene Streitigkeiten statt durch Kampf 
durch Schiedsgerichte zu .entscheiden. Diese Verschiedenheit des 
Ausgangspunkts beider Männer äussert sich in zwei wichtigen Ver- 
schiedenheiten der Systeme Beider, wie sie in den obigen Statuten 
zu Tage treten. 

Das System Mundella's ist wesentlich ein System der Einigung, 
Durch häufiges Begegnen von Arbeitgebern und Arbeitern soll der 
Ausbruch von Zwis'tigkeiten vermieden werden. Dem entsprechend 
sagt uns auch Mundella, dass alle Angelegenheiten in der Regel 
ohne Abstimmung durch Argumente und guten Willen erledigt wür- 
den. Dem entsprechend fehlt in seinen oben angeführten Statuten 
auch ein Unparteiischer oder Schiedsmann, der entscheidet, wenn 
beide Parteien zu einer Einigung nicht zu . kommen vermögen. 
Dem entsprechend endlich enthalten diese Statuten keine Bestim- 
mungen bezüglich der Durchsetzung eines von der Arbeitskammer 
gegebenen Entscheids. Diese Unterwerfung gilt als etwas Selbst- 
verständliches, nachdem die Parteien eine Angelegenheit einmal vor 
die Arbeitskammer gebracht. Das einzige Zwangsmittel, dai^ bei 
den Statuten Mundella's zur Unterwerfung antreibt, ist der Druck 
des eigenen Gewissens und der Druck der öffentlichen Meinung. 

Ganz anders das System Rupert Kettle's. Bei Abfassung seiner 
Statuten war, wie Kettle vor der Gewerkvereinscommission erklärt, 
sein Hauptaugenmerk darauf gerichtet, einen für beide Parteien 
bindenden Vertrag zu schaflfeil. „Lassen Sie mich", schreibt er mir 
am 26. Januar 1872, „Ihre Aufmerksamkeit auf das charakteristische 
und wesentliche Merkmal meines Systemes richten. Es besteht darin, 
dass es in allen Fällen einen unparteiischen Schiedsmann gebe, 
mit der Macht zu entscheiden, wenn es den interessirten Parteien 
nicht möglich ist, übiereinzustimnaen". Die Statuten selbsjt enthalten 
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eine gesetzlich durchsetzbare Unterwerfiing unter den Spruch, sei 
es der Delegirten oder des Schiedsmanns, und durch Anschlag der 
Statuten in den Werkstätten ist Kettle bestrebt, sie zu gesetzlich 
gültigen Urkunden der Vertragsbedingungen zu machen. In Folge 
dessen kann jeder Entscheid, der im Uebrigen nicht gesetzwidrig 
ist, durch die Grafschaftsgerichte durchgesetzt werden. 

Jedes dieser beiden Systeme hat seine Vorzüge. Das System 
Mundella's, das keinerlei Zwang kennt, um die Unterwerfung unter 
einen Schiedsspruch herbeizuführen, wird so lange das Misstrauen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitern noch nicht oder noch wenig 
geschwunden ist, eher zur Annahme von Arbeitskammem bewegen. 
Auch ist es ohne Zweifel besser, wenn beide Parteien selbst sich 
einigen, als wenn ihr Streit durch einen Dritten entschieden wird. 
Allein, wenn nun beide Parteien sich nicht einigen können? In 
diesem Falle, sagt Mundella, ist die Sitzung zu vertagen, bis Ueber- 
einstimmimg erzielt wird. Allein bis dahin können viele Vertagungen 
nöthig sein, während eine Sache rascher Erledigung bedarf. Kommt 
es zur Abstimmung, so hat der Vorsitzende allerdings eine ent- 
scheidende Stimme. Aber ist es nicht besser, dass diese entschei- 
dende Stimme von einem Unparteiischen statt von einem Interessirten 
abgegeben werde? Und wie, wenn einmal eine Partei dem Schieds- 
spruch sich nicht freiwillig unterwirft? Es können Fälle kommen, 
wo der Druck der öffentlichen Meinung keineswegs genügt, um 
diese Unterwerfung zu erzwingen. Ich habe im Laufe meiner 
Darstellungen schon häufig früher bestehende Einrichtungen berührt, 
welche ähnlich wie die Mundella'schen Arbeitskammem das Gewerbe 
regelten und Streitigkeiten entschieden, und die, weil ein einziger 
Arbeitgeber sich nicht unterwarf, zu Grunde gingen. Um ausser 
den schon erwähnten noch ein weiteres Beispiel hervorzuheben: Die 
Einigungskammer, die 1848 zu Macclesfield gebildet wurde, brach 
nach vierjährigem Bestehen zusammen, weil ein Arbeitgeber sich 
weigerte ihrem Schiedsspruch sich zu unterwerfen^'*). In dem 
jetzigen Zustand des Verhältnisses zu Arbeitgeber und Arbeiter ist 
es vollkommen weise, dass beide Parteien vollkommene Freiheit 
haben, einer Arbeitskami^er beizutreten oder sich von ihr zurückzu- 
ziehen. Allein es ist sinnlos, einen concreten Fall vor eine Arbeits- 
kammer zur Entscheidung zu bringen, wenn der Entscheid derselben 
nicht bindend sein soll. Niemand wird leugnen können, dass eine 
Partei, welche den Entscheid einer Arbeitskammer angerufen hat, 
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in Ehren veq^flichtet sei, sich demselben zu unterwerfen. Niemand 
femer, der die Erfüllung einer Pflicht als Ehrensache ansieht, kann 
Einsprache dagegen erheben, dass durch gesetzliche Bestimmungen 
diese Erfüllung gesichert werde. 

Verdienen sonach für die Dauer die Statuten Kettle's einen 
entschiedenen Vorzug vor denen Mundella's, so tritt andrerseits die 
Bedeutung der Einigungsversuche in denselben zu wenig zu Tage. 
Bei dem ersten Anblick derselben ihöchte man meinen, der ganze 
Schwerpunkt des Kettle'schen Systems seien Schiedssprüche des 
Unparteiischen. Doch hat die Praxis dies anders gestaltet. „Glauben 
Sie ja nicht", schreibt mir Herr Kettle in dem schon mehrfach 
erwähnten Briefe, „dass der Schiedsmann oft genöthigt ist, eine. 
Entscheidung zu geben. Ich habe es nicht in dem zehnten Theile 
der Fälle, in denen ich als Schiedsmann fungirte, nöthig gefunden, 
zu entscheiden. Die Gegenwart eines unparteiischen Schiedsmanns, 
der bei der Discussion präsidirt, seine Einsprache, wenn er es für 
nöthig hält, Einsprache zu erheben, und das Bewusstsein, dass er 
endgültig entscheiden werde, wenn die interessirten Parteien sich 
nicht verständigen, hat die Tendenz und thatsächlich als Regel die 
Wirkung, die Streitenden zu einer Vereinbarung zu bringen". 

Sind so die Schiedskammern Kettle's in der Praxis thatsächlich* 
mehr zu Einigungskammem geworden, so haben andrerseits die 
Einigungskammern Mundella's sich dem Systeme Kettle's genähert, 
indem sie in den meisten Fällen einen unparteiischen Schiedsmann 
erwählten, der bei Stimmengleichheit statt des Vorsitzenden Arbeit- 
gebers oder Arbeiters die entscheidende Stimme abgeben soll. Ab- 
gesehen von der gerichtlichen Durchsetzbarkeit der Entscheide besteht 
also praktisch keine so grosse Verschiedenheit wie nach den Statuten, 
und da, abgesehen von verschwindend wenigen Fällen, auf die ich 
unten zurückkommen werde, beide Parteien unter jedem Systeme 
den Entscheiden der Arbeitskammem sich stets unterwarfen, besteht 
auch diese Verschiedenheit nicht in der Praxis. 

Was die Arbeiter angeht, so stimmen sie mit Kettle überein, 
dass gegenseitiges Vertrauen und der Druck der öffentlichen Mei- 
nung nicht hinreichen dürften, um in allen Fällen eine Entscheidung 
gegenüber mächtigen Interessen und starken Organisationen zur 
Ausführung zu bringen. Sie sind für die gerichtliche Durchsetz- 
barkeit der Entscheide. Allein der Stand der englischen Gesetz- 
gebung ist in dieser Beziehung mangelhaft» Allerdings besteht das 
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grosse Verdienst Kettle*s darin, ein System erfunden zu haben,, 
welches einerseits von den Arbeitern wohl aufgenommen wird, 
andrerseits durch die bestehenden Gesetze durchgesetzt werden kann* 
Damit Letzteres möglich sei, ist es jedoch nöthig, die Vorschriften 
Kettle*s genau zu beobachten. Es sind eine Menge technischer 
Schwierigkeiten vorhanden, die beseitigt werden sollten. Ferner 
sollte die Durchsetzung eines Entscheids weniger kostspielig und 
einfacher sein. Ohne Wohlfeilheit und Einfachheit der gerichtlichen 
Procedur ist es Arbeitern unmöglich sich der allgemeinen Wohlthat 
der Rechtspflege zu erfreuen. Die Arbeiter haben deshalb Kettle 
gebeten, einen Gesetzentwurf auszuarbeiten, welcher die gerichtliche 
Durchsetzbarkeit der Entscheide erleichtern soll. Kettle ist diesem 
Verlangen nachgekommen ^^^). Der von ihm ausgearbeitete Gesetz- 
entwurf enthält im Wesentlichen das Kettle'sche System, besonders 
die gerichtliche Durchsetzbarkeit; doch soll es für jede Arbeits- 
kammer eine Sache freier Wahl sein, ob das Gesetz für sie Geltung 
haben soll. Der Congress der Gewerkvereine der im Januar 1872 
zu Nottingham tagte, hat diesem Gesetzentwurf einstimmig zuge-* 
stimmt ^*°X und dass auch Mundella mit ihm übereinstimmt, beweist 
der Umstand, dass er es ist, der den Entwurf im Unterhause ein- 
bringen wird. 

9. Bevor wir von dieser Betrachtung der Verschiedenheiten: 
beider Systeme zu der Betrachtung dessen uns wenden, was beiden 
gemeinsam ist, ist es nöthig mehrere einzelne Punkte kurz hervor- 
zuheben, deren Beachtung zur Wirksamkeit der Arbeitskammern 
nolhwendig ist. 

Vor Allem und eigentlich selbstverständlich ist, dass die Dele- 
girten der beiden Parteien kein imperatives Mandat haben dürfen. 
Die Delegirten dürfen nicht kommen mit vorausgefassten Meyiungen. 
Ihr Sinn muss frei sein und offen, bereit, den Thatbestand un- 
parteiisch zu untersuchen, auf Argumente zu Jiören und nach reif- 
licher Ueber legung ein ehrliches Urtheil zu fallen. 

Die Unabhängigkeit der Delegirten von ihren Mandanten ist um 
so riothwendiger, als während diese nur eine Seite einer Frage 
häufig zu kennen im Stande sind, jene erst in der Arbeitskan^mer 
die andre Seite derselben erfahren. Damit aber eine wirklich^ 
Informirung übet die Richtigkeit von Angaben möghch sei, ist 
nöthig, dass die Arbeitikammer die Macht habe, auf die Vor- 
bringimg des n;^thigeÄ.Bew.eisma.terials ^u dringen. Dem entsprechend 
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giebt der oben • gedachte Gesetzentwurf den Arbeitskammem das 
Recht, Personen vor sich zu citifen, und von ihnen ebenso wie von 
den Mitgliedern der Kammer, wenn nöthig, unter Androhung von 
Strafe die Ablegung von Zeugniss imd die Vorbringung von Docu- 
menten zu verlangen. Sollte eine Person gegen die Einsicht irgend 
eines Buches oder Documents durch die Kammer Einsprache erheben,, 
so soll die Kammer eine unabhängige Person ernennen; dieser sollen 
in Gegenwart des zum Beweis Aufgeforderten die fraglichen Bücher 
oder Documente eingehändigt werden, und diese unabhängige Person 
soll aus den fraglichen Büchern oder Documenten in einer Form,, 
die zu keiner Blossstellung führt, die von der Kammer verlangte 
Information ausziehen ^^^). 

Endlich ist die Wahl des unparteiischen Schiedsmanns eine. 
Sache von grosser Bedeutung. Derselbe muss, wie Kettle sagt^^'), 
einen Ueberfluss haben von Glauben, Hoffnung, und in einem ge- 
wissen Sinne, und dies zwar sowohl gegenüber Arbeitgebern wie 
gegenüber Arbeitern, von Liebe. Kettle hält es nicht für wün^ 
schenswerth^^^), dass es einen officiellen Schiedsi^ann gebe, noch' 
auch dass der Schiedsmann direct oder indirect bezahlt werde. Er. 
glaubt, dass das Vertrauen der Parteien erschüttert würde durch 
den Gedanken, dass der Schiedsmann bezahlt werde, und dass der 
Schiedsmann viel mehr Einfluss auf die Kammer üben werde, so 
lange beide Parteien wüssten, dass der Schiedsmann ihnen gegenüber 
auch nicht im geringsten Maasse verpflichtet sei. ,,Eine Maxime 
bezüglich der Ernennung des Schiedsmanns", sagt Kettle weiter ^^'), 
„halte ich für sehr wesentlich, nämlich, dass derselbe ernannt werde,., 
bevor ein Streit öntbrannt ist. Es sind schon bedeutende Schwierig- 
keiten und grosse Erregtheit der Gefühle daraus entstanden, dass" 
die Statuten einer Arbeitskammer bestimmten, dass wenn in Folge 
von Stimmengleichheit auf jeder S^ite der Kammer keine Ent-- 
Scheidung gegeben* werden könne, ein Unparteiischer gewählt werde» 
solle". Jede Partei wünsche selbstverständlich, wenn der Punkt, um- 
den es sich handele, genau festgestellt sei, einen ihr geneigten 
Schiedsmann zu wählen. „Der beste Plan ist, den Schiedsmann 
periodisch zu wählen, und ihn für eine bestimmte Zeit, z. B. für 
ein Jahr, in seinem Amte zu belassen". Eine letzte Schwierigkeit 
rücksichtlich des Schiedsmanns ist, dass es in manchen Gewerbeni 
rjöthig ist, däsS er genau mit dem Gewerbe vertraut sei. In man-^ 
chen Gewferberi ist. die genaueste Kenntniss technischer Einzelheitenr 



284 Viertes Kapitel. 

nothM'endig, um einen Entscheid geben zu können. Diese nöthige 
Vertrautheit ist aber bei ausserhalb' eines Gewerbes Stehenden oft 
nicht zu finden. In solchem Falle muss eine dem betreffenden 
Gewerbe angehorige Person zum Schiedsmann ernannt werden. 
Selbstverständlich darf dieselbe in keinem Falle entscheiden, in dem 
sie irgendwie interessirt ist 

IG. Sind aber die Statuten Mundella's und Kettle's, was die 
Organisation der Arbeitskammern angeht, auch etwas verschieden« 
so stimmen sie doch in einem Hauptpunkte überein. Die Thätig- 
keit der Arbeitskammern nach beiden Systemen beginnt, wo sowohl 
die französischen Prud'hommes wie auch alle durch die bisherigen 
«englischen Arbitrationsgesetze beabsichtigten Schiedsgerichte einhalten. 
Sie beschäftigen sich nicht bloss mit individuellen Fällen. Sie be- 
schränken sich nicht auf Streitigkeiten über die Erfüllung bestehender 
Verträge oder über Auslegung derselben. Ihre Wirksamkeit er- 
streckt sich überhaupt nicht bloss auf die Erledigung von Streitig-: 
keiten, nachdem diese entstanden. Sie gehen direct auf den Schwer- 
punkt der Arbeitsstreitigkeiten los und regeln die zukünftigen Arbeits- 
bedingungen. 

Die wichtigste Arbeitsbedingung, welche bestimmt wird, ist der 
Lohn. „Das, was wir thun", sagt Mundella^'^, „ist die Regelung 
der Preise . . Wir haben 6000 verschiedene Artikel auf unsrer 
Tabelle, und wir vereinbaren einen Preis für jeden. Die Arbeit- 
geber setzen ihren Namen an den Fuss dieser Liste und die Arbeiter 
-den ihren". (Siehe eine solche Liste als Beilage am Ende des 
Bandes). „Obwohl wir kleine Schwierigkeiten zu überwinden hatten, 
so fanden wir doch keine praktische Unmöglichkeit bei Erreichung 
dieses guten Resultats. Wir fingen in klefnem Maassstabe an. 
Allein die Arbeitskammer umfasst jetzt das ganze Strumpfwirker- 
gewerbe der Grafschaften Nottingham, Leicester und Derby, ,in 
welchem mehr als looooo Menschen beschäftigt sind, und in allen 
drei Grafschaften haben die lOOOOO Personen gleiche Preise für 
gleiche Artikel. Wir Alle erzielen einen schönen Gewinn von der. 
Production unsrer Waare, und das System ist besser für uns und 
besser für die Arbeiter", Und ganz auf dieselbe Weise wird in 
<ien Arbeitskammern Kettle's der Lohnsatz bestimmt. 

So stellen denn wirklich, so entsetzlich dies auch den abstracten 
Oekonomisten, welche die Möglichkeit solcher Regelung bisher be- 
stritten, klingen mussf die Delegirten der Arbeitgeber und Arbeiter 
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und, .wenn diese sich nicht vereinigen können, ein unparteiischer 
Schiedsmann den Preis der Arbeit für jeden einzelnen Artikel des; 
Gewerbes periodisch fest, natürlich nicht für ewig, sondern je nach 
Umständen Revisionen unterworfen. Aber in der That, .wäre die 
abstracte Schule nicht durch ihre aprioristischen, unhistorischen An- 
schauungen über Lohnregelungen verblendet gewesen, sie hätte es: 
selbst vom Standpunkt ihrer Theorie aus nicht nöthig gehabt, einer 
Regelung des künftigen Lohns zu widerstreben. Arbeiter, welche 
mit den Arbeitgebern über den künftigen Lohn übereinkommen,, 
verkaufen eine zukünftige Waare zu einem heute fixirten Preise, 
ebenso wie Eisen verkauft wird, das noch zu schmelzen, Garn, das 
noch zu spinnen, ein Haus, das noch zu bauen, oder eine Schiffs- 
ladung, die noch unterwegs ist. Arbeitgeber, welche für eine be- 
stimmte Zeitdauer einen bestimmten Lohn zu zahlen versprechen, 
kaufen eine Waare auf Lieferung. Es gilt aber doch gewiss nicht 
als „ökonomisch ungesund**, wenn ein Verkäufer „auf Lieferung" 
verkauft uiid ein Käufer „auf Lieferung" einkauft. Und eJ)ensO' 
wie für andere Waaren, ja noch leichter als für diese, lässt sich in 
den Arbeitskammern durch beide Parteien, und wenn diese nicht 
übereinstimmen können, durch einen unparteiischen Dritten für die 
Arbeit der zukünftige Verkaufspreis fixiren. 

Der Preis nämlich, zu dem eine jede Waare in Zukunft ver- 
kauft wird, wird durch zweierlei Elemente bestimmt. Die eine Art 
derselben steht absolut fest oder ist doch mit ziemlicher Genauigkeit 
zu ber^.echnen. Hieher gehören der Gebrauchswerth einer Waare 
ihre wahrscheinlichen Productionskosten, der wahrscheinliche Tausch- 
werth des Zahlungsmittels, die wahrscheinliche Zahlungsfähigkeit der 
Käufer, und das daraus hervorgehende wahrscheinliche Angebot einer 
Waare und die darauf beruhende wahrscheinliche Nachfrage. Das 
andere Element bilden alle die unbekannten Einflüsse, welche auf 
Elemente der erstem Art verändernd einwirken werden. Nun nimmt 
aber, wie Ludlow^^*') sehr richtig hervorhebt, mit dem Fortschritte 
der Civilisation, — in Folge vermehrter Oeffontlichkeit; in Folge 
einer regelmässigeren Erziehung der menschlichen Willen und in Folge 
der Entdeckung früher unbekannter Naturgesetze, — die Bedeutung 
der Preiselemente der zweiten Art immermehr ab ; mit andern 
Worten: die Bestimmung des zukünftigen Preises wird mehr und 
mehr zu einer praktischen Wissenschaft. Allerdings werden Manche 
denken, gebe es ein störendes Element, dessen Bedeutung mit 
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ö*:' Pre*.*^. E.T zieix Mäni^cr. wticbf- rirri Erffthrsax in Scaad 

''/vw PecTit al^ Usredr Laben bei Bes^izimaiL? 5es Pr^scs^ za dem 
'^i^ 2f^j^/*t kaaf-Ki oder verranfes könaem. I>a5iS denrtire Merscben 
i*z't^',. da^^ irj" ehrlxier Rarh bucistählicii *joJ-ieswerth isc and 
'ia»'- ::-re z^eriri^rti«; Andentiinjeii belaascl: cnd beicmet werden 
\',\ z///,zj^S:.. Da-T ihre Zahl in Zjnxcitaxje berrishfn is;. hat Gnstav 
Cor.ri'" In ü^nen interessanten statistischen Untersndicngea. in 
»if: weit die VofaasberecQnnng des kommenden Preises ans gegea- 
wärti^reri Anzeichen ihrer Anfsrabe ?enü?e. schlafend bewiesen. 
Seine Beobachtimgen der 34 SpecnlaxioQ5pen<Dden der beriinö" Kom- 
tx'j»ry: der Jahre 1850 bis 1S67 ergaben im Dorchschnin eine Irr- 
t.'iUir.sdifferenz der Komhändler von 12.69 Procent, dagegen die 7 
Speculation-iperioden der Jahre 1867 bis 1871 eine solche van nur 
2,41 Frocent. Das Maximnm der Irrthumsdifierenz in dem altem 
Zeiträume l>etrug 30 Procent": das Maximum in dem neuen nur 
>5<J Pr'x:ent. Der ganze Zeitraum von 1850 bis 1871 .41 Perioden) 
in bloss zwei Gruppen gruppirt ergiebt für die Periode von 1850 — 60 
eine Irrthumsdiiferenz von 13,81 Procent; für die Periode von 1861 
bis 1871 eine solche von nur 8,19 Procent. Die Gesetze der Preise 
können also durch menschliche Beobachtung und menschlichen Scharf- 
sinn bemeistert werden. Mehr oder weniger sind sie von jeher be- 
meistert worden, und die Herrschaft über dieselben ist in der Zu- 
nahme Ixrgriffen. 

Noch viel leichter aber als der Preis des Korns, der von so 
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vielen unberechenbaren Naturereignissen mitbedingt wird, lässt sich 
für Perioden, deren Dauer für verschiedene Gewerbe verschieden, 
vorausbestimmen, ob die Verhältnisse eine Lohnreduction recht- 
fertigen oder eine Lohnerhöhung gestatten werden. Für die Ele- 
mente, welche auf Seiten der Arbeiter bestimmend mitNvirken, ist 
dies selbstverständlich. Gelernte Arbeiter schiessen nicht hervor wie 
Pilze, noch werden ihre Reihen durch Epidemien heute so plötzlich 
geHchtet wie ehemals durch den schwarzen Tod. Die Zahl <ier 
gelernten Arbeiter eines Landes und eines bestimmten Gewerbes 
ist stets für die nächste Periode bekannt. Ebendasselbe aber, gilt 
für die Elemente, welche bestimmen, welchen Lohn die Arbeitgeber . 
2u zahlen im Stande sind. In Gewerben , in welchen nur auf Be- 
stellung gearbeitet wird, wie in den Baugewerben, in der Maschinen- 
industrie lässt sich die Zahl der Bestellungen für ein Jahr voraus 
ziemlich genau schätzen. Ebenso können Unternehmer, welche nicht 
auf Bestellung sondern in Erwartung einer künftigen Nachfrage 
produciren, diese Nachfrage, die Concurrenz, der sie ausgesetzt sein 
werden, und die Preise, welche ihre Waare erhalten wird, voraus- 
berechnen. Wie viel also die Arbeiter eines Gewerbes für« eine 
bestimmte kommende Periode mit Aussicht auf Erfolg verlangen 
können, wie viel die Arbeitgeber zli geben im S^nde sind, ob eine 
Lohnerhöhung möglich, eine Lohnherabsetzüng noth wendig ist, hängt 
von Thatsachen ab, über die es leicht möglich ist, völlig objectiv 
im Voraus ein Urtheil zu fällen. 

Aber allerdings unterscheidet sich die Preisbestimmung der 
Arbeit von der andrer Waaren in einem ^^^chtigen Punkte, den 
Kettle ^^^) sehr richtig betont. Der Preis jeder andern Waare als 
Arbeit wird nämlich auf offenem Markte bestimmt. Unter Markt 
aber versteht man nicht irgend eine Anzahl von Käufen und Ver- 
käufen, von denen jeder besonders abgeschlossen wird, ohne dass 
die contrahirenden Theile von den übrigen abgeschlossenen Händeln 
Kenntniss haben. Unter Markt ist etwas, was einer Börse,. ähnlich 
ist, zu verstehen, ein Zusammenkommen zahlreicher Käufer und 
Verkäufer, welche, indem sie mit einander handeln, sich die Be- 
dingungen mittheilen, welche auf den Preis von Einfluss sind. Der 
vollkommenste Markt in diesem Sinne ist die Eflfectenbörse. Aehnlich 
wie diese sind die KornbÖrse, die Baumwollenhörse, der Eisenmarkt, 
und in der That alle Märkte, auf denen Rohproducte öffentlich zu 
bestimmten ' Zeiten und auf bestimmten Plätzen verkauft werden. 
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Die auf solchen Börsen verkauften Waaren finden ihren Marktpreis 
in genaischten Versammlungen von Käufern und Verkäufern, welche 
Beide im Besitz aller Nachrichten sind, welche für die Feststellung 
dieses Marktpreises Bedeutung haben. 

Aber während der Bauer alle Chancen von Korn und Fleisch 
durch die Verhandlungen auf der Schranne kennen lernen kann, 
während der Baumwollspinner auf seiner Börse die Tagesaussichten 
von Nr. 32 Twist bis zum Bruchtheil eines Penny erfährt und der 
Eisenfabrikant im Stande ist, Tag für Tag oder, durch den Tele- 
graph, Stunde für Stunde zu wissen, wie es mit Contracten steht, 
und welches die Bedürfnisse der Welt sind, sind die Arbeiter zer- 
streut. Nur durch Klatsch, der meist übertreibt, nur durch Zeitungs- 
berichte, die oft ungenau sind, erfahrt der Arbeiter etwas über den 
Preis und die Nachfrage nach dem Product, aus dessen Preis er 
bezahlt wird. Vielfach sogar, wie z. B. in der Eisenindustrie (S. 
oben S. 215), hat er es mit Nachrichten über die Preise zu thun^ 
welche absichtlich für ihn fabricirt werden. Er befindet sich dann 
in der Lage, in der sich die Besucher einer Börse befinden würden, 
wenn sie keine Gelegenheit hätten, die von den oben erwähnten 
Wilden des civilisirten Handels verbreiteten Nachrichten zu contro- 
liren. Für die Arbeit giebt es keinen offenen Markt. Die Arbeits- 
verkäufer entbehrten bis jetzt jene Oeffentlichkeit, welche die Ver- 
käufer anderer Waaren besitzen. Beim Verkaufe der Arbeit haben 
bis jetzt jene authentischen Nachrichten und die Besprechung der- 
selben gefehlt, welche die Verhandlungen, durch welche der Markt- 
preis fixirt wird, beeinflussen, ja bestimmen. Erst die Arbeits- 
kammern haben den Ersatz für das Fehlen von Arbeitsbörsen 
geboten, 

Soll nämlich der Zeitlohn oder bei Stücklöhnung der Preis eines 
Stücks Arbeit fixirt werden, so setzen .sich die Vertreter der Arbeit- 
geber und Arbeiter zusammen und feilschen. Die eine Partei schlägt 
einen gewissen Preis vor; die andere sucht etwas an demselben zu 
ändern. Beide Parteien theilen sich die Gründe mit, aus denen sie 
auf ihrem Vorschlage bestehen. Diese Gründe bestehen theils in 
Deductionen aus allgemeinen Wahrheiten, theils werden Thatsachen 
zur Unterstützung der vorgebrachten Meinung geltend gemacht. 
Die Deductionen werden von dem Gegner zu entkräften gesucht» 
Die Thatsachen muss der, der sich auf sie beruft, beweisen. Nach 
den Kettle'schen Statuten haben die Arbeitskammern sogar das 
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Recht zu diesem Zwecke auf Zeugnissablage und Vorzeigen von 
Beweisurkunden zu bestehen, und in der Eisenindustrie z. B., in 
der sich der Lohn nach dem Marktpreise des Eisens richtet, werden, 
wo Arbeitskammem eingeführt wurden, stets umfassende Unter- 
suchungen gemacht, um den wahren Marktpreis zu ermitteln. Die 
Folge dieser sachlichen Verhandlungen ist, dass, wie Mundella 
sagt^^^), „sehr selten der Preis, der ursprünglich von Arbeitgebern 
oder Arbeitern vorgeschlagen wurde, der ist, dem schliesslich zu- 
gestimmt wird. In der Regel werden einige Aenderungen und 
Zugeständnisse gemacht". Können aber nach solch' eingehenden 
Verhandlungen und Untersuchungen die Parteien wegen vorgefasster 
Anschauungen und Wünschen zu einer Einigung nicht gelangen, so 
ist es vollständig gerecht und ökonomisch zulässig, dass ein unpar- 
teiischer Dritter entscheide. Denn nach derartiger Beibringung alles 
nöthigen Materials ist es vollständig möglich, rein objectiv 'ein 
Urtheil zu fallen. 

Von der Art und Weise, in der diese Verhandlungen zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitern in den Arbeitskammern geführt werden 
und in der diese Letztern den Arbeitern die Oeffentlichkeit ver- 
schaffen, welche Börsen den Verkäufern andrer Waaren gewähren, 
hat Mundella eine interessante Schilderung gegeben ^*^. „Es ist 
ganz richtig", erzählt er, „dass wir mitunter merkwürdige An- 
schauungen eines neu eingetretenen Delegirten zu bekämpfen haben. 
Ich habe es erlebt, dass ein . unerfahrenes Mitglied folgendermaassen 
argumentirte: „Wir Alle sind gute Freunde, und da alle Unter- 
nehmer denselben Preis zahlen, was würde es machen, wenn der 
Lohn um einen Schilling das Dutzend höher wäre? Ein Penny 
mehr für ein Dutzend Paar Strümpfe ist von keinem Belang für 
den Consumenten, und für uns Arbeiter würde es ein grosser Unter- 
schied sein". Ein wenig Geduld und etwas Argumentation zeigte 
das Irrthümliche solcher Anschauung, und es ist leichter über einen 
Tisch hin zu antworten und zu verhandeln, als in der Erregtheit 
einer Arbeitseinstellung, wenn Maschinen stille stehen und die Weiber 
und Kinder Hunger leiden. Wenn Nottingham das alleinige Monopol 
des Strumpfwirkergewerbes hätte, würde die Argumentation des 
Delegirten eine gewisse Bedeutung haben. Allein die französischen 
und deutschen Waaren werden auf den Tisch gesetzt. Unserm 
Freunde wird klar gemacht, dass zwei Drittel der Producte ins 
Ausland gehen; dass, wenn wir durch Vertheuerung des Products 
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um einen Schilling die Ausfuhr verlieren, drei Männer oder mehr 
dasein werden, um die Arbeit von Einem zu thun; dass unsre 
ausländischen Concurrenten einen Antheil an unsrer heimischen 
Nachfrage beanspruchen werden, und dass* sie uns unter einem 
Systeme des Freihandels auch dieser berauben können. Argumente 
wie diese wirken unwiderstehlich, und der englische Arbeiter, wenn 
sie ihm klar vor Augen geführt werden, würdigt sie ebensosehr wie 
sein Arbeitgeber. Während des letzten Jahrs hielt der Hand wirker- 
zweig der drei Grafschaften eine Versammlung, um die Lohnfrage 
in Erwägung zu ziehen. Dies ist ein Zweig, in dem eine grosse 
Anzahl gelernter Arbeiter beschäftigt ist, die schlecht gelohnt werden. 
Der Grund hievon ist der, dass dieser Zweig der Concurrenz fran- 
zösischer und deutscher Handwirker unmittelbar ausgesetzt ist. Die 
Versammlung entsendete an die Kammer eine Deputation um eine 
Lohnerhöhung um 20 Procent zu verlangen. In Abwesenheit einer 
Kammer würde dieses Verlangen zurückgewiesen Worden sein, und 
aller Wahrscheinlichkeit nach wäre eine ernstliche Arbeitseinstellung 
die Folge gewesen. Das Wünschenswerthe der Erhöhung wurde 
sofort zugestanden, vorausgesetzt dass die Concurrenz sie gestatte. 
Allein die Arbeiter wurden versichert, dass dies nicht der Fall sei; 
und damit sie sich dessen vergewissern könnten, wurden zwei nach 
Frankreich und einer nach Deutschland geschickt, um die dort 
vorherrschenden Sätze kennen zu lernen. Die Folge dieser Nach- 
forschung war, dass die Delegirten dieses Zweigs sich damit ein- 
verstanden erklärten, dass der bestehende Lohnsatz bis auf Weiteres 
beibehalten werde". 

Erscheint nach diesen Erwägungen die Festsetzung des Lohns 
durch die Arbeitskammern als ökonomisch völlig gerechtfertigt, so 
sind auch die praktischen Vortheile einer Lohnregelung von be- 
stimmter Dauer nicht zu vergessen. Der Unternehmer wird durch 
sie in Stand gesetzt, seine Contracte auf der Basis eines bestimmten 
Lohnsatzes abzuschliessen, der Arbeiter, seinen Haushalt auf Grund- 
lage eines gewissen Einkommens zu regeln. Sehr wünschenswerth 
wäre, wie Kettle hervorhebt •^^^), wenn auch wieder Verdingungen 
auf längere Zeit, ähnlich wie sie früher bestanden, eingeführt würden. 
Besonders der einzelne Arbeiter würde sich dabei besser stehen, 
denn der Unternehmer würde für den alleinigen Bezug des Unter- 
nehmergewinns auch allein alles Risico tragen, und der Arbeiter 
eines dauernden Einkommens sicher sein. Endlich haben die Arbeiter 
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von solchen Lohnregelungen den praktischen Vortheil, dass sie durch 
dieselben gegen gewissenlose Arbeitgeber geschützt werden, welche, 
indem sie auf Kosten des Lohns ihre Concurrenten unterbieten, im 
Gewerbe .erst Fuss zu fassen suchen. 

Auch zum Beweise, wie die bisherigen Erfahrungen diese von 
"den Lohnregelungen gehegten Erwartungen in vollem Maasse ge- 
rechtfertigt haben, sei mir die Anführung weniger Belege gestattet. 
„Nach siebenjähriger Erfahrung", erklärt der Bericht ^^^) der notting- 
hamer Arbeitskammer für 1867, dass, „obwohl in den vergangenen 
Jahren die Nachfrage nach Strumpfwirkerwaaren in mehreren Zweigen 
tind Arbeit in mehreren Abtheilungen ungewöhnlich gering war, 
alle Fragen, welche geeignet waren, Gereiztheit hervorzurufen und 
zu Streitigkeiten zu führen, aufs Schleunigste erledigt wurden. Alle 
Ungleichheiten im Lohnsatz wurden geebnet, der Fabrikant wurde 
in Stand gesetzt, Contracte ohne Furcht abzuschliessen und sie ohne 
Verzögerung auszuführen und die Rechte der Arbeiter wurden eifer- 
süchtig bewacht und genau bewahrt". Und Mundella sagt^^°): 
^»Früher herrschte in flauen Zeiten die grösste Unregelmässigkeit im 
Lohnsatz je nach dem individuellen Charakter der Arbeitgeber. Die 
Harten und Gewissenlosen, welche ihr Geschäft betrieben, indem 
«ie von der Noth der Arbeiter Gebrauch machten, drückten den 
Lohnsatz unter ein vernünftiges Maass herab und die Rücksichts- 
volleren mussten entweder folgen oder sie wurden unterboten. Unsere 
Kammer hat All* dies geändert. Alle zahlen nun den nämlichen 
Preis, und man wetteifert nicht den Lohn am Tiefsten herabzu- 
drücken, sondern das Material am Billigsten einzukaufen und die 
beste Waare zu liefern". 

Ist der Lohn indess auch die wichtigste, so ist er doch nicht 
einzige zukünftige Arbeitsbedingung, mit deren Festsetzung sich 
die Arbeitskammern befassen. Wie schon im zweiten Kapitel bei 
jedem einzelnen dort erörterten Punkte hervorgehoben wurde, ziehen 
die Arbeitskammem, wenn nöthig, einen jeden derselben in Erwägung. 
Ich erwähne als Beispiel die Festsetzung der Arbeitsstunden, die 
Bestimmung über den freien Sonnabend Nachmittag, über die Be- 
rechnung und Auszahlung des Lohns, über Schutz gegen das Wetter 
beim Arbeiten, über die Qualität des bearbeiteten Metalles im Eisen- 
gewerbe, die Schnelligkeit der Maschinen und die Feuchtigkeit des 
2Ugewogenen Garns in der Baum>vollenindustrie , über Lohnabzüge 
wegen im Ofen verdorbener Waaren in der Töpferei, u. s. w. 

19* 
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Dcidrii^e Dinge erledigt die Arbeitskammer nicht nur, wenn sie 
/.\visi.hen einem einzelnen Arbeiter und dessen Arbeitgeber zur 
Sprache komznen, sie erlässt Regeln darüber, denen, als beiden 
1 ficüca gerecht, das ganze Gewerbe sich unterwirft. Der einzelne 
Arbeitgeber ist nun ausser Stande, unter dem Druck der Concurrenr 
-einen Arbeitern härtere Bedingungen aufzuerl^en, als die sind, 
Vielehe in dem ganzen Gewerbe vorherrschen, noch haben Arbeiter 
eine Ausrede, wenn sie beim Eintreten in einen neuen Dienst 
iich weigern, die üblichen Verpflichtungen des Gewerbes zu über- 
nehmen ^^\l 

II. Die Arbdtskammen entsdidden jedoch nicht nur Streitig- 
keiten über die ErfüUimg eines bereits bestdienden Vertrags, sie 
ersticken nicht blos die sdiwierig zu schlichtenden Streitigkeiten über 
zukünftige Arbeitsbedingungen im Keime, sie beseitigen audi die 
kaum minder schwierig zu lösenden, von Kettle sogenannten Zwiste 
wegen Verletzung der Gefühle. Durch sie nämlich gelangt erst die 
gegen Ende des 18. Jahrhunderts theoretisch anerkannte Gleich- 
berechtigung der Arbeiter, als Verkäufer bei Bestimmung der Preis- 
bedingungen ihrer Waare ebenso mitzusprechen wie die dieselbe 
kaufenden Arbeitgeber zur praktischen Anerkennimg. Dabei tritt 
die Anerkennimg dieser Gleichberechtigung auch äusserlich in den 
Formen, in denen die Arbeiter behandelt werden, zu Tage. Arbeit- 
geber und Arbeiter treten sich in ihren Zusammenkünften vollständig 
ebenbürtig gegenüber. Jeder Schein von Autorität und Inferioritätr 
welcher an das ftühere Verhältniss von Herr und Diener eriimerte, 
wird sorgfaltig vermieden. Beide Theile begegnen sich lediglich 
als Verkäufer und Käufer, und Verkäufer und Käufer als solche 
stehen sich gesellschaftlich gleich. Die Arbeitskammem werden 
aber hiedurch auch zu einer Einrichtung von allgemeiner«- Bedeu- 
tung. Sie sind ein Schritt vorwärts zur HersteDung eines mora- 
lischen Zustands, in welchem die theoretische Anerkennung der 
Gleichberechtigung der Menschen auch in dem Verhalten der Men- 
schen zu einander zum Ausdruck gelangt, eines Zustands, den wir 
noch nicht erreicht haben, aber nach dessen Erreichung mit Opfern 
und Anstrengung zu streben unsre Pflicht ist. 

Wie häufige und wie erbitterte Kämpfe die Versagung der 
Anerkennung dieser Gleichberechtigung der Arbeiter seitens der 
Arbeitgeber hervorgerufen hat, wurde schon oben betont Wenn 
die Arbeiter ihre von dem Gesetz anerkannte Gleichberechtigung, 
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bei Festsetzung der Arbeitsbedingungen mitzusprechen, geltend zu 
machen suchten, so nannten dies, wie Kettle hervorhebt ^^% die 
Arbeitgeber „dictiren". An die Stelle des angeblichen Dictirens der 
Arbeiter trat dann wirkliches Dictiren der Arbeitgeber. „Ich bm 
der Herr, Ihr seid die Arbeiter", sagt Nasmyth*) und begründet 
damit, dass er allein die Arbeitsbedingungen zu bestinunen habe. 
Die Arbeiter rufen entgegen: wir sind keine Sclaven! Der Punkt, 
um den es sich ursprünglich handelte kommt ganz ausser Betracht. 
Es erfolgt eine Arbeitseinstellung oder Aussperrung. Die gesammte 
Arbeiterklasse- nimmt Theil. Sie kümmert sich nicht mehr um das 
Recht oder Unrecht der ersten Frage. Ihr gilt es nur der „Tyrannei 
des Kapitals" zu widerstehen. Und an die Stelle der Nüchternheit, 
mit der eine Gewerbsstreitigkeit geschlichtet werden sollte, tritt der 
blinde Enthusiasmus der Rebellion. „Dictiren", sagt Kettle ^^^, 
„ist ein Wort, welches der industriellen Bevölkerung sehr viel ge- 
kostet hat*^ 

Allein nicht nur absichtliches Zurückstossen seitens der Arbeit- 
geber hat solche Streitigkeiten veranlasst. Selbst Arbeitgeber, welche 
die besagte Gleichberechtigung der Arbeiter anzuerkennen bereit 
waren, haben, weil diese Anerkennung nicht auch äusserlich durch 
entsprechende Formen zum Ausdruck gelangte, durch unvorsich- 
tige Bemerkungen oder Handlungen, bei denen keinerlei Gering- 
schätzung kundzugeben beabsichtigt wurde, häufig langwierige Kämpfe 
A^erursacht. Die gemeinsame Ueberzeugung der Arbeiter und die 
gemeinsame Sache, für welche sie fechten, hat einen Corpsgeist 
unter ihnen entwickelt, der gegen jede Art von Missachtung viel 
empfindlicher ist, als das Gefühl von Individuen. „Kein nützlicherer 
Rath", sagt mit Rücksicht hierauf Rupert Kettle ^^^), „kann 
Arbeitgebern und Arbeitern gegeben werden, als der, welcher die 
Klugheit oder, um richtiger zu sprechen, die Pflicht betont, sich 
edel und achtungsvoll gegeneinander zu benehmen. Fehler in der 
Form in diesen Fällen sind Fehler in der Substanz, und jedmögliche 
Sorgfalt, wodurch sie vermieden werden, wird reichlich belohnt. Um 
durch Illustrationen einen anschaulichen Begriff zu geben, nehmen 
wir zwei Beispiele. Als der Grubendistrict von South Staffordshire 
durch die grosse Arbeitseinstellung von 1865 erschüttert war und 
hinreichende Verluste erlitten worden, um zu zeigen, dass es beiden 
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Theilen vollständig ernst war, wurde verabredet, dass Abgeordnete 
der Arbeitgeber und der Arbeiter zusammenkommen sollten. Die 
Zusammenkunft wurde festgesetzt auf eine bestimmte Stunde in 
einem der ersten Gasthäuser der Nachbarschaft. Zur bestimmten 
Zeit fanden sich die Abgeordneten der Arbeiter am Ort der Zu- 
sammenkunft ein. Sie wurden in ein feierliches Gemach gewiesen, 
in welchem sich die Arbeitgeber mehrere Stunden vorher schon ver- 
sammelt hatten. Die Arbeiter fanden die Abgeordneten, mit denen sie 
auf gleichem Fusse verhandeln sollten, bereits an einem langen Tische 
sitzend, mit Schreibmaterialien vor sich, unter dem Vorsitz ihres 
Sprechers. Die Abgeordneten der Arbeiter wurden auf eine Bank 
am Ende des Zimmers verwiesen als auf den für sie hergerichteten 
Platz. Dort sassen sie und drehten ihre Hüte. Nachdem Alle unter 

I 

dem scrutinirenden Blicke der zehn Arbeitgeber sich niedergelassen 
hatten, eröffnete der Sprecher der Arbeitgeber die Verhandlung 
mit: „Nun, Bursche, was habt Ihr für Euch zu sprechen?" Diese 
Frage kostete dem Districte eine unberecheübare Summe Geldes^ 
positiv Zehntausende von Pfunden. Sie war in der That nichts 
Geringeres als eine öffentliche Calamität. Dennoch hatte der 
Sprecher der Arbeitgeber unmöglich die Absicht, den empfindlichen 
Stolz der Arbeiter zu verletzen, denn er war von Natur äusserst 
wohlwollend und liebenswürdig. Um noch einen andern Fall zu 
nehmen: kürzlich waren die Teppichweber von Kidderminster aufs 
Tiefste erzürnt, und obwohl klügere Rathschläge die Oberhand 
gewannen und eine Arbeitseinstellung vermieden wurde, wurde doch; 
die Stadt in die grösste Aufregung versetzt, weil die Abgeordneten 
der Arbeitgeber ihre Hüte aufsetzten und von der Einigung sich 
zurückzogen, während die Arbeiter wünschten, dass sie blieben". 

Alle diese Uebelstände werden durch die Arbeitskammern be- 
seitigt. Die Anerkennung der Gleichberechtigung der Arbeiter beim- 
Verkauf ihrer Waare mitzusprechen ist die Grundlage derselben- 
Auch kein sociales Vorrecht wird von den Arbeitgebern in denselben 
geltend gemacht. Um auch den Schein einer Inferiorität der Ar- 
beiter zu vermeiden, tragen Arbeiter und Arbeitgeber die Kosten,, 
welche. die Kammer verursacht gemeinsam. Beide Theile äussern 
vollständig frei ihre Meinung über ihre beiderseitigen Handlungen, 
die individuellen wie über die collectiven. Trotzdem, sagt der Be- 
richt ■^^^) der nottinghamer Arbeitskammer von 1867, „wurde es nie- 
mals erhört, dass ein Arbeitgeber oder Arbeiter in Folge der freien 
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und ehrlichen Aeusserung seiner Meinung ' zu Schaden gekommen 
sei". „Meine Erfahrung", fügt Mundella hiezu bei"^^^, „als Prä- 
sident der Kammer während acht Jahren überzeugt mich, dass 
nichts so sehr geeignet ist, den Erfolg eines Gewerbes herbeizu- 
führen und das Wachsthum freundlicher Beziehunjg^en zwischen allen 
daran betheiligten Parteien zu fördern, wie das Bestehen eines 
solchen vertretenden und gesetzgebenden Körpers wie der beschrie- 
bene. Wenn die Arbeiter irgend eines Zweiges der Meinung sind, 
dass sie sich über Beschwerden zu beklagen haben, so wird ausser 
dem regelmässigen Vertreter dieses Zweigs eine Deputation von der 
Kammer empfangen, um den Fall vor ihr vorzubringen. Das erste 
Geschäft unsrer Zusammenkünfte ist ausnahmelos der Empfang von 
Deputationen. Nachdem sie ihren Fall vorgebracht haben, ziehen 
sie sich zurück und die Kammer beginnt darüber zu berathen. Wir 
kommen nie zusammen , ohne ein halbes Dutzend Fragen zum 
Wenigsten zu erledigen — einige von Bedeutung, andre trivialer 
Natur, — welche, wenn offen gelassen, Gereiztheit hervorgebracht 
und mitunter zur Arbeitseinstellung geführt haben würden". „Wo 
immer", sagt er an andrer Stelle "^"^^), „Männer zusammenkommen 
mit dem ehrlichen Wunsche die Wahrheit zu ergründen und einander 
Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, muss ein gutes Einverständniss 
beinahe mit Gewissheit erfolgen." 

Nach dieser Darlegung des Wirkens der englischen Boards of 
Conciliation and ArhUration ist wohl hier der beste Platz, um meine 
Uebersetzung derselben mit „ Arbeitskammern " zu rechtfertigen. 
Einigungsämter ist in Deutschland ein dafür geläufiger Name ge- 
worden; gewerbliche Schiedsgerichte haben Andere die englischen 
Einrichtungen genannt. Beide Bezeichnungen betonen aber nur eine 
Hälfte der Thätigkeit der Arbeitskammern. Ferner gleichen die 
Letztern weder einer Verwaltungsbehörde, wie ein Amt sie ist, noch 
einem Gerichte, sondern vielmehr einem Rathe {Conseil des Prud'- 
hommes^ sagen die Franzosen,) oder einer Kammer, d. h. einer 
Behörde, welche aus Mitgliedern verschiedener Parteien zusammen- 
gesetzt ist und welche untersucht, berathet und entscheidet. Da 
sich endlich die Thätigkeit dieser Behörde auf die Regelung sämmt- 
licher Bedingungen der Arbeit erstreckt, schien mir die von mir 
gewählte Bezeichnung am Treffendsten. 

12. Welches nun ist das Verhältniss dieser Arbeitskammern zu 
den Gewerkvereinen? Während die Gesellschaft der Maschinen- 
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fabrikanten 1852 ihren Mitgliedern verbot, einen Gewerkvereinler zu 
beschäftigen und insbesondere Deputationen von Gewerkvereinen zu 
empfangen, beruht die Organisation der Arbeitskammern, was die 
Arbeiterklasse angeht, lediglich auf den Gewerkvereinen derselben. 
„Von Anfang an", sagt Mundella^^^, „kamen wir überein, das 
Coalitionsrecht ohne Rückhalt anzuerkennen. Wir wollten, eine Ein- 
richtung treffen, bei welcher ims die Arbeiter auf gleichem Boden 
begegnen konnten, bei welcher sie uns frei ihre Gefühle und Mei- 
nungen mittheilen konnten und wir ihnen die unsem. Wir machten 
den Vorschlag, dass jeder der Gewerkvereine einen oder zwei Ab- 
geordneten zu der Kammer delegiren, und dass die Arbeitgeber 
eine gleiche Anzahl senden sollten. Die Abgeordneten sollten durch 
allgemeine Abstimmung beiderseits gewählt werden und einen Vor- 
sitzenden und Schriftführer ernennen. Beide Theile sollten je die 
Hälfte der Kosten fragen." Schon oben wurde femer das Zeugniss 
Mundella's angeführt, dass unter „Zweig" in § 4 seiner Statuten 
der Gewerkverein des einzelnen Zweigs des Gewerbes zu verstehen 
ist. „Wir haben",' sagt er an andrer Stelle ^^*), ,;niemals die Noth- 
wendigkeit in Erwägung gezogen, die Rechte der Nichtgewerk- 
vereinler besonders anzuerkennen. Wij finden, dass sie praktisch 
anerkannt sind. Wird irgend eine der Regeln der Kammern ver- 
letzt, so sind die Nichtgewerkvereinler die Ersten, die sich darüber 
beklagen. Und wenn es gilt die Regeln für einen Zweig des Ge- 
werbes abzufassen, so' werden die Nichtgewerkvereinler, wie ich 
weiss, zu Rathe gezogen. Alle Arbeiter des betreffenden Zweigs 
werden von den Gewerkvereinlem alsdann zusammen berufen, einerlei 
ob sie zum Gewerkverein gehören oder nicht. Die Gewerkvereine 
erwählen die Abgeordneten der Arbeiter für die Arbeitskammer. 
Sie bezahlen die Hälfte der Kosten derselben. In unserm Gewerbe 
haben die Nichtgewerkvereinler nichts bezahlt. Ich habe keine 
grosse Idee von Nichtgewerkvereinlern. Nach meinem Dafürhalten 
kann man englische Arbeiter nie überreden, dass es nicht in ihrem 
Interesse liege, sich zu coaliren. Ich bin kein Theoretiker. Ich 
bin ein praktischer Mann. Ich war ein Lehrling und ein Arbeiter; 
jetzt bin ich ein grosser Fabrikant. Ich weiss, dass Arbeiter stets 
coaliren werden und ein Recht dazu haben. Meine Sympathien 
sind mit den Gewerkvereinlem. Die Gewerkvereine sind die 
einzigen Organe, an die wir uns halten können, und 
es sind die Gewerkvereine, welche die Entscheide der 
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Arbeitskammer gegenüber den Arbeitern zurDurchführung 
bringen." 

Jedem Leser meiner bisherigen Ausführungen und Jedem, der 
irgend etwas von der englischen Arbeiterklasse weiss, werden die 
Worte Mundella's, dass die Gewerkvereine „die einzigen Organe" 
seien, an die man sich halten könne, selbstverständlich sein. Die 
Sache ist die, dass Arbeitskammem entweder mit den bestehenden 
Gewerksorganisationen arbeiten oder solche Organisationen hervor- 
rufen müssen. 

Diese Noth wendigkeit der Gewerkvereine, um das System der 
Arbeitskammem durchzuführen, wird ebenso wie von Mundella von 
Kettle erkannt. „Nach reiflicher Erwägung*^ sagt Kettle^^^) in einer 
Rede vor der Social Science Association am 2. Februar 1871, „imd 
nach vielfaltiger Erfahrung komme ich zu dem Schlüsse, dass die 
beste Organisation, auf welche eine Arbeitskammer zu basiren ist, 
eine Gesellschaft der Arbeitgeber einerseits und ein Gewerkverein 
andrerseits ist . . Ich muss gestehen, dass ich keine Organisation 
sehe als Gewerkvereine, um das Geschäft der Erwählung von Ar- 
beiterabgeordneten zu übernehmen. Es muss hier wohl verstanden 
werden, dass es nicht meine Absicht ist, dass die Gewerkvereine 
die Arbeiterabgeordneten wählen. Alle Arbeiter, Gewerkvereinler 
und Nichtgewerkvereinler sollten in der Kammer vertreten sein. 
Allein die Gewerkvereinsorganisation ist im Augenblicke das zu- 
gänglichste Mittel, um dies zu bewerkstelligen. Der modus operandi 
muss verschieden sein je nach localen Verhältnissen. Der üblichste 
Weg ist, dass die Gewerkvereinsbeamten eine Versammlung sämmt- 
licher Arbeiter eines Zweigs des Gewerbes in einer Stadt zusammen- 
berufen, und dass die Abgeordneten auf solcher Versammlung ge- 
wählt werden. In einigen Fällen haben, wie ich glaube, die Nicht- 
gewerkvereinler stipulirt, dass eine gewisse Anzahl der Mitglieder 
der Kammer aus ihnen genommen werde. In der grossen Eisen- 
industrie des Nordens von England ist die Wahl eine andere; jede 
Werkstätte als solche schickt ihre Abgeordneten, einen Arbeitgeber 
und einen Arbeiter; aber praktisch ist die Wahl der Arbeiterabge- 
ordneten unter der Leitung des Gewerkvereins der Hüttenarbeiter." 
Auch gab Kettle vor der kgl. Gewerkvereinsbommission zu, dass es, 
ungeachtet alles juristischen Scharfsinns, den er auf die Ausarbeitung 
seines Systemes verwendet hat, den Arbeitern bis jetzt gesetzlich 
vollkommen frei stehe, wenn auch die Arbeitskammer den Lohn für 
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ein Jahr festgesetzt habe, von ihren Arbeitgebern höhern Lohn zu ver- 
langen; „aber", fügt er hinzu*), „ich glaube, dass sie der Gewerk- 
verein ausstossen würde, wenn sie, nachdem sie sich verpflichtet 
hatten, so handeln würden." 

Niemanden, der die Thatsachen kennt, kann diese bereitwillige 
Unterstützung der Arbeitskammern durch die Gewerkvereine er- 
staunen. Ich habe an zahlreichen Stellen meiner vorgehenden Aus- 
führungen gezeigt, wie die Gewerkvereine seit Aufhören der alten 
gesetzlichen Regelungen auf die Einführung dieser Arbeitskammern 
drangen. Sehr viele Gewerkvereine enthalten in ihren Statuten aus- 
drücklich Bestimmungen, welche sich auf die Einführung derselben 
beziehen, und besonders ist dies in den oben ^) erwähnten, von den 
Gewerkvereinen stets verlangten Arbeitsordnungen der Fall. Die 
„Nationale Amalgamirte Gesellschaft der Schmiedeeisenarbeiter" Hess 
ihre Statuten sogar von Kettle revidiren und mit Rücksicht auf die 
Arbeitskammern umarbeiten ^^^. Nach § i6 derselben sollen die 
jeweiligen Arbeiterabgeordneten der „Arbeitskammer für das Eisen- 
gewerbe im Norden von England" als solche den Generalexecutiv- 
ausschuss des Gewerkvereins bilden, nicht umgekehrt. Weiter be- 
stimmen die Statuten ausführlich über den Austrag etwa mit Arbeit- 
gebern entstehender Streitigkeiten, und selbst kein Arbeiter von 
Firmen, welche die Arbeitskämmer nicht anerkennen, erhält bei 
vorkommenden Streitigkeiten das Geschenk, bevor nicht alle Eini- 
gungsversuche mit der betreffenden Firma fehlgeschlagen sind. Um 
endlich das jüngste Zeugniss für die Parteinahme der englischen 
Gewerkvereine für die Arbeitskammern anzuführen, verweise ich 
nochmals auf den schon erwähnten einstimmigen Beschluss, welchen 
der nottinghamer Gewerkvereinscongress im Januar 1872 zu Gunsten 
von Arbeitskammern und des Kettle*schen Gesetzentwurfs fasste^^^). 

Und mit innerer Nothwendigkeit erklären sich die englischen 
Gewerkvereine 'für die Einführung von Arbeitskammern. Nicht nur 
können Arbeitskammern nicht ohne die Gewerkvereine bestehen, sie 
sind auch der natürliche Abschluss der ganzen Gewerkvereinsent- 
wicklung. Aus der Auflösung eines Verhältnisses zwischen Arbeit- 
geber und Arbeiter, welches dem durch die Arbeitskammern heute 
geschaffenen ähnlich \^ar, ging die Gewerkvereinsbewegung natur- 
gemäss hervor. Die Wiederherstellung eines Zustands, welcher die 
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Arbeiterverhältnisse wieder ordnete, war das Ziel dieser Bewegung. 
Indem durch die Arbeitskammem dies Ziel in dem von den Gewerk- 
vereinen gemeinten Sinne erreicht wird, gelangt die Gewerkvereins- 
bewegung in der Gestalt, die sie heute hat, zur Vollendung. Die 
Gewerkvereine müssen deshalb ihre heutige Gestalt nothwendig ver- 
ändern. Sind die Arbeitskammern einmal die allgemein und ge- 
setzlich bestehende Einrichtung geworden, so werden die Gewerk- 
vereine nothwendig aus einer kriegerischen Armee zu einer Friedens- 
polizei werden. 

Statt dass es sich nämlich darum handelt, sich gegenüber 
UebergrifFen zu wehren oder eine Ordnung erst aufzudrängen, wird 
es sich dann nur mehr darum handeln auf der Durchführung einer 
anerkannten Ordnung zu bestehen. Die Rolle, welche die Gewerk- 
vereine dann ausfüllen werden, zeigt uns deutlich der Bericht über 
den Gewerkverein der Seidenweber zu Spitalfields zur Zeit als da- 
selbst die durch die Spitalfields-Gesetze geschaffenen, den Arbeits- 
kammern ähnlichen Verhältnisse bestanden *). Diese Rolle zeigt 
uns ferner die Thames Worktng Lighiermen and Waiermens Pro- 
tection Society^) oder der Gewerkverein der londoner Schriftsetzer*^). 
Die Aufgabe des Gewerkvereins wird nur mehr sein, die Arbeiter 
bei Vereinbarung der Lohnsätze und der Arbeitsordnungen zu ver- 
treten, diese gegenüber den Arbeitern zur Anerkennung zu bringen- 
und über die Ausführung derselben seitens der Arbeitgeber zu 
wachen. An die Stelle des offenen Kampfes tritt der Streit vor 
einem Tribunal. Dabei werden die Arbeiter erhebliche pecuniäre 
Vortheile von dieser Veränderung ziehen. „Statt i s, oder i j. 6 A", 
sagt Mundella^^^, „die Woche zu zahlen, wie sie es früher thaten, 
um ihre feiernden Mitglieder zu unterstützen, zahlen die Mitglieder 
eines der grössern Gewerkvereine jetzt i s, das Jahr, und die Mit- 
glieder eines der theuersten Vereine i S). die Woche". Die Lage 
der Arbeiter wird durch die Einführung der Arbeitskammern also 
auch unmittelbar bedeutend erleichtert, und zwar ohne dass dies 
auf Kosten weder der Consumenten noch der Arbeitgeber geschähe. 

Bis die Arbeitskammer zur allgemeinen und gesetzlichen Ein- 
richtung geworden, wäre es indessen gefahrlich, wollten die Gewerk- 
vereine ihres Rüstzeugs völlig vergessen. Ohne ihre Rüstung, sagt 
uns Mundella^^^, wären die Arbeiter auch in den Arbeitskammem 
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gegenüber den Arbeitgebern zn schwach. Mitunter ist es vorge- 
kommen^), dass Arbeitgeber, obwohl sie mit ihren Arbeitern ver- 
einbart hatten; etwaige Streitigkeiten vor eine Arbeitskammer zu 
bringen, doch bei vorkommendem Streit&U nur durch die Drohung 
eines Ausstands gezwungen werden konnten, das Vereinbarte zu 
halten. AUgemein wird femer anerkannt ^^^, dass ohne Arbeits- 
einstellungen die Arbeitgeber sich niemals zur Bildung von Arbeits- 
kammem herbeigelassen hatten, und auch jetzt noch willigen sie 
ohne Arbeitseinstellung, wie das Beispiel Sir W. Armstrong's' im 
Jahre 187 1 zeigt, nicht in deren Einfuhrung ein. 

13. Aber, wird schon mancher Leser des Vorgehenden gefragt 
haben, zeigt denn die bisherige Erfahrung, dass die beiden Parteien 
einem Ausspruch der Arbeitskammer sich wirklich stets unterwarfen? 
Ist dies insbesondere seitens der Arbeiter geschehen auch dann, 
wenn ein Entscheid für sie ungünstig war? Sehr viele schon haben 
diese Fragen erhoben. Auf dem Congress für Sodalwissenschaften 
von 1870 wurden sie mehrmals berührt, und ich kann nicht besser 
als mit der damaligen Antwort Kettle's auf diese Fragen erwidern. 
„Herr L.", sagte Kettle ^^^, „hat geltend gemacht, dass die Ar- 
beiter der Entscheidung der Arbeitskammer sich nicht unterwerfen 
würden, wenn diese ihnen ungunstig wäret dass sie den Bedingungen 
des Vertrags nicht nachkommen würden, wenn sie während der 
Ausführung desselben entdeckten, dass sie ihn zu ungünstigeren 
Bedingungen abgeschlossen hatten, als sie sonst erlangt haben 
würden. Hatte er nicht die Resultate der wirklichen Erfahrung 
vor Augen gehabt, so wäre er sehr geneigt gewesen, mit Herrn L. 
übereinzustimmen. Er kenne jedoch die Arbeitskammern, welche 
in einer grossen Anzahl von Gewerben errichtet worden seien, in 
den Baugewerben, in der Textilindustrie, in den Manufacturen der 
verschiedensten Art, in Contractgewerben und in den verschiedensten 
Arten der productiven und distributiven Gewerbe, und er habe nie- 
mals ein einziges Beispiel von einem Arbeiter gehört, der die Ver- 
einbarung gebrochen habe^*°). Dagegen habe er von einzelnen 
Arbeitgebern gehört, welche die Vereinbanmg gebrochen hätten. 
In diesen Fällen jedoch hätte sich stets die öffentliche Meinung des 
Districts für die Aufrechthaltung der Arbeitskammer geltend gemacht. 
Einige der Arbeiter seien mitunter Versuchungen, die Uebereinkunft 
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zu brechen, unterworfen. Er habe Fälle in den Baugewerben, welche 
aus drei oder vier Zweigen beständen, gekannt, in denen Zimmer' 
leute, Backsteinmaurer und Stuckaturer bereit waren, sich dem Ent- 
scheide der Arbeitskammer zu unterwerfen, während die Steinmetzen 
eine Unterwerfung absolut verweigerten. Das Resultat des Ent- 
scheids war den drei Gewerben ungünstig, aber nichtsdestoweniger, 
obwohl sie keine Lohnerhöhung erlangten, nahmen sie die Ent- 
scheidung ehrlich an. Eine Woche darauf stellten die Steinmetzen 
die Arbeit ein, um eine Lohnerhöhung zu erlangen, und erreichten 
ihren Zweck; aber dennoch fuhren die drei Körperschaften der 
Arbeiter, der Zimmerleute, Backsteinmaurer und Stuckaturer fort zu 
arbeiten, und zeigten sich willig für das ganze darauffolgende Jahr 
gemäss dem Entscheide der Arbeitskammer zu arbeiten, obwohl sie 
an denselben Gebäuden arbeiteten, wie die Steinmetzen, welche die 
Lohnerhöhung erlangt hatten. In einem andern Falle hatte er ver- 
schiedene Industrien classificirt, um zu erwägen, in welchem gegen- 
seitigen Verhältnisse sie für das kommende Jahr stehen sollten. In 
der Arbeitskammer zeigte es sich als unmöglich, alle Arbeiter ganz 
gleichmässig zu behandeln. Es fand sich, dass die Backsteinmaurer 
ihre Ansprüche auf eine Lohnerhöhung besser geltend gemacht hatten, 
als die Zimmerleute und Stuckaturer. Obwohl diese drei Gruppen 
von Arbeitern durch ihre Vertreter übereingekommen waren eine 
gemeinsame Kammer zu bilden, um die ganze Frage zu discutiren, 
— ob nämlich das Hauptcanalisirungsproject ausgeführt, ob das 
Stadthaus gebaut, das neue Hospital erweitert und ob gewisse andere 
Arbeiten innerhalb gewisser Zeit ausgeführt werden könnten, — war 
das Resultat, dass statt eine Uebereinkunft auf ein Jahr zu schliessen, 
sie eine Uebereinkunft für drei Jahre machten. Sie arbeiteten jetzt 
in ihrem dritten Jahre, und er habe nicht eine einzige Klage gehört. 
Anderthalb Jahre, nachdem die Uebereinkunft abgeschlossen war, 
erzeigten die Arbeiter ihm die Ehre, ihre Zufriedenheit mit derselben 
auszudrücken. Aber vielleicht der stärkste Fall von Allen sei ein 
Streit zu Manchester gewesen, den er beigelegt und welcher grosse 
Gereiztheit hervorgerufen habe. Er bezog sich auf die Zimmerleute, 
eine der intelligentesten Körperschaften der Arbeiter. Nach reich- 
licher Discussion wurde der Entscheid gegen sie gegeben. Sie 
klagten sehr, und er habe später gehört es sei ein Gemurmel ge- 
wesen, er habe absichtlicher und bestocheAer Weise gegen die 
Zimmerleute entschieden. Allein sie führten treu ihre Uebereinkunft • 
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aus." Von einem Zeugen aus Manchester wird dieser Vorfall noch 
ausdrücklich bestätigt. „Seitdem", fügt derselbe hinzu ^'^*), „haben 
die Arbeiter ihren Irrthum eingesehen; sie geben zu, dass der Ent- 
scheid richtig war, und sind jetzt sehr für Arbeitskammern ein- 
genommen." Um endlich aus neuester Zeit ein den von Kettle 
angeführten Fällen ähnliches Beispiel zu geben: In einem Streite 
der Hüttenarbeiter mit ihren Arbeitgebern im Herbste 1871 gab der 
Schiedsmann einen den Arbeitern ungünstigen Entscheid. Trotzdem 
die Hüttenarbeiter glaubten, dass dieser Entscheid lediglich darauf 
beruhe, dass der Schiedsmann, als ausserhalb des Gewerbes stehend, 
mit demselben nicht gehörig vertraut gewesen, unterwarfen sie sich 
ohne Weiteres dem Schiedsspruch^"*^). 

Mit dem eben angeführten Zeugnisse Kettle's vom Ende 
September 1870 stimmen die hierhergehörigen Stellen eines Briefes, 
<ien er am 26. Januar 1872 an mich richtete, überein. „Es giebt 
Fälle", schreibt er, „in denen ein Schiedssystem gebraucht wird, 
um einen bestehenden Streit zu schlichten, ohne dass eine dauernde 
Kammer gebildet werde. Dies darf nicht als ein Fehlschlagen des 
.Systemes betrachtet werden, vielmehr ist dies nur ein vorüber- 
gehender Gebrauch desselben. In einigen Fällen wird das System 
unvollständig ausgeführt, und es entstehen Schwierigkeiten, welche 
hätten vermieden werden können. Ich weiss nur von zwei Fällen, 
in denen Kammern, welche von mir eingerichtet wurden, nicht fort- 
bestanden. In beiden Fällen kam das Fehlschlagen von der Schuld 
der Arbeitgeber. Von keinem Falle habe • ich gehört, in dem 
die Arbeiter die Bestimmungen der Arbeitskammer verletzt hätten. 
Einer der erwähnten Fälle kam vor in den Baugewerben von Leeds, 
und, wie ich höre, ist die Kammer daselbst wieder errichtet worden 
und bewährt sich nun trefflich." 

Gegenüber diesen Zeugnissen müssen ohne Zweifel die von 
Arbeitgebern und Socialdemokraten seit der zweiten Hälfte des 
Jahres 187 1 ausgesprengten Gerüchte, die Arbeitskammern hätten 
in England als Mittel zur Beseitigung von Arbeitseinstellungen und 
Aussperrungen bereits Fiasco gemacht, verstummen. Allenthalben 
wo ich bei meiner Anwesenheit in England im Februar 1872 auf 
diese Angabe bezügliche Fragen stellte, wurde mir dieselbe als ab- 
solut falsch und als durch keinerlei Vorgang auch nur einigermaassen 
begründet dargestellt. Darin waren alle Personen, Arbeiter, Arbeit- 
geber und mit der Frage sich beschäftigende Schriftsteller einig, 
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welche ich darüber sprach. Der Generalsecretär der Maschinen- 
bauer, dem ich bemerkte, dass die Arbeitseinstellung in Newcastle 
zur Erlangung des neunstündigen Arbeitstags jene Gerüchte in 
Deutschland unterstützt hätten, erwiderte mir: „Der Grund jener 
Arbeitseinstellung war ja eben, dass in Newcastle keine- Arbeits- 
kammer bestand; wäre dort eine Arbeitskammer gewesen, so wäre 
•es nicht zur Arbeitseinstellung gekommen. Wie kann man daraus, 
dass Arbeitseinstellungen stattfinden, wo keine Arbeitskammern be- 
stehen, folgern wollen, dass. Arbeitskammern sich als unfähig gezeigt 
hätten, Arbeitsstreitigkeiten zu schlichten!" In der ganzen englischen 
Maschinenindustrie, fuhr er fort, bestehe noch keine einzige Arbeits- 
kammer; seit dem Ausstand zu Newcastle trügen sich jedoch Fabri- 
kanten und Arbeiter mit dem Plane, eine einzige Arbeitskammer 
für die ganze englische Maschinenindustrie zu errichten. Was aber 
insbesondere das von mehreren Seiten behauptete Aufgeben der 
Arbeitskammem seitens der Arbeiter angeht, so genügt die Ver- 
weisung auf die schon mehrfach erwähnte einstimmige Resolution 
des nottinghamer Gewerkvereinscongresses von 1872 zu Gunsten der 
Arbeitskammem und des Kettle'schen Gesetzentwurfs, um diese 
Behauptung zu entkräften. 

Zeigen diese Angaben zur Genüge das Fortblühen des Systems, 
so war es mir doch unmöglich genügende Daten zu erlangen, um 
eine Statistik der zur Zeit in England bestehenden Arbeitskammern 
aufstellen zu können. Weder Mundella noch Kettle waren im 
Stande die Zahl der bestehenden Arbeitskammern auch nur zu 
schätzen. Doch möge folgendes Zeugniss Kettle* s diesen Mangel 
einstweilen ersetzen: „Da es", schrieb er mir, „keine officiellen Auf- 
nahmen über die Zahl der bestehenden Arbeitskammern giebt, kann 
ich das Maass nicht genau angeben, in dem das System im ganzen 
Königreich angenommen wurde. Ich habe stets zu selbständigem 
localem Vorgehen in der Errichtung von Arbeitskammern, unab- 
hängig von dem Einfluss der Behörden aufgemuntert. Ich weiss, 
dass das System mit Erfolg in allen Zweigen der Baugewerbe an- 
genommen wurde, mit Ausnahme von dem der Steinmetzen, welche 
es allzeit hartnäckig verweigert haben; ferner wurde es angenommen 
in' der grossen Eisenindustrie im Norden, in der Kohlenindustrie in 
Südwales, im Strumpfwirker- und im Spitzengewerbe, in der Baum- 
wollspinnerei (zu einem geringen Grade), in der Glasindustrie und 
in der Töpferei. Selten vergeht eine Woche, dass nicht 
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Bitten um Unterweisungen an mich gerichtet werden hin- 
sichtlich der Errichtung von Arbeitskammern in einem 
neuen Districte oder in einem neuen Gewerbe. Augen- 
blicklich schweben Unterhandlungen, welche, wie ich gewiss bin, in 
der Errichtung einer Arbeitskammer enden werden, welche die Be- 
ziehungen von Arbeitgebern und Arbeitern in den grossen Eisen- 
und Kohlenindustrien von South StafFordshire und East Worcester- 
shire regeln sollen." 

14. Bevor wir unsre Betrachtung der Arbeitskammem schliessen, 
bleibt noch zu erwägen, welche Maassregeln nothig sind, um ihren 
dauernden Erfolg in Verhinderung und Beilegung von Arbeitsstreitig- 
keiten zu sichern, und welche Wirkung ihr dauernder Erfolg für 
die Gewerkvereine und für die Stellung der Gesetzgebung gegen- 
über denselben ausüben muss. 

Die Maassregel, welche zur Sicherung des -dauernden Erfolgs 
der Arbeitskammern nothwendig ist, haben, wie oben erwähnt, die 
Gewerkvereine und Kettle selbst schon in Anregung gebracht. Es 
ist dies ein Gesetz, welches die Entscheide der Arbeitskammem 
gerichdich durchführbar macht. Welche Gefahr dem Bestände von 
Arbeitskammern dadurch entstanden ist, dass Arbeitgeber sich ihrem 
Ausspruche nicht unterwarfen, wie dies zur Sprengung der Kanmiem 
führte, wie sie jetzt nur durch die Noth gezwungen sich demselben 
unterwerfen und, nachdem sie Unterwerfung versprochen, oft nur durch 
Androhung von Arbeitseinstellungen zur Haltung ihres Versprechens- 
gezwungen werden konnten, wurde schon oben erwähnt. Selbst bei 
dem Kettle'schen Systeme, sahen wir, hängt es lediglich von dem 
Ehrgefühle der Gewerkvereine ab, ob die Arbeiter sich unterwerfen. 
Und ungeachtet des wirklich glänzenden Beispiels, welches die bis. 
jetzt bei Arbeitskammern betheiligten Vereine gegeben haben, ist ea 
unmöglich anzunehmen, dass sie allzeit gleich musterhaft handeln, 
oder dass die Vereine aller Gewerbe denselben Grad von Ehrgefühl, 
dieselbe Treue beweisen werden. Die Arbeitskammem müssen im 
Laufe der Zeit häufig fehlschlagen, wenn sie nicht als Reserve die 
Macht haben, gerichtliche Entscheidungen zu geben und dieselben 
durchzusetzen. 

Die bessere Verleihung dieser Macht beabsichtigt der Gesetz- 
entwurf Kettle's. Allein ist auch er auf die Dauer genügend? Wie 
er ist, entspricht er unzweifelhaft vollständig den Verhältnissen des 
Augenblicks. Aber in einigen wesentlichen Punkten scheinen mir 
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auf die Dauer noch Aenderungen und weitere gesetzliche Regelungen 
nothwendig. 

Sehr richtig scheint mir der Gesetzentwurf Geldstrafen festzu- 
setzen für den Fall, dass ein der Jurisdiction einer Kammer unter- 
worfener Arbeitgeber oder Arbeiter dem Entscheide derselben nicht 
nachkommt. Der Entwurf sagt jedoch nicht, von wem und an wen 
die Strafsumme gezahlt werden soll, sondern überlässt dies der 
Arbeitskammer zu bestimmen. Es hängt nun alles davon ab, wie 
die Arbeitskammer organisirt ist: ob die Gewerkvereine darin die 
Arbeiter officiell vertreten, oder ob die Gewerkvereinsführer nur 
zufallig auch gleichzeitig die Vertreter der Arbeiter ihrer Gewerbe 
in der Arbeitskammer sind. Im letztern Falle ist die Durchführung 
des Entscheids der Kammer noch keineswegs unter allen Umständen 
gesichert. In letzterm Falle kann die Kammer nämlich selbstver- 
ständlich nur die einzelnen Arbeiter und nicht den Gewerkverein 
zur Zahlung der Strafe verurtheilen, da ja der Gewerkverein für 
sie nicht existirt. Nehmen wir nun an der Fall, der bis jetzt in 
Wirklichkeit noch nicht vorkam, dessen Möglichkeit für die Dauer 
jedoch nicht bestreitbar ist, ereigne sich wirklich und die Mitglieder 
eine;ß Gewerkvereins weigerten sich einen Entscheid der Kammer 
anzunehmen. Ist der Gewerkverein reich und von umfassender 
Organisation, so kann er, indem er die Arbeiter, die versprochen 
hatten, den Entscheiden der Kammer sich zu unterwerfen, an 
andre Orte sendet, und indem er fremde Arbeiter statt dessen herbei- 
zieht, die Arbeitskammer vollständig sprengen. Bis jetzt aber sind 
noch nirgends die Gewerkvereinsvorstände als solche die Vertreter der 
Arbeiter in den Ärbeitskammern. Bis jetzt hängt also auch noch nach 
Kettle's Entwürfe die Durchführung eines Entscheids der Arbeits- 
kammer nur ab vom guten Willen der Gewerkvereine. 

Was also mit der Zukunft nöthig sein wird, scheint mir die 
gesetzliche Anerkennung des thatsächlichen Verhältnisses, dass Ar- 
beitskammern, wie Kettle sagt, nur möglich sind mittelst Gewerk- 
vereinen einerseits und Gesellschaften von Arbeitgebern andrerseits, 
dass dem entsprechend Abgeordnete der Gewerkvereine und Abge- 
ordnete der Arbeitgebergesellschaften die Arbeitskammer bilden, und 
dass zur Strafzahlung nicht mehr die individuellen Arbeiter oder 
Arbeitgeber, sondern der Gewerkverein oder die Gesellschaft der 
Arbeitgeber verurtheilt werden, diesen Vereinen dagegen das Recht 
ertheilt wird, die Strafgelder von den Einzelnen, die sich verfehlten, 
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selbst einzuziehen. Dazu ist aber 9.11erdings noch ein weiterer Schritt 
nöthig: die Legalisation der Gewerkvereine, ihre gesetzliche Aner- 
kennung als die Organisation der Arbeiter einerseits, und die gleiche 
Legalisation der Gesellschaften der Arbeitgeber andrerseits. 

„Das Ge Werkvereinsgesetz, 1871" ist ein bedeutender Schritt 
vorwärts in dieser Richtung. Nachdem die Gewerkvereine zuerst 
gänzlich verboten und dann seit der Abschaffung der Coalitions- 
gesetze im Jahre 1824 geduldet waren, wurden sie durch dieses Ge- 
setz ausdrücklich für gesetzlich und, wenn registrirt, für fähig erklärt, 
Eigenthum zu besitzen. Selbstverständlich wird ihnen dafür auch 
die Oeffentlichkeit in allen ihren Handlungen zur Pflicht gemacht. 
Aber auch diese Gesetzgebung scheint mir für die Dauer keineswegs 
als genügend. Zu allen Zeiten lag eine grosse Gefahr in dem 
Bestehen grosser, in den StaatSbrganismus nicht eingegliederter 
Körperschaften, die dauernd und für praktische Zwecke organisirt 
sind und grosse Macht üben. Auch mit Rücksicht hierauf erscheint 
mir deshalb noth wendig, dass die Gesetzgebung sowohl Gewerk- 
vereine als auch Gesellschaften von Arbeitgebern als die officiellen 
Organisationen von Arbeitern und Arbeitgebern für ihre Zwecke 
und ihre Vorstände als die officiellen für diese Zwecke 'be- 
stehenden Behörden anerkenne. Ist dies geschehen, so bedarf 
es gar keines besondern Zwangs der Einzelnen diesen Organi- 
sationen beizutreten. Dieser Beitritt wird sich für die enorme 
Mehrzahl der Arbeiter und Arbeitgeber, um in der Organisation 
ihren Einfiuss geltend zu machen, von selbst verstehen. Sollten 
Einige nicht beitreten, so dürften höchstens mit der Zeit Bestim- 
mungen noth wendig werden, um sie zur Leistung der geringen 
Beiträge zur Bestreitung der Kosten anzuhalten, welche die Ver- 
waltung der Arbeitskammer erheischt. Wir haben einen aufs Ge- 
naueste übereinstimmenden Vorgang für diese ganze Entwicklung 
der Gewerkvereine in der Entwicklung der Gilden. Auch diese, 
sowohl die Schutzgilden wie die freien Handwerkergilden wurden 
zuerst verboten und bedrückt, dann geduldet, gesetzlich anerkannt, 
bis sie sich schliesslich als die für ihre besondern Zwecke bestehenden 
Organisationen in den Staatsorganismus eingliederten, die Gesetz- 
gebung ihre Bestimmungen sogar nachbildete und ihre Verabredungen 
auch für Nichtgildegenossen maassgebend machte. 

Für diese Anerkennung würde das Gemeinwesen an die Gewerk- 
vereine selbstverständlich entsprechende Gegenforderungen stellen. 
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-Einmal nämlich zeigt, wenn, wie wir im zweiten Kapitel dieses 
Bandes gesehen, die einzelnen Regelungen der Gewerkvereine auch 
nicht so verwerflich sind, wie sie in der Regel dargestellt werden» 
-doch die Geschichte aller Gemeinschaften, dass der Durchschnittston 
-eines Systems, welches mit seinen weitgreifenden Armen eine ganze 
Gemeinschaft umfasst, beinahe nothwendig tiefer ist als der einer 
Gesellschaft, welche, wenn auch gross, doch eine private ist, und 
in welche Niemand eintritt ausser in Folge seiner eignen wohl- 
überlegten Wahl, möglicher Weise sogar unter grossen persönlichen 
Unannehmlichkeiten. Sobald die Gewerkvereine als die officiellen 
Organisationen der Arbeiter eines Gewerbes anerkannt sind, muss 
dem Staate eine Oberaufsicht und Einsprache bezüglich der von 
ihnen getroffenen Regelungen zustehen. Zweitens aber werden, 
sobald die Gewerkvereine als diq gesetzlichen Vertreter der Arbeiter 
und die Gesellschaften der Arbeitgeber als die gesetzlichen Vertreter 
der Arbeitgeber in den Arbeitskammern anerkannt sind und diese 
alle Verhältnisse zwischen Arbeitern und Arbeitgebern regeln, weder 
Arbeiter mehr das Recht haben, auszustehen, noch Arbeitgeber das 
Recht, ihre Arbeiter auszusperren. Sobald der Staat eine von den 
betheiligten Parteien selbst geschaffene Organisation anerkannt hat, 
um ihre Interessenstreitigkeiten auf gesetzlichem Wege zum Austrage 
zu bringen, darf er nicht mehr jene Privatfehden, um sich selbst 
Recht zu verschaffen, gestatten, welche, eine Anomalie in unserem 
ganzen Staats- und Rechtssysteme, in der Industrie allein noch 
'bestehen, und unter welchen die ganze Gesellschaft leidet. 

Dies macht es jedoch nöthig, noch in einem andern Punkte 
^veiter zu gehen, als der Gesetzentwurf Kettle's. Die fünfte Section 
desselben lässt es den Arbeitskammern vollständig frei, ob sie sich 
dem Gesetze, welches ihre Entscheidungen gerichtlich durchführbar 
machen soll, unterwerfen wollen oder nicht. Vorläufig, um die 
Bildung von Arbeitskammern zu fördern, mag diese Bestimmung 
zweckmässig sein. Aber wenn die gerichtliche Durchführbarkeit 
•der Entscheide der Arbeitskammern überhaupt nothwendig ist, wenn 
insbesondere Arbeitseinstellungen und Aussperrungen als Verbrechen 
gegen die Gesellschaft verboten werden sollen, muss auch die 
Unterwerfung der Arbeitskammern unter das Gesetz obligatorisch 
sein. Ja noch mehr. Es wird dann, — was Manche heute 
noch als Socialismus verabscheuen, — nicht mehr in dem Belieben 
eines einzelnen Arbeiters oder einer einzelnen Firma stehen dürfen, 
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ob sie die Arbeitskammer als ihre Behörde anerkennen. Ihre Unter- 
werfung unter dieselbe versteht sich vielmehr alsdann von selbst. 

Wie schon erwähnt spricht für diese Entwicklung das Analogon 
der in ihrer ganzen Entwicklung dieser neuen Organisation der 
Arbeit so ähnlichen Entwicklung der alten Organisation derselben in 
den Gilden. Mit dieser Entwicklung scheint sich aber, wie der- 
Minderheitsbericht der kgl. Commission sagt, die Arbeiterfrage, so- 
weit sie in einer Streitfrage zwischen Arbeitern und Arbeitgebemr 
über den Arbeitsvertrag und dessen Bedingungen besteht, in voll- 
kommen natürlicher Entwicklung von selbst zu lösen. So führte 
wie ich schon im ersten Bande hervorhob, die geschichtliche Ent- 
wicklung von selbst wieder zu einer Ordnung, wie sie vor der 
Entartung der Zünfte bestand, den veränderten geschichtlichen Ver- 
hältnissen nur besonders angepasst, und nach mehr oder weniger 
Unordnung kehrt, wie die Welt überhaupt, auch die Industrie zu 
einem geordneten Zustand zurück. 



FÜNFTES KAPITEL. 

ALLGEMEINE SCHLUSSBETRACHTUNGEN. 

Im Vorgehenden habe ich die englischen Gewerkvereine mit 
Hücksicht auf jede einzelne Frage erörtert, die im Arbeiterleben 
von Bedeutung ist und in der ihr Einfluss sich geltend macht, 
Theilweise zeigte uns die Untersuchung die Gewerkvereine als die 
nothwendige Ergänzung der bisherigen nationalökonomischen Theorie, 
indem es sich ergab, dass wegen des Nichtzutreffens der dieser 
Theorie zu Grunde liegenden Voraussetzungen im wirklichen Leben 
erst durch die Gewerkvereine gewisse Lehren derselben in Wirk- 
lichkeit wahr und gewisse Forderungen derselben in Wirklichkeit 
durchführbar werden. Ich erinnere z. B. an die Lehre, dass die 
Arbeiter ihr Arbeitsangebot zurückziehen, wenn der Lohn unter 
ihren bisherigen Standard of Life herabsinke, oder an die Mal- 
thus'sche Forderung. Theilweise jedoch führte die Untersuchung 
J5U Resultaten, welche die bisherigen Lehren der Nationalökonomik 
-erheblich modificiren, wie die Untersuchung über den Lohnsatz. 
Alle Ergebnisse dieser und der übrigen Einzeluntersuchungen wurden 
an entsprechender Stelle oben hervorgehoben, und es liegt nicht in 
meiner Absicht sie hier zum Schlüsse aufzählend zu wiederholen. 
Nur die allgemeinen Resultate, welche sich aus der Entstehung, 
der Ausbreitung und dem Wirken der englischen Gewerkvereine 
für die Wissenschaft und für die Praxis, d. h. für die Lösung der 
Arbeiterfrage, ergeben, sind noch hervorzuheben; auch bleibt noch 
das Verhältniss der Gewerkvereine zum ganzen Gemeinwesen zu 
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erörtern; und endlich wird auch eine Andeutung über meine Mei* 
nung bezüglich der industriellen Gestaltung der Zukunft von miir 
erwartet werden. 

Eine Thatsache jedoch ist noch hervorzuheben, bevor ich auf 
diese Schlussbetrachtungen eingehe, und bei der Beurtheilung der 
Bedeutung der englischen Gewerkvereine nie ausser Augen zu lassen.. 
Es ist dies der kolossale Umfang, den die Gewerkverfeinsbewegung 
erlangt hat. „Es giebt", sagt der Schlussbericht der kgl. Com- 
mission^"*^), „keine Industrie im Lande^ — abgesehen von wenigen 
äusserst zweifelhaften Ausnahmen, — die sie nicht ergriffen hat^. 
und sehr wenige Theile des Landes, wo sie nicht vorherrscht. Die 
Schätzungen der Zahl der verschiedenen Gewerkvereine und der 
ihrer Mitglieder weichen weit von einander ab; alle aber kommen 
darin überein, dass sie diese Zahl als sehr hoch erscheinen lassen. 
Nach einer Schätzung, die uns gegeben wurde, beläuft sich die- 
Gesammtzahl der Gewerkvereinler auf 860000 . . Aber wenn auch 
in Abwesenheit einer officiellen Kenntnissnahme vom Bestehen der 
Gewerkvereine eine befriedigende Schätzung nicht stattfinden kann,, 
so ist doch hinreichend bewiesen, dass die Gewerkvereinsbewegung 
jeden Zweig der gelernten Arbeit und einen sehr grossen Bruchtheil 
der Arbeiter dieses Königreichs umfasst." Statt dass also in dem 
classischen Lande der Freiheit thatsächlich absolute Gewerbefreiheit 
vorherrscht, wie uns in Deutschland in Wort und Schrift so oft 
vorerzählt wird, hat in England die natürliche Entwicklung unter 
der Herrschaft der absoluten Freiheit d. h. bei Abwesenheit jeglicher 
gesetzlicher Schranken dahin geführt, dass unter den gelernten Ar- 
beitern heute keinerlei Concurrenz mehr besteht*). 

I. Bevor ich den allgemeinen Satz ausspreche, der sich nach 
meinem Dafürhalten aus dieser Thatsache und aus meiner ganzen« 
Arbeit für die Wissenschaft ergiebt, sei mir gestattet, kurz die 
Methode anzugeben, nach der allein, wie mir scheint, in der Social- 
wissenschaft zu verfahren ist, um zu allgemeinen Sätzen zu gelangen^, 
und nach welcher auch ich bei meiner ganzen Arbeit verfuhr. Aller- 
dings wurde besonders in letzterer Zeit schon Vieles über die rich- 
tige Methode der Socialwissenschaften geschrieben. Auch beab- 
sichtige ich keineswegs etwas Selbständiges in dieser Frage zu geben- 
Ich bin vielmehr, was die Methode in den Socialwissenschaften;. 



a) Vgl. qu, joio, 10015. 
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angeht, lediglich ein Anhänger von Auguste Comte. Aber, wie 
ich voraussetzen darf, haben nur wenige meiner Leser von den 
Anschauungen dieses Philosophen über Methode etwas gehört. 
Dennoch ist die Kenntniss seiner Anschauungen zur richtigen Beur- 
theilung meiner Arbeit nothwendig. Ich gebe dieselben deshalb in 
den Worten, mit denen sie Mill in seiner Kritik der Comte*schen 
Philosophie kurz und sehr richtig dargelegt hat ^ '*'*). 

„Die der Socialwissenschaft eigene Methode muss im Wesent- 
lichen dieselbe wie die aller andern Wissenschaften sein: die Be- 
fragung und Auslegung der Erfahrung durch den zweifachen Pro- 
cess der Deduction und Induction. Allein die Weise, in der sich 
die Socialwissenschaft dieser Operationen bedient, hat ihre eigen- 
thümlichen Züge. Im Allgemeinen liefert die Induction der Wissen- 
schaft die Gesetze der elementaren Erscheinungen, aus denen, nach- 
dem sie erkannt sind, die Gesetze der complicirten Erscheinungen 
auf deductivem Wege gewonnen werden; besondere Beobachtung 
complicirter Erscheinungen liefert keine allgemeinen Gesetze oder 
nur empirische; ihre wissenschaftliche Bedeutung ist die Richtigkeit 
der mittelst Deduction gewonnenen Gesetze zu zeigen. Diese Art 
des Denkens entspricht jedoch nicht den Bedürfnissen socialwissen- 
schaftlicher Untersuchungen. Die elementaren Thatsachen in socialen 
Erscheinungen sind Gefühle und Handlungen, und die Gesetze dieser 
sind die Gesetze der menschlichen Natur, während die socialen 
Erscheinungen selbst die Wirkungen menschlicher Handlungen und 
von Verhältnissen sind. Da demnach die Erscheinungen des gesell- 
schaftlichen Menschen aus der Natur des Menschen als individuelles 
Wesen hervorgehen, könnte man denken die geeignete Art und 
Weise eine exacte Socialwissenschaft zu gründen müsse in der De- 
duction derselben aus den allgemeinen Gesetzen der menschlichen 
Natur bestehen, wobei die Thatsachen der Geschichte lediglich zur 
Verification dienten. Dieses war die Auffassung Vieler von der 
Socialwissenschaft; welche dieselbe zu einer exacten Wissenschaft zu 
machen bestrebt waren, insbesondere der Schule Bentham's. Comte 
betrachtet diese Auffassung als irrig. Wir können, sagt er, aus 
den allgemeinen Gesetzen der menschlichen Natur einige Schlüsse 
(obwohl auch diese nur von zweifelhaftem Werthe) bezüglich der 
allerfrühesten Stadien der menschlichen Entwicklung ziehen, von 
denen wir keinerlei oder nur sehr dürftige historische Nachrichten 
haben. Aber indem die Gesellschaft fortschreitet, werden ihre 
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Erscheinungen mehr und mehr nicht von den einfachen Gesetzen 
der allgemeinen menschlichen Natur bestimmt, sondern von dem 
angehäuften Einfluss vergangener Generationen auf die gegenwär- 
tigen. Die menschlichen Wesen selbst, von den Gesetzen von deren 
Natur die Erscheinungen der Geschichte abhängig sind, sind nicht 
abstracte oder allgemeine, sondern historische menschliche Wesen, 
die bereits durch die menschliche Gesellschaft gestaltet und zu dem, 
was sie sind, gemacht sind. Da dies der Fall ist, würden keinerlei 
Gaben der Deduction irgend Jemanden, der lediglich von der Auf- 
tassung des Wesens Mensch, das in eine Welt gesetzt ist, wie die 
Erde vor Beginn menschlicher Einwirkung gewesen sein mag, aus- 
ginge, in Stand setzen, die Erscheinungen der Entwicklung des 
Menschen vorherzusagen und zu berechnen, wie sie in Wirklichkeit 
sich gezeigt haben. Wenn die Thatsachen der Geschichte, empirisch 
betrachtet, nicht zu Generalisationen geführt hätten, würde ein 
deductives Studium der Geschichte niemals zu mehr als zu mehr 
oder weniger plausibeln Conjecturen geführt haben. Zum guten 
Glücke (denn der Fall hätte leicht anders sein können), zeigt die 
Geschichte des Menschengeschlechts, als ein umfassendes Ganzes 
betrachtet, einen bestimmten Lauf, eine gewisse Ordnung in ihrer 
Entwicklung, wenn auch die Geschichte allein ausser Stand ist zu 
beweisen, dass dieselbe ein nothwendiges Gesetz und nicht blos ein 
vorübergehender Zufall sei. Hier beginnt deshalb das Amt der 
Biologie (oder, besser gesagt, der Psychologie) in der Social Wissen- 
schaft. Die allgemeinen Gesetze der menschlichen Natur sind ein 
Theil der Data der Social Wissenschaft, aber beim Gebrauch der- 
selben müssen wir die Methode der deductiven physicalischen Wissen- 
schaften umkehren: denn während in diesen die besondere Erfahrung 
allgemein dazu dient die Gesetze zu bewahrheiten, zu denen die 
Deduction geführt hat, ist es in der Socialwissenschaft die besondere 
Erfahrung, welche auf die Gesetze aufmerksam macht, und die 
Deduction, die sie bewahrheitet. Wenn eine socialwissenschaftliche 
Theorie, die auf historischen Zeugnissen beruht, den anerkannten 
allgemeinen Gesetzen der menschlichen Natur widerspricht; wenn 
sie in der Masse der Mensfeien irgend welche sehr entschiedene 
Neigung entweder in guter oder schlechter Richtung voraussetzt; 
wenn sie annimmt, dass die Vernunft in Durchschnittsmenschen über 
die Begierden, oder die selbstlosen Begierden über die persönlichen 
vorwiegen, so können wir sicher sein, dass die Geschichte falsch 
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ausgelegt wurde, und dass die Theorie falsch ist. Andrerseits wenn 
Gesetze socialer Erscheinungen, die empirisch aus der Geschichte 
abgeleitet wurden, e'inmal angeregt, mit anerkannten Gesetzen der 
menschlichen Natur in Verbindung gebracht werden können; wenn 
die Richtung, welche die Entwicklungen und Veränderungen der 
menschlichen Gesellschaft wirklich nehmen, als der Art erkannt 
werden können, wie sie nach den Eigenschaften des Menschen und 
seiner Verhältnisse von vornherein' wahrscheinlich waren, so werden 
die empirisch gewonnenen allgemeinen Sätze zu exacten Gesetzen, 
und die Kenntniss der Gesellschaft wird zur Wissenschaft.** 

J. St. Mi 11 stimmt dieser Anschauung Comte's im Grossen 
und Ganzen zu. Allein er verlangt für sie einige Beschränkungen. 
„Insbesondere**, sagt er^"^^), „wenn eine Wirkung von mehreren 
sich verändernden Ursachen abhängt, von denen einige sich weniger 
oder langsamer ändern als andre, so sind wii* oft im Stande ent- 
weder durch Denken oder durch Experimente zu bestimmen, nach 
welchem Gesetze die Wirkung sich ändern würde, wenn ihre Ver- 
änderungen nur von einigen der Ursachen abhinge, während die 
übrigen als unveränderlich vorausgesetzt werden. Das so gefundene 
Gesetz wird der Wahrheit hinreichend nahe kommen für alle Zeiten 
und Orte, in welchen die letzteren Ursachen nicht erheblich sich 
ändern, und wird die Basis, von der auszugehen ist, wenn auf die 
Veränderungen auch dieser Ursachen Rücksicht zu nehmen noth- 
wendig wird.** Diese Methode hält Mi 11 im Gegensatze zu Comte 
für einen Theil der Socialwissenschaften, für die Nationalökonomie 
für die richtige, und zwar sind nach ihm die unmittelbar bestim- 
mendenden Ursachen ökonomischer Erscheinungen hauptsächlich die 
Folge des Verlangens nach Reichthum. Für das psychologische 
Gesetz, das in ihnen überwiegend sich geltend mache, hält er das 
bekannte, dass ein grösserer Gewinn einem kleineren vorgezogen 
werde. 

Für mich ergeben sich nun mit Rücksicht auf diese beiden 
Anschauungen über die richtige Methode in den Socialwissenschaften 
aus meiner Arbeit zwei Fragten. Einmal, welches exacte Gesetz 
ergiebt sich nach der Methode, welche auch Mi 11 für die an sich 
vollkommenere in den Socialwissenschaften hält, aus meiner Arbeit. 
Und zweitens, zeigt die Uebereinstimmung dieses Resultats meiner 
Arbeit mit der bisherigen Lehre der Nationalökonomie, dass die 
deductive Methode, wie Mill meint, für die Nationalökonomie genüge 
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und die allein richtige sei, oder hat Comte hier mehr Recht wie 
sein Schüler, wenn er verlangt, dass die Nationalökonomie nach 
derselben Methode wie die gesammte Socialwissenschaft zu be- 
handeln sei? 

Vor Allem also, welches ist das empirische Gesetz, das sich 
aus meiner Arbeit ergiebt? Ich habe dieses empirische Gesetz in 
dem ersten Bande schon ausgesprochen. Ich zeigte nämlich, dass 
in allen Zeiten des Uebergangs, so oft eine alte Ordnung sich auf- 
löste, unter den Starken und Mächtigen ein Wettringen um Macht 
und Herrschaft stattfand, dass dagegen die Schwachen, die nach 
Auflösung der alten Ordnung des ehemaligen, durch das 'Recht oder 
das Herkommen gewährten Schutzes entbehrten, sich zum Schutze 
ihrer jeweilig gefährdeten Interessen in engen Verbindungen, in 
Gilden, zusammenschlössen. Wir sahen diese doppelte Erscheinung- 
zuerst an dem grossen Adel, wie z. B. an den fränkischen Grossea 
einerseits und den kleinen Altfreien andrerseits. Dann sahen wir in 
den Städten die alten Bürgergilden, nachdem sie zur unabhängigen 
Herrschaft gelangt waren, entarten und die einzelnen Geschlechter 
sich um die Herrschaft befehden, während die Handwerker sich in 
ihren Gilden, — ganz gleichgültig, ob diese Letztern selbständige 
unter ehemaligen Altfreien oder ob sie aus den frühern hofrecht- 
lichen Innungen mit deren Auflösung entstanden, — immer enger 
zusammenschlössen. Diese Handwerkergilden sahen wir wieder ent- 
arten, sobald sie zur Herrschaft gelangten, und gleichzeitig sahen 
wir auf der andern Seite besondere Vereinigungen der Arbeiter ent- 
stehen, zunächst nur für die Bedürfnisse, welche die Zunft, zu 
der sie gemeinsam mit den Meistern zwar noch gehörten, ihnen 
nicht mehr befriedigte, nämlich für die gesellschaftlichen; dann aber 
mit Hervortreten einer grössern Interessenverschiedenheit der Ar- 
beiter und Meister für alle besondern Interessen der Arbeiter. Die 
Stärksten der Meister sahen wir auch dann wieder die Schranken,, 
welche ihre Gilde ihnen gezogen hatte, durchbrechen, um in unge- 
hemmtem Wettbewerbe nach dem grösstmöglichen Reichthume zvt 
streben. Und sobald durch diesen Wettbewerb nach Beseitigung- 
des gesetzlichen oder herkömmlichen Schutzes der Existenz der Ar- 
beiter diese letztere bedroht wurde, sahen wir die Arbeiter sich in 
den Gewerkvereinen aufs Engste zusammenschliessen, welche in 
Entstehung und bezüglich des in ihnen herrschenden Geistes der 
Unterordnung der Interessen des Einzelnen unter die des Ganzen 
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sich sonach als die neueste Erscheinung des alten Gildewesens be- 
weisen. Diese Gewerkvereine sahen wir in England entstehen, wo 
der der Nationalökonomie zu Grunde liegende Egoismus am stärksten 
ausgebildet ist und die Unternehmer die Beseitigung der alten recht- 
lichen Schranken, welche die Arbeiter schützten, am gründlichsten 
auszunutzen bestrebt waren; und diese Thatsache bewegte mich 
bereits im ersten Bande zu dem Ausspruche, es ergebe sich als ein 
historisches Gesetz, dass bei einem Zustande der Freiheit die Auf- 
lösung einer alten Ordnung in allen Zeiten mit Nothwendigkeit die- 
selbe Organisation in Gilden der unter jener Desorganisation Lei- 
denden hervorrufe. 

Allein, sagen uns Comte und Mill, empirisch aus der Ge- 
schichte abgeleitete allgemeine Sätze bedürfen, bevor sie als wissen- 
schaftliche Gesetze gelten können, der Zurückführung auf die Ur- 
sachen, von denen die beobachteten geschichtlichen Erscheinungen 
abhängig sind; sie müssen deductiv mit den Gesetzen der mensch- 
lichen Natur in Verbindung gebracht werden, aus denen sie ent- 
springen; es muss gezeigt werden, dass jene geschichtlichen Er- 
scheinungen nach den Eigenschaften des Menschen und nach den 
Verhältnissen von vornherein wahrscheinlich waren. Es ist nun 
kaum nöthig noch besonders hervorzuheben, dass auch diese Be- 
dingung in dem vorliegenden Falle erfüllt ist. Jeder wird von 
vornherein zugeben, dass die Selbstliebe die Starken, die Herrschenden 
nothwendig d^hin führt, um die erste Stelle mit einander zu con- 
curriren. Auch hat Adam Smith selbst dies anerkannt. Nur 
setzte er alle Menschen als gleich stark voraus, und nahm conse- 
quent an, dass das Interesse aller Einzelnen wie des Ganzen, durch 
den unbeschränkten Wettbewerb Aller am Besten gefördert werde.r 
Ebenso aber wird Jeder zugeben, dass dief Selbstliebe der Schwachen 
diese dazu führt, sich zu verbinden, bis so die Schwäche des Ein- 
zelnen zur Stärke Aller wird. In der That, seit der Fabel mit den 
Stäben, die zwar einzeln aber nicht gebunden gebrochen werden 
können, ist diese Weisheit ein Gemeinplatz, und nur das Ueber- 
sehen derselben seitens der bisherigen Nationalökonomik nöthigt 
dazu, zu betonen, was ich im Laufe meiner Darstellung schon öfters 
gezeigt habe, dass, während heute die Concurrenz der Naturzustand 
und das Princip der Unternehmer, die Vereinigung das Princip der 
Arbeiter ist. 

Gewiss nun wäre es an sich nahe gelegen, dass die National- 
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Ökonomen aus dem Princip der Selbstliebe deducirend zu diesem 
Resultate gekommen wären. Allein der beste Beweis, dass in der 
Nationalökonomie die Deduction aus dem Principe, dass jeder Mann 
in ökonomischen Dingen nur von dem Verlangen nach dem grösst- 
möglichen Reichthume geleitet werde, nicht genügt, ist der, dass 
die Nationalökonomen aus diesem Principe bis jetzt nur das Princip 
der Concurrenz und nicht das der Vereinigung der Schwachen ab- 
geleitet haben. Sie haben nicht nur die Beschränktheit gezeigt, die 
ihnen selbst von Mill vorgeworfen wird^*^), dass sie ihre Erfahrung 
bezüglich der gegenwärtigen Menschheit als von allgemeiner Gültigkeit 
betrachteten, „wobei sie vorübergehende und örtliche Phasen des 
menschlichen Charakters für die menschliche Natur selbst hielten, 
keinen Glauben hatten an die wunderbare Veränderlichkeit des 
menschlichen Geistes, und es ungeachtet der stärksten Beweise für 
unmöglich hielten, dass die Erde menschliche Wesen hervorbringen 
könne von einem Typus, der verschieden von dem ihres Zeitalters 
und vielleicht sogar von dem ihres Landes"; sie haben auch die 
Erscheinungen, welche sie in der herrschenden Klasse ihres Volkes 
und ihrer Zeit fanden, für Erscheinungen gehalten, welche dem 
ganzen Volke eigenthümlich seien, und haben den Charakter und 
die Verhältnisse der Arbeiterklasse dabei ganz vergessen. 

Mill hat jedoch nicht nur behauptet, dass die deductive Me- 
thode für die Nationalökonomie genüge, er hat auch die Möglichkeit 
der inversen Deduction in derselben bezweifelt ^^^, weil die ökono- 
mische Geschichte nichts biete, was empirischen Gesetzen gleich- 
komme, und, was ökonomische Erscheinungen angehe, niemals 
zwei Experimente absolut gleich seien. Allein absolut gleich sind 
niemals zwei Experimente; eine gewisse Ungleichheit wird immer 
zwischen zwei Experimenten bestehen; es kann sich vielmehr stets 
nur darum handeln, ob die bestehende Ungleichheit eine derartige 
sei, dass sie die Wirkung einer in zwei Fällen gleichwirkenden Ur- 
sache gänzlich verwische. Eine hinreichende Gleichheit der Experi- 
mente war aber z. B. bei den Untersuchungen im ersten Kapitel 
des ersten Bandes gegeben, in denen gezeigt wurde, dass dieselbe 
Ursache, die Auflösung der alten Ordnung der Industrie, in allen 
Fällen, in denen wir ihre Wirkungen verfolgen können, in den ver- 
schiedenen englischen Industrien dieselbe Erscheinung der Ver- 
einigung der Arbeiter hervorgerufen hat. Und wenn andere histo- 
risch-ökonomische Untersuchungen bis jetzt nur wenig empirische 
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Gesetze ergaben, so liegt der Fehler eben nur an den Untersuchenden, 
welche ihre Untersuchungsfelder nicht gehörig auswählten. 

Aber nicht nur, dass die deductive Methode sich für die National- 
ökonomie als ungenügend gezeigt hat und die inductive Methode 
keineswegs als in derselben unmöglich erscheint, scheint mir die 
inductive Methode als in der praktischen Volkswirthschaftslehre . 
wenigstens nur allein möglich. Mittelst Induction und verificirt 
durch Deduction aus dem Principe der Selbstliebe sind wir zu zwei 
Sätzen als zu den Grundprincipien der Volkswirthschaftslehre ge- 
kommen, dass nämlich die Concurrenz das Princip der Starken, die 
Verbindung das Princip der Schwachen sei. Wollte nun Jemand 
aus diesen beiden Principien deducirend die Wirkungen einer be- 
stimmten wirthschaftlichen Maassregel vorauszusagen versuchen, so 
würde der Denkprocess bereits so complicirt, dass es die bedeutend- 
sten deductiven Fähigkeiten erfordern wenn nicht übersteigen würde, 
diese Aufgabe zu lösen. Allein der Denkprocess würde noch compli- 
cirter und die Richtigkeit der Vorhersagung noch fraglicher durch 
einen anderen Umstand. Das Streben nach ökonomischem Wohl- 
befinden ist ja nicht die einzige Ursache, die bei Hervorbringung einer 
Erscheinung im Volksleben, sei diese auch eine rein wirthschaftliche, 
mitwirkt. Andere mitwirkende Ursachen sind der Bildungsgrad 
eines Volkes, seine religiösen und sittlichen Anschauungen, sein 
Unabhängigkeits- und Freiheitssinn, sein Patriotismus u. a. m. 
Welche dieser Ursachen und in welchem Maasse sie in einem Volke 
neben dem Streben nach ökonomischem Wohlbefinden wirksam sind, 
ist von vornherein unbekannt, und selbst wenn all* dies bekannt 
wäre, würde, wollte man aus allen diesen mitwirkenden Kräften und 
den ihnen eigenen Gesetzen deducirend die Wirkung einer wirth- 
schaftlichen Maassregel mit Sicherheit vorhersagen, die Compli- 
cation so gross, dass es unmöglich wäre zu einem richtigen Resul- 
tate zu gelangen. Was dagegen bei jeder Erscheinung im Volksleben, 
auch bei jeder wirthschaftlichen, allein bekannt ist, ist die Wirkung, 
nicht die Ursache. Das Resultat ist uns zugänglicher als die wir- 
kende Kraft, die zusammengesetzte Erscheinung bekannter als die 
fheile, die sie hervorbringen. Da es aber der Hauptgrundsatz aller 
wissenschaftlichen Untersuchung ist, vom Bekannten zum Unbe- 
kannten fortzuschreiten, scheint mir die inverse Deduction, welche 
Comte als die Methode sämmtlicher Socialwissenschaften bezeichnet 
hat, auch für wirthschaftspolitische Fragen als die allein wahre. 
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Als allgemeines Ergebniss für die Wissenschaft zeigen die vor- 
stehenden Untersuchungen also einmal den Satz, dass die Concurrenz 
nur das Princip der Starken, der ökonomisch Ausgezeichneten, ins- 
besondere also der Unternehmer klasse, die Vereinigung dagegen 
das der grossen Masse der Arbeiter, des Mittelschlags, ist. 

Zweitens hat sich ergeben, dass die deductive Methode in der 
Nationalökonomie keineswegs genügt, und dass die inductive Methode 
in derselben nicht nur möglich, dass die inverse Deduction vielmehr 
allein zur vollen Kenntniss der Gesetze, welche das wirthschaftliche 
Leben beherrschen, zu führen im Stande ist. 

2. Ich komme zu der zweiten mir oben gestellten Frage nach 
der Bedeutung der englischen Gewerkvereine für die Lösung der 
heutigen socialen Frage. Bevor hierauf eine Antwort gegeben werden 
kann, ist eine weitere allgemeine Erörterung nöthig. Vor Allem 
ist es nöthig zu sagen, worin denn die heutige sociale Frage 
besteht. 

In einer verdienstlichen Schrift über die Theorie der socialen 
Frage hat H. von Scheel diese letztere formulirt '''^^), als den zum 
Bewustsein gekommenen Widerspruch der volkswirthschaftlichen 
Entwicklung mit dem als Ideal vorschwebenden und im politischen 
Leben sich verwirklichenden gesellschaftlichen Entwicklungsprincip 
der Freiheit und Gleichheit, und consequent meint er, wer diesen 
Widerspruch löse, habe die sociale Frage der Gegenwart gelöst. 
Allein ich halte diese Formulirung sowohl für unhistorisch als auch 
für zu eng. Für unhistorisch, denn unsre heutige sociale Frage ist 
älteren Ursprungs als die Aufstellung des Freiheits- und Gleich- 
heitsprincips als Ideal. Für zu eng, denn es handelt sich in 
der heutigen socialen Frage nicht blos um die Hebung des wirth- 
schaftlichen, sondern ebenso um die Hebung des hygienischen, in- 
tellectuellen und moralischen Zustands der Arbeiterklasse, und selbst 
die Anwendung des politischen Freiheits- und Gleichheitsprincips 
auf die Arbeiter ist nur ein Theil der heutigen socialen Frage. 
Auch scheint mir, dass wenn die sociale Frage lediglich in dem 
Bewustsein des Widerspruchs zwischen wirthschaftlicher Ungleichheit 
und politischer Gleichheit bestände, die einzig consequente Lösung 
derselben entweder in der Beseitigung der geschichtlich erwach- 
senen Besitzverhältnisse, welche diese wirthschaftliche Ungleichheit 
verursachen, oder, da dies die schon erreichte Cultur in Frage 
stellen würde, in der Wiederbeseitigung auch der politischen Freiheit 
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xind Gleichheit bestehen würde. Die von Scheel vorgeschlagenen 
■staatlichen Maassregeln dagegen, bezüglich deren ich ihm vielfach 
zustimme, wenn ich auch ihre theoretische Begründung für unrichtig 
halte, würden, wäre seine Formulirung richtig, die sociale Frage 
nicht lösen, sondern jenen Widerspruch nur verdecken. 

Allein der Inhalt der heutigen socialen Frage ist ein ganz 
andrer wie jener Widerspruch, ihre Ursache eine viel tiefere. Eine 
Frage nämlich ist nicht blos, wie Scheel meint, ein zum Bewusst- 
■sein gekommener Widerspruch, sondern jedes unbefriedigte Bedürfniss 
ist eine Frage. Die Bezeichnung „social" ferner sagt uns, dass 
nicht blos einzelne Indi\iduen, sondern die gesammte Gesellschaft 
oder zum Mindesten eine ganze Klasse derselben ein unbefriedigtes 
Bedürfniss empfinde. Eine sociale Frage ist demnach vorhanden, 
so oft die ganze Gesellschaft oder eine Klasse derselben in eine 
Lage kommt, in der sie nicht mehr im Stande ist, ihre bisherigen 
Bedürfnisse zu befriedigen, oder so oft in der Gesellschaft oder 
einer Klasse derselben neue Bedürfnisse entstehen, die sie noch 
nicht im Stande ist, zu befriedigen. Eine solche sociale Frage 
bestand z. B. in den Städten des Mittelalters, als die Handwerker 
um die Anerkennung ihrer politischen, wirthschaftlichen und ihrer 
übrigen Culturbedürfnisse zu streiten begannen, und diese Frage 
war erst dann gelöst, nachdem Einrichtungen getroffen waren, — 
sei es, indem die Handwerker selbst zur Herrschaft oder zu einer 
Theilnahme an derselben gelangten, sei es, indem die Herrschenden 
•die Interessen der Handwerker berücksichtigten, — bei denen die 
Bedürfnisse der Handwerker Befriedigung fanden '''^^). Allein dies 
ist nicht das einzige Beispiel einer socialen Frage, welche die Ver- 
gangenheit bietet. Die ganze Geschichte unsrer Civilisation zeigt 
uns vielmehr gleichzeitig mit der Zunahme des Fortschrittes der 
•Cultur ein klassenweises Emporkommen des Volkes zur Theilnahme 
an derselben. Ich sage absichtlich ein klassen weises Emporkommen. 
Denn allerdings nennt und glaubt sich zwar die emporkommende 
Klasse stets die Gesammtheit der von diesen Fortschritten bisher 
Ausgeschlossenen, und so lange der Zustand des Aufkommens an- 
dauert, besteht auch innerhalb dieser Gesammtheit noch keine 
Scheidung. Allein sobald das Ziel erreicht ist, tritt stets eine 
Absonderung ein. Es entsteht eine neue, tiefere Klasse mit be- 
sondcrn Bedürfnissen, die wieder befriedigt sein wollen. Und so 
^eigt un3 die ganze Geschiqhte das Bestehen einer Kette von 
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socialen Fragen, von denen, sobald die eine gelöst ist, immer eine 
neue beginnt. 

Nach dieser Ausführung muss als der Inhalt der socialen Frage- 
der Gegenwart, der Arbeiterfrage, die Befriedigung der Bedürfnisse 
der Arbeiterklasse, die Hebung ihres Gesammtzustands und ihre 
Betheiligung an den Fortschritten unsrer Cultur bezeichnet werden, 
und den Ursprung derselben müssen wir in dem Beginn der Ab- 
sonderung der Arbeiter von den übrigen Gesellschaftsklassen um 
die Mitte des 14. Jahrhunderts erblicken. Seitdem haben sich niit 
der Weiterentwicklung der Verhältnisse auch die besondern Bedürfe 
nisse der Arbeiter weiterentwickelt, bis die Frage ihrer Befriedigung 
in unsrer Zeit zur Krisis gelangt ist. Statt dass also die heutige 
sociale Frage in der neuesten Zeit erst entstanden ist, wie Manche 
meinen, ist die neueste Zeit vielmehr die Zeit ihrer Lösung. So 
sind z. B. die politischen Bedürfnisse der Arbeiterklasse heute bereits 
zur Anerkennung gelangt und durch die Gewährung des Stimm- 
rechts das Mittel zur Befriedigung derselben gegeben. Ihre besondern 
wirthschaftlichen Bedürfnisse und ihr Verlangen nach Theilnahme 
an den Fortschritten unsrer Civilisation streben unzweifelhaft gleich- 
falls ihrer Befriedigung zu. Damit diese Befriedigung sowie die 
der culturlichen Bedürfnisse der Arbeiter erreicht werde, ist jedoch 
nicht .etwa nöthig, dass die Regierungsgewalt in die Hände der 
Arbeiter übergehe und der Volksstaat erblühe im Sinne der Social- 
demokraten, ebensowenig wie die Befriedigung der besondern Be- 
dürfnisse der Bourgeoisie das Entstehen von Bourgeois -Republikea 
erheischt hat. Es ist lediglich nöthig, dass die herrschende Staats- 
gewalt die besondern Interessen und Verhältnisse der Arbeiter be- 
rücksichtigend Einrichtungen gestatte und treffe, durch welche jene 
Bedürfnisse Befriedigung finden. 

Haben wir so den Inhalt der heutigen socialen Frage und das^ 
was zu ihrer Lösung noth wendig ist bezeichnet, so kommen wir 
nun zu der Frage, wie die Gewerkvereine sich zu dieser Lösung 
und wie sie sich zu den übrigen praktischen Lösungsversuchen 
verhalten. 

Als erster praktischer Lösungsversuch ist die Beseitigung aller 
überkommenen gesetzlichen Hemmnisse der freien Entwicklung aller 
Arbeitskräfte und die Weigerung jeder weitern gesetzlichen Ein- 
mischung in die Arbeitsverhältnisse, um es kurz zu sagen die Politik 
der freien Concurrenz zu bezeichnen. Vielleicht wird es Manche 
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verwundern, dass ich die Durchführung dieser Politik zu den Lösungs- 
versuchen der socialen Frage hinzurechne. Allein nachdem gezeigt 
wurde, dass das Herandrängen und die Berufung der Arbeiterklasse 
zur Theilnahme an den Fortschritten der Civilisation als der Inhalt 
der heutigen socialen Frage zu bezeichnen ist, ist dies völlig correct. 
Denn Niemand kann leugnen, dass auch A. Smith die Berufung 
der Arbeiterklasse zu dieser Theilnahme im Auge hatte, ebenso wie 
die übrigen philosophisch-politischen Schriftsteller seiner Zeit die 
Betheiligung derselben am pplitischen Leben herbeiführen wollten ^^**). 
Aber der Lehre Smith's und dieser seiner Zeitgenossen, dass allein 
schon aus der blosen Beseitigung der alten gesetzlichen Ordnung 
die bestmöglichen Zustände hervorgehen würden, lag die Voraus- 
setzung der natürlichen Gleichheit aller Menschen zu Grunde. Ins- 
besondere die Gleiches lehrende, auf Smith folgende abstracte ökono- 
mische Schule nahm an, dass der höchste Reinertrag das Ziel jeder 
einzelnen Wirthschaft sei, und dass jeder Einzelne die nöthige Ein- 
sicht und Energie besitze, um dies Ziel zu erreichen. Und wäre 
diese Voraussetzung nicht eine rein theoretische, so würde die sociale 
Frage durch die blose Beseitigung der frühern Organisationen aller- 
dings gelöst worden sein. Allein die Voraussetzung Smith's und 
seiner Nachfolger traf nicht in Wirklichkeit zu. Um unter dem 
Systeme der Schrankenlosigkeit seine Lage zu bessern bedarf der 
Arbeiter ausserordentlichen Fleiss, nie ermüdende Ausdauer und 
eine gewisse Genauigkeit in Wahrnehmung des ökonomischen Vor- 
theils, die mitunter sogar etwas Niedriges hat, womit jedoch- nicht 
gesagt sein soll, dass nicht häufig unter den so ökonomisch Aus- 
gezeichneten auch moralisch bewunderungswürdige Männer sind. 
Jedenfalls aber finden sich diese vorzüglichen ökonomischen Eigen- 
schaften nicht bei dem englischen Öurchschnittsarbeiter, der nicht 
über seine Klasse hinausstrebt, und nur wünscht, dass seine Be- 
schäftigung regelmässig und sein Lohn ausreichend sei. Ebendeshalb 
hatte (jie absolute Schrankenlosigkeit nur für die ökonomisch Aus- 
gezeichneten die für Alle erwarteten günstigen Wirkungen. Aus 
der Zahl der ökonomisch ausgezeichnetsten Arbeiter entstand nach 
Beseitigung der alten industriellen Ordnung die grosse Masse der 
englischen Arbeitgeber. Der Mittelschlag d. h. die grosse Masse 
der Arbeiter dagegen wurde, bevor er selbst eine neue Ordnung 
anzubahnen begann, nach jener Beseitigung in seiner Lage ver- 
schlechtert. Und muss die herrschende industrielle Ordnung auch 
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unzweifelhaft der Art sein, dass die ausgezeichnetsten Individuen in 
der grösstmöglichen legitimen Entwicklung ihrer Kräfte in keiner 
Weise beschränkt werden, so ist doch offenbar ein System, das nur 
die Besserung der Lage von Individuen bewirkt, während die Ar- 
beiterfrage eine Frage nach der Hebung der ganzen Klasse der 
Arbeiter ist, zu deren Lösung vollständig unfähig. 

Der zweite praktische Lösungsversuch, der in England auf- 
getaucht ist, ist der durch Productivgenossenschaften, Das Ziel, das 
seine Anhänger im Auge haben ist, dass keine EJasse von Arbeit- 
gebern bestehe, dass die Arbeiter den Productionsgewinn unter sich 
selbst vertheilen und dass die Leitung eines Unternehmens in den 
Händen bezahlter Beamten und Ausschüsse liege. Allein die Theo- 
retiker des Genossenschaftswesens, indem sie an die Lösung der 
Arbeiterfrage durch eine Umwandlung aller industriellen Unter- 
nehmen in Productivgenossenschaften glauben, verfallen in denselben 
Fehler wie die Theoretiker der freien individuellen Concurrenz, nur 
in anderer Richtung. Eine Blüthe des Genossenschaftswesens, wie 
die von ihnen erwartete, setzt nämlich in allen Menschen eine 
Selbstlosigkeit und eine Aufopferungsfähigkeit voraus, .die in der 
grossen Masse, im Mittelschlag, nicht zu finden ist. Wie die 
Theoretikei dei: freien Concurrenz alle Menschen für ökonomisch 
gleich ausgezeichnet, so betrachtet die Theorie des Genossenschafts- 
wesens, — ebenso wie der Socialismus und Communismus, die das 
Anrecht auf die Vaterschaft des Genossenschaftswesens besitzen, — 
alle Menschen für moralisch gleich trefflich. 

Nun zeigt die Geschichte allerdings in einer Reihe von Bei- 
spielen eine Blüthe von Productivgenossenschaften. So haben eifrige 
Theoretiker derselben selten verfehlt, sich auf das genossenschaft- 
liche Leben der ersten Christeh zu berufen. Sehr viele der klöster- 
lichen Genossenschaften der katholischen Kirche können als Pro- 
ductivgenossenschaften gelten. Auch unter den Herrnhutern giebt 
es derartige Associationen. Dergleichen Genossenschaften bestehen 
ferner bei verschiedenen Secten in America. Allein alle diese Ge- 
nossenschaften haben als gemeinsamen Zug bestimmte religiöse 
Anschauungen^^'). Alle ihre Mitglieder hatten und haben gemein- 
same Ideen über die Bestimmung und Pflichten des Menschen, 
denen, wie sie innerlich anerkennen, alle ihre Handlungen unter- 
geordnet werden müssen, welche also im Stande sind, alle ihre 
Neigungen und Begierden zu discipliniren, und welche ihnen eine 
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X.ebensregel vorschreiben. Jene Genossenschaften suchten und 
-suchea also die zu ihrer Blüthe nothigen hohen moralischen Eigen- 
schaften in ihren Mitgliedern zu erzeugen und festzuhalten. Die 
Theorie des Genossenschaftswesens aber enthält nichts was die 
Stelle gemeinsamer religiöser Anschauungen d. h. des einzigen Ein- 
gusses einnimmt, der auf die Dauer Genossenschaften auf der 
nothigen moralischen Höhe zu halten im Stande ist. 

Der Mangel dieses Einflusses hat sich denn alsbald in der 
Praxis des Genossenschaftswesens gezeigt. Die hochherzigen Gründer 
4er Kornmühle zu Rochdale, welche in so hohem Maasse Aller Sym- 
pathien erlangt haben und verdienen, haben für eine Reihe von 
Jahren das genossenschaftliche Princip durchgeführt; alle darin be- 
schäftigten Arbeiter waren Actionäre, und der 'Productionsgewinn 
^wurde. auch auf die Arbeit vertheilt. Allein selbst ihre Genossen- 
schaft fiel auf die Dauer von ihnen und ihren Principien ab. Zuerst 
wurde es nöthig Arbeiter zu beschäftigen, die nicht Actionäre waren. 
Hierauf, als das Unternehmen emporblühte, strömte Kapital herbei, 
taufte Actien lediglich als Anlage, und aus wirthschaftlichen Gründen 
liess sich dies nicht hindern. Die Hoffnung, welche die Gründer 
in ihrem Enthusiasmus gehegt hatten, Gesellschaften einrichten zu 
können, deren Actionäre den nicht am Kapitale Betheiligten einen 
grossen Antheil am Gewinn, den das Kapital nach Herkommen und 
Machtlage beanspruchen konnte , überlassen würden , zeigte sich 
hinfallig. Die Actionäre waren zum grössern Theile nur Durch- 
schnittsmenschen. Sie hatten keinen Enthusiasmus, oder ihr Enthu- 
siasmus wurde doch abgekühlt, als sie sich ans Geldmachen ge- 
wöhnten. Sie wurden von dem allgemeinen Verlangen erfasst, den 
grösstmöglichen Vortheil aus ihrem Kapitale zu ziehen. Die Bethei- 
ligung der Arbeit am Gewinn wurde abgeschafft. Ohne solche Betbei- 
ligung nimmt auch die Anzahl Actien, die in Händen der in der 
Mühle beschäftigten Arbeiter ist, nothwendig ab, und es ist sehr 
leicht möglich, dass im Laufe der Zeit alle oder die meisten in der 
Mühle beschäftigten Arbeiter nichts weiter als den Marktpreis der 
Arbeit erhalten. 

Was aber wird bei solcher Entwicklung durch das Genossen- 
schaftswesen erreicht sein? Eine beschränkte Anzahl Arbeiter wird 
durch Anstrengung, Klugheit und Sparsamkeit aus der Arbeiterklasse 
in die Klasse der Arbeitgeber übergegangen sein und grossartige 
Fabriken besitzen und leiten. „Allein", wie Harrison sehr richtig 
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bemerkt ^^^), „da die Hälfte der Vermögen in Lancashire voa 
solchen Männern vereinzelt geschaffen wurden, ist nichts Erstaun- 
liches in der Thatsache, dass eine aus ihnen bestehende Genossen- 
schaft dasselbe zu thun im Stande ist." Da das Genossenschafts- 
wesen jene beschränkte Anzahl lediglich zu Kapitalisten gemacht 
aber nicht einer geistigen Disciplin unterzogen hat, werden sie bald 
Arbeitgeber vom gewöhnlichen Schlage, und die Lage der Arbeiter 
als Arbeiter bleibt unverbessert. Welche Lösung der Arbeiterfrage 
ist aber dadurch gegeben? 

Die dritte praktische, in England versuchte Lösung der Arbeiter- 
frage sind die Arbeitsverhältnisse regelnde Gesetze einerseits und 
Gewerkvereine und Arbeitskammern andrerseits. 

Aus den bisherigen Ausführungen geht hervor, dass es zur 
Lösung der Arbeiterfrage nicht genüge, eine mehr oder minder 
grosse Zahl von Arbeitern über ihre Klasse emporzuheben, sondern 
dass die Arbeiter als Arbeiter, nicht als etwas Andres, in ihrer 
Lage verbessert werden müssen. Die Erfahrung hat ferner gezeigt, 
was sich auch als Folge aus dieser Forderung ergiebt, dass da» 
Lösungsmittel den Bedürfnissen nicht blos der Ausgezeichnetsten^ 
sondern der in ökonomischer und moralischer Hinsicht mit Durch- 
schnittseigenschaften begabten Masse der Arbeiter angepasst sein 
müsse. Beide Forderungen hatte die frühere Ordnung der Industrie 
in gewissem Maasse erfüllt. Lag die Hebung der Arbeiterklasse 
vielleicht auch nicht in ihrer Absicht, so dienten viele ihrer Bestim- 
mungen doch zum Schutze derselben. Ferner waren wie die frühere 
Ordnung überhaupt auch diese Bestimmungen den Bedürfhissen des 
Mittelschlags angepasst. Allein man beseitigte nicht nur die ver- 
alteten Bestimmungen der frühern Ordnung, sondern stellte auch 
das Princip der staatlichen Nichteinmischung in die Arbeitsverhält- 
nisse auf. Man führte also ein System durch, das nur den Bedürf- 
nissen der ökonomisch Ausgezeichnetsten angepasst war. Daber 
ging man femer von der Annahme aus, die Arbeit sei eine Waare 
wie andre, und der Arbeiter sei wie jeder andere Waaren Verkäufer 
im Stande, seine Interessen selbständig wahrzunehmen. Man übersah- 
ausser der natürlichen Ungleichheit also die aus der Untrennbarkeit 
der Person des Arbeiters sich ergebenden ethischen und die aus 
der regelmässigen Armuth des Arbeitsverkäufers sich ergebenden 
wirthschaftlichen Folgen. 

Diese Fehler der Theorie hat das praktische Leben ergänzt. 
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Trotz Aufrechterhaltung des Princips der staatlichen Nichteinmischung 
in der Theorie sah man sich zu Fabrik-, Bergwerks- und Truck- 
^esetzen genöthigt. Die Fabrikgesetzgebung zog der Herrschaft, 
welche der Arbeitgeber durch die Macht die Arbeitsbedingungen 
-einseitig festzusetzen auch über die Person der Arbeiter erhielt, für 
Frauen und Kinder wenigstens gesetzliche Schranken. Aehnlich 
wirkten die Bergwerksgesetze, indem sie die Frauen aus den Berg- 
werken gänzlich verwiesen, die Arbeitszeit der Kinder beschränkten. 
Ferner beseitigten die Vorschriften der Fabrik- imd Bergwerksgesetze 
über die Ventilation der Fabrikräume und Gruben die aus der 
Untrennbarkeit der Waare des Arbeiters von seinfer Person für diese 
sich ergebende Gefahr. Die Bestimmung der Bergwerksgesetze über 
Wiegen und Wägeinstrumente und die Truckgesetze berücksichtigten 
-endlich die aus der Armuth entspringenden besondern wirthschaft- 
iichen Nachtheile der Arbeiter. Alle diese Bestimmungen gingen 
aber von den Bedürfnissen und Fähigkeiten des Durchschnittsarbeiters 
aus, der ausser Stande, sich selbst zu helfen. Alle kommen der 
Gesammtheit oder ganzen Gruppen der Arbeiter, nicht blos Einzelnen 
zvL Gute. Alle verbessern die Arbeiter als Arbeiter in ihrer Lage, 
nicht als etwas Andres. 

Allein schon vor Erlass dieser Gesetze hatte das wirkliche Leben 
^ur Befriedigung der nach Beseitigung der alten Ordnung jeglicher 
Fürsorge beraubten Bedürfnisse der Masse der Arbeiter die Gewerk- 
vereine hervorgerufen, und die Letztern haben auch die von diesen 
Gesetzen gelassenen Lücken ergänzt. Im ersten Bande habe ich in einer 
-eingehenden Untersuchung des Zustands einer Reihe von englischen 
Gewerben im vorigen und zu Anfang des jetzigen Jahrhunderts ge- 
:zeigt, dass sobald Versuche zur Beseitigung der alten Ordnung 
gemacht wurden, die Arbeiter zum Schutze ihrer hiedurch bedrohten 
Interessen coahrten, und dass aus diesen ersten ephemeren Coa- 
litionen die heutigen Gewerkvereine entstanden. Durch diese Ge- 
werkvereine wurden die oben bezeichneten Fehler der staatlichen 
Mchteinmischungstheorie corrigirt. Einmal nämlich kommt erst 
durch sie, wie wir sahen, der Arbeiter in dieselbe Lage, in der sich 
jeder andere 'Waarenverkäufer befindet, indem die Gewerkvereine 
alle Nachtheile beseitigen, welche aus den besondem Eigenschaften 
der Arbeit als Waare und des Arbeiters als Waarenverkäufer dem 
Arbeiter erwachsen. Dann aber hat die Betrachtung ihrer Bestim- 
mungen im Einzelnen gezeigt, dass ihre gewerbliche Politik von 
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den Bedürfnissen und Fähigkeiten des Mittelschlags ausgeht, und 
die Lage dieses Mittelschlags, welche unter dem Systeme gesetz- 
licher Schrankenlosigkeit herabgedrückt zu werden drohte, haben^ 
sie allein hochgehalten und verbessert. In jeder Beziehung also 
durch Entstehung wie durch Wirken, zeigen sich die englischen 
Gewerkvereine als die natürliche und nothwendige Ergänzung der 
Nationalökonomie auf Grundlage vollkommner Freiheit. 

Wie die Gewerkvereine als Stellvertreter der die Arbeiter 
schützenden Bestimmungen der alten Ordnung entstanden, haben 
sie ferner die Lücken der neuen die Arbeitsverhältnisse regelnden- 
Gesetzgebung er^nzt, indem sie die Bestimmungen, welche diese 
Gesetze nur für Frauen und Kinder trafen, auf alle Arbeiter aus- 
dehnten oder deren die Gesammtheit der Arbeiter betreffenden Be-^ 
Stimmungen, wie z. B. bei dem Truckgesetze, erst die Ausführung 
sicherten. Abgesehen von ihrer Aehnlichkeit mit den frühem Gilden 
im Einzelnen, von dem ihnen mit diesen gemeinsamen Geiste der 
Unterordnung der Einzelnen unter das Ganze und dem gleichen 
Grundzug ihrer Politik mit der der Gilden, für die Bedürfnisse der' 
Gesammtheit, des Mittelschlags, zu sorgen, haben die Gewerkvereine 
sich also in Entstehung und Wirken als die Gilden der Gegenwart^^^ 
gezeigt. Denn wie die ehemaligen Gilden sind die englischen Ge-- 
werkvereine nichts Andres als die organisirte Selbsthülfe gleidier 
Interessenten, welche überall thätig eingreift, wo die Staatsthätigkeit 
gemeinsame Bedürfnisse derselben entweder gar nicht oder nicht 
genügend befriedigt. 

Das Mittel, dessen sich in Ermanglung eines bessern die Ge^ 
werkvereine zur Erreichung ihrer Ziele bedienten, waren Arbeits- 
einstellungen, das, welches sie erstrebten, Arbeitskammern. Sie selbst 
aber, sahen wir, halten das erstere Mittel für an sich völlig ver- 
werflich; sie sind bereit auf dasselbe zu verzichten, sobald die 
Regelung durch Arbeitskammern an deren Stelle tritt, und seitdem, 
sich die Arbeitskammern bestehend aus Vertretern von Gesellschaften 
der Arbeitgeber einerseits und der Gewerkvereine andrerseits als 
möglich erwiesen haben, sind die Gewerkvereine sogar für gesetz- 
liche Durchsetzbarkeit der Entscheide der Arbeitskairfmem. Sobald 
diese Arbeitskammern aber in England allgemein geworden sein 
werden, scheint dort die Frage nach einer den Bedürfnissen der Ge- 
sammtheit der Arbeiter entsprechenden Neuordnung des Verhält- 
nisses zwischen Arbeitgeber und Arbeiter beantwortet zu sein. 
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Diese in Arbeitskammern gipfelnde Organisation der Selbst- 
hülfe erfüllt nämlich die Forderungen, welche, wie wir sahen, an 
das Lösungsmittel der Arbeiterfrage zu stellen sind: da<?s es die 
Bedürfnisse der grossen Masse der Arbeiter, des Mittelschlags, be- 
rücksichtige, dass seine Wirkung sich auf die Gesammtheit der 
gemeinsam interessirten Arbeiter nicht bloss auf Einzelne erstrecke, 
und dass es die Lage der Arbeiter in ihrer Eigenschaft als Arbeiter 
verbessere. Mögen diejenigen, welche unter dem Systeme absoluter 
Schrankenlosigkeit emporkommen, immerhin die Ökonomisch aus- 
gezeichnetsten Arbeiter sein, die Lage der Arbeiterklasse als solcher 
lässt dies System unverbessert. Mögen die Arbeiter, welche eine 
Productivgenossenschaft zur Blüthe bringen, immerhin die moralisch 
tüchtigsten sein, was sind die wenigen Hunderte von Arbeitern, 
deren Lage sie bisher verbesserten, verglichen mit den hundert- 
tausend Arbeitern des Strumpfwirkergewerbes, deren gesammte Ar- 
beitsverhältnisse von einer Kammer geordnet werden? Dabei wird 
durch die Arbeitskammern nicht verhindert, dass moralisch besonders 
tüchtige Arbeiter ähnlich den Pionieren von Rochdale Productiv- 
genossenschaften gründen. Auch werden ökonomisch besonders 
Ausgezeichnete in ihrer Entwicklung durch sie nicht verkümmert. 
Es ist nämlich ein besonderes Verdienst dieser Organisation, dass 
sie weit entfernt eine für alle Einzelheiten im Voraus fertige 
Schablone zu sein, von unendlicher Elasticität im Stande ist, nicht 
nur in jedem Augenblicke etwa neu entstehenden Bedürfnissen der 
Gesammtheit sich anzupassen, sondern auch den besondern Um- 
ständen eines jeden Einzelnen Rechnung zu tragen. Aus allen 
diesen Gründen erscheint für England diese Organisation zusammen 
mit directer staatlicher Regelung der einzelnen Arbeitsverhältnisse, 
wo die Selbsthülfe als unthunlich erscheint, wie z. B. bei Frauen 
und Kindern, wenn auch nicht als die Lösung der wirthschaftlichen 
Seite der heutigen socialen Frage, — denn diese Lösung wäre die 
Befriedigung selbst der wirthschaftlichen Bedürfnisse der Arbeiter- 
klasse, — so doch als das natürlichste und geeignetste Mittel zur 
Besserung der wirthschaftlichen Lage der Arbeiter als solcher. 

Damit wäre aber erst das Mittel zur Beantwortung der wirth- 
schaftlichen Seite der heutigen socialen Frage gegeben. Als das 
bereits erlangte Lösungsmittel der politischen Seite derselben, wurde 
das Stimmrecht, das den Arbeitern die Möglichkeit einer Theilnahme 
an der politischen Gestaltung der Gesellschaft gewährt, bezeichnet. 
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Was die culturliche Seite der heutigen socialen Frage angeht, so 
wird dieselbe durch die erörterten Maassnahmen des Staats und 
der auf Selbsthülfe beruhenden Organisationen hauptsächlich nur 
insofern berührt, als dieselben durch Beschränkung der Arbeitszeit 
entgegenstehende Hindernisse ihrer Befriedigung beseitigen. Hier 
ist nöthig, dass sowohl von Seiten des Staats, der Gesellschaft und 
der Arbeiter selbst noch mehr geeignete Befriedigungsmittel ge- 
schaffen werden, als dies bereits der Fall ist. 

Wäre aber auch die Lösung der heutigen socialen Frage 
bereits erreicht, so dürften wir doch nicht hoffen, die Reihe der 
socialen Fragen damit geschlossen zu sehen. Lassalle und die 
heutige Socialdemokratie, welche diesen Schluss der Reihe erklären, 
scheinen mir in einen ähnlichen Fehler zu verfallen wie früher der 
Abb6 Sieyes. Es wäre zwar allzu kühn mit Sicherheit sagen zu 
wollen, es werde nach Lösung der heutigen socialen Frage dem 
befriedigten vierten ein unbefriedigter fünfter Stand sich gegenüber- 
stellen. Indessen darf man sich nicht verhehlen, und in den ein- 
zelnen Erörterungen dieser Arbeit musste es öfters betont werden, 
dass die heutige Arbeiterklasse keineswegs eine harmonische Masse 
mit absolut gleichen Interessen ist. Es giebt in derselben einen 
Unterschied zwischen den gelernten und den ungelernten Arbeitern. 
Wie das Verlangen nach materiellen Verbesserungen- der Lage stets 
mit denen begann und beginnen wird, welche derselben am Wenigsten, 
nicht mit denen, welche derselben am Meisten bedurften, so wird 
auch die Lösung der heutigen socialen Frage von den besserge- 
stellten Arbeitern, den gelernten betrieben. Allerdings ist eine 
Trennung der Klassen bis jetzt noch nicht erfolgt und die gelernte 
Klasse kämpft noch im Namen der Gesammtheit der Arbeiter. 
Allein in vielen Punkten besteht ein Antagonismus der Interessen 
der gelernten und ungelernten Arbeiter; in England ist derselbe 
schon vielfach hervorgetreten, und lässt sich der Gang der Geschichte, 
in den völlig unvorhergesehene Ereignisse eingreifen mögen, auch 
nicht vorhersagen, so gestattet ihr bisheriger Verlauf doch nicht die 
Möglichkeit ganz von der Hand zu weisen, dass später eine Schei- 
dung der beiden Klassen noch eintrete, oder dass wenigstens später 
die niederste Klasse der englischen Arbeiter, das Ziel, dem die 
beste jetzt zustrebt, gesondert noch einmal anstreben muss und 
anstreben wird^^*). Mit der Lösung dieser socialen Frage wird sich 
die Zeit in der sie auftritt, zu beschäftigen haben. 
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3. Haben die eben erörterten, sich gegenseitig ergänzenden 
Organisationen der Selbsthülfe und der Staatshülfe und ihre Re- 
gelungen die Bedürfnisse der englischen Arbeiterklasse befriedigt, 
so hat ihre Wirksamkeit gleichzeitig nicht weniger den Aufgaben 
und Bedürfnissen des gesammten englischen Gemeinwesens ent- 
sprochen. Was sind aber die Aufgaben eines Gemeinwesens gegen- 
über seinen Producenten, welches sind seine Bedürfnisse mit Rück- 
sicht auf dieselben? 

Was die Aufgaben des Gemeinwesens gegenüber den Produ- 
centen angeht, so hat A. Smith im angeblichen Interesse der Letztern 
im Gegensatze zu den veralteten Regelungen seiner Zeit mit Rück- 
sicht auf die ungehinderte Entfaltung der natürlichen Anlagen der 
Einfeinen die Forderung nach unbeschränkter Gewerbefreiheit er- 
hoben. Allein hat es auch unzweifelhaft etwas Verführerisches, 
wenn Schiller ganz im Geiste des Zeitalters Smith's den Karl 
Moor sagen lässt: „Das Gesetz hat noch keinen Mann gross ge- 
macht", so fügt er doch selbst . gleich hinzu: „Die Freiheit brütet 
Kolosse imd Extremitäten aus." Liegt auch etwas tief Sittliches in 
dem Gedanken, dass der Starke durch keinerlei gesellschaftliche 
Einrichtungen verhindert werden dürfe, seine ausgezeichneten Gaben 
zur vollen Entwicklung zu bringen. und einen seinen ausgezeichneten 
Leistungen entsprechenden Erfolg zu erlangen, so ist doch noch 
unsittlicher als die Verkümmerung der Ausgezeichnetsten durch 
Einengung derselben in die den Bedürfnissen des Mittelschlags ent- 
sprechenden Schranken durch Einreissung jeglicher Schranken im 
Interesse weniger Ausgezeichneten die Lage der grossen Mehrheit 
zu verschlechtern. Die Bedürfnisse der Mehrheit müssen stets den 
Maassstab abgeben, nach dem das Gemeinwesen seine Einrichtungen 
triflft Die einzige Pflicht und die einzigen Interessen, welche das 
Gemeinwesen gegenüber den wenigen Ausgezeichneten hat, ist zu 
sorgen, dass sie durch die im Interesse des Mittelschlags getroffenen 
Einrichtungen in der grösstmöglichen Entfaltung ihrer Kräfte nicht 
verkümmert werden. Die grosse Mehrheit aber bedarf solcher be- 
sonderer Regelungen, um nur das Mittelmaass zu erreichen. Sie 
bedarf der schützenden Schranken, um nicht den „Kolossen und 
Extremitäten", welche die schrankenlose Freiheit ausbrütet, zum 
Opfer zu fallen. Die Entwicklung der englischen Industrie, welche 
als Reaction gegen diese Freiheit zum Schutze der Schwachen die 
Regelungen der Gewerkvereine und der Arbeitsgesetzgebung hervor- 
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rief, giebt dafür den schlagendsten Beleg. Diese Regelungen ent- 
standen nothwendig um das Zurückbleiben der Gesellschaft in der 
Erfüllung ihrer Aufgaben gegenüber der grossen Mehrheit zu er- 
gänzen. Dabei zeigt die Erfahrung, wie in dieser Arbeit im Ein- 
zelnen schon mehrfach hervorgehoben wurde, dass sie die Ent- 
Wicklung der besonders Ausgezeichneten in keiner Weise bisher ver- 
kümmerten. Die Arbeitskammern aber geben die Möglichkeit die be- 
sondern Verhältnisse eines jeden einzelnen Falls zu berücksichtigen. 

Indem diese Regelungen die Thätigkeit des englischen Gemein- 
wesens in der Erfüllung seiner Aufgaben ergänzt haben, haben sie 
ferner auch dessen Bedürfnisse befriedigt. Adam Smith allerdings 
davon ausgehend, dass die Consumtion der einzige Zweck aller 
Production sei, erklärte ^^^) die Berücksichtigung der Interessen* der 
Producenten nur so weit im Interesse des Gemeinwesens, als die- 
selbe zur Förderung des Consumtionsinteresses nothwendig sei, luld 
forderte absolute Schrankenlosigkeit, weil dieselbe den Consumenten 
die grösste Güte und Billigkeit der Producte sichere. Allein auch 
diese einseitige Bptonung des Consumtionsinteresses der Gesellschaft 
ist wie alle Lehren Smith's im Zusammenhang mit den Bedürf- 
nissen seiner Zeit zu beurtheilen. Gegenüber den veralteten Ord- 
nungen seiner Zeit, welche unter dem Schutze einer Fürsorge für 
den Producenten nur mehr den Interessen einzelner Privilegirter 
dienten, glaubte A. Smith mit seiner Forderung das Interesse aller 
Menschen gleichmässig zu berücksichtigen. Aber die Entwicklung,, 
welche diese einseitige Betonung des Consumtionsinteresses im wirk- 
lichen Leben nahm, hatte gerade das Umgekehrte von dem voa 
Smith Beabsichtigten zur Folge. Sie kam lediglich einzelnen Klassea 
zu Gute, und zwar denen, welche nicht selbst produciren; das Con- 
sumtionsinteresse der Mehrzahl der wirklichen Producenten dagegen 
wurde so wenig berücksichtigt, dass dieser, bis die Reaction eintrat, 
die Gefahr drohte, ausser Stande zu kommen, überhaupt Consu- 
menten zu sein. Consequent durchgeführt drohte Smith's Princip 
sonach mit sich selbst in Widerspruch zu gerathen und durch 
Schaffung einer in ihren berechtigten Bedürfnissen unbefriedigten 
Klasse Zustände hervorzurufen, welche die Wohlfahrt aller Klassen 
gefährdeten. 

So zeigt die einseitige Förderung des Consumtionsinteresses 
selbst, dass sie nicht identisch ist mit der des Gemeinwohls. Das 
praktische Leben selbst zeigt uns, dass es nicht genüge, in ökono- 
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misch-politischen Fragen lediglich die ökonomischen Gesichtspunkte 
zu betonen, dass ethische und allgemein politische Rücksichten auch 
in diesen Fragen Beachtung verdienen. Schon J. G. Hoffmann, 
gewiss eine Autorität in gewerblichen Fragen, dessen hierhergehörige 
Ausführungen ^^^ ich dem Studium derjenigen, welche in Betrachtung 
wirthschaftlicher Dinge ethischen und allgemein politischen Rück- 
sichten einen Spielraum nicht gönnen wollen, dringend empfehle, 
hat dies mit warmen und beredten Worten warnend hervorgehoben. 
Bereits oben*) habe ich seinen Ausspruch angeführt, dass nur in 
der Wohlhabenheit und Zufriedenheit des kleinen Besitzstands an 
Naturfonds und Erwerbsmitteln eine Garantie für die Sicherheit des 
ganzen Gemeinwesens liege. Ich habe dabei bemerkt, dass in den 
englischen grossindustriellen Verhältnissen die gelernten Arbeiter 
eine ähnliche Stufe über dem reinen Proletarier einnehmen, wie die 
von Hoffmann der Fürsorge der Regierungen empfohlenen kleinen 
Handwerker. Es ist jedoch nöthig, bei dieser conservativen Be- 
deutung der englischen Gewerkvereine, welche allein nur die Auf- 
rechthaltung einer gelernten Arbeiterklasse ermöglichten, noch etwas 
länger zu verweilen. 

Der conservative Charakter ^^^ der ganzen englischen Gewerk- 
vereinsbewegung tritt uns sofort in ihrer Entstehung entgegen. Nicht 
um eine neue Ordnung zu Gunsten der Arbeiter einzuführen, son- 
dern zur Aufrechthaltung der ehemals gesetzlich bestehenden Re- 
gelungen sahen wir die Gewerkvereine ins Leben treten. An den 
Grundzügen dieser Regelungen hielten sie als an dem Herkommen 
fest, ungeachtet der heftigen Angriffe von Oekonomisten, welche 
ungehemmte Concurrenz predigten, und von Anhängern der Owen'- 
schen Schule, welche für Genossenschaften agitirte. Hierdurch haben 
sie allein verhindert, wie bereits 1831 ein den Gewerkvereinen keines- 
wegs parteiischer englischer Schriftsteller hervorhebt '^^^), dass der Lohn 
des gelernten Arbeiters nicht bloss so viel beträgt, als zur Befrie- 
digung der Bedürfnisse des Irländers genügt. „Dieser einzige Ver- 
dienst, eine hochbezahlte Klasse von gelernten Arbeitern aufrecht 
erhalten zu haben", fährt dieser Schriftsteller fort, „überwiegt alle 
mit den Gewerkvereinen verbundenen Uebelstände. Indem sie ein 
Bindeglied bildeten zwischen Reichthum und Armuth, dienen sie der 
letztern als Sporn, und in der That, ihr Dasein bietet den englischen 

a) S. i6r, 162. 
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Arbeiterklassen beinahe den einzigen Beweggrund, sich anzustrengen." 
Aehnlich wie die erste französische Revolution in den kleinen bäuer- 
lichen Besitzern haben sie in der Aufrechthaltung einer gelernten Ar- 
beiterklasse die bedeutendsten Gegner aller socialistischen Nivel- 
lirungsversuche geschaffen. 

Ebenso nämlich wie sich der praktische gesunde Menschen- 
verstand der Masse der gelernten Arbeiter in jenem Festhalten an 
den bestehenden Einrichtungen als an dem, was ihren Bedürfnissen 
am Meisten entspreche, dem Geiste der Theoretiker überlegen ge- 
zeigt hat, ist es notorisch, dass er die Gewerkvereine von Theorien, 
die auf Umsturz des Eigenthums, der Ehe und der ganzen Gesell- 
schaft gerichtet waren, allzeit ferne gehalten. Weit entfernt der 
Institution des Eigenthums feindlich zu sein, beruhen die Gewerk- 
vereine sogar auf dem Fortbestehen des Verhältnisses zwischen 
Arbeitgeber und Arbeiter, und verlangen von den Arbeitgebern nur 
Anerkennung der Pflichten ihrer Stellung. Die Internationale hat 
unter ihren Mitgliedern nur sehr vereinzelte Anhänger; auch diese 
stehen den Theorien von Marx, die sie, wie ich aus persönlicher 
Nachforschung weiss, nicht einmal kennen, absolut fern, und Karl 
Marx selbst betrachtet die Gewerkvereinler mit der grössten Ver- 
achtung als „kleine Bourgeois". 

Ebenso ferner wie in ihren Anschauungen über gesellschaftliche 
Fragen stehen tiie Gewerkvereinler den Internationalen und ebenso 
den ehemaligen Chartisten in ihren politischen Anschauungen absolut 
fern. Vor Allem ist zu constatiren, dass sie keine gemeinsamen 
politischen Anschauungen haben. Es sind unter denselben alle 
politischen Meinungen vertreten, und giebt unter ihnen Republicaner 
und Tories. Der Chartist ferner als reiner Proletarier war absolut 
unpatriotisch; der Gewerkvereinler dagegen ruft*): „England, bei 
allen deinen Fehlern liebe ich dich dennoch!" Chartisten und Inter- 
nationale erwarten das einzige Heil von der Besitznahme der Staats- 
gewalt durch die Arbeiterklasse und erklären es für eine Thorheit 
von den heutigen Regierungen etwas zu erwarten; der Präsident 
der nationalen Gesellschaft der Grubenleute erkennt dagegen in den 
wärmsten Ausdrücken die Verdienste des Parlaments um die Arbeiter- 
klasse durch Erlass der Arbeitsgesetzgebung an^). „Die Thatsache", 
sagt er u. A., „dass diese Gesetze erlassen wurden, zeigt, dass die 



a) qu. 8756. b) Vgl. qu. 15438, IS444. 
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Masse unsrer Besitzenden von Gefühlen der Menschlichkeit erfüllt 
ist." Besonders aber trat während der Chartistenbewegung die 
conservative Bedeutung der englischen Gewerkvereine im praktischen 
Leben hervor. Bekanntlich hielten sich zum grossen Leidwesen der 
Chartisten die Gewerkvereinler absolut fern von dieser Bewegung*). 
„Und ich glaube", sagt in der Antwort auf eine Frage bezüglich 
des Einflusses der Gewerkvereine auf Hochhaltung des Lohns der 
Secretär der Eisengiesser^), „dass nichts verursachte, dass Englands 
Ruhe während der grossen Kämpfe und revolutionären Krisen des 
Continents aufrecht erhalten wurde als seine wohlbezahlten gelernten 
Arbeiter. Auch werden Sie sich •erinnern, dass zur Zeit der grossen 
Chartistenbewegung in diesem Lande der Ruf derselben war: „Bringt 
nur den gelernten Arbeiter auf das Niveau der ungelernten herab, 
und die Charte wird gewährt werden müssen." Meine Meinung ist, 
dass wenn wir auf das Niveau der continentalen Arbeiter herunter-^ 
gebracht werden- sollen unsre Lage dieselbe sein wird wie die ihre^ 
und dass wir hier Revolutionen so nahe stehen werden wie dort.**' 

In der That, wer die englischen Parlamentsberichte über die 
Lage der arbeitenden Klassen kennt, wird zugestehen müssen, dass 
bevor die Gewerkvereine zu entscheidendem Einflüsse auf die Re- 
gelung der Arbeitsverhältnisse daselbst gelangt waren und vor Erlass 
der Arbeitsgesetzgebung die einseitige Betonung des wirthschaftlichen 
Elements in ökonomisch-politischen Fragen daselbst einen physischen 
intellectuellen und moralischen Zustand der arbeitenden Klassen 
hervorzurufen drohte, bei dem Revolutionsausbrüche ähnlich den 
französischen unvermeidlich geworden wären. Dass derartige Aus- 
brüche in England unterblieben, dass die der Socialdemokratie ver- 
wandte Chartistenbewegung so harmlos verlief, hat lediglich seine 
Ursache in den als Reaction gegen jene ökonomische Einseitigkeit 
entstandenen Regelungen der Selbsthülfe der Arbeiter und der Ge^ 
setzgebung. Indem diese Regelungen einen Zustand der Arbeiter- 
klasse geschaffen haben, bei dem, was immer die politische Con- 
figuration der englischen Gesellschaft sein mag, die Grundlagen, 
auf denen diese Gesellschaft beruht, unangetastet bleiben werden^ 
haben sie nicht nur die Interessen der englischen Arbeiterklasse, 
sondern auch die des ganzen englischen Gemeinwesens befriedigt. 

4. Ich komme zum Schlüsse; und nachdem ich die wirth- 



a) Vgl. I. S. 164 u. Note 436. b) qu. 8753. 
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schaftliche Lage der englischen Arbeiterklasse in Vergangenheit und 
Gegenwart erörtert habe, erhebt sich da nothwendig die Frage nach 
ihrer Zukunft. Allein nur zögernd gehe ich an die Beantwortung 
dieser Fr^ge. Ich habe gefunden, dass Schriftsteller, welche an die 
Beantwortung derselben herantraten, bei ihrer Beurtheilung des 
Wahrscheinlichen häufig weniger die Anhaltspunkte, welche ihnen 
die menschliche Natur, die Vergangenheit und das Leben der Gegen- 
wart boten, als ihre individuellen Wünsche berücksichtigten. Und 
allerdings ist das Wünschenswerthe ebenso wie das Wahrscheinliche 
zxx untersuchen. Allein damit ist noch nicht gesagt, dass Beides 
unklar vermischt werden müsse. Es ist Eines anzugeben, welche 
Entwicklung nach den natürlichen Anlagen der grossen Masse der 
Menschen, nach den Bedürfnissen des Industriebetriebs und den 
Lehren der Geschichte als wahrscheinlich scheint. Es. ist etwas 
Andres zu erörtern, was, im Falle diese Entwicklung wirklich ein- 
treten sollte, wünschenswerth und nothwendig ist, damit die heutige 
sociale Frage gelöst werde. 

Welche Entwicklung der industriellen Verhältnisse ist wahr- 
scheinlich? Eigentlich wäre es nicht nöthig, bei der Beantwortung 
dieser Frage noch länger zu verweilen; denn eigentlich habe ich 
auf den vorstehenden Seiten schon auf dieselbe erwidert. Nach 
den vorstehenden Erörterungen scheint keinerlei Hoffnung für eine 
grosse oder gar allgemeine Ausbreitung von jProductivgenossen- 
ßchaften zu bestehen. Dieselben setzfen, wie wir sahen, einen mo- 
ralischen Zustand voraus, der von der Masse der Arbeiter, dem 
Mittelschlage, niemals erreicht werden wird. Im Einzelnen mögen 
dieselben wohl häufig gedeihen, und wo sie gedeihen sind sie jeg- 
licher Sympathie unzweifelhaft würdig. Die Mitglieder derselben 
mögen bei Weitem die moralisch Tüchtigsten unter den Arbeitern 
sein und der grossen Masse der Letztern ebenso überlegen, wie 
etwa im Mittelalter die städtischen Bürger, die sich ihre Freiheit 
bewahrten, den Bewohnern des Landes. Aber es scheint nichtt 
dass Productivgenossenschaften je häufiger sein werden, als die freien 
Städte im Mittelalter in Mitten der Territorien des Adels und der 
Fürsten. 

Wie nämlich Harrison, dem gewiss Niemand warmes Mit- 
gefühl für die Arbeiterklasse absprechen wird, sehr richtig bemerkt^ ^^): 
„Wenn es etwas giebt, was der Fortschritt der Civilisation immer 
fjtetiger entwickelt, so ist es der Umstand, dass die Leitung des 
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Kapitals absolute Dispositionsfreiheit , ungetheilte Hingabe, lebens- 
lange Erziehung und angeborne Geschäftsinstincte erfordert. Unser 
ganzer complicirter Industriebetrieb erfordert abwechselnd in seinen 
Leitern technisches und praktisches Genie, eine Art Instinct des 
Marktes, eine lebenslange Vertrautheit mit einer Menge verwickelter 
theils mechanischer, theils pecuniärer, theils administrativer Erwä- 
gungen. Das Haupt eines grossen Betriebs ist wie der Capitain 
eines Schiflfs oder der General einer Armee. Er muss wissenschaft- 
liche, technische und praktische Kenntnisse haben, ferner Geistes- 
gegenwart, eine entsprechende äussere Erscheinung, Muth, Eifer 
und die Gewohnheit des Befehlens. Es ist recht schon und gut, 
wrenn Arbeiter Thee und Butter klug einkaufen und sogar die 
Agenten überwachen, welche dies Geschäft für sie besorgen. Aber 
-es ist lächerlich den Arbeitern in einer Schmiede zu sagen, dass sie 
Whitworth's Maschinenfabrik mit Erfolg zu betreiben oder den Great 
Eastern zu bauen im Stande sind." 

Allein nicht nur ist es wahrscheinlich, dass das Verhältniss von 
Arbeitgebern und Arbeitern auch in Zukunft stets das vorherrschende 
sein werde, eine derartige Entwicklung ist auch nicht im Geringsten 
beklagenswerth. Die Sache verhält sich nämlich also: Die hoch- 
herzigen Männer, welche die Gründung von Productivgenossenschaften 
zuerst empfahlen, standen unter dem Eindruck der unheilvollen und 
unmoralischen Weise, in der die Macht, welche das Kapital giebt, 
von dessen Besitzern häufig ausgebeutet wurde. Statt nun zu unter- 
suchen, wie dieser Missbrauch verhütet werden könne, eilten sie zu 
dem Schlüsse, dass Kapitalisten als eine besondere Klasse nicht 
bestehen sollten. Hierbei übersahen sie jedoch den Unterschied 
jswischen dem zufalligen und dem nothwendigen Zustande. Sie über- 
sahen ferner, dass die Industrie nur durch einzelne mit grosser 
Macht und Verantwortlichkeit Ausgestattete gelenkt werden kann, 
und dass für die grosse Masse der minder Ausgezeichneten die 
Gefahrdung der Stetigkeit und Sicherheit der Existenz, wie sie die 
Theilnahme an den Wechselfallen der Production hervorrufen würde, 
in jeder Beziehung äusserst nachtheilig und diese Gefahrdung auch 
gegen das Interesse des Gemeinwesens ist. Bei solchem Sachverhalt 
aber erscheint es als eines der vornehmlichsten Verdienste der Ge- 
werkvereine, dass sie das Verhältniss von Arbeitgeber und Arbeiter 
nicht als ein vorübergehendes, sondern als ein dauerndes, die Tren- 
nung derselben als den natürlichen und nothwendigen Zustand des 
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heutigen Industriebetriebs ansehen. „Sie haben", wie Beesly be» 
merkt ^^"), „instinctiv die Maxime begriffen, dass der Sache jeglichen 
Fortschritts am Besten gedient wird, nicht indem man die zeitigen 
Besitzer der Macht derselben zu berauben bestrebt ist, sondern 
indem man sie dieselbe im Interesse der Gesellschaft zu gebrauchen, 
nöthigt." 

Ebenso aber wie es aus wirthschaftlichen Gründen wahrschein- 
lich erscheint, dass das Verhältniss von Arbeitgeber und Arbeiter 
stets das vorherrschende bleibe, scheint es aus wirthschaftlichen 
Gründen wahrscheinlich, dass mit der Zeit die kleinen und mittleren 
Arbeitgeber verschwinden und der ganze Betrieb sich in den Händen 
weniger grosser Anstalten concentrire. Die grossen ökonomischen 
Vortheile des Betriebs im grosstmoglichen Maassstabe und insbe« 
sondere die Fortschritte der Technik, die nur bei solchem Betriebe 
völlig ausgebeutet werden können, geben kleinern Werken wenig 
Aussicht auf eine dauernde Concurrenzfahigkeit. Aber auch dies 
ist kein Nachtheil für die Arbeiterklasse. Schon nach der bisherigen 
Erfahrung*) zeigen sich die grossen Arbeitgeber stets als die besten, 
die mittleren und kleinen stets als die drückendsten. Je weniger 
aber der industriellen Anstalten sein werden, desto leichter wird es 
für die Gesellschaft oder die Selbsthülfe der vereinten Arbeiter sein, 
dieselben zur Beachtung der Pflichten ihrer Stellung anzuhalten. 

Aber erscheint es nach dem Vorgehenden wahrscheinlich, dass 
mit dem Fortschreiten der Entwicklung der Industrie auf der einen 
Seite die Zahl der Arbeitgeber sich stets verringern, auf der andern 
Seite die Zahl der Arbeiter sich stets vermehren wird, und erscheint 
diese Entwicklung auch nicht beklagenswerth , wofür Andre sie 
halten, so fragt sich doch noch, was wünschenswerth und nothwendig 
sei, damit bei solcher Entwicklung die heutige sociale Frage gelöst 
werde, insbesondere fragt sich, in welcher Richtung die oben be- 
zeichneten Lösungsmittel derselben, um diesen Zweck zu erreichen,, 
mitwirken müssen. 

Hierauf giebt es nur eine einzige Antwort, die in den vor^ 
stehenden Seiten schon mehrfach berührt wurde. Es ist wünschens- 
werth und nothwendig, dass die Pflichten, welche der Besitz von 
Reichthum gegenüber der ganzen Gesellschaft giebt, mehr wie bisher 



a) Vgl. qu. 3028, 8745, 15344, 15352, 15849—51. 15924, 18264—6, 

19758, 19889. 
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von den Besitzenden anerkannt werden. Der Besitzer von ange- 
sammeltem Vermögen ist nämlich in keiner Weise berechtigt, sich 
als absoluten Eigenthümer zu betrachten. Gesetzlich soll er aller- 
dings nicht in der beliebigen Verwendung seines Vermögens be- 
hindert werden. Allein selbst wenn sein Vermögen das Resultat 
seines eigenen Wirkens ist, so ermöglichte doch nur das Gemein- 
wesen dessen Ansammlung und die Erhaltung des Angesammelten. 
Der Besitzer eines Vermögens ist deshalb in keiner Weise berechtigt, 
dasselbe als ihm zum beliebigen Gebrauche gegeben zu betrachten, 
sondern nur als von der Gesellschaft ihm anvertraut, um es zu 
deren grösstem Nutzen und Frommen zu verwalten. Wie ein König 
soll er seine Stellung in der Gesellschaft als ein Amt ansehen, 
welches weniger Rechte verleiht als Pflichten auferlegt. Er soll 
erwägen, dass die Gesellschaft, indem sie die Concentration von 
Reichthum in seinen Händen gestattet, von ihm erwartet, dass er 
denselben besser verwende als die Masse, wenn dieser Reichthum 
auf diese gleichmässig vertheilt wäre^^^). 

So ist es z. B. eine der grössten Aufgaben des Reichthums, 
das Fortschreiten der menschlichen Cultur, insbesondere von Kunst 
und Wissenschaft zu fördern. Es ist einer seiner vorzüglichsten 
Rechtfertigungsgründe, dass er dies besser zu thun im Stande ist, 
als viele kleine und mittlere Vermögen. Ebendeshalb aber sollte 
die öffentliche Meinung das Benehmen eines Reichen, der statt 
dieser Aufgabe zu genügen, die zu seiner Verwendung gestellten 
Güter lediglich auf Vergnügen und Befriedigung der eigenen Be- 
gierden vergeudet , als eine Schmach brandmarken. Was aber 
insbesondere die Arbeitgeber angeht, so ist es wünschenswerth und 
nothwendig, dass dieselben nicht nur die Rechte ihrer Stellung als 
industrielle Heerführer ausüben, sondern auch die Pflichten von 
Heerführern gegenüber ihrer Mannschaft anerkennen. Sie sollten 
sich weniger als Verwender von Kapitalien, als vielmehr als Führer 
von Männern betrachten, deren geistige und leibliche Wohlfahrt 
ihrer Mitsorge anvertraut ist. Insbesondere statt ihrer Gewinnsucht 
die Zügel schiessen zu lassen und durch rücksichtslose Ueberspecu- 
lationen Krisen hervorzurufen, welche ihre Arbeiter ins tiefste Elend 
stürzen und die ganze Gesellschaft in Mitleidenschaft ziehen, sollten 
sie bedenken, dass der Hauptrechtfertigungsgrund der ihnen über- 
tragenen ausschliesslichen Macht darin liegt, dass sie auch aus- 
schliesslich die Verantwortung für deren Gebrauch tragen und allein 
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das Risico bei deren schlechtem Gebrauch übernehmend^*). Statt, 
mn den Preis der Producte zu mindern, um deren Verkauf zu 
vergrössern, den Lohn unter die herkömmliche Lebensweise des 
Arbeiters herabzudrücken, sollten sie bestrebt sein, durch Erweiterung 
und Veredlung der Bedürfnisse des Arbeiters deren Lebenshaltung 
zu erhöhen. Statt endlich zur Ueberflügelung von Concurrenten 
die Arbeitszeit bis an die äusserste Grenze menschlicher Leistungs- 
fähigkeit zu verlängern, sollten sie davor zurückschrecken, durch 
solche Verlängerung der Arbeiterklasse alle Lebensfreudigkeit zu 
benehmen, sie von der Theil nähme an dem Fortschreiten der mensch- 
lichen Cultur zurückzuhalten und dadurch eine Gefahr für die ganze 
menschliche Gesellschaft heraufzubeschwören. 

In der That es ist in hohem Maasse wünschenswerth und im 
öffentlichen Literesse nothwendig, dass die Unsicherheit der Sub- 
sistenz, durch welche sich, wie Hermann sehr richtig bemerkt 
hat^^^), die unbemittelten Familien von den wohlhabenden am 
Meisten unterscheiden, so viel wie möglich beseitigt werde. Es ist 
ferner, wie von der Volkswirthschaftslehre von jeher anerkannt 
wurde, im höchsten Maasse wünschenswerth, dass der Lohn der 
Arbeiter nicht weniger, als zu deren herkömmlicher Lebensweise 
nöthig, betrage, und dass diese Lebensweise sich fortwährend ver- 
bessere. Es ist endlich dringend nothwendig, dass die Arbeitszeit, 
welche die Arbeiter bedürfen, um sich die nöthigen Befriedigungs- 
mittel ihrer Bedürfnisse zu verschaffen, so sehr beschränkt werde, 
dass nicht die Sorge um dieselben, ein blosses Mittel, als einziger 
Zweck ihres Lebens und dass nicht die Möglichkeit die wahre Be- 
stimmung des Menschen zu erreichen, als ein Vorrecht der Be- 
sitzenden erscheine, sondern dass auch den Arbeitern die Möglichkeit 
gegeben werde, alle ihre Kräfte zu entfalten und zu veredeln. Um 
dieses Ziel zu erreichen ist aber der blosse Druck der öffentlichen 
Meinung zu schwach. Die als hauptsächliche Lösungsmittel der 
wirthschaftlichen Seite der heutigen socialen Frage bezeichneten 
Regelungen der organisirten Selbsthülfe der Arbeiter und, wo diese 
nicht ausreicht, der Gesetzgebung, müssen, wie sie es bisher schon 
thaten, hierzu noch fernerhin eingreifen. 

Allein dies ist nicht das Einzige, was zur Lösung der heutigen 
socialen Frage Noth thut. Es ist ferner nöthig, dass die Arbeiter 
im Stande seien, sich ebenso wie die übrigen Klassen der Gesell- 
schaft der fortgeschrittenen Civilisation entsprechende Nahrung, 
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Kleidung und Wohnung zu verschaffen, und erscheint das Genossen- 
schaftswesen auch nicht im Stande die wirthschaftliche Haupt* 
Schwierigkeit in der heutigen socialen Frage zu beseitigen, so hat 
es in diesem untergeordneteren Theile derselben doch schon äusserst 
Erspriessliches geleistet und kann und muss noch weiter Erspriess- 
liches leisten. 

Aber auch damit ist noch nicht genug erreicht. Als der Inhalt 
der heutigen socialen Frage wurde oben die Hebung des Gesammt- 
zustands der Arbeiterklasse bezeichnet und ihre Betheiligung an den 
Segnungen der heutigen Civilisation. Darin liegt nicht nur die 
Aufgabe der politischen und wirthschaftlichen, sondern auch der 
intellectuellen und sittlichen Hebung der Arbeiterklasse enthalten. 
Hiezu aber ist eine thätige Mitwirkung der ganzen Gesellschaft 
erfordert. Es genügt nicht, dass durch Kürzung der Arbeitszeit die 
Hemmnisse einer derartigen Hebung beseitigt werden. Es ist nöthig, 
dass noch mehr wie bisher positive Einrichtungen, Bildungsstätten 
jeglicher Art, geschaffen werden, um der Arbeiterklasse den Zugang 
zu den Culturfortschritten der Menschheit zu eröffnen. 

pas nämlich dürfen wir nie ausser Augen lassen, dass es sich 
nicht darum handelt, dass die Arbeiterklasse nur in demselben 
Maasse wie bisher an den Fortschritten der Civilisation Antheil 
nehme, sondern dass dieses Maass zu ihren Gunsten vermehrt werde. 
Denn das Ziel unsres gesammten Strebens muss stets ein Zustand 
sein, dem wir, wie der ganze Verlauf der Geschichte zeigt, immer 
näher kommen, wenn seine völlige Erreichung vielleicht auch stets 
eine Utopie bleibt, ein Zustand nämlich, in dem die gesammten 
Segnungen der Cultur der gesammten Menschheit zu Theil werden. 
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^) The Fortnightly Review, vol. III. pp. 49, 50. 
*) The Westminster Review, October 1861, p. 513. 
^) Social Science Association Report on Trades' Societies and Strikes. 
London 1860, pp. 599, 623. 

^) Die Arbeit, ihre unberechtigten Ansprüche und ihre berechtigten 
Forderungen, ihre wirkliche Gegenwart und ihre mögliche Zukunft. Von 
William Thomas Thomtorty übersetzt von Dr. Hugo Schramm, Leipzig 
1870, S. 76. 

5) Ebendaselbst, S. 96. 
. ^) Ebendaselbst, S. 61. 
7) The Westminster Review, October 1861, p. 517. 
*) Deutsche Ausgabe S. 84. 
9) Ebendaselbst, S. 90, 93. 
^°) Ebendaselbst, S. ^7, 88. 

* ') Wealth of Nations Bk. I. Chap. VIH. Edit. Mc CuOoch, Edinburgh 
1863, p. 30. 

") S. S. A. Rep. on T. S. pp. 278, 285, 363, 376. 
^^) Vgl, S. S. A. Rep. on T. S. pp. 5, 63, icx>, 107, 181, 209, 288, 289, 
320, 331, 456, 527; femer qu. 3492, 10583, 17276—7, 17448, 19620. 
^4) Eleventh and Final Report p. XLVIIL 
*5) S. S. A. Rep. on T. S. p. 354; qu. 2971 u. a. m. 
^^) S. S. A. Rep. on T. S. pp. 281, 363, 535; qu. 16805—8, 18451, 
19067—74, 19324—6. 

*7) S. S. A. Rep. on T. S. pp. 215, 240, 290, 394; ferner qu. 3479, 10388. 
^8) The Fortnightly Review, vol. III. p. 50. 

*9) Siehe qu. 8459 — 65; ferner verweise ich auf den berühmten Kampf 
der englischen Grubenarbeiter im Jahre 1844 (siehe darüber Engels ^ die 
Lage der arbeitenden Klassen in England, S. 301 — 311), auf die Arbeits- 
einstellung und Aussperrung der Arbeiter der Kohlengruben von West- 
Yorkshire (siehe Social Science Transactions 1859, p. 645) im Jahre 1858, 
ferner auf die zahlreichen vom Grafen von Paris in seinem Buche angeführten 
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Beispiele aus den sechziger Jahren (Les Associations ouvrieres en Angleterre 
(Trades-Unions) par M. Ic Loxte de Paris. Paris 1869, Chap. VI^ auch auf 
qu. 11828—36, 13616 — 7. 

^". Wealth of Xationa, Ed. M^Cuiloch 1863, p. 38b. 

^'. Vgl. Speeches of the Earl of ShafUsbury^ K. G., upon subjects ha- 
ving relation chiefly to the claim« and interests of the labouring class. London 
1868; pp. 410 — 21. 

^ ^ : Gustav SchmolUr^ Zur Geschichte der deutschen Kleingewerbe, Halle 
1870, S. 213. 

^jj Vgl. Social Science Transactions von 1857, pp. 558 — 60, von 1863 
p. 689. 

**) Vgl. The Westminster Review, October 186 1 pp. 520 — i; vgL auch 
qu. 19055—6. 

^5) Vgl. Eleventh and Final Report, p. XLIV. — Es sei mir gestattet» 
an dieser Stelle auf einen Punkt zurückzukommen, den ich im ersten Bande 
schon vollständig erledigt zu haben glaubte, der jedoch, wie ich aus mehreren 
Besprechungen ersehen habe, einer nochmaligen Beleuchtung bedarf. Als 
in England zu Ende 1866 und Anfang 1867 der allgemeine Sturmlauf gegen 
die Gewerkvereine begann, wendete man sich gegen jene Gewerkvereine, 
deren Identificirung mit den sheffielder Verbrechen wegen ihrer notorischen 
Unbescholtenheit absolut unthunlich war, indem man sie durch Betonung 
ihrer angeblich bevorstehenden Insolvenz in dem Ansehen, das sie genossen, 
zu beeinträchtigen suchte. Besonders wurde diese Insolvenz mit Rücksicht 
auf die von drei Gewerkvereinen, von den Vereinigten Maschinenbauern, 
den Vereinigten Zimmerleuten und Schreinern und von den Eissengiessern, 
versprochene Altersunter Stützung behauptet. Zwei der ersten Actuarien von ■ 
englischen Versicherungsgesellschaften machten auf das Unterstützungswesen 
dieser Ge werk vereine bezügliche Berechnungen. Sie zeigten, dass gemäss 
den bei den Lebensversicherungen und Tontinen geltenden und bewährten 
Grundsätzen die regelmässigen Beiträge dieser Gewerkvereine ungenügend 
seien, um dieselben in Stand zu setzen nach Ablauf einer gewissen Anzahl 
Jahre ihren Verpflichtungen auch nur mit Rücksicht auf die Altersunter- 
stützungen nachzukommen. Dies sei selbst unter normalen Zustanden der 
Fall. Würden gar noch Arbeitseinstellungen oder Aussperrungen stattfinden, 
so müsste die Unterstützung der Feiernden aus den regelmässigen Beiträgen 
nothwendig zur Sprengung der Hülfskassen der Gewerkvereine fuhren. "Wie 
sich leicht denken lässt, kamen diese Ausführungen der Actuarien der den 
Gewerkvereinen feindlichen Hälfte der kgl. Commission s6hr erwünscht. 
Sie verlangte mit Rücksicht auf diese Ausführungen Trennung der Gewerk- 
Vereinsgelder zur Unterstützung von Feiernden von denen zur Gewährung 
von Krankheits-, Alters- und andern Wohlthätigkeitsunterstützungen. Nur 
die Gewerkvereine, welche diese Trennung vornähmen, sollten als „Gewerks- 
und Unterstützungsvereine erster Klasse" regislrirt werden und dadurch den 
durch die Friendly Societies Acte gewährten Rechtsschutz ihrer Gelder und 
die durch dieselbe verliehene Erwerbsfahigkeit erhalten. 

Allein gegenüber den Ausführungen der erwähnten Actuarien wurde 
einmal geltend gemacht, dass die Zahl der Mitglieder von Gewerkvereinen 
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welche die Altersunterstützung zu beanspruchen berechtigt sei, viel geringer 
sei als die gewöhnlicher Versicherungsgesellschaften. Es sei zu solchem 
Ansprüche eine achtzehnjährige, ununterbrochene Mitgliedschaft und ausser- 
dem wirkliche Invalidität nothwendig. Eine grosse Anzahl von Mitgliedern 
erfülle diese Bedingungen nicht. Zu den Gründen vorübergehender Aus- 
schliessung, wie wegen rückständiger Beiträge, käme nämlich noch Aus- 
schliessung aus Gewerkvereinsrücksichten. Allerdings haben die Arbeitgeber 
hierauf erwidert, dass es ungerecht sei, dass ein Arbeiter, der Jahre lang 
zu dem Gew^erkverein beigetragen habe, um- die Wohlthätigkeitsunterstützungen 
zu erhalten, den Anspruch auf diese verlieren solle, wenn er aus Gewerks- 
rücksichten der Mitgliedschaft des Vereins verlustig werde. Allein durch 
den Hinweis, dass ja auch Arbeiter, welche Jahre lang zu gleichem Zwecke 
in die Fabrikkrankenkasse beigesteuert hätten, den Anspruch auf Unter- 
stützung verlören, wenn sie aus irgend welchen Rücksichten aus dem Dienst 
des Fabrikanten entlassen würden (vgl. qu. 11546, 11 564, 11 567, 11625), 
wurde dieses Argument zum Schweigen gebracht. 

Zweitens aber und hauptsächlich wurde den Actuarien entgegnet, seien 
die Verhältnisse der Gewerkvereine denen von Versicherungsgesellschaften 
absolut unähnlich Die Gewerkvereine seien überhaupt keine Versicherungs- 
gesellschaften, sie seien Corporationen mit dem Zwecke gewisse Bedürfnisse 
ihrer Mitglieder zu befriedigen. Einige dieser Bedürfnisse seien regelmässige, 
andere unregelmässige. Die unregelmässigen und unberechenbaren Bedürf- 
nisse, welche oft plötzlich Befriedigung verlangten, machten es ihnen über- 
haupt unmöglich sich mit regelmässigen Beiträgen zu begnügen. Ob und 
wie weit ein Bedürfniss befriedigt werden solle, werde überhaupt nicht so- 
sehr nach dem Stand ihres Vermögens beurtheilt, als vielmehr die Beiträge,, 
die sie forderten, sich, ähnlich wie bei dem Staate, nach den Bedürfnissen 
richteten, welche befriedigt werden müssten. Trete also ein Bedürfniss hervor,, 
zu dessen Befriedigung die vorhandenen Mittel unzureichend seien, so werde 
einfach, nach Bewilligung durch allgemeine Abstimmung eine ausserordent- 
liche Steuer (levy) von allen Mitgliedern erhoben, und zwar eine so hohe,, 
als das zu befriedigende Bedürfniss erheische. Solche Umlagen fanden, wie 
aus dem ersten Bande bekannt, seit dem Bestehen der Vereinigten Gesell- 
schaft schon mehrfach statt. Auch vor der Gewerkvereinscommission wurden 
häufig derartige Umlagen seitens andrer Gewerkvereine erwähnt, z. B. zum 
Zweck der Krankenunterstützung. (Vgl. qu. 11532 — 3). Nach Arbeitsein- 
stellungen und Aussperrungen sind dieselben sehr häufig nothwendig. Der- 
artige Umlagen machen aber selbstverständlich alle jeije Vorhersagungen 
der Actuare zu Schanden. „Sie haben gehört", fragte der Präsident der 
Gewerkvereinscommission einen dieser Actuare, „was Herr A. vorgebracht 
hat; wünschen Sie ihre frühern Angaben in irgend einem Punkte zu än- 
dern?" — „Nein; ausser, dass soweit die Gewerk vereine im Stande sind,, 
durch ausserordentliche Steuern irgend welches entstehende Deficit zu decken^ 
dies alle meine Einwendungen bezüglich der Unzulänglichkeit ihrer Beiträge 
beseitigen muss." (qu. 6763). 

Dem entsprechend sind denn auch die Angaben über den bevorstehend«! 
Bankerott der Gewerkvereine in England etwas verstummt, und als ich dea 
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ersten Band dieses Werkes abfasste, war diese ganze Frage dort bereits so 
sehr veraltet, dass ich es nicht mehr für nöthig hielt, auf die Streitfrage 
ausführlich zurückzukommen. Ich begnügte mich damit, einfach den zwischen 
Gewerk vereinen und Versicherungsgesellschaften bestehenden Unterschied zn 
betonen und zu zeigen, dass es nothwendig und wünschenswerth sei, die 
Gewcrkvereinsgclder nicht nach ihren Zwecken zu trennen. Da hat nun 
einmal Jannaschy ebenso wie er verschiedene alte englische Gesetze als an- 
gebliche Coalitionsgesetze aus den Statutes of the Realm kritiklos zusammen- 
stellte, in seiner Schrift „die Trades' Unions oder Gewerkvereine. Basel 
1870" die Ausführungen der Actuare kritiklos abgedruckt. Er giebt den 
Actuaren vollständig Recht und, wie der Bericht der den G^werkvereinen 
feindlichen Hälfte der kgl. Commission, hält er die Trennung der Gewerk- 
vereinsgelder für „unter allen Umständen nothwendig". Aber es ist 
in hohem Maasse auffallend, dass Jannasch ^ während er das Memorandum 
des Actuars Tucker abdruckt, dessen oben angeführten Ausspruch ignorirt. 
Durch diesen Ausspruch witd das ganze Memorandum einfach vernichtet! 
— Ausserdem haben jedoch auch einige Recensenten des ersten Ban- 
des, die freundliche Haltung von deren Besprechungen ich dankbar an- 
erkenne, an meiner Fürsprache für das Zusammenbleiben der Gewerk- 
vereinsgelder Anstoss genommen. Ich will deshalb versuchen, die Gründe* 
welche für dieses Zusammenbleiben sprechen, nochmals kurz hervorzu- 
beben. 

Vor Allem möchte ich mich mit meinen Recensenten über einen Punkt 
verständigen. Ich vertheidige nicht das Zusammenbleiben der Gewerk- 
vereinsgelder, weil ich etwa die Solvenz der Gewelkvereine, vom Standpunkt 
von Versicherungsgesellschaften betrachtet, für gesichert halte. Es hätte in 
der That nicht des Memorandums des Actuars Tucker bedurft, nm zu zeigen, 
dass nach den gewöhnlichen Versicherungsgrundsätzen die Solvenz einer 
Gesellschaft nicht gesichert erscheine, welche statutengemäss genöthigt werden 
kann, ihr ganzes Vermögen plötzlich auf eine Arbeitseinstellung zu veraus- 
gaben. Was mich wundert, ist nur, dass Tucker, während anerkannter 
Maassen die Möglichkeit des Eintretens dieses Falles besteht, noch in einem 
eingehenden Memorandum nachzuweisen versuchte, dass die Zahlung der 
von drei Gewerkvercinen versprochenen Altersunterstützung nicht hinreichend 
gesichert sei. Allein es ist nöthig, die Frage von einem ganz andern Stand- 
punkt als von dem von Versicherungsgesellschaften zu betrachten. Wir 
müssen fragen, wie die Gewerkvereine überhaupt dazu gekommen sind, 
Krankheits-, Alters- und andere Unterstützungen zu gewähren. 

Als die Arbeiter die Gewerk vereine bildeten, war ihr Zweck nicht, sich 
Unterstützungen in Krankheitsfallen, hohem Alter etc. zu verschaffen, son- 
dern im Stande zu sein, sich gegen Aggressionen ihrer Arbeitgeber zu ver- 
theidigen oder selbst aggressiv gegen sie vorzugehen. Es waren dies die 
sogenannten strike-societies. Von einer Unterstützung in Krankheitsfall war 
selbst bei den Vereinigten Maschinenbauern, wie aus dem ersten Bande 
bekannt ist, lange Zeit nicht die Rede. Als aber die Arbeiter vernünftigere 
und erfahrenere Anschauungen sich zu bilden begannen, und die zur Ver- 
theidigung und zum Angriff gegenüber Arbeitgebern gegebenen Beiträge zu" 
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einem Vermögen anschwollen, schien es zweckmässig auch andere Unter- 
stützungen mit der Unterstützung der Arbeitslosen zu verbinden. Dies war 
sowohl wünschenswerth für den Gewerkverein, denn durch die Gewährung 
solcher Unterstützungen vermehrte sich selbstverständlich sein Einfluss bei 
den Arbeitern, während die in Anbetracht dieser Unterstützungen erhöhten 
Beiträge in Fällen plötzlicher Bedürfnisse jeglicher Art grössere Mittel zu 
seiner Verfügung stellten. Es war dies auch wünschenswerth für die Ar- 
beiter, denn viele Arbeiter traten in den Gewerkverein, die in einen Unter- 
stützungsverein nicht eingetreten wären, und sicherten sich so eine Unter- 
stützung in Krankheitsfall, die sie sich sonst nie gesichert haben würden. 
Endlich war diese Verwendung im Interesse des Publicums; denn dadurch 
dass der Kriegsschatz zu Friedenszwecken verwendbar gemacht wurde, wurde 
auch die Gefahr voreiliger Arbeitseinstellungen beseitigt. (Vgl. I. S. 148, 148). 
AVollte man nun die eigentliche Gewerkvereinskasse von der Unterstützungs- 
kasse wieder trennen, so würde man die Gewerkvereine auf die Stufe der 
strike-societies zurückbringen. Es würde dann ein Fond angesammelt wer- 
den, der eben weil er zu nichts Andrem als zu Arbeitseinstellungen ver- 
wendet werden könnte, die Zahl derselben nothwendig vermehren würde. 
Die Arbeiter müssten geradezu Streit anfangen, weil sie mit ihren Geldern 
nichts Andres machen dürften. Eine Trennung der Gewerkvereinsgelder 
würde also die Zahl der Arbeitseinstellungen vermehren, während jetzt der 
Reichthum der Gewerkvereine, eben weil er in Folge der Vereinigung der 
eigentlichen Gewerkvereins- und der Unterstützungskasse auf Kranken-, Alters- 
und andere Unterstützungen verwendet werden kann, sie anerkannter Maassen 
(Vgl. .auch I S. 209.) friedfertig gestimmt hat. Dabei ist die Solvenz der 
Unterstützungskasse in keiner "Weise gefährdet, denn so lange es noch 
Kämpfe zwischen Arbeitgebern und Arbeitern giebt, werden die Arbeiter 
bereitwillig alle Beiträge zahlen, die ihr Gewei;kverein von ihnen fordert. 

Von diesen Gesichtspunkten wurde auch die englische Gesetzgebung 
geleitet, als sie „The Trade-Union Act, 1871" (34 u, 35. Vict. c. 31) erliess. 
Trotzdem Jannasch mit der einen Hälfte der Gewerkvereinscommission die 
Trennung der Gewerkvereinsgelder für „unter allen Umständen nothwendig" 
erklärt, ist in diesem Gesetze nirgends von solcher Trennung mehr die Rede. 
Kein englischer Gewerkverein hat seit dem Commissionsberichte seine Gelder 
getrennt; aber alle können unter dem neuen Gesetze registrirt werden und 
Vermögen und Gebäude erwerben. Ebenso haben sich meine Angaben 
über die Solvenz der Gewerkvereine und die Ursachen derselben seitdem 
bewährt. Allerdings war in Folge des Rückgangs des Gewerbes seit dem 
Fall von Overend and Gurney 1866, und der dadurch hervorgerufenen Ar- 
beitslosigkeit das angesammelte Vermögen der ^Maschinenbauer immermehr 
zurückgegangen. Die Gegner der Gewerkvereine freuten sich schon über 
deren bevorstehende Insolvenz. Von st 138 113 im Jahre 1866 war das Ver- 
mögen allmälig bis auf jt 88843 im März 1871 geschwunden. Allein der 
Enthusiasmus, den die Neunstundenbewegung hervorrief, erhöhte so die Zahl 
und die Beitragswilligkeit der Mitglieder, dass das Vermögen der Gesell- 
schaft, trotz der Arbeitseinstellung zu Newcastle, Ende Juni 187 1 bereits 
^ 94333 und Ende September £: 104467 betrug. Von da bis zu Ende 
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December 1871 hat das Vermögen noch mehr zugenommen, wie mir der 
Oeneralsecretär der Maschinenbauer mittheilte. Doch kommt der Jahres- 
bericht für 1871, der die Angaben darüber enthält, erst im April 1872 heraus. 
Die Zahl der Mitglieder der Vereinigten Gesellschaft betrug nach dem Juni- 
bericht von 1871: 36055; nach dem Septemberbericht 1871: 36933; nach 
dem Januarbericht 1872: 37842. 

26) Thornton, Deutsche Ausgabe S. 188—9. 

2 7) The Fortnightly Review, I. p. 100. 

*^) Social Science Transactions 1859, p. 717; Trades* Unions and Strikes: 
their philosophy and intention. 5y T, J. Dunning. London 1860, p. 7. 

*9) Manual of Political Economy. By Henry Fawcett. 2nd edition. 
1865, p. 273. 

30) Deutsche Ausgabe, S. 202. 

3') Ebendaselbst, S. 190, 19 1. 

32) Ebendaselbst, S. 184—6. 

^^) Qu. 18865; Vgl. auch Allan's Antwort auf Frage 981: „Glauben Sie, 
dass eine einzige grosse Gesellschaft, mag sie immer so gross sein, während 
dreizehn Jahren den Lohn hochgehalten hat? — Ich denke die Sache ist 
die, dass die Arbeitgeber keinerlei Wunsch nach Streitigkeiten haben, und 
so gehen die Dinge weiter". 

34) Second Report of Minutes of Evidence taken before the Committee 
appointed to consider the several petitions relating to ribbon weavers, vom 
20. und 28. April und 8. Mai 1818, p. I13. 

35) Diese Klagen scheinen mir die Lehre der alten nationalökonomischen 
Schule über die Vortrefflichkeit des Werbesystems stark zu erschüttern. 
Dieselbe rühmte dem Werbesysteme besonders nach, dass es viel weniger 
Störungen in der Industrie hervorbringe wie die allgemeine Wehrpflicht. 
Während jedoch die Anwerbung beim Ausbruch des Kriegs, wie diese 
Klagen beweisen, dieselbe Störung hervorbringt, wie die Einberufung bei 
der allgemeinen Wehrpflicht, finden die angeworbenen Arbeiter, wie die 
Angaben im Texte zeigen, nach Friedensschluss keine Beschäftigung in 
ihren frühern Gewerben, während unsre aus dem Kriege zurückkehrenden 
Soldaten ihre Stellen stets off'en finden. 

3 5) Minutes of Evidence taken before the Committee appointed to con- 
sider of the several petitions relating to ribbon weavers, vom r8. März 18 18. 

PP- 5» 14- • 

37) Ibidem p, 6. 

38) Ibidem pp. 19, 21, 25, 31, 34. 35. 

39) Ibidem p. 33. 

4**) Ibidem pp. 16, 21. 

4') Ibidem p. 32. 

42) Ibidem pp. 17, 18. 

43) Ibidem pp. 3, 25, 31. 

44) Ibidem p. 8. 

45) Ibidem pp. 9— 11. 

46) Ibidem p. 13. 

47) Report from the Committee on petitions of several cotton manu- 
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facturers and journeymen cotton weavers etc. together witb minutes of evi- 
dence taken before the Committee. 12. April 1808. 38 Seiten. 

^^) Vgl. Report from the Select Committee appointed to consider the 
means of lessening the evils arising from the fiuctuation of employment in 
manufacturing districts. 2. Juli 1830. 13 Seiten. 

49) Siehe Hansard, Third Series vol. I. p. 961. 

5°) Progress of the working class. 1832 — 1867. By John Malcolm Lud- 
low and Lloyd Jones, London 1867, p. 85. Ich werde, wenn nothwendig, 
stets auf das englische Original statt auf die deutsche Uebersetzung dieses 
Buches verweisen, da die Letztere theils wegen mangelhafter Wiedergabe, 
besonders aber wegen Hin weglassung werthvoller Anmerkungen und Quellen - 
citate dem Fachmann nicht zu empfehlen ist. 

5^) Speeches of the Earl of ShafUsbury p. IV: „iVbr can I in justice 
to the operatives of the counties of Chester^ Lancaster^ and York, withhold- an 
exphination of the principles on which the agitation was conducted. They 
agreed from the outset that all should he carried on in the mx>st conciliatory 
manner; that there should he a careful abstinence from all approach 
to questions of wag es and capital; etc. The movement was closed in 
the spirit in which it hegan^^. 

5*) Eleventh and Final Report, p. XLI. 

53) Thornton^ Deutsche Ausgabe S. 198. 

54) So ist z. B. der Zweck der nationalen Gesellschaft der Grubenleute 
nach den Statuten derselben von 1867: „ist. Legislation for the better 
Management of Mines; to protect the Miners* lives; promote their health, 
and to increase among them a higher moral Status in Society. 2nd. To 
obtain compensation for Accidents where the Employers are liable. jä. To 
assist all Districts and Members when unjustly dealt with by their Em- 
ployers in point of law, or legal rights. 4d. To assist all Districts, Lodges, 
or Members, when locked out. 5th. To make the hours of labour not more 
than eight in the twenty-four, for all Miners in the United Kingdom. 6th. To 
«ncourage Districts in raising funds to assist its members when permanently 
injured in the mines, by which they are rendered unable to follow any kind 
of employment.** Vgl. qu. 15584; ferner qu. 1787, 15778 — 80. 16 105 u. a. m. 

55) LassalUy System der erworbenen Rechte I, p. XV. 
5^) 1. 2. C. de rescind. vendit. 4. 44. 

57) u. 58) ThorntoHf Deutsche Ausgabe S. 194, S. 198. 
59) Ebendaselbst, S. 199, S. 338—387. 

^°) Siehe Eleventh and Final Report, p. XXXIV; vgl. auch das Zeug- 
niss Sir W. Armstrong* s^ Social Science Transactions 1870, p. 81. 
^') McMillan's Magazine, February 1861, pp. 313, 314. 

62) Vgl. qu. I1360, 11369—70, 12679, 14571, 15809, 19637, 19639. Vgl. 
auch das Verhältniss des Executivausschusses der Vereinigten Maschinen- 
bauer zu den oldhamer Forderungen im Jahre 185 1, Band I, S. 177 — 9. 

63) Eleventh and Final Report p. XL.| 

^4) Siehe Band I. S. iq; English Gilds, edite'ci by Toulmin Smith, Esq. 
London 1870, p. 341. Article 14. 

6 5) Eleventh and Final Report, p. XVIII. No. 50. 
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'^5) Ein Maschinenbauer, welcher die Vereinigte Gesellschaft während 
des Streits von 1852 in der Times bekämpfte, erklärte trotzdem in der Times 
vom 30. Dec. 185 1: „Arbeit wird angeboten nach dem Stück und zu gutem 
Preise. Die Leute werden versucht, sich überanzustrengen, und hoher Lohn 
wird verdient. In vielen Fällen wird dann der Lohn reducirt auf wenig 
mehr, als die Arbeiter im Zeitlohn an gleicher Arbeit verdienen können; 
oder man setzt sie wieder auf Taglohn und erwartet ein gleiches Quantum 
zu erhalten, als wenn ihnen hohe Preise bezahlt würden." 

io6j "Während des Streites von 1852 schrieben die in den Kampf gegen 
die Arbeiter verwickelten Maschinenfabrikanten Charles Walker and Sons 
an den Herausgeber der Times (Times, 9. Januar 1852): ,,When work which 
has been done daywork is put on the piece, the employer usually regnlates 
the piecework price a little under the price of it at daywork, knowing how 
production is increase'd by it. But he finds that men do work in quantity 
far beyond what they had been doing daywork, eaming oflen 10 s, per day; 
when at daywork they had done much less than half the work at 5 j. 6 ^. 
per day. So much indeed, is this the case, that manufacturers have made 
it a private rule that men for their extra* work should eam „time and quar- 
ter**, or ,,time and third", and have reduced the price accordingly; that is 
where 5 s. was the man*s day pay, the price should be so arranged that 
ultimately he should eam 6 s, ^ c) oi 6 s. S (). per day. This method we do 
not quite agree with and we believe it has made men complain. [But it shows 
this, that piecework is much the cheapest way of getting the work done". 

'°7) Vgl. Declaration of the Executive Council of the Amalgamated 
Society (S. S. A. Rep. on T. S. p. 189): „Besides those evils arising out of 
the general working of the {piecework) System, there are special wrongs con- 
nected with it, and of which fnany instances can be produced; After a man 
has taken a Job at a certain rate, if he should make at it double an ordinary 
week^s wages, the employer s will not pay him. 2hey teil him they do not cUlow 
him to make so much money as that. Most of the manufacturers will not 
per mit more than **time and quarter*\ none tfiat we know of will allow more 
than „time and half* to be paid at piecework. It may be necessary to expladn 
these terms to the public. They mean that if a marCs ordinary wages at day 
work be 30 s. a week^ the employer^ no matter how fiard the man works, nor 
how much he does, will gener ally not pay him more than st \ 17 j, 6 <^ never 
more than J^ 2 ^ s. 6 ^.; and if the artizan, by superior skill, by his own 
introduction of a new mode of working, or by increased toil, does more than 
comes to that, he is compelled to forego the fair reward of his ingenuity and 
vtdustry", 

'««) Siehe S. S. A. Rep. on T. S. p. 189. 

'"9) Siehe Note 114 und den Brief des Baumwollenspinners Samuel 
Fiel den aus Todmorden in The Times, 2. März 1852. 

^^°) Deutsche Ausgabe S. 356. 

^^^) Siehe Report of the Joumeymen Members of the Arbitration Com- 
mittee, or Conference of employers and employed. London 1847; femer 
qu. 19785. 

''^) Ich mache diese Erklärung gegenüber mehreren Recensenten des 
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ersten Bands dieses Werks, welche in mir einen Gegner der'Stäcklölinung 
vermutheten. 

1*3) VgL Die englische Fabrikgesetzgebung von Dr. Ernst von Plener, 
Wien 1871, S. 93—99. Social Science Transactions von 1857, pp. 558—60; 
von 1859 pp. 561—2. 

'*^) Siehe Hansard, Third Series, vol. 89 p. 1137. 
"5) Siehe A. Allg. Zeitung vom 6. Oct. 1871, S. 4925. 
*^^) Siehe The Strike of the Stonemasons in London 1861 — 2. By 
Frederic Harrtson^ Barrister-at-Law. Social Science Transactions 1862, p. 713. 
"7) The Times, March 27, 1861. 

"^) Building Trade Disputes in Scotland, 1861— 2. By H, G, Reid, 
Social Science Transactions 1862, p. 722. 

^*9) Harrison in Social Science Transactions 1862, p. 722. 

120) The curse of the factory System etc. By John Fielden, M. P. for 

"Oldham, and manufacturer at Todmorden in Lancashire. London 1836, p. 34. 

^*^) Report of the Minutes of Evidence taken before the Select Com- 

■mittee on the State of the Children employed in the manufactories of the 

U, K. 1816, p. 133. 

**2) Vgl. Karl Marx, Das Kapital. L Hamburg 1867. S. 244. 
'^3) Ich verweise a.uf Ludlow und ^ones pp. 28 — 39; Karl Marx, S. 243 
\A% 281; endlich auf die erwähnte treffliche Schrift von E, von Plener. 
"4) Ludlow und Jones y pp. 88 — 92. 

**5) Siehe The Eleventh Annual Report of the Amalgamated Society 
of Carpenters and Joiners, from Dec. 1869, to Dec. 1870. London 1871. 

**^) Social Science Transactions 1862, p. 720. — lieber den vierjährigen 
Krieg der londoner Baugewerbe zur Erlangung des neunstündigen Arbeitstags 
siehe S» S. A. Rep. on T. S. pp. 52 — 77; The Westminster Review, October 
1861, pp. 510 — 42; The S^ectator vom Jahre i8oi, bes. vom 29. Juni, 6., 13. 
20. Juli, 3., 17. August; femer McMillan's Magazine, vol. IV p. 333; Harri- 
son, The Strike of the Stonemasons in London 1861 — 62, S. S. Trans. 1862 
• pp. 710—22*, und vgl. dazu ebendaselbst p. 722 Building Trade Disputes 
in Scotland, 186 1 — 2. By H, G. Reid, und femer ebendaselbst p. 799. 

**7) Ueber die Neunstundenbewegung zu Newcastle siehe die interes- 
sante kleine Schrift: „Zur neuesten Geschichte der englischen Arbeiterbe- 
wegung". Leipzig 1872. — Bei meinem Aufenthalte in London im Februar 
1872 theilte mir der Generalsecretär der Maschinenbauer mit, dass der Sieg 
zu Newcastle die Bewilligung des neunstündigen Arbeitstags „throughout 
the country" zur Folge gehabt habe mit Ausnahme von etwa sechs Firmen, 
welche jedoch versprochen hätten, den neunstündigen Arbeitstag im Mär^s 
einzuführen, — Ueber die fortwährende Ausbreitung der Neunstundenbe- 
^egung belehrt auch ein Blick in nur wenige Nummern des londoner 
Arbeiterorgans „The Beehive". Vgl. auch daselbst in der Nummer vom 20. 
Januar 1872 die Resolutionen des Gewerkvereinscongresses zu Nottingham 
rücksichtlich des neunstündigen Arbeitstags. Während 'früher die Bewegung 
der Gewerkvereine für Kürzung des .Arbeitstags der Kürzung desselben für 
Weiber und Kinder durch die Gesetzgebung nachfolgte, hat nun Mundella, 
(Vgl. The Beehive, April 27, 1872) als^Folge der geglückten Neunstunden- 

23* 
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bewegnng im TJmahaase eine Bfll eiagebncht, um ans dem Zeknstimden- 
goctz TOD. 1S47 ein Nemutnmkngesetz zn machen. 

"') Siehe die yon ^okm PUUen a. a. O. pp. 13 — 17 zOTammmgrstHI rm 



"^ Air/ i&rjr, S. 279, 2Sa 

'3**} GeseU yom 25. Juni, 1868. VgL The Scatntes at Large, Treaties, and 
Proclamations of the United States of America. Edited by George P. Sanger. 
▼oL XV. Boston 1869. p. 77. 

'3') Bei meinem Aufenthalte in London im Februar 1872 stellte ich 
anf diesen Punkt bezügliche Fragen an die Secretäre der bedeutendsten 
Gewerkvereine und erhielt dieselbe Antwort, die ich schon früher erhalten 
hatte, dass unter den jetzigen Productionsverhältnissen der achtstündige 
Arbeitstag das Endziel sei, das die Arbeiter hinsichtlich der Kürzung des 
Arbeitstages erstrebten. Auch in dem Programm, welches der bekannte 
Scott Rüssel den Arbeitern und Lords unterbreitete, lautete die dritte Re- 
solution: **The next condiüon of the well-being of the skilled workman is, 
that a day's labour shall consist of Eight Hours of honest work**. Indessen 
ist meine Angabe, dass die englischen Arbeiter unter den jetzigen Verhält- 
nissen mit der Verkürzung des Arbeitstags auf acht Stunden sich begnügten 
nur richtig mit der in ihr selbst liegenden Beschränkung. Sollten sich 
nämlich die jetzigen Productionsverhältnisse ändern, sollte die Entdeckung 
neuer Maschinen die menschliche Arbeit noch mehr überflüssig machen, wie 
bisher, so würden, wie mir jene Secretäre versicherten, die Arbeiter als 
ihren Antheil an den Entdeckungen noch weitere Kürzungen der Arbeits- 
zeit beanspruchen. Die Frage nach der Länge des Arbeitstags ist demnach 
eine Frage nach dem Stand der Civilisation. „Aber so lange Sie und ich 
leben", fügte der Secretär der ^laschinenbauer hinzu, „werden wir uns mit 
dem achtstündigen Arbeitstage begnügen." 

*3*) Siehe Karl Marx, S. 273; Ludlow und j^ones p. iio. 

*33) Siehe S. S. A. Rep. on Trades* Societies, pp. 55, 56. 

»34 j Adam Smith sagt (Wealth of Nations, ed. Mc CuUoch p. 38 b): *'A 
poor independent workman will geruraüy he more indtistrions than even a 
journeyman who works by the piece. The one enjoys the whole produce of his 
oum industry, the other shares it wiih his master.** 

'35j Siehe The Athenäum, Xo. 2262, March 24, 1871, p. 266. 

»36^ Children's Emp. Commission Report L 1863, p. 322. 

'37) Siehe The Early Closing Movement in Edinburgh. By the Rev. 
James Begg, D. D. Social Science Transactions 1863, p. 690. 

'38) ^. von Plener, S. 88—99. 

'39) Social Science Transactions 1862, p. 798. 

'40) Ludlow und Jones, p. 109. 

'4') Siehe ebendas. p. 89, auch pp. 116— 8. 

'4*) Ebendaselbst, p. 151. 

'43) Ebendaselbst, p. 157. 

»44) Ebendas. pp. 157 — 199, 245 — 296. 

'45) Siehe bei Ludlow und Jones, p. 213 eine Aufführung solcher Gre- 
werkvereinsjoumale. 
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'46) Les associations ouvriöres en Angleterre, p. 155. 

'47) Reybaud, Etudes sur les Reformateurs 7. ed. voL II. Paris 1864 p. 39. 

'4^) In ihrem Romane: Le Compagnon du Tour de France. Nouvelle 
•edition. Paris 1861. Vgl. insbesondere auch daselbst pp. 95, 96, 

»49) The Times vom 2. März 1852. 

*So) So schreibt der dem Vorgehen der Vereinigten Gesellschaft feind- 
liche Maschinenbauer in The Times vom 30. Dec. 185 1. 

'5') Prize essay on systematic overtime working and its consequences. 
By y. Bmns, surgeon. Manchester 1846. 

'5 2) Aussagen von Sidney Smith am 8. April 1856 vor dem Select 
Committee of the House of Commons on the Cause of Strikes and the De- 
sirability of establishing Equitable Councils of Conciliation. 

*53) Siehe S. S. A. Rep. on T. S. p. 188. 

*S4) Siehe den Brief W. Newton' s in The Times vom 25. Dec. 185 1. 

'55) Aus der Rede eines Maschinenbauers zu Manchester am 15. Januar 
1852 in The Times vom 17. Januar 1852. 

'56) A.US einer Rede NewUnCs in the Times vom 31. Dec. 1851; vgl. 
auch qu. 1433 1- 

*57) Siehe den Brief der Firma Charles Walker and Sans in The Times, 
9. Januar 1852. 

'5 9) Siehe den Bericht des Grubeninspectors Treemenheere, citirt von 
Ludlow und Jones y p. 263; vgl. auch über „Butty Truck** den Report of 
the Commissioners appointed to inquire into the Truck System, 187 1, p. XXV. 

'59) Ludlow und JoneSf p. 264. 

'^*>) Wealth of Nations, edited by M^CuOoch, p. 65 b. 

'^') Hansard, N. S. vol. 23. p. 387. 

'^*) Hansard^ N. S. vol. 25. p. 979. 

'^3) Siehe den Artikel „Truck" in The Spectator, May 14, 1870. Siehe 
die Bestätigung des Inhalts dieses Artikels in dem in Note 158 citirten 
Report on the Truck System. 

'^4) Siehe Social Science Transactions 1859, pp, 654 — 6. 

'^5) Social Science Transactions 1860, pp. 738 u. ff. 

*^^) Siehe Transactions and Results "of the National Association of 
Coal, Lime, and Ironstone Miners of Great Britain, held at Leeds, November 
9 — 14, 1863. London: Longman, Green, Longman, Roberts and Green; p. 52. 

'^7) Siehe Artizans and Machinery; etc. By P. Gaskell, Esq. London, 
1836. p. 302. Sogar eine der Firmen, welche 1867 bei Gelegenheit des von 
Napoleon III. für Arbeitgeber, welche für ihre Arbeiter trefflich fursorgten, 
versprochenen neuen Verdienstordens Angaben machten, Bessbrook Spinning 
Co., verlangt für Häuser, deren Kosten st 50 betrugen, von ihren Arbeitern 
wöchentlich 2 s, 6 ^ Miethe. Siehe Reports on ^the Paris Universal £x- 
hibition, 1867.V0I. VI. pp. 60, 61. 

'6*) Siehe den in Note 158 citirten Bericht, p. 51. 

'^9) Siehe den Bericht der National Conference of Miners held in New- 
castle-on-Tyne, November 10, 1865. Glasgow 1866, p. 5; femer Ludlow 
und yanes^ pp. 93, 94. 

'70) Siehe qu. 15478—88; ferner P, Ä Holland, On tlie loss of life in 
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cpal-mines. Social Science Transactions 1859, p. 736: ^^Among a coUUr' 
Kopulation of less than a quarter of a mtllüm, a thousand are annuaüy killed^ . 
heing more than 4 per lOOO, which is etght or ten times the average of deaths 
front violence, excluding dangerous occupations^ homicides and suicides". Siehe 
femer Ludlow, Acconnt of the West Yorkshire Coal-Strike and Lock-out^ 
S. S. A. Rep. on T. S. p. 14. 

*7*) Speeches of the Earl of Shaftesbury, p. 31. 

^7 2) Siehe ibidem p. 58. 

17 3) Vgl. auch über die durch Frauen- und Kinderarbeit herbeigeführte - 
Wohlfeilheit der Waaren : Nachlass kleiner Schriften staatswirthschaftlichen 
Inhalts von y. G. Hoffmann, Berlin 1847, PP» 107—109, 197, 224. 

^74) W. A, Abram, Social Condition and Political Prospects of the 
Lancashire Workmen. The Fortnightly Review, N. S. vol. IV. p. 432. Vgl. 
dazu oben Noten 100 und loi. 

*75) Siehe oben Note 54; vgl. z. B. Minutes of the Meeting of the 
Council of the Miners' National Association, held in Manchester, January 
I7th, i8th, 1868. Glasgow 1868. 

«76j Pelkin^ History of the Machine- wrought Hosiery and Lace Manu- 
factures, pp. 334—8. 

'77) Siehe Schönberg ^ Zur wirthschaftlichen Bedeutung des deutschen 
Zunftwesens im Mittelalter, Berlin 1868, S. 36 und passim. 

^7*) John Stuart Mill, Principles of Political Economy II, |i4 §. 2.. 
People*s Edition. London, 1867. p. 237. 

'79) Wealth of Nations, Bk. I. Ch. X. Ausgabe von McCuUoch, Edin- 
burgh 1863 pp. 46, 55, 56. 

180) Ygj^ Godfrey Lushington, Should apprenticeship be under inden- 
türe? Social Science Transactions 1862, p. 726; vgl. auch J. G, Hoffmanny. 
Die Befugniss zum Gewerbbetriebe. Berlin, 1841. S. 87, 88. 

'*') S, qu. 19889; femer A plea for short apprenticeships, by James 
Wükie, Printer. Social Science Transactions, 1863, p. 646. 

'®^) Siehe den von Richard Härtet im Auftrage des deutschen Buch- 
druckerverbands verfassten Aufruf „Für Aeltern und Erzieher", erschienen 
als Extrabeilage zu Nr. 11 des „Correspondent", Wochenschrift für Deutsch- 
lands Buchdrucker und Schriftgiesser. 

^^^) Siehe auch Knies, polit. Oekonomie, S. 178 — 192. 

'^^) Hewitt, der im Texte schon mehrfach erwähnte 'amerikanische 
Hüttenbesitzer, sagt in seiner Charakteristik der americanischen Arbeiter je 
nach ihrer nationalen Abstammung vor der kgl. Commission (qu. 3817):. 
„^ to Scotchmen, we are very careful not to let them enter the works, foK 
this reason, that we do not know how soon a Scotchmen will be the proprietär ;^ 
we are rather afraid of Scotchfnen'*. 

185) Ygi^ fjjj. ^j^s über die Arbeiter in Kohlengruben Gesagte, Ludlow 

in S. S. A. Rep, on T. S. pp. 13, 14, 21, 34. 

'^^) y. G. Hoffmann, Die Befugniss zum Gewerbbetriebe S. 99, 100. 
*^7) Schmoller f Kleingewerbe, S. 699; siehe auch S. 354 — 5. 
**^) Siehe Dunning, Trades* Unions and Strikes pp. 28, 29. 
189) Vgl. auch Schmoller a. a. O. S. 202—3.^ 
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190) Vgl. Beesly in The Fortnightly Review N. S. vol. II. p. 4. 

'9^) Henry Fawcetty Manual of Political Economy. 2nd ed. Cambridge 
and London 1865, p. 257. 

192J Vgl. Dunningy Trades* Unions and Strikes etc. p. 28. 

^93) Eleventh and Final Report, p. XXXIX. 

^94) Wealth of Nations, ed. by McCuOoch^ Edinburgh 1863. Bk. I. 
Ch. X. Part. II. p. 55. 

^95) Knüs^ pol. Oekonomie, S. 21, 178—192. 

*96) Manual of Pol. Ec. p. 259. 

'97) Schmoller, Kleingewerbe S. 31. 

'98) Vgl. Ibidem S. 39. 

'99) Knies, pol. Oek. S. 224. 

*o«) y. G. Hoff mann, Nachlass kleiner Schriften, S. 207, 208. 

***') Nachlass. S. 395 — 410; vgl. auch Hoffmann, Befugniss zum Gewerb- 
betriebe, S. 130 — 8. 

***^) Schmoller y Kleingewerbe S. 345. : 

***3) Vgl. auch Cliffe Leslie, The Political Economy of Adam Smith in 
The Fortnightly Review, vol. VIII. N. S. p. 549 ff; 

204) Vgl. Schmoller y Kleingewerbe S. 345 und die dort Angeführten. 

2<»5) Ebendaselbst S. 141. 

206) Wealth of Nations, Bk. I. Ch. 2. Ed. McCuüoch pp. 6—8. 

207) y, G^ Hofffnann, Befugniss zum Gewerbbetriebe S. 394, 400, 
***®) Schmoller y Kleingewerbe S. 344. 

209) Vgl. Friedrich Albert Lange ^ J. St. MilPs Ansichten über die sociale 
Frage und die angebliche Umwälzung der Socialwissenschaft durch Carey. 
Duisburg, 1866. S. 24 ff. 176 — 194. 

2'0) Vgl. Röscher^ System der Volkswirthschaft I. §. §. 241, 259. 

^") Siehe den Artikel „Bevölkerung" in Bluntschli^s Staatswörterbuch IL 

2 '2) Vgl. Schmoller, Kleingewerbe S. 692. 

^^^y Schäffle, Kapitalismus und Socialismus, S. 449. 

*'4) T» R. MalthiiSy Versuch über die Bedingung und die Folgen der 
Volksvermehrung. Uebers. von Hegewisch, Altona, 1807. II. S. 173. 

^'5) John Stuart Mill, Principles of Political Economy II, 13 §. 3. 

"6) Knies, pol. Oek. S. 63. 

^'7) Mangoldt im Bluntschli'schen Staatsworterbuch II. S. 134, 

218) Vgl. Hildebrand, Nationalök. der Gegenwart und Zukunft, S. 203. 

*'9) So giebt es z. B. im londoner Schneidergewerbe, allerdings nicht 
im sog. „ehrbaren" Theile desselben, sehr viele irische Arbeiter, welche 
unter Vorspiegelung hoher Löhne und einer Fülle von Arbeit überredet 
werden, nach England sich einzuschiffen. Für zehn Schillinge per Kopf 
werden sie von Cork aus nach London gebracht. Sind sie in London, so 
erhalten sie so geringen Lohn, dass sie ausser Stand sind, zurückzukehren. 
Häufig sogar müssen sie binnen weniger als einer "Woche ihre Kleider ver- 
pfänden und werden so gezwungen, für den Arbeitgeber, der sie herüber- 
verführte, fortzuarbeiten. Vgl. Cheap Clothes and Nasty, by Parson Lot 
(Charles Kingsley\ London 1850, p. 12. Carlyle, Chartism, Ch. IV. 

220) Siehe Röscher, System L §. 262a Note 8. 
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yatum^x., lU ;4 ^ 4; SekifjU. a^ 2. 

*^", 7*fc* .5ft»«rf JÄS: zirnääziei IL Ou '. -euL IL 15."^ 4^ H^Ti.t.i t 

"' 7 Jr, JÄit, :5^ IL rj, §. 2. 

***/ V/fj, aack .£k^ a Tfce Woesfassr Rätdcv. Ocjrcer i4fti. ?pu 

**^ Vx»I Scieace TrcLuczf^soü, 1*^:2- z- 7x7. 
^V^ VTtSLfje;Xe% rÄ PoL £«. n, ix, |. 2I 

*i', n*4ca ir, 14 *. f.. 

***; VjL aacii Oa libcxtr br J:*» Seiurr 3£:U PeccLt-* EdciTc 

^^>f 7' '^' ^'^'^ Usscieitee allerdis^s, das <icr Ccmszsisirxs die Ucber- 
▼^/tkennj^ l6>r<i«fB werde, taäeos. lidi ta emez cogJ&T-ristjyhra Gckcxb- 
weten «lie öS^snÜicht Mevasn^ zL,tt, der grxsun Ictesshlt gegen die Zcgel- 
V/Mj^lteft itt ^eicUeclitlicber Benthnng nettes, v^rde. Prriciples 11, i. §. 3.; 
J>abei Mt et ied/'xii «eise Auchanon^ da» die Tcrs^nitive Selbstbefaenschinig 
r^/o den MaMen in ikrex gegenwärtigen Ztistande nicht z:: erwarten sei, da sie 
▼<>r Artpeity Elend nnd Unwisienlieit nicbt tiHilä^glif^ znr Besinnnng kom- 
AM« keinen. /Principlef II, 13 §. 3.) Der Mill'sche Cammnnismns setzt 
aUo rolbtiodig nnbutoiiscbe ^Censcben vonins. Die Existenz solcher Men- 
«eben tembt a:sf einer ^nioristiscfaen Constmction. Jedenialls därfte er ror 
taotesd Jahren nindettens nicbt eingeführt werden. 

^^^; Vgl, Sitnwndif Xanveanx Principes d*£conomic politiqne 4. Bach« 
Kapitel 10, 7, Ä, JÄZ^ Principles II, 9 §. 5. 

*^'i Principle« of Pol, Econ, IL 13 §. 4. 

*'<') Ou Liberty by 7oä« 5fMir/ J/d/. p. 4a. 

^)7) MaUhut^ Obers« von Hegearisch IL S. 183 ff. Ich änderte den 
Schlots vr/n Hege wisch's Uebersetznng entsprechend der sechsten Audage des 
Originals IL p, 292, 

'^^) Siehe Social Science Transactions 1862, p. 799. 

*^'^; Siehe The Westminster Review, October 1861, p. 522. 

*^"j Deutsche Ausgabe, S. 367 ff. 

*♦') Siebe ByrcnCs Jangfemrede im House of Lords am 27. Februar, 
f8l2. The Complcte Works of Lord Byron ^ by John Galt, Esq. Paris: 
1837; p, 908, Vgl. auch Felkin, p. 235. 

^^^) ^IS^' Arnold^ The Cotton Famine, Social Science Transactions 1864, 
p, 614: „For years and yeats Lancashire has wanted hands as she has lately 
wanted cotton, and her demand was not made in vain. Nowhere eise. 
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lipon an equal area, has population obeyed the summons of capital to an 
equal extent, or with equal fecundity". ' 

243) Vgl. auch die Resolution des Congresses der internationalen Ar- 
beiterassociation zu Brüssel im September 1868 über Maschinen. No. 2. 

*44) Siehe S. S. A. Rep. on Trade Societies p. i ff. 

*45) Fr, Bitzer, Arbeit und Kapital. Stuttgart, 1871. S. 156. Es fällt 
mir natürlich nicht ein, mich zu beschweren., wenn Bitzer sich durch meine 
Widerlegung jener verleumderischen Angabe noch nicht für überzeugt halt. 
Nur scheint mir wäre es sowohl gewissenhaft wie auch allein kritisch ge- 
wesen, wenn er meiner Bearbeitung des Streites von 1852, der ersten quellen- 
mässigen, nicht trauen wollte, sich aus den von der Social Science Asso- 
-ciation im Jahre 1860 veröffentlichten Documenten jenes Streits zu belehren. 
Dass das Buch des Grafen von P/zrtj noch die falsche Angabe enthält ist begreiflich. 
Sein Buch ist nichts weiter als ein Auszug aus dein Zeugenverhören vor der 
kgl. Gewerkvereinscommission. Er weiss von nichts etwas, was nicht dort 
erwähnt wurde, und dort wurde der Gegenstand des Streits von 1852 nur 
einmal von dem Maschinenfabrikanten Nasmyth aus Lancashire erwähnt. 
Bitzer musste jedoch jene Quellensammlung wohl kennen, denn in Note 
450 des ersten Bandes hatte ich ausdrücklich auf sie verwiesen. Statt dessen 
beruft sich Bitzer auf die viel früher als 1860 erschienene, keineswegs aus' 
den Quellen gearbeitete Darstellung des Franzosen Leon Faucher, Aus jener 
Quellensammlung aber würde sich Bitzer von der Richtigkeit meiner* An- 
gaben haben überzeugen können. 

^4^) Siehe Report of Conference of the National Association of Miners 
Held in the Mechanics* Hall, Manchester from Wednesday, 9th tili Monday, 
I4th November, 1864. p. 10. 

*47) Vgl. S. S. A. Rep. on Trade Societies, pp. 20 — 25; femer den in 
Note 230 citirten Bericht a. a. O.; auch ein Aufruf des Präsidenten der 
nationalen Gesellschaft der Grubenleute "To the Miners ofScotland** von 1869. 

*48) The Edinburgh Review, Jan. 1824. Vol. 39. p. 321. 

2 49) Wealth of Nations, Bk. I. Ch. X. Part. II. Editio M^^CuUoch, Edin- 
l)urgh 1863, p. 59. 

^50) Knies, a. a. O. S. 155. 

25 J) Ibidem S. 57—123, bes. S. 79, 22, 67, 156. 

252) Vgl. McCuUochf Principles of Pol. Economy 2nd ed. London 1830, 

pp. 383 ff. 

253) Vgl. Z. Brentano, Die Lehre von den Lohnsteigerungen mit be- 
sonderer Rücksicht auf die englischen Wirthschaftslehrer, in den Hildebrand- 
sehen Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik, XVI. S. 251 — 268. 

*54) Vgl. Hermann, Staatswirthschaftliche Untersuchungen, 2. Aufl. 1870. 
S. 406, 468, 473—8. 

2 55) The Fortnightly Review, vol. V. N. S. p. 517. 

256) Staatswirthschaftliche Untersuchungen, 1832. S. 72, 232 No. 4. 
Zweite Aufl. S. 406. 

*57) Francis D, Longe, A refutation of the wage-fund theory of modern 
political economy as enunciated by Mr. Mill, M. P. and Mr. Fawcett, M P. 
London 1866. 
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^5*) Deutsche Ausgabe, S. 92. 
*59j Ibidem S. 289. 
*^*) Ibidem S. 334. 
*^*) Ibidem S. $3$. 

*^*) Vgl. 1. 29 §. 2. D. pro socio, 17. 2. 
*^3) The Edinburgh Reriew, VoL 39. pp. 320, 323 — 4. 
^^^f Zuerst in Social Science Transactions 1859 pp. 635 — 640; dann in 
The Westroinster Review, Jnly 1860. 

26 5 j Deutsche Ausgabe, S. 297. 

*^^) The Fortnightly Review, voL V. X. S. p. 518. 
*^7) Principles of Political Economy Bk. H. Ch. IV. 
*^*) Ibidem IL 12. §. i. People's Edition. 1867. p. 212.; 
^^^) Tarrens, On Wages and Combinations, London 1834. p. 57. 
*70) Ibidem p. 73. • 

*7») The Westminstcr Review, October 1861, pp. 515, 516, 522. 
^7^) Deutsche Ausgabe. S. 298. Schramm hat übrigens hier einen Fehler 
in der Uebersetzung gemacht, der im Texte verbessert ist. 
*7J) Ibidem S. 313. 
*74) The Fortnightly Review, vol. V. N. S. p. 793 ff. 

27 5) Deutsche Ausgabe S. 315. 
^76) Ibidem S. 317. 

*77) Ibidem S. 306. 

278) Siehe Statistical Abstract, No. 15, 1868; citirt in The Eleventh and 
Final Report pp. XLVI, XL VII. 

British and Irish Produce Exported from the United Kingdom. 

Total Iron and Steel of all sorts. 



x86i. 



1862. 



1863. 



1864. 



1^65. 



x866. 



1867. 



Qtaantity . . . Tons 1322694 ! x 50x451 1640949 | X502964 X617509 X683390 j X885934 
valuc ... j^ X0326646 ' XX365X50 X3150936 ! 13310484 . X3471359 14842417 151269x2, 
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,It thus appears that the total amount of British iron and steel of all 
sorts exported in 1867 exceeds that of any preceding year, and that it ex- 
ceeds that of 1861 by nearly 5000000 ^, or almost 50 per cent But as these 
totals may be thought capable öf explanation or analysis, the returns of the 
exports of iron are appended in detail. They are as follows: — 

Declared Real Value of British and Irish Produce Exported from the United 

Kingdom. 



Principal Articles. j x86x. ' 1862. 



1863. 



X864. 



X865. 



1866. 



1867. 



Machinery : 

Steam engines — 
Of other sorts — 
Metals : 

Iron, pig and pudd- 

led. 
Iron , bar , angle, 

bolt, and rod. 
Iron, raibrond, of all 

sorts 
Iron Wire 



X258164 

)0 



J2f 

S58i< 
295550t 

1044304 

X882275 

2906359 

205979 



;t 

1624876 

I 2487797 
I X20364X 

! 2250964 
2817877 

I 314895 



1595036 
1772976 


X6I7II7 

3231475 


1287968 


14x2352 


2568034 


2568049 


3278304 


3305086 


409439 


4x6615 ; 



1958533 X760612 
3264100 ' 2998479 



1599491 , 1542145 

2199837 i 2328695 

I 
3550563 \ 4183198 

474005 463336 



1994984 
2968928 



X660026 
235906a 
4889389 

361193 
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Principal Articles. 


x86x. 


1862. 1863. 


1864. 


X865. 


x866. X867. 


Metals : 
Iron Gast 

„ Hoops, sheet 

and boiler plates. 
Iron , wrougüt , of 
'other Kinds. 
Iron, old, for rema- 

nufacture. 
Iron , Steel , un- 

wrought. 


702824 
848336 

19736x2 
36001 

726956 


57^x42 
1318917 

»937317 
98464 

848933 


St 

7403x0 
I 720881 

2x52754 

57729 
359517 


£ 

670x11 
177665a 

2257406 

13818 

890395 


£ 

792581 
1603964 

2456202 

12587 
782x29 


£ 

70799a 
1784226 

26381x4 

69794 

1x24917 


£ 

677433 
X785447 

2141496 

188912 

X063954 


Total of iron and steel 


X0326646 


1x365x50 


13x50936 


13310484 


X3471359 


148424x7 


15x269x2 

• 



„From these tables it appears that, with some slight fluctuations, recent 
years show a distinct progress in trade, in spite of the commercial panic of 
1866, and tiiat in the article of steam engines and railroad iron of all sorts, 
in which the most formidable competition is supposed to exist, they show 
a marked and steady increase. Such is the measure of the depression under 
which the British iron trade is supposed to be suffering during a period 
which embraces the American civil war and the great European disturbances 
in trade and credit*'. 

2 7 9) Siehe Eleventh and Final Report, p. YLVII: ,Jt ü frequently 
supposed that the French and Belgian manufacturers have successfuUy shaken 
the British trade in machine ry, especiaüy in steatn-engines, It is significant^ 
thereforey to find in the tatest Annttal Statement of Trade (that for the year 
1867J returns which show that our export of machinery and steam-engines to 
both countries is stiU an increasing amount, The returns (the last published) 
are as follows : — 

Value of British Manufactures Exported. 



Article. 1862. 


1863. 


X864. 


1865. 


1866. 


Destination. 


Steam Engines •! 

Machinery all f 
other sorts t 


£ 

13474 

9351 

339268 

105233 


£ 

X7966 
16422 

345866 

140554 


£ 

8x80 

X0080 

365439 
X40699 

1 


£ 

18599 
50150 

359034 
159296 


£ 

30X2X 

59175 
427964 

X52173 


France. 
Belgium. 

France. 
Belgium. 



„From the same tables it will be seen that in the year 1866. we ex- 
ported to France and Belgium iron and steel to the value in all of 1589886 Jif; 
we received from both together iron and steel, wrought and manufactured 
of all kinds, to the amount of 194977 £ only. These official returns appear 
to US conclusively to dispose of the assumption that under the paralysing 
influence of unionism the English trade is being displaced by French and 
Belgian manufacturers, and to be an adequate answer to the undoubted fact 
that occasional contracts are falling into their hands". 

^®®) So sagt auch Herman Merivale, Mitglied der den Ge werk vereinen 
ungünstigen Mehrheit der kgl. Commission mit Rücksicht auf die Ein- 
wirkung der Gewerkvereine auf die Gewerbszweige, welche der ausländischen 
Concurrenz ausgesetzt sind, in den dem Schlussberichte der Commission 
angehängten "Observations by Mr. Merivale" (Eleventh and Final Report, 
pp. CXXIV u. CXXV): „We have troughout our Inquiry kept our attention 
steadüy directed to this very important branch of our subject. But it is not 
in our power to report that we have obtained any conclusive evidence^ or even 
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any conjtctural evidenct of mueh value, in relaium to ü, Indwidual instances 
hofoe heen not unfrequenüy cüed where EngUsh froduce hos been superseded 
in the market, both at home and abroad^ by cheaper foreign produce, But 
there hos been great difficuüy in the way of attributing any such instance to 
the Operation of the unions exclusively, and eUminating other possible eauses\ 
and even if thts process could have been satisfactorily accomplis?ied, such in- 
stances are neither numerous enough nor important enough to constitute a 
sufficient foundaiion for argumenta As far as reliance can be placed on sta- 
tistical proofs, these certainly do not give any colour to apprehensious on this 
head, Not only are we well convinced by the retums of the Board of Trade 
of the general progress of British manufacturing industry through the whole 
course of the recent years of unionism , but in some of the trades in vikich 
unionism is especiaUy active — those concerned in the production of articles 
of metal^ for instance — the increase of our exports has been throughout steady 
and marked, from the value of ten millions in 1861 to that of fifteen millions 
in 1867«*. 

^^') Nämlich von Prince- Smith und von Junghanns. Ich entnehme 
diese Citate, da mir die Schriften der beiden Genannten nicht selbst vor- 
liegen, der Schrift von Degenkolb, Arbeitsverhältnisse. 2. Anfl. Frankf. a. M* 
1849. S. 54 u. 42. 

2» 2) KnUs, a. a. O. S. 83. 

283) Vgl. Adam Smith, Wealth of Kations Bk. V. Ch. II. Art. II. 2. 
Ed. McCnlloch 1863. p. 383. 

284) Oeuvres de Fridiric le Grand, Tome I. Berlin, 1846. Des Moeurs, 
des coutumes, de Tindustrie, des progr^s de Tesprit humain dans les arts et 
dans les sciences; p. 227. 

2*5) Ibidem p. 225. 

2*^) Report from the Committee on the petitions of Watchmakers of 
Coventry etc. with the minutes of the evidence taken before the Committee 
and an appendix. 11. July 18x7. p. 47. 

2*7) Deutsche Ausgabe, S. 321, 322. 

2**) The Fortnigthly Review vol. V. N. S. p. 694. 

2*9) Deutsche Ausgabe, S. 324. 

290) Principles of Pol. Economy I, 5 §. 9. People's Edition 1867. p. 50^ 

29») Vgl. Der mala3rische Archipel von Arthur Rüssel WaücLce, Deutsch 
von Adolf Bernhard Meyer. Braunschweig, 1869. II. S. 251 — 54. 

292) Wealth of Nations, Bk. I. Ch. X. part II. Ed. McCuUoch 1863 
PP. 56, 57- 

293) Deutsche Ausgabe, S. 294. 

294) Gladstone^ Financial Statements. London 1863. S. 403. 

295) Strikes and Arbitrations etc. By Rupert Kettle^ London 1866 p. 3. 

296) Die Gewerbegerichte und das gewerbliche Schiedsgerichtswesen etc. 
von Dr. G. Eherty, Berlin 1869. S. 4. 

297) Vgl. Social Science Transactions 1859, pp. 713, 720. 

298) ifcidem p. 721. 

299) Evidence given before a select Committee of the H. o. C. on th 
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cause of strikes and the desirability of establishing equitable Councils of 
conciliation 1856. qu. 122 1 — 2. • * 

300) Extract from Report of Registrar-General of Birtlis, Deaths and 
Marriages in England for the year 1859; abgedruckt S. S. A. Rep. on T» 
S. p. 75. 

30 ') The Facts of the Cotton Famine. Bv John Watts ^ Ph. D. p. 65. 

302) Deutsche Ausgabe, S. 330 ff. 

3<*3) Dunning^ Social Science Transactions 1859 pp. 717 — 9. 

3^4) Siehe Social Science Transactions 1868 p. 526. 

305) Vgl. S. S. A. Rep. on T. S. pp. 25—7. Schon Adam Smith (Wcalth 
of Nations, I. Ch. X. Ed. McCuUoch, p. 65) war es bekannt, dass Arbeit- 
geber sich unter Geldstrafen gegenseitig verpflichteten, nicht mehr al^ 
einen gewissen Lohn zu bezahlen. 

306) The Fortnightly Review vol. L p. 108 ff. 

3^7) Siehe Volksstaat No. 6 vom 20. Januar 1872 nach der Chemnitzer 
freien Pf esse. 

308) MlcMillan's Magazine, March 1861 p. 370. 

3<>9) The Fortnightly Review vol. L p. in. 

3^0) S. S. A. Rep. on T. S. p. XVII. 

3^^) Vgl. für die Angaben über die Preislisten und den Schiedsaus- 
schuss der londoner Setzer: Report of the Journeymen Members of the 
Arbitration Committee, or Conference of employers and employed. London 
1847; femer die Aussagen qu. 1948 1 — 542, 19617—78, 19765 — 87, 19791 — 907. 

3^^) Seitdem der im Texte stehende Bericht über die Verhältnisse der 
londoner Setzer gedruckt wurde, haben sich die Nachtheile des Aufhörens 
des Schiedsausschusses im londoner Druckergewerbe praktisch gezeigt Die 
Setzer haben im Anschluss an die allgemeine Neunstundenbewegung die 
Reduction der Arbeitszeit auf 54 Stunden die "Woche und gleichzeitig eine 
Erhöhung des Tarifs um einen halben Penny per Tausend verlangt und als 
Bezahlung für Correcturen 8 d). die Stunde. Nach dem Beehive vom 30. 
März 1872 hatten damals 120 Firmen bewilligt*, die übrigen Firmen sollten, 
da es an einer Arbeitskammer fehlt, um den Streit gütlich beizulegen, durch 
eine Arbeitseinstellung zur Bewilligung jener Forderungen gezwungen werden. 

^'^'^) Siehe Minutes of Evidence taken before Select Committee on Hand- 
loom Weavers 1834; ad vocem Boards of Trade. 

3*4) Hansardf 3. Series vol. 24. p. 380. 

3*5) Report from the Select Committee on Masters and Operatives. 
15. May 1860, p. 36; qu. 378. — Die im Texte erwähnte Erklärung gab 
Prof. Fawcett qu. 11 80 — 8. 

3*^) Sessional Proceedings of the Social Science Association, 1867 — 8, 
vol. I. No. 26. p. 410. 

3*7) Citirt aus einem Briefe Mundella's, abgedruckt in Good Words, 
Nov. I. 1868 p. 709. 

3*8) Siehe Good Words, Nov. i. 1868, p. 711. 

3*9) Siehe den Gesetzentwurf abgedruckt in „Zur Geschichte der eng- 
lischen Arbeiterbewegung im Jahr 1871". Leipzig 1872, S. 71 ff. 

320) Siehe The Beehive, Jan. 20. 1872. 
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^") Scsnooal Procedin^ of the Social Scäence Associaiüm. 1S70— i, 
ToL IV. Xo. 8. p. 183. 

3^*^; Ibidem and Social Science Transactions 1870. p. 4^2. 

3>3j McMillan*f Magazine, Karch 1861, p. 368. 

3^^) In Hildebrand*s Jahibächem fär Nationalökonomie ^md Staiistik. 
XVL S. 293, 295. 

3*5j In seiner in Note 321 citiiten Abliandlxing p. 173 — 5/ 

3'^; Social Science Transactions 1868 p- 529 ff. 

>''i Arbitration as a means of pre^enting strikcs. A lectnre deL by 
A. J. MundtUa E&q^ etc. Febraanr 5dl, 1868. Bradford 1868 p. 12. 

3^^) KetÜ/i Adrcss on Trade Arbitration at 3liddlesboroiigh. Sept. 2 ist. 
1869, p. s. 
. 3*9, Abgedrückt in Good Words, Xov. i. 1868, p. 707-! 

33<>) In dem in Note 327 dtirten Vortrage p. 15. 

^^') VgL A>/lä> in der in Xote 321 citiiten Abhandlung p. 176. 

33»! KtUU, Stnkes and Arbitrations p. 23 ff. 

333^ In dem in Xote 327 citirten Vortrage p. 9. 

354j ^ehe Xote 317 and Social Science Transactions 1868, p. 590. 

335^ Siehe die in Xote 321 citicte Abhandlung pp. 180, 182. 

336) Siehe Revised Constitution of the Xational Amalgamated Asso- 
ciation of ^lalleable Iron-Workers. Darlington 1870. 

357) Siehe Xote 334 nnd den in Xote 327 citirten Vortrag, pp. 16 — 21, 23. 

^3>) VgL Social Science Transactions 1870, pp. 469 — 85. 

33 9 j Ibidem p. 475 ff. 

34<') Siehe daselbst die gleichlautenden Zeugnisse sammüicher Redner. 

pp. 465—85. 

34«) Ibidem p. 483. 

^**) VgL Concordia. Zeitschrift für die Arbeiterfrage Xo. 6. Dec 15. 
1871, S. 66. 

343) Eleventh and Final Report, p. XXXH. 

344) Auguste Comte and Positivism by J. St. ^Cä. London 1866, 
pp. 83—86. 

34 5) Ibidem p. ^, 

34^) Ibidem p. 83; vgL auch Knüs passim, z. B. S. 155 u, ff. 

^^7j y. St. MilTs Logik, deutsch von Schul, ^. Aufl. Braunschweig 
1863, S. 530 ff. 

34«) i>ie Theorie der socialen Frage. Von Dr. Ä von Scheel. Jena, 
187 1. S. 16. 

349) Vgl. ausser meiner Einleitung im ersten Bande insbesondere noch 
Arnoldf das Aufkommen des Handwerkerstandes im Mittelalter. Basel, 
1861. S. 39. 

350) Ich halte es für gänzlich verfehlt, wenn Scheel (a. a. O. S. 27) sagt, 
die Volkswirthschaftslehre habe sich zu Ende des 18. Jahrhunderts von der 
Politik emancipirt, während sie ihr früher untergeordnet gewesen wäre. Die 
Volkswirthschaftslehre war vielmehr auch zu Ende des 18. Jahrhunderts der 
Politik untergeordnet; die Grundsätze, welche für die allgemeine Politik 
damals geltend gemacht wurden, worden von den Physiokraten und Smith 
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nur auf die Volkswirthschaft ausgedehnt, und indem die Letztem die blose 
Negation der Autorität, der Leitung oder Organisation als den vollkom- 
mensten Zustand und die Lösung aller Fragen hinstellten, thaten sie, was ihre 
Zeitgenossen für die Politik und alle grossen Interessen der Menschheit thaten, 
nur speciell für die Volkswirthschaft und huldigten sie nur speciell für 
diese jener allgemeinen Verirrung ihrer Zeit, deren äusserste Grenze von 
Rousseau und dessen Schülern erreicht wurde, als sie den Zustand der 
Wildheit als das Ideal priesen, von dem die Civilisation nur eine Entartung 
sei. Auch nahm die Volkswirthschaftslehre keineswegs dadurch eine andere 
Richtung als die allgemeine Politik, da^s historisch überkommene Hemm- 
nisse der Freiheit und Gleichheit, die in dieser beseitigt wurden, in der 
Volkswirthschaft bestehen blieben. Vielmehr wurden dieselben überkom- 
menen Hemmnisse, die in der ^Politik beseitigt wurden, nämlich die 
gesetzlichen, auch in der Volkswirthschaft beseitigt. Die rein thatsächlichen 
Hemmnisse dagegen blieben in Beiden bestehen, in der Politik: die auf 
natürlichen Anlagen und auf der Erziehung, in der Volkswirthschaft: die 
auf natürlichen Anlagen und Besitzverhältnissen beruhende Ungleichheit. 
Die Dissonanz zwischen Volkswirthschaftslehre und Politik trat vielmehr 
erst dadurch ein, dass man in der Politik nach der Beseitigung der alten 
Ordnung sehr bald von den Rousseau'schen Staatsideen zurückkam, in der 
Volkswirthschaftslehre dagegen die Negiruijig jeglicher Organisation, einen 
blosen Protest gegen die vom Mittelalter überkommenen gesetzlichen Un- 
gleichheiten, zum absoluten Dogma erhob. 

35^) Vgl. auch Hermann^ staatswirthschaftliche Untersuchungen, 2. Aufl. 
S. 45, 46. 

352) xhe Fortnightly Review, vol. IIL p. 488. 

353) Einige Recensenten des ersten Bandes dieser Arbeit, welche den- 
selben sehr freundlich beurtheilten , haben doch an der Bezeichnung der 
englischen Gewerkvereine als der neuesten Entwicklung des Gildewesens 
Anstoss genommen. Einer derselben meinte, es bestehe ein Hauptunterschied 
zwischen den frühem Gilden und den englischen Ge werk vereinen, dass 
während diese von aller Politik sich fern halten, die Verfolgung politischer 
Ziele eine Hauptaufgabe jener gewesen sei. Allein dieser Einwand beruht 
auf einer Verwechslung des Wesentlichen mit dem Zufälligen. Das Wesen 
der alten Gilden wird erschöpft durch ihre im Texte gegebene Definition 
als die auf einer Unterordnung des Einzelnen unter die Gesammtheit be- 
ruhende Organisation der Selbsthülfe gleicher Interessenten, welche überall 
thätig eingreift, wo die Staatsthätigkeit gemeinsame Bedürfnisse jener Interes- 
senten entweder gar nicht oder nicht genügend befriedigt. Das Zufallige 

*sind die einzelneü Bedürfnisse, welche diese Organisation zu befriedigen 
sucht. Der Umstand, dass die englischen Gewerkvereine sich von der Po- 
litik fem halten, beruht lediglich darauf, dass unter den englischen Arbeitern 
keine solche Homogenität und Gesondertheit von den Bedürfnissen der 
andern Klassen in Bezug auf ihre politischen wie in Bezug auf ihre wirth- 
schaftlichen Bedürfnisse besteht,' und dass die englischen Arbeiter zur Be- 
friedigung ihrer politischen Bedürfnisse der Gewerkvereine nicht bedürfen. 
Auch gab es ja unter den frühern Gilden viele, die keinerlei politische 
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Tendenzen hatten; in der spatem Zeit ihrer Entwicklang fehlten diese Ten^ 
denzen sogar vollständig. — Ein andrer jener Recensenten meinte, der 
Unterschied zwischen den englischen Gewerkvereinen and den frühem Gilden 
sei der, dass während diese Meister, Arbeiter and Lehrlinge amfassten, zu 
jenen nar die Angehörigen einer Klasse gehören. Allein auch dieser Ein. 
wand geht nicht tief. Die Gilden amfassten vielmehr allzeit nar die Ge. 
sammtheit gleich Interessirter , and sobald Verschiedenheit der Interessen 
anter ihren Mitgliedern entstand, traten Absonderangen ein. So bei den 
alten Bürgergilden, so bei den Zünften. Sobald eine besondere Arbeiter- 
klasse za entstehen beginnt, sehen' wir die Entstehung besonderer Arbeiter- 
gilden. Allerdings gehörten die Arbeiter auch alsdann noch zur Zunft, 
aber mehr als Unterthanen derselben denn als gleichberechtigte Gildegenossen. 

354) Seitdem ich die im Texte stehenden Zeilen zum Druck gegeben, 
hat die Bewegung der ländlichen Arbeiter in Warwickshire den Inhalt der- 
selben bewahrheitet. (Vgl. die A. Allg. Zeitung vom 30. März 1872). Diese 
Arbeiter haben regelrechte Coalitionen ähnlich denen der industriellen Ar- 
beiter gebildet, und „verlangen, statt wöchentlich 12 Sh. für das Familien- 
haupt, ein Minimum von 16 Sh., während die Farmer entweder gar keine 
Erhöhung oder nur eine solche von i bis höchstens 3 Shilling zugestehen 
wollen, und eine Liga zu bilden suchen, um jeden Arbeiter, welcher der 
neugestifteten „Union" beigetreten ist von ihren Besitzungen auszuschliessen. 
Die „Union" zählt aber bereits 24 Zweigvereine mit 2000 Mitgliedern in 
Warwick und den umliegenden Shires, namentlich auch in Oxfordshire**. 
Nach dem londoner Arbeiterorgane The Beehive, vom 30. März 1872, sagte 
ein Arbeiter-Redner auf einer Versammlung der Coalirenden, „das Land 
schreite in socialer und commcrcieller Hinsicht vorwärts und jede Klasse 
scheine Verbesserungen zu erlangen ausser den Ackerbauarbeitern, welche 
eine unterdrückte und zertrampelte Race von Menschen seien", und ein 
anderer Redner sprach von der bessern Zeit, welche seine Klasse erleben 
würde. Also in Allem genau dieselbe Bewegung wie die der gelernten ge- 
werblichen Arbeiter. Dabei ist seit Aufhören der irischen Einwanderung 
in die Agriculturdistricte Englands, welche mit den heimischen Arbeitern 
bisher concurrirten, auch möglich, dass Unionen unter den englischen Acker- 
bauarbeitern Bestand haben. Selbstverständlich hat der londoner Gewerk- 
vereinsrath beschlossen, diese Bewegung der ländlichen Arbeiter zu unter- 
stützen, und zwar wurde von den Rednern auf der Versammlung desselben 
geltend gemacht, dass diese Unterstützung eine Pflicht der gesammten Ar- 
beiterklasse sei, dann dass es auch im Interesse der gewerblichen Arbeiter 
liege, die Lage der ländlichen Arbeiter zu heben, um deren Hereinströmen in 
die Städte zu hemmen und ihre Kaufiahigkeit zu mehren. 

355) Wealth of Nations IV, 8. Ed. McCulloch, London 1863, p. 298. 

356) y. G, Hoff mannt Nachlass kleiner Schriften, S. 108, 170— 211, 
344—5; Befugniss zum Gewerbbetriebe, S. 388 ff., S. 399 ff., S. 410 — 9. 

357) Vgl. auch Zur Geschichte ^ der englischen Arbeiterbewegung i. J» 
1871, S. 40. 

358) On Combinations of Trades. London 1831, p. 58. 

359) The Fortnightly Review, vol. UL p. 491. 
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360) The Fortnightly Review, N. S., voL V. p. 355. — Einen Lösungs- 
versuch, der in der Regel zu dem Genossenschaftswesen hinzugerechnet wird, 
obwohl er sich vor demselben dadurch auszeichnet, dass er die Arbeitgeber 
als Klasse bestehen lässt: die Betheiligung der Arbeiter am Kapital und 
Gewinn, habe ich im Texte gar nicht erwähnt. Es geschah dies nicht, weil 
ich etwa gegen denselben eingenommen wäre. Ganz im Gegentheile halte 
ich diese Betheiligung, wenn sie so stattfindet, dass die Arbeiter ausser 
einem stetigen, ihre tegelmässigen Bedürfnisse deckenden Lohne noch Antheil 
am Gewinne erlangen für äusserst wünschenswerth. Allein dieser Versuch, 
so bewundemswerth seine Resultate sind, wo er durchgeführt ward, hängt 
lediglich von der Initiative der Arbeitgeber ab, und hat dem entsprechend 
nur erst in so wenigen Fällen stattgefunden, dass er eine Bedeutung als 
Mittel zur wirthschaftlichen Hebung der Gesammtheit der Arbeiterklasse, 
d. h. zur Lösung der wirthschaftlichen Seite der heutigen socialen Frage, 
nicht in Anspruch nehmen kann. 

36 1) Vgl. auch y. G, Hoffmann^ Nachlass S. 244, 245; auch S. 198, 199; 
ferner Thmnas Carlyle, Fast and Present, Book IV. Ch. IV. 

3^^) Ueber die Folgen, welche der Sturz von Overend and Gurney im 
Jahre j866 und der Zusammenbruch der durch dieses Bankhaus geförderten 
rücksichtslosen Speculation für die englischen Arbeiter hatte, vgl. Band I. 
S. 207; femer qu. 16738—9, 16821— 4, 16876 — 7, 19728 u. a. m. 

-^^•3) Hermann^ Staatswirthschaftliche Untersuchungen, 2. Aufl. S. i. 



